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Vorbemerkung.

I. Bezeichnungder Quellen. Die Verfassungsurkundevom

4. September 1831 erschien in der „Gesetzsammlung für
das Königreich Sachsen“. Nach Bekanntmachungvom 28sten
December 1831 (Gesetzsammlung1831 S. 366) sollte diese vom

1. Januar 1832 den Titel führen „Sammlung der Gesetze
und Verordnungen für das Königreich Sachsen“". Laut
Gesetzesvom 6ten September 1834 (s. Sammlung der Gesetze
u. s. w. 1834 S. 189) änderte sich der Titel des amtlichen Pu-
blikationsorgans vom 1. Januar 1835 an; er lautete von da an

„Gesetz= und Verordnungsblatt für das Königreich
Sachsen". Diesen Titel hat es bis heute behalten. Die fol-
gende Ausgabe citirt: „Gesetzsammlung“, „Sammlung der

Gesetze"“ (1832—1834), „Gesetz= und Verordnungsblatt“
(von 1835 an).

II. Inkrafttreten der Rechtssätze.
1. Das Gesetz, die Bekanntmachung der Gesetze und

Verordnungenbetreffend; vom6ten September1834
(Sammlung der Gesetze1834 S. 189 ff.) bestimmt in § 4:

„Nach den, in das Gesetz=und Verordnungsblattaufgenomme-
nen, gesetzlichenund andern Anordnungenhat Jeder, den es

angeht, sichzu achten, sobald er Kenntniß davon erlangt
hat, dafern nicht ein spätererZeitpunkt, mit welchem die
Wirksamkeit eintreten soll, angegebenwird“; und in §95:
„Jedem Stück des Gesetz=und Verordnungsblattes wird
der Tag, an welchemdie letzteAbsendungdesselbenSeiten
der Redaktion erfolgen kann, aufgedrucktund es soll mit

Anfang des funfzehnten Tages von dem folcher-
gestalt bemerkten Tage an, diesen nicht mit ge-
rechnet, jedes, in dem ausgegebenen Stücke ent-

haltene Gesetz oder Verordnung für in dem

ganzen Lande publicirt erachtet werden".
Diese Bestimmung hat gegolten bis zum 31. De-

cember 1884. Deßhalb ist in der Folge bei
den Gesetzen bis 1884 einschließlich der letzte
Tag der Versendung und der 15. Tag nach dem-
selben angegeben. ·-

2. Das Gesetz, die Bekanntmachung,von Gesetzen
und Verordnungen betreffend; vom 1. Mai

Deutsche Staatsgrundgesetze.VI. 4. Aufl. 1



2 Vorbemerkung.

1884 (Gesetz=und Verordnungsblatt 1884 S. 134. 135),
in Kraft vom 1. Januar 1885 an, bestimmt in § 2:

„Die verbindlicheKraft der in dem Gesetz=und Verord-

nungsblatte verkündigten gesetzlichenund sonstigenAnord-

nungen beginnt mit dem vierzehnten Tage nach
Ablauf des Tages, an welchem das betreffende
Stück des Gesetz= und Verordnungsblattes in
Dresden ausgegeben worden ist, sofern nicht im

einzelnenFalle ein anderer Zeitpunkt bestimmt ist.
Jedes Stück enthält die Bezeichnungdes Tages der

Ausgabe.“ .

Deßhalbist in der Folge bei den Gesetzenvom 1. Ja-
nuar 1885 an der Tag der Ausgabe und der 14. Tag
nach demselbenangegeben.

III. Die Verfassungsänderungen.
A. Verfassungsgesetze. Nach der Verfassungsurkunde

§5152 sind „Abänderungen oder Erläuterungen in den Bestim-
mungen der Verfassungsurkunde“ und „Zusätze zu derselben“ an

Voraussetzungengeknüpft, die ihr Zustandekommenerschwerenund

als innerlich notwendig gewährleisten sollen. Alle Verfassungs-
änderungenmüßten also „Verfassungsgesetze“sein. Und sie sind es

auch mit Ausnahmeder vierten. Diese ist nicht strengder Verfassung
entsprechendin den Formen des einfachenGesetzesergangen.

B. Der Text der Verfassungist zu zwölf verschiedenenMalen
einer Abänderung unterzogen worden, und die meisten dieser Ab-

änderungengreifen über einzelneSI hinaus. Um dem Texte das

mögliche Maaß von Übersichtlichkeitzu wahren, stelle ich hier diese
Abänderungsgesetzegenau zusammen.

1. Erste Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen,81e#sStück vom Jahre 1846. S. 64.

427.) Gesetz, das Abtreten der Minister und

Königlichen Commissare bei den Abstimmungen
in den ständischen Kammern betreffend; vom

loten Juni 1846. Letzte Absendung:am 4ten Juli
1846. Der 15. Tag danach ist der 19. Juli 1846.

Betrifft allein den § 134. -

Dieß Gesetz ist aufgehoben durch die neunte

Verfassungsänderung.
2. Zweite Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-

blatt f. d. K. Sachsen, 29stes Stück vom Jahr 1848. S.
219—226. M 83) Provisorisches Gesetz wegen



Vorbemerkung. 3

einiger Abänderungen der Verfassungsurkunde
vom Aten September 1831; vom 15ten November
1848. Letzte Absendung: am 25sten November 1848.
Der 15. Tag danach ist der 10. December.

Betrifft die §I# 63—76. 81. 90. 91. 92. 101. 103.
107. 109. 116. 118. 120. 128. 129. 131. 132. 143,
also 30 §S. Die §6563—76 werden aufgehobenund

durch andere ersetzt, die übrigen 99 werden nur geändert.
Dieß Gesetz ist vollständig aufgehoben durch die

vierte Verfassungsänderung, welche den alten Text
der Verfassung in diesen 6559wieder herstellte.

Der Ubersichtlichkeithalber sind deßhalb die zweite und
die sie annullirende vierte Anderungin die „Beilage zum
Verfassungstext“verwiesen.

3. Dritte Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen, 9142/2Stück vom Jahre 1849. S. 57.
58. M. 30) Gesetz, die Abänderung der 85 85 und
120 der Verfassungsurkunde betreffend; vom

31sten März 1849. Letzte Absendung: am 17ten April
1849. Der 15. Tag danach ist der 2. Mai 1849.

4. Vierte Verfassungsänderung. Ausnahmsweisekein „Ver-
fassungsgesetz".Gesetz=und Verordnungsblatt f. d. K.
Sachsen, 17## Stück vom Jahre 1850. S. 199. 200.
. 60) Gesetz, die provisorischen Gesetze vom

15ten November 1848 betreffend; vom löten August
1850. Letzte Absendung: am 19ten August 1850. Der
15. Tag danach ist der 3. September 1850.

Dieß Gesetz hebt das oben s. 2 genannte auf, und

stellt „bis zu der definitiven Revision der Verfassungsur-
kunde“ die durch das Gesetzv. 15. November 1848 „außer
Wirksamkeit gesetztenBestimmungender Verfassungsurkunde
. Wieder in Kraft".
Betrifft dieselben30 68 wie das unter 2 genannte Gesetz.

5. Fünfte Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen, 116# Stück vom Jahre 1851.

S. 122—125. M. 38) Gesetz, eine Ergänzung und

theilweise Abänderung der Paragraphen 89, 96,
98, 102, 103, 104 und 105 der Verfassungsur-
kunde vom 4ten September 1831 betreffend;
vom 5ten Mai 1851. Letzte Absendung: am 22sten
Mai 1851. Der 15. Tag danach ist der 6. Juni1851.

153
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Das Gesetz ist laut seines 5 8. „als ein integrirender
Theil der Verfassungsurkundeanzusehen“.

6. SechsteVerfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen, 1 1#e#§Stück vom Jahre 1860.
S. 176. 177. W. 80) Gesetz, die Abänderung einer

Bestimmung des Gesetzes vom 5ten Mai 1851

betreffend; vom 27sten November 1860. Letzte
Absendung: am 15ten December 1860. Der 15. Tag
danach ist der 30. December. Das Gesetzist lant seines
§ 3. „als ein integrirender Theil der Verfassungsurkunde
anzusehen“.

Betrifft den § 6 des Gesetzesvom 5ten Mai, also §5103

der Verfassung.
7. Siebente Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-

blatt f. d. K. Sachsen, 12tes Stück vom Jahre 1861.
S. 286.287. M. 103) Gesetz, einige Abänderungen
der Verfassungsurkunde vom 4ten September
1831 betreffend; vom 19ten October 1861. Letzte
Absendung: am 7ten November 1861. Der 15. Tag
danach ist der 22. November.

Betrifft die §§ 68. 71. 74 und 75 der Verfassung.
8. Achte Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-

blatt f. d. K. Sachsen. 32. Stück vom Jahre 1868.
S. 1365—1368. M. 178. Gesetz, einige Abände-

rungen der Verfassungsurkunde vom 4. Septem-
ber 1831, sowie der Nachtragsgesetze zu der-

selben vom 5. Mai 1851 und 19. October 1861

betreffend; vom 3. December 1868. Letzte Ab-

sendung: am 22. December 1868. Der 15. Tag danach
ist der 6. Januar 1869. Das Gesetz ist „als ein inte-

grirender Theil der Verfassunganzusehen“.
Es betrifft die 95 1. 33. 35. 63 s. 13. 65. 66. 68.

69. 70. 71. 76. 89. 90. 123. 128 Abs. 1 und 129 der

Verfassung,also 16 65. «-

9. Neunte Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen. 18. Stück vom Jahre 1874. S. 393.
394. J. 148. Gesetz, einige Abänderungen der

Verfassungsurkunde vom 4. September 1831
betreffend; vom 12. October 1874. Letzte Absen-
dung: am 30. October 1874. Der 15. Tag danach ist der

14. November 1874. Das Gesetzist „als ein integriren-
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der Theil der Verfassungsurkundeanzusehen“.Es ist er-

lassen im Zusammenhangemit der Landtagsordnungvom

12. October 1874.
Es betrifft die 65 67 Abs. 2 u. 3. 72. 83. 114. 116.

120. 123. 124. 125. 126. 132. 134. 136, also 13 66
der Verfassung.

10. Zehnte Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen.7. Stück vom Jahre 1888. S. 109.
110. Nr. 27. Gesetz, einige Abänderungen der

Verfassungsurkunde vom 4. September 1831

betreffend; vom 13. April 1888. Ausgegebenden
20. April 1888. In Kraft vom 4. Mai 1888.

Betrifft die 6§ 20 und 21 der Verfassung.
11. Elfte Verfassungsänderung. Gesetz=und Verordnungs-

blatt f. d. K. Sachsen. 6. Stück vom Jahre 1892. S. 127.
128. Nr. 40. Gesetz, Abänderungen des Nachtrag-
gesetzes vom 3. Dezember 1868 zur Verfassungs-
urkunde vom 4. September 1831 betreffend;
vom 20. April 1892. Ausgegebenden 16. Mai 1892.
In Kraft vom 30. Mai 1892.

Betrifft die 88 68 und 71 der Verfassung.
12. Zwölfte Verfassungsänderung.Gesetz=und Verordnungs-

blatt f. d. K. Sachsen. 14. Stück vom Jahre 1902.
S. 247. 248. Nr. 55. Gesetz, die Tagegelder der

Landtagsabgeordneten betreffend; vom 30. Juni
1902. Ausgegebenden 14. Juli 1902. In Kraft vom

28. Juli 1902.

Betrifft den 9 120 der Verfassung (undden § 38 Abf. 3

der Landtagsordnungvom 12. Oktober 1874).
13. DreizehnteVerfassungsänderung.Gesetz=und Verordnungs-

blatt f. d. K. Sachsen. 12. Stück vom Jahre 1909. S.339.
340. Nr. 36. Wahlgesetz für die zweite Kammer
der Ständeversammlung; vom 5. Mai 1909. Aus-

gegebenden 15. Mai 1909. In Kraft vom 29. Mai 1909.

Betrifft die 85 68 und 71 der Verfassung.
IV. Einrichtung der Ausgabe. Die folgendeAusgabegeht

durchwegvon dem ursprünglichenVerfassungstexteaus und giebt bei
den einzelnen66 in geschichtlicherFolge die Abänderungenan. Nur
die zweiteund die sie wieder rückgängigmachendevierte Verfassungs-
änderungsind dem Texte ferngehalten(s.oben s. III 2) und in die Bei-

lageverwiesen. Was formell aufgehobenist, stehtzwischenzwei .



S. 236.

[Gesetzsammlung
für das

Königreich Sachsen.
40.

61.) Gesetz
zu Bekanntmachungdes Landtagsabschiedsund der Ver-

fassungsurkunde;
vom 71en September 1831.

Wa, Anton, von GO# Gnaden, König von

Sachsen2c. 2c. 2c.

und

Friedrich August,Herzogzu Sachsen2c.

thun hiermit kund:

Der am üstenMärz diesesJahres wieder eröffneteLand-
tag ist, durch den Abschiedvom 4ten September, beschlossen
und die zwischenUns und Unsern versammelt gewesenenge-
treuen Ständen errichtete Verfassungsurkundeist an erstere
feierlich ausgehändigetworden.

Wir bringen demnachden Inhalt des Landtagsabschieds
sowohl, als der Verfassungsurkunde,durch beiliegendenAb-
druck zur allgemeinenKenntniß und lassen zugleich die be-
sagte Urkunde selbst und die in dem Abschiedeenthaltenen
einzelnen Bestimmungenhiermit als Gesetzins Land ergehen,
indem Wir allen Behörden und Obrigkeiten befehlen,die Vor-

schriftenund GrundsätzedieserVerfassungin den Grenzenihres
amtlichen Wirkungskreises zu beobachtenund in Anwendung
zu bringen; wie denn auchUnseregesammtenUnterthanen, ein
Jeder in seinenVerhältnissen, sich darnach zu achtenhaben.

1 In der Oberlausitz bewendet es, wegen der dasigenfür
sichbestehendenProvinzial-Verfassung, bei Unserer im Land-
tagsabschiedeenthaltenenErklärung.
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Urkundlich haben Wir dieses Gesetz,welches, nebst dem
Landtagsabschiedeund der Verfassungsurkunde, in der durch
das Generale vom 13ten Juli 1796 und das Mandat vom
19ten März 1818 vorgeschriebenenMaße, bekannt zu machen
ist, eigenhändigunterschriebenund mit dem KöniglichenSiegel
bedrucken lassen. .

So geschehenzu Dresden, am 7ten September 1831.

Anton.

Friedrich August,H. z. S.

(L. S.) Bernhard August von Lindenau.

D. Maximilian Günther.

Landtagsabschied.
Wag Anton, von GO# Gnaden, König von

Sachsen2c. 2c. 2c.

und

FriedrichAugust,Herzogzu Sachsen2c.

urkunden und fügen hiermit zu wissen:

Nachdem wir uns bewogen gefunden, Unsere getreuen
Stände an Prälaten, Grafen und Herren, denen von der
Ritterschaft und Städten, auf den 1sten März diesesJahres,
zur Fortsetzung der im vorigen Jahre gehaltenen und unterm
Sten Juli vorigen Jahres vertagten Landesversammlunganhero
zu berufen und ihnen, mittelst Decrets vom erstgedachtenDato,
den Entwurf zu einer Verfassungsurkundefür das Königreich
Sachsenzur Berathung und Erklärung vorzulegen, so t es,
durch die hierüber zwischenUns und getreuer LandschaftStatt
gefundenenVerhandlungen, insonderheit durch die von letzterer
unterm 19ten Juli, 26sten und 27sten August gegebenenEr-
klärungen und Unsere unterm 10ten und 29sten August darauf
ertheilten Decrete, dahin gediehen, daß gedachteVerfassungs-
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urkunde von Uns und der getreuen Landschaft, unter wechsel-
seitigemEinverständnisse,nach deren nunmehrigemInhalte an-

genommen worden ist.
Wir haben, um Unsern im Decrete vom 1stenMärz dieses

Jahres kund gethanenEndzweckzu erreichen,im Laufe dieser
jetzt beendigtenVerhandlungen es nicht an der Geneigtheit er-

mangeln lassen, den WünschenUnserer getreuen Stände, in
Hinsicht mehrerer zum Theil wichtigerBestimmungendes ihnen
vorgelegtenEntwurfs, nachzugeben,und Uns im Betreffmehre-
rer, Uns und Unserm Hause zukommendenGerechtsamenzu
noch ausgedehnterenZugeständnissenbereit erwiesen. Wenn
Unsere getreue Landschaft hierin den thatsächlichenBeweis er-

kannt haben wird, daß Wir, frei von mißtrauischen Besorg-
nissengegen die uns Selbst aufgelegtenBeschränkungeneiner
constitutionellen Verfassung, den aufrichtigen Wunsch hegen,
Unser eigenes, Unserer Nachfolger und Unsers gesammten

LausesInteresse und Wohlfahrt auch für die nkunfemit dem
ohle, dem Vertrauen und der Liebe Unsers Volks durch die

engstenBande verknüpft zu sehen,so haben auchdie getreuen
Stände ihrer Seits die Schwierigkeiten glücklich zu besiegen
gewußt, welchedie Behandlung eines in seinemGegenstande
und seinen Folgen so hochwichtigenWerks in der natürlichen
Verschiedenheitder Meinungen, und in der mit vielseitiger
Umsicht zu lösendenAufgabe finden mußte, die mannigfachen
Interessenzeitheriger, in anerkannter Wirksamkeit bestandener
Rechtsverhältnissein dem gemeinschaftlichenStrebepunktedes

allgemeinbehettenWunsches nach Begründung einer zeit-
gemäßen,auch die Zukunft sicherndenVersafsungzu vereinigen.

Wir vollenden das Geschäft des bisherigen Landtags
durch die jetzt bevorstehendeAushändigung der von Uns eigen-
händig vollzogenenund mit dem Königlichen Siegel versehenen
Original-Verfassungsurkunde, deren verwahrlicheBeilegung im

ständischenArchive Wir der getreuen Landschaftüberlassen.
In Gemäßheitdessen,was in dieserUrkunde §. 22. in-

sonderheit wegen der dem jedesmaligenRegentengebührenden
Civilliste verfassungsmäßigfestgesetztund zugleichvon den ge-
treuen Ständen, mit Beziehung hierauf, unterm 19ten Julie
diesesSahreserklärt worden ist, nehmen Wir serdurchdie
Uns für UnserebeiderseitigeRegierungszeitzugesicherteCivil-
liste von jährlich

Fünfmalhundert Tausend Thalern —. — nebst
dem transitorischen Zusatzevon
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Funfzig Tausend Thalern auf das Jahr 1832.

Vierzig Tausend Thaleen 13833.

DreihiTausend Thalen 48834.

CwanzgTausend Thalen 1835.

ehn Tausend Thalern „„ „ 1836.

so wie die Uns, dem Prinzen Mitregenten, auf die Dauer
Unserer Mitregentschaft ausgesetzten

Zwanzig Tausend Thaler —. —.

jährlich, vom 1stenJanuar 1832 an laufend, als verabschiedet
nochmals an, und versicherndagegendie Erfüllung der über
die Vereinigungaller derjenigenGegenstände,wofür dieseCivil-
liste als Aequivalentzu betrachten ist, mit dem Staatsgute,
in der Verfassung§. 22. enthaltenen Bestimmungen.

Den getreuen Ständen Unsers Markgrafthums Oberlausitz
von Land und Städten wiederholenWir hierdurch die bereits
in dem Decrete vom 10ten August enthalteneZusicherung,daß
über die Ausführung der im Zusammenhangemit der neuen

Verfassungunentbehrlichnöthigen sowohl, als der im Bezug
auf dieselbewünschenswerthen Veränderungenin der auf dem
Traditionsrecessevom 30stenMai 1635 und sonst beruhenden
Particular-Verfassungund Verwaltung der Oberlausitz, beson-
dere Verhandlungen mit ihnen Statt finden werden, und er-

klären hierbei zugleich, daß dieseBestimmung und Zusicherung
für alle Theile eben so verbindlich seyn solle, als ob sie in
die Verfassungsurkundeselbst aufgenommenworden wäre.

Wir werden hiernächst die Verfassungsurkunde, deren
Wirksamkeit mit ihrer Aushändigung an die getreuen Stände
eintritt, ohneAnstand, mittelst besondernMandats, als Gesetz
publiciren, und gleichergestaltdas mit den Bestimmungender-

selbenüber die Bildungder landständischenKammern in Ver-
indung stehendeWahlgesetzin der Maße, wie selbigesseinem

Inhalte nach die Zustimmung der getreuenLandschaftgefunden
hat, ins Land ergehenlassen.

Was die durch die Verfassungsurkundebedingten organi-
schenEinrichtungen, insbesondere die Bildung der Ministerial-
Departements und des Gesammt-Ministerü, a6wie die hiervon
als Folge! abhängigeUmformung der seitherigenobern Landes-
behördenbetrifft, so wird hierzu unverzüglich verschrittenund

hierbei, mit gleicherRücksicht auf den ungestörtenFortgang
der laufenden Geschäfteund die Ausführung der Grundsätze
derVerfassung,die Reorganisationder Behördennachund nach
ins Werk gesetztwerden, bis dahin aber, wo die vorgedachte

S. 239.
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Ministerial-Einrichtung zur Ausführung gelangt, wird die in der
neuen Verfassungbegründeteministerielle Verantwortlichkeit den,
nach dem immittelst fortbestehendenGeschäftsgange,UnsereBe-
fehlecontrasignirendenKabinets-Ministern zufallen. Wir werden
auch, sobald die dazu nöthigen Vorarbeiten gesammeltseyn
werden, die Einberufung der neuen Stände veranstalten.

Bis mit den letztern, nach den Vorschriften der Ver-
fassungsurkunde, über die künftige Aufbringung der Staats-
bedürfnisseVereinigung getroffen seyn wird, bleiben die beim

vorigen Landtage von der getreuen Landschaft unterm 19#t###
und 22sten Juni 1830 erfolgte, durch Decret vom gien Juli
desselbenJahres acceptirte, und bis zum 3 1en December 1833

reichendeLandesbewilligung,das darnachunterm 27 ken September
erstgedachtenJahres erlasseneSteuerausschreibenund die darauf
gegründeteZahlungsordnung der Steuercassenbei Kräften, letz-
tere jedochmit Ausnahme derjenigenZahlungen und Ab= und
Zurechnungenzwischenden zeither fiscalischenund den Steuer-

bassen.welche durchden mit dem 1stenJanuar 1832 zusbenderAbtrag der Civilliste, sowie durchdie nach§. 19. der Verfassungs-
urkunde eintretende Vereinigung beider zeithergetrennten Fonds
zu Einer allgemeinen Staatscassein Wegfall kommen werden.

Da auch die Garantie und der Credit der landschaftlichen
Schulden mit auf dem ununterbrochenenFortbestehenständischer
Mitwirkung bei der Verwaltung der Steuer-Credit-Casse be-

ruhet, so haben Wir den getreuen alterbländischenStänden
im Decrete vom 151e Augüstdieses Jahres bereits Unsere In-
tention zu erkennen gegeben, daß die bisher zu gedachterCasse
verordnete landschaftlicheDeputation so lange in ihrer ver-

fassungsmäßigenWirksamkeit verbleiben möge, bis sie ihren
Auftrag in die Händedes nachK. 107. der Verfassungsurkunde
von den einzuberufendenneuen Ständen zur Verwaltungder
Staatsschulden-Cassezu erwählenden Ausschusseswird nieder-

legen können, und Wir bestätigendaher, zugleichin Genehmi-
gung der von den alterbländischengetreuen Ständen unterm
ZUsten August eingereichtenErklärung, Unserer Seits die An-
erkennung ihres bis dahin noch dauernden Auftrags, so wie
das Fortbestehender zur Leitung der auf die Rückzahlungder

vierprocentigensürbisenAnleihe Bezug habendenAngelegen-
heiten ernannten ständischenDeputation.

Wenn endlich von den getreuen Ständen der Antrag ge-
stellt worden ist, die aufbisherigemverfaflungsmäßigenege
mit ihnenberathenenGesetzeohne weitere W itwirkung einer
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künftigen Ständeversammlung ins Land ergehenzu lassen,so
sind Wir, in Betracht des Uns diesfalls zustehenden,in der
bisherigen VerfassungunbezweifeltbegründetenRechts, geneigt,
diesem Antrage,soweit es als nützlicherscheint,zuwichohren,
und behalten Uns, dieses in den bisherigenFormen zu thun,
hiermit ausdrücklich vor: Unter diesenGesetenzeichnetsich
vorzüglich ldasjenige, welchesüber Ablösung der Frohndienste
und Servituten. so wie über die Gemeinheitstheilungenerlassen
werden soll, als ein für die allgemeineLandezwohlahrthöchst
wichtiges aus, welches zugleich, nach vielfachen, aus allen
Gegendendes Landes an Uns gelangten Bitten, der Gegen-stand allgemeinerWünsche geworden ist. Da nun bei Ab-
fassungder hierauf sichbezichendenEntwürfe, die auf gleiche
Schonung Anspruch habenden Interessen der Berechtigtenund
Verpflichteten, nach Grundsätzendes Rechts und der Billigkeit
beiderseitsin Obacht genommen worden sind, dieseUnsereIn-
tention auch von den getreuen Ständen in der eingereichten
Schrift mit Uns übereinstimmendim Allgemeinen anerkannt
worden ist, so sind Wir entschlossen,namentlich auch dieses
Gesetz,sobald als die noch erforderliche Revision des den ge-
treuen Ständen vorgelegenenEntwurfs desselbenes thunlich
machenwird, ergehenzu lassen.

Wir entlassenhierauf sämmtlichanwesendegetreue Stände
an Prälaten, Grafen und Herren, auchRitterschaftund Städten,
unter dem wiederholtenAusdrucke gnädigsterZufriedenheit mit
den von ihnen auch bei dieser letzten Berathung an den Tag
gelegten, dem Besten des Landes zugewendetenBemühungen,
und mit der VersicherungKöniglicher und Fürstlicher Huld,
Liebe und Gnade, womit Wir ihnen sammt und sonders jeder-
zeit wohlbeigethan verbleiben.

Dessen allen zu Urkund haben Wir diesenLandtagsab-
schiedeigenhändigunterschriebenund Unser Königliches In-
siegel vordrucken lassen.

Gegebenzu Dresden, den 4u September 1831.

Anton.

Friedrich August,H. z. S.

(L. S.)
Gottlob Adolf Ernst Nostitzund Jänckendorf.

·

D. Johann Daniel Merbach.

S. 240.
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1.1 Vom
Königreiche.
Einheit und
Untheilbar-

keit desselben.

[Verfassungsurkunde
des

Königreichs Sachsen.

Won, Anton, von GOLES Gnaden, König von

Sachsen2c. 2c. 2c.

und

FriedrichAugust,Herzogzu Sachsen2c.

thun hiermit kund, daß Wir, in Folge der von Unsern ge-
treuen Ständen wiederholt ausgesprochenenJünscheund mit
Rücksichtauf die in andern Staaten des Deutschen Bundes
bereits getroffenenund durch die Erfahrung bewährtgefundenen
Bestimmungen, die Verfassung Unserer Lande, mit Beirath

zunZustimmung der Stände, in nachfolgenderMaße geordnet
aben.

Erster Abschnitt.

Von dem Königreicheund dessenRegierungim Allgemeinen.
S. 1.

Das Königreich Sachsen ist ein unter Einer Verfassung
vereinigter, untheilbarer Staat # des DeutschenBundes #.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. I Abs. 2 hebt die Worte
„des DeutschenBundes“ auf.
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S. 2.

Kein Bestandtheil des Königreichs oder Recht der Krone ##nperäußer.
le ohneJustimmungder Stände auf irgend eine Weisever- täußert werden. *nmrsss

Grenzberichtigungenmit benachbartenStaaten sind hier-
unter nichtbegeiffen,wenn nicht dabei Unterthanen abgetreten
werden, welcheunzweifelhaft zu dem Königreichegehört haben.

18. 3. S. 242.

Die Regierungsform ist monarchischund es bestehtdabei Regierungs—
eine landständischeVerfassung. form.

K. 4.

Der König ist das souveraine Oberhaupt des Staats, 2) Vom
vereinigt in sich alle Rechte der Staatsgewalt und übt sie #e

unter den durchdie VerfassungfestgesetztenBestimmungenaus.
Seine Person ist heilig und unverletzlich.

S. 5.

Der König kann, ohne Zustimmung der Stände, weder
zugleichOberhaupt eines andern Staats werden, Erbanfälle
ausgenommen, noch seinenwesentlichenAufenthalt außerhalb
Landes nehmen.

§. 6

Die Krone ist erblich in dem Mannsstamme des Sächsi-mErbfolgedes

schenFürstenhauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und Sihschen
er agnatischenLinealfolge, vermöge Abstammungaus eben- hauses.

bürtiger Ehe.

S. 7.

In Ermangelung eines durch Verwandtschaft oder Erb-Fernere Erb.

verbrüderungzur NachfolgeberechtigtenPrinzen gehtdie Krone folge

auf eine, aus ebenbürtigerEhe abstammende,weibliche Linie,
ohneUnterschieddes Geschlechts,über. Hierbei entscheidetdie
Nähe der Verwandtschaft mit dem zuletzt regierendenKönige,
bei gleicherNähe das Alter der Linie und in selbiger, das
Alter der Person. Nach dem Uibergange gilt wieder der Vorzug
des Mannsstamms in der Primogeniturordnung.
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S. 8.

Der König wird volljährig, sobald er das achtzehnteJahr
zurückgelegthat.

C. 9.

Eine Regierungsverwesungtritt ein

während der Minderjährigkeit des Königs, oder wenn

derselbean der Ausübung der Regierung auf längere
Zeit verhindert ist, und für die Verwaltung des
Landes nicht selbst Vorsorge getroffen hat, oder
treffen kann.

In beiden Fällen wird die Regierungsverwesungvon dem
der Thronfolge nächstenvolljährigen Agnaten geführt.

Sie bestehtnur auf solange, als der König an der Aus-
übung der Regierung behindert ist, und deren Eintritt und
Schluß wird gesetzlichbekannt gemacht.

F. 10.

Sollte sich bei einem zunächst nach dem Könige zur
Thronfolge bestimmten Familiengliede ein Linderiißzeigen,
welchesdemselbendie eigeneVerwaltung des Landesunmöglich
machen würde, so ist noch unter der Regierung des Königs
durch ein Staatsgesetzüber den künftigen Eintritt der Re-
gierungsverwesungzu entscheiden.

F. 11.

Würde der König während seinerRegierung, oder bei dem
Anfalle der Thronfolge, durch ein solchesHinderniß von der

eigenenVerwaltung des Landes abgehalten seyn, ohne daß
früher die obenbestimmteVerfügung getroffen wäre, so soll
längstens binnen sechsMonaten in einer von der obersten
Staatsbehörde(5. 41.) zu veranlassendenVersammlung sämmt-
licher im Königreiche anwesenden, nach zurückgelegtem21tn

Jahre volljährigen Prinzen des KöniglichenHauses, mit Aus-
schlussedes zunächstzur RegentschaftberufenenAgnaten, auf
vorgängiges Gutachten jener Behörde, über denEintritt der

Regierungsverwesung, nach absoluterStimmenmehrheit“ein

Befhlußgefaßt und solcher den versammelten oder außer-
ordentlich zusammenzu berufendenStänden zur Genehmigung
vorgelegt werden.
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Sind nicht mindestensdrei KöniglichePrinzen zu Fassung
eines diesfallsigen Beschlussesgegenwärtig, so werden die den
Jahren nach ältesten regierenden Häupter der Errnestinischen
Linie bis zu Erfüllung dieser Zahl zu der Versammlung
eingeladen.

« »

§.12.
Der Regierungsverweserübt die Staatsgewalt in dem Um= Gewaltdes

fange, wie sie dem Könige zusteht, unter dessenNamen ver= Neplerunze-
fassungsmäßigaus.

Veränderungen in der Verfassung dürfen von dem Re-
gierungsverweserweder in Antrag gebracht, noch, wenn sie
von den Ständen beantragt worden, gmehmit werden, als
wenn solchesvon ihm, unter Beirath des nach §. 11. consti-
tuirten Familienraths, und in Folge eines in der daselbstvor-

geschriebenenMaße gefaßtenBeschlussesgeschieht. Dergleichen
Veränderungenerhalten aber sodann bleibende Gültigkeit.

S. 13.

Der Regierungsverweserhat, insofern er nicht ein aus- Lesen,aul.
wärtierRegent ist, seinenwesentlichenAufenthalt im Lande ittu
zu nehmen.

Der Aufwand desselbenwird von der Civilliste (F. 22.)
bestritten.

S. 14.

Die obersteStaatsbehörde G. 41. bildet den Regentschafts=Regent-

rath des Regierungsverwesers, und dieser ist verbunden, in softert.

alhtnwichtigen Angelegenheitendas Gutachten derselbenein-
zuholen.

18. 15. S. 244.

In Ermangelung einer von dem Könige getroffenenAn-ziehungdes
ordnung gebührt die Erziehung des minderjährigen Königs indeeö
der Mutter, und wenn diesenicht mehr lebt, oder sich ander-
weit vermählt, der Großmutter von väterlicher Seite; jedoch
kann die Ernennung der Erzieher und Lehrer und die Fest-
setzung des Erziehungsplans nur nach Rücksprachemit dem
Regierungsverweserund dem Regentschaftsrathegeschehen.Bei
einerVerschiedenheitder Ansichten hat der Regierungsverweser
mit dem Regentschaftsrathedie Entscheidung; auchliegt diesem,
nach dem Absterben oder der anderweiten Vermählung der
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Mutter oder der Großmutter, die Sorge für die Erziehung
des minderjährigen Königs allein ob.

Die diesfallsigen Berathungendes Regentschaftsraths
werden unter dem Vorsitze des Regierungsverwesersgepflogen,
welcher bei dem

v fassendenBeschlussenur eine Stimme, je-
doch, im Falle der Stimmengleichheit, die Entscheidunghat.

Zweiter Abschnitt.

Von dem Staatsgute, so wie von dem Vermögen und
den Gebühryissendes KöniglichenHauses.

g. 16.

Das Staatsgut besteht, als eine einzigeuntheilbare Ge-
sammtmasse,aus dem, was die Krone an Territorien, Aemtern,
Kammergütern, Domainen, den dazu gehörigen Fluren, Ge-
bäuden und Inventarien, Grundstücken,Forsten und Mühlen,
Berg= und Hüttenwerken, Kuxen, Regalien, Amtskapitalien,
Einkünften, nutzbaren Rechten, öffentlichen Anstalten, Be-
ständen, Außenständenund Vorräthen jeder Art und sonst be-

sitzt und erwirbt, und es geht dasselbein seinemganzen Um-
fange auf den jedesmaligenThronfolger über. Neben demselben
bestehtdas Fideicommiß des Königlichen Hauses. Von beiden
ist das Privatvermögen des Königs und der Königlichen Fa-
milie zu unterscheiden.

S. 17.

Das Staatsgut wird durch eine den Grundsätzender Ver-
fassung gemäßconstituirte Finanzbehördeverwaltet und ledig-
lich zu Zweckendes Staats benutzt. Sein Ertrag bleibt den
Staatscassenüberlassen.

Uibrigens ist dem Könige unbenommen, eine oder die
andere Domaine, gegen Abzug einer, nach dem Durchschnitts-
Ertrage der letzten zehnJahre, bestimmtenSumme von der
Civilliste (§. 22.) au Lebenszeit zu eigner Verwaltung und
Benutzung zu übernehmen;auch bleiben die in der Beilage I.

verzeichnetenSchlösser,Paläste, Hofgebäude,Gärten und Räume
zu der freien Benutzung des Königs.

! So lange der Lehnsverband zwischendem Könige, als
Oberlehnsherrn, und seinenVasallen noch besteht,wachsendie
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heimfallenden Lehen dem Staatsgute zu; es bleibt aber dem
Könige das Recht, Erbverwandelungenzu bewilligen, Lehns-
pardon zu ertheilen, auch alle andere aus der Oberlehns-
herrlichkeitfließendeBefugnisseauszuüben. Lehnsanwartschaften
werden jedochnicht ertheilt werden.

S. 18.

Das Staatsgut ist stets in jeinenwesentlichenBestand-
theilen zu erhalten und kann daher, ohne Einwilligung der
Stände, weder durch Veräußerungen vermindert, noch mit
Schulden oder andern Lasten beschwertwerden.

Unter dem Veräußerungsverbotesind jedoch diejenigen
Veränderungennicht begriffen, welchebei einzelnenParcellen,
zu Beförderung der Landescultur, oder zu Eutfernungwahr-
genommener NachtheiledurchVerkauf, Austauschoder Ablösung,
so wie in Folge eines gerichtlichenUrtheils, oder zu Berich-

sühunzweifelhafterGränzen nöthig oder gut befundenwerden
ollten.

Die Kaufgelder sind, sobald sich eine vortheilhafte Ge-
legenheit findet, zu Erwerbung inländischen Grundeigenthums
anzuwenden,inzwischenaber auf eine andere zweckmäßigeWeise
werbend anzulegen.

Was durch eine solcheVeräußerung an Grundeigenthum,
Rechten,Einkünften oder Kaufgeldern erlangt wird, nimmt die
Eigenschaft des veräußerten Gegenstandesan und tritt an

dessenStelle.
Den Ständen ist bei jedemordentlichenLandtage (§. 115.)

nachzuweisen, was seit dem letztvorherigen vom Staatsgute
veräußert, warum die Veräußerung bewirkt, was dabei erlangt
und in welcher Maße das erlangte Kaufgeld vorschriftmäßig
angewendetworden sei.

K. 19.

Alle Bestände, Forderungen und Ansprüche des König-
lichen Fiscus gehen auf die allgemeinen Staatscassenüber.
Dagegen werden die auf ersterm haftendenSchulden und An-
sprüchealler Art von letzternzu alleinigerVertretung übernommen.

Die Rechteder Gläubiger bleiben unverletzt.

g. 20.

1 Das Königliche Hausfideicommißbesteht: 2) König-
ches Haus-

a.) aus alle dem, was zu der Einrichtung oder Zierdelu Haus
2DeutscheStaatsgrundgesetze.VI. 4.-Aufl.
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der in der Beilage unter I. verzeichnetenKöniglichen Schlösser,
Paläste, Hofgebäudeund Gärten dient, dem Mobiliar, welches
der Aufsicht der Hofämter und Hofintendanten anvertraut und
zum Bedarfe oder Glanze des Hofsbestimmt ist, den Ställen,
an Pferden, Wagen und sonstigemInventario, den Jagd-
erfordernissen,den in dem grünen Gewölbe und andern König-
lichen Sammlungen befindlichen Kostbarkeiten, Gold= und
Silbergeräthen und Porcellanen, der Gemäldegalerie,!]den
Kupferstich-, Naturalien-, Münz= und andern Kabinetten, der
Bibliothek, der Kunst-, Rüst= und Gewehrkammer.

Demselbenwächst
b.) alles dasjenige zu, was der König, während seiner

Regierung, aus irgend einem Privatrechtstitel, oder durch Er-
sparnisse an der Civilliste erworben, und worüber derselbe
unter den Lebenden nicht disponirt, ingleichen dasjenige Ver-
mögen, welchesder König vor seinerGelangung zum Throne
besessen,so wie das, was er mit diesemVermögen nachher
erworben hat, insofern von ihm über diesesVermögen weder
unter den Lebenden, nochauf den Todesfall verfügt worden ist. 1

Zehnte Verfassungsänderung. S. oben S. 5. Das
Gesetz v. 13. April 1888 bestimmt:

1.

Der §. 20 der Verfassung surkunde erhält in den
beiden ersten Absätzen folgende Fassung:

Das Königliche Hausfideikommiß besteht:
a) aus allem dem, was zu der Einrichtung oder

Zierdeder in der Beilage unter I verzeichneten
öniglichen Schlösser,Paläste, Hofgebäude

und Gärten dient, dem Mobiliar, welches der
Aufsicht der Hofämter und Hofintendanten an-

vertraut und zum Bedarfe oder Glanze des

Lofsbestimmt ist, den Ställen, an Pferden,
agen und sonstigem Inventar, den Jagder-

fordernissen, den in dem grünen Gewölbe und
anderen Königlichen Sammlungen befindlichen
Kostbarkeiten, Gold= und Silbergeräthen und
Porzellan, der Gemäldegalerie, den Kupfer-
stich-, Naturalien-, Münz= und anderen Kabi-
netten, der Bibliothek, der Kunst-, Rüst= und
Gewehrkammerz;
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b) aus demjenigen, was demselben nach §521 zu-
wächst.

Dasselbe ist Eigenthum des Königlichen Hauses, dessen
Besitz geht aber, nach der F. 6. und 7. für die Krone be-
stimmten Successionsordnungund sonst, auf den jedesmaligen
rechtmäßigenRegenten des KönigreichsSachsenüber. Dasselbe
ist von dem Lande unzertrennbar und unveräußerlich. Unter
dem Veräußerungsverbotesind jedochdiejenigenVeränderungen
nicht begriffen, welche durch Verkauf oder Austausch einzelner
Gegenständefür gut befunden werden sollten. Was durch Ver-
äußerung an Gegenständenoder Kaufgeldern erlangt wird,
nimmt die Eigenschaft des veräußerten Gegenstandesan und
tritt an dessenStelle.

Die Kaufgelder sind, sobald sich eine vortheilhafte Ge-
legenheit findet, zu Vermehrung des Hausfideicommissesan-

zuwenden. Auch steht dem jedesmaligen Regenten lediglich
unter Zustimmung der Stände das Besugnißzu, die

z
dem-

selben gehörigenKostbarkeiten, bis zur Höhe einer Million
Thaler, in außerordentlichenNothfällen zu Staatszwecken zu
verpfänden. Es ist jedoch der verpfändeteTheil desselben.so-
bald als möglich, wieder einzulösen.

Nur in den F. 105. erwähnten außerordentlichendringen-
den Fällen, wo die Einberufung der Stände durch die Um-

ständeunmöglichgemachtwird, kann eine Verpfändung des-
selben vom Könige,unter Verantwortlichkeit der ihn hierbei
berathenden Minister, auch ohne Zustimmung der Stände.
verfügt werden, und es treten alsdann die Bestimmungendes
gedachtenSs. in Kraft.

g. 21.

+#Privateigenthum des Königs ist alles dasjenige,was der-
selbevor der Gelangung zum Throne bereits besessenhat, und
mit diesemVermögen ferner erwirbt; es steht ihm darüber die

seeDisposition unter den Lebendigen und auf den Todes-
all zu.

Hat der König über diesesVermögen nicht disponirt,
Lawächtdasselbebei seinem Ableben dem Hausfideicom-
misse zu.

Uiber dasjenigeVermögen, was der König sonstwährend

seinerRegierung aus irgend einem Privatrechtstitul, oder
urch Ersparnisse an der Civilliste, erwirbt, steht demselben

27

3.) Privat-
eigenthum

des Königs.



20 Verfassungsurkundedes Königreichs Sachsen.

die freie Disposition unter den Lebenden zu, bei seinemAb-
leben aber fällt es ebenfalls dem Hausfideicommisseanheim.1.

S. 247.

4.) Civilliste.

Zehnte Verfassungsänderung. S. oben S. 5. Das
Gesetz v. 13. April 1888 bestimmt:

II

An Stelle des 821 der Verfassung tritt folgende Be-
stimmung:

821. Privateigenthum des Königs ist alles das-
jenige, was derselbe vor der Gelangung zum Throne
bereits besessen hat, sowie dasjenige Vermögen, was
er während seiner Regierung aus Privatrechtstiteln
erwirbt; es steht ihm darüber die freie Disposition
unter den Lebenden und auf den Todesfall zu.

Hat der König über dieses Vermögen nicht dis-
ponirt, so wächst dasselbe bei seinem Ableben dem
Hausfideikommisse zu.

Uber Ersparnisse an der Civilliste steht dem König
die freie Disposition unter den Lebenden zu, bei
seinem Ableben aber fallen solche eben falls dem Haus-
fideikommisse anheim.

§. 22.

Der König bezieht jährlich eine mit den Ständen, auf
die Dauer seiner Regierung, verabschiedeteSumme aus den
Staatscassen, als Civilliste, zu seiner freien Disposition in
monatlichen Raten im Voraus zahlbar.

Diese Summe ist als Aequivalent für die den Staats-
cassen,uufdie jedesmalige Dauer der Regierungszeit des

Königs, überwiesenenNutzungen des Königlichen Domainen=

guteszu betrachtenund kann, während der Regierungszeitdes
önigs, weder ohne dessenZustimmung vermindert, nochohne

die Bewilligung der Stände vermehrt, auch, als wesentliches
Bedürfniß zu Erhaltung der Würde der Krone, zu keiner Zeit
und auf keine Weise mit Schulden belastet werden.

Diese Nutzungen sollen auch den Staatscassen so lange
überwiesenbleiben, als eine Civilliste bewilligt wird, welche
der jetzt mit

«

Fünfmalhundert Tausend Thalern — —

verabschiedetenan Höhe wenigstens gleich kommt.
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Die Civilliste des mit Tode abgegangenenKönigs besteht

fartbis die seinesNachfolgers verabschiedetist, jedoch läng-
tens nur bis zur Vereinigung über ein neues Budget.

Von selbigerwerden bestritten: die Chatullengelder des
Königs und seiner Gemahlinn, die Unterhaltungs= und Er-
ziehungskostenseiner Kinder, die Gehalte aller Königlichen
Hofbeamtenund Diener, die künftig auszusetzendenPensionen
derselben, so wie ihrer Wittwen und Kinder, der gesammte
Aufwand für die Hofhaltung, den Stall, die Hofjagd und die
dazu gehörigenInventarien, den katholischenund evangelischen

Fosgortesdienft,für letztern, nach der Höhe des zeitherigen
eitrags, die Hofkapelleund Hoftheater, die Unterhaltungs-

kostender nach§. 17. dem Könige zur freien Benutzungbleiben-
den Schlösser, Paläste, Hofgebäudeund Gärten, endlich alle
hier nicht erwähnte ordentliche oder außerordentlicheHofaus-

gaben-deren Bestreitung nicht ausdrücklich auf das Staats-
udget gewiesenist.—

g. 23.

Die den dermaligenGliedern des KöniglichenHausesaus-s.) Apanagen

gesetztenApanagen, Witthümer und andern vertragsmäßigenZudnentht
Gebührnisse,Hand=und Garderobengelder,bleiben, unter Be- deGlieder
obachtung der wegen der Secundogenitur bestehendenBestim-rahenaug.
mungen, auf deren Lebenszeitunverändert und werden in das
Budget aufgenommen.

Uiber die künftig, unter Anrechnung der Secundogenitur,
zu gewährendenApanagen, Witthümer, Heirathsgüterund
andere dergleichenGebührnisseist mit den Ständen eine fest-
stehendeBestimmung zu verabschieden,welcher nachmals in
jedemeinzelnenFalle nachzugehenist, und welchein das Haus-
gesetzausgenommenwerden soll.

Ohne Einwilligung der Stände können dieseGebührnisse
nicht verändert, und nie durchUiberweisungvon Grundstücken
zur Benuzungewährt werden.

Die Entrichtungderselbenerfolgt aus den Staatscassen.
ohne Zurechnung auf die Civilliste.



22 Verfassungsurkundedes Königreichs Sachsen.

S. 248. Dritter Abschnitt.
Von den allgemeinenRechtenund Pflichten der

Unterthanen.
S. 24.

ehtere„Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Staats ver-
den Aufent= pflichtet zu Beobachtung der Gesetzedesselbenund begründet
haltimkande,dagegenden gesetzlichenSchutz.

g. 26.

2,Hetmathe-Die Bestimmungen über das Heimathsrechtund Staats-
bürgerreht,bürgerrechtbleiben einem besondernGesetzevorbehalten.

F. 26.

3.) Schutz der Die Rechteder Landeseinwohnerstehenfür alle in gleicherRechte. Maße unter dem Schutzeder Verfassung.

§. 27.

4),Freiheit Die Freiheit der Personen und die ebasrungmit dem
dernba###nEigenthume sind keiner Beschränkungunterworfen, als welche
Eigenthums.Gesetzund echtvorschreiben.

g. 28.

Wahldes Be- Jeder ist daher berechtigt, seinenBeruf und seinGewerbe
ruse. nach eigenerNeigung zu wählen und sich dazu im In= oder

Auslande auszubilden, soweit nicht hierbei ausdrücklicheGe-
setzeoder Privatrechtebeschränkendentgegenstehen.

g.29.

Wegdug. Jedem Unterthan steht der Wegzug aus dem Lande ohne
Erlegung einer Nachsteuerfrei, soweit nicht die Verpflichtung
zum Kriegsdiensteoder sonstVerbindlichkeitengegen den Staat
oder Privatpersonen entgegenstehen.

g. 30.

Waffendient. Die Verpflichtung zu Vertheidigung des Vaterlandes und
die Verbindlichkeit zum Waffendienste allgemein; es finden
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dabei keine andern, als die durch die GesetzebestimmtenAus-
nahmen Statt.

S. 31.

Niemand kann gezwungen werden, sein Eigenthumoder #ebtru#
sonstigeRechteund Gerechtigkeitenzu Staatszweckenabzutreten,genthum zu

als in den gesetzlichbestimmten, oder durch dringende Noth.
wendigkeit gebotenen, von der obersten Staatsbehörd:zu be-
stimmenden Fällen und gegen Entschädigung,welche ohneAn-
stand ermittelt und gewährt werden soll.

1 Entsteht ein Streit über die Summe der Entschädigung,§. 2½.

und der Eigenthümer oder der Berechtigte will sich bei der
Entscheidungder Verwaltungsbehördenichtberihigen,so bleibt
ihm unbenommen, die Sache im ordentlichen Rechtswegezur
Erledigung zu bringen; es ist aber einstweilen die Abtretung
zu bewirken und die von jener BehördefestgesetzteSumme ohne
Verzug zu bezahlen.

S. 32.

Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewissensfreiheitbreen
und, in der bisherigen oder der künftig geseelichfestzusetzendenu aufden

Maße, Schutzin der GottesverehrungseinesGlaubens gewährt. Ol
9
auben.

§. 33.

1 Die Mitglieder der im Königreicheaufgenommenenchrist-
lichen Kirchengesellschaftengenießen gleiche bürgerliche und

olitischeRechte. Alle andere Glaubensgenossenhaben an den

haatpürgerlichenRechten nur in der Maße einen Antheil,
wie ihnen derselbe vermöge besondererGesetzezukommt. 1.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 bestimmt:

II. Der § 33 der Verfassungsurkunde vom 4. Sep-
tember 1831 wird aufgehoben.

An dessen Stelle tritt folgende Bestimmung:
Der Genußder bürgerlichen und staatsbürger-

lichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen
Glaubensbekenntnisse.

Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen
Pflichten darf das religiöse Bekenntniß keinen
Abbruch thun.“
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S. 31.

6.) Nechts- Die Verschiedenheitdes Standes und der Geburt be-
bieiheitzumgründet keinen Unterschied in der Berufung zu irgend einer

dienste. Stelle im Staatsdienste.

g. 35.

7)resseund Die Angelegenheiten der Presse und des Buchhandels
uchhandel, werden durch ein Gesetzgeordnet werden, welchesdie Freiheit

derselben,unter BerücksichtigungK der Vorschriften der Bundes-
gesetzeund der Sicherung gegen Mißbrauch, als Grundsatz
feststellenwird.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 I Abs. 2 hebt die Worte:
„der Vorschriften der Bundesgesetze und“ auf.

g. 36.

#tt der Jeder hat das Recht, über gesetz=oder ordnungswidriges
scscherdeVerfahren einer Behörde, oder Verzögerung der Entscheidung,
hörden. bei der zunächstvorgesetzten,schriftlicheBeschwerdezu führen.

Wird selbige von der vorgesetztenBehörde ungegründet
gefunden, so ist dieseverpflichtet, den Beschwerdeführerüber
die Gründe ihres Urtheils zu belehren.Glaubt derselbe,sich
auch bei der Entscheidung der obersten Staatsbehörde nicht
beruhigen zu können, so darf er die Beschwerdeden Ständen,
mit der Bitte um Verwendung, schriftlich vortragen, welche
dann zu beurtheilen haben, ob die Sache geeignetsei, von

ihnen am Throne bevorwortet zu werden.

Uibrigens bleibt auchJedem unbenommen, seineWünsche
und Beschwerdenbei dem Regenten unmittelbar anzubringen.

S. 37.

d.) Abgaben- Kein Unterthan soll mit Abgaben oder andern Leistungen
wesen. beschwertwerden, wozu er nicht vermöge der Gesetze,oder

Kraft besondererRechtstitel, verbunden ist.

S. 250 1S. 38.

Alle Unterthanen haben zu den Staatslasten beizutragen.

S. 39.

Es soll ein neues Abgabensystemfestgestelltwerden, wo-

bei die Gegenständeder directen und indirecten Besteuerung,
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nach möglichstrichtigem Verhältnisse, werden zur Mitleiden-
heit gezogen werden.

Die bisher bestandenenRealbefreiungensollen, gegen an-

gemesseneEntschädigung, deren Modalität, unter Vernehmung
mit den Ständen, durch die künftige Gesetzgebungnäher zu
bestimmenist, aufgehobenwerden.

. 40.

Neue bleibende Befreiungen von Staatslasten können in
keiner Weise vergünstigt oder erworben werden.

Vierter Abschnitt.
Von dem Staatsdienste.

C. 41.

Es bestehendie Ministerial-Departements der Justiz, der 1.) Mini

Finanzen, des Innern, des Kriegs, des Cultus und der aus- iee 1#.
wärtigen Angelegenheiten,deren Vorstände den Ständen ver „esammt
antwortlich sind. Staatsrath.

Diese Vorstände bilden das Gesammt-Ministerium, als
die obersterollegialeStaatsbehörde.

Auf den Vorstanddes Ministerü des Cultus, welcher
stets der evangelischenConfessionzugethanseyn muß, in Ge-
meinschaftmit wenigstens zwei andern Mitgliedern des Ge-
sammt-MinisteriiderselbenConfession, geht der bisherigeAuf-
trag in Evangelicis über. Zu seinemWirkungskreisegehören
die §. 57. bezeichnetenAngelegenheitenaller Confessionen.

Es kann ein Staatsrath gebildet werden, zu welchem,
außerden Vorständen der Ministerial-Departements, diejenigen
Personen gezogen werden, welcheder König geeignetfindet.

§. 4. *

Alle Staatsdiener sind für ihre Dienstleistung verant- 2 Verent
wortlich. derStaats.

g. 43.
ener.

Alle Verfügungen in Regierungsangelegenheiten,welcheLowtwasigno,
der König unterzeichnet, müssen von dem Vorstande eines licenun.
Ministerial-Departements, welcherbei der Beschlußnahmewirk= #asugra
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sam gewesenist, in der Reinschrift, zum Zeichen seiner Ver-
antwortlichkeit für die Zweckmäßigkeitund Uibereinstimmung
derselben mit den Gesetzenund der Verfassung des Landes,
contrasignirt werden.

S. 251. Eine solche mit der erforderlichenContrasignatur nicht
bezeichneteVerfügung ist als erschlichenzu betrachtenund da-
her unverbindlich.

S. 44.

Mawestrbel..DieVerhältnisse der Staatsdiener, worunter jedoch der

mungenuberHofdienst nicht mit begriffen ist, sollen durch ein besonderes
dieVerhält.Gesetznäher bestimmtwerden, in welchemvorzüglich die nöthige
Staatsdiener.Unabhängigkeitdes Richteramts berücksichtigtwerden wird.

Fünfter Abschnitt.
Von der Rechtspflege.

S. 45.

d10Verve. Die Gerichtsbarkeit wird in einer gesetzlichbestimmten
kungdertee.Instanzenordnung verwaltet.

S. 46.

, ePide: Alle Gerichtsstellenhaben ihren EntscheidungenGründe

sseechteemt,beizufügen.
g. 47.

3)C0mpetenz.Sie sind bei Ausübung ihres richterlichen Amtes inner-
halb der Grenzen ihrer Competenzvon dem Einflusse der Re-
gierung unabhängig.

«

Ueber Competenzzweifelzwischenden Justiz=und Ver-
waltungsbehörden entscheidetin letzter Instanz eine besondere
Behörde, deren Organisation durch ein Gesetzbestimmt wird,
und deren Mitglieder zur Hälfte aus Räthen des obersten
Justizhofes bestehenmüssen.

8. 48.

Kein Unterthandarf seinem ordentlichenRichter entzogen

werdenaußer in den von den Gesetzenvorausbestimmten
Fällen.
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S. 49.

Jedem, der sich durch einen Act der Staatsverwaltung ) Nechteweg
in seinenRechten verletzt glaubt, steht der Rechtswegoffer. #chuzauf

Ein besonderesGesetzwird die nöthigen Ausnahmen und —
Bestimmungentreffen, damit durch die Ausübung dieses Be-

«

fugtzissesder freie Fortgang der Verwaltung nicht gehemmt
werde.

8. 50.

Der Fiscus nimmt in allen ihn betreffenden Rechts=5) Grichts-
streitigkeitenRecht vor den ordentlichenLandesgerichten. semes

18. 51. S. 252.

Niemand darf ohne gesetzlichenGrund verfolgt, verhaftet#GEeserlicheoder bestraft und über vier und zwanzig Stunden über die uerfolgung.

Ursacheseiner Verhaftung in Ungewißheit gelassenwerden.

g. 52.

Der König hat in strafrechtlichenFällen das Recht der d Degnadi-

Abolition, so wie der Verwandlung, Minderung oder des Er= zungerccht.

lassesder Strafe, kann aber zuerkannteStrafen nicht schärfen.

. 53.

Die Confiscation kann künftig nur bei einzelnenSachen, # Conös-
welche als Gegenstandoder Werkzeugeiner Vergehung gedient
haben, Statt finden.

Eine allgemeineVermögensconfiscation tritt in keinem
Falle ein.

C. 54.

Moratorien dürfen von Staatswegennicht ertheilt werden. 3.Mora-

C.55.

Die Rechtspflegewird, auf eine der Gleichheit vor dem10)Vorbehal,
GesetzeentsprechendeWeise, in der Maße eingerichtetwerderp, be
daß dieprivilegirten Gerichtsständeaufhören, soweit nicht ein= dieKiwich=
zelne, auf Verträgen oder besondernVerhältnissenberuhende,Rechtspflege.

Ausnahmen noch ferner nothwendig bleiben.
Die nähern Bestimmungen hierüber werden durch ein

Gesetzgetroffen werden.
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Sechster Abschnitt.
Von den Kirchen, Unterrichtsanstaltenund milden

Stiftungen.
S. 56.

1effentliche Nur den im Königreiche ausfgenommenenoder künftig,
Netgions=mittelst besondernGesetzes,aufzunehmendenchristlichenCon-

fessionensteht die freie öffentliche Religionsübung zu.
Es dürfen weder neue Klöster errichtet, noch Jesuiten,

oder irgend ein anderer geistlicher Orden, jemals im Lande
aufgenommenwerden.

g. 57.
2 Rechte des Der König übt die Staatsgewalt über die Kirchen (jus

nbrerCirea gacra), die Aufsicht und das Schutzrechtüber dieselben
nach den diesfallsigen gesetzlichenBestimmungen aus, und es

sind daher namentlich auch die geistlichenBehörden aller Con-

fessionender Oberaufsichtdes Ministeriums des Cultus unter-

geordnet.
S. 253. !1Die Anordnungen im Betreff der innern kirchlichenAn-

gelegenheitenbleiben der besondern Kirchenverfassungeiner
jeden Confession überlassen. Insbesondere wird die landes-
herrlicheKirchengewalt (Jus episcopale) über die evangelischen
Glaubensgenossen,so lange der König einer andern Confession
ugethan ist, von der §. 41. bezeichnetenMinisterialbehördesellerin der zeitherigenMaße ausgeübt.

§. 58.

3.) Beschwer- Beschwerdenüber Mißbrauch der kirchlichen Gewalt
dng derkönnen auch bis zu der oberstenweltlichen Staatsbehördege-
Uchlichenbracht werden.

§. 59.—

4-Nechtsver-Die Kirchen und Schulen und deren Diener sind in ihren
bältnißderhürgerlichen Beziehungenund Handlungen den Gesetzendes

Kirchen. Staats unterworfen.

S. 60.

6.) Stif- Alle Stiftungen ohneAusnahme, siemögenfür den Cultus,
tungen. den Unterricht, oder die Wohlthätigkeit bestimmtseyn, stehen
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unter dem besondernSchutzedes Staats, und das Vermögen
oder Einkommen derselben darf unter keinem Vorwande zum
Staatsvermögen eingezogen,oder für andere, als die stiftungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Nur in dem Falle, wo

der stiftungsmäßige Zwecknicht mehr zu erreichensteht, darf
eine Verwendung zu andern ähnlichen Zwecken, mit Zustim-
mung der Betheiligten und, in sofern allgemeine Landes-

ensltenin Betracht kommen, mit Bewilligung der Stände
erfolgen.

Siebenter Abschnitt.
Von den Ständen.

I. Organisation der Ständeversammlung.
S. 61.

Für das ganze Königreich Sachsenbestehteine allgemeine,1. Alzemeine
in zwei Kammern abgetheilte Ständeversammlung. Beltim

Neben selbiger wird die besondereProvinzial-Landtags=Stänvern
verfassung in der Oberlausitz und die Kreistagsverfassungin zweiLan.)
den alten Erblanden, vorbehältlich der in Rücksicht beider dischePro-

nöthig werdenden Modificationen, noch ferner fortbestehen. w-
. 62.

# ind in i issen

Rechtsgleich-Beide Kammernsind in ihren Rechten und Befugnissenmechteglech.
einander gleich. bindung der

Zeit und Ort der Sitzungen beider sind jederzeitdieselben.e#A
i S. 631. S. 254.

Zu der ersten Kammer gehörenfolgende Mitglieder: 2)ErsteKam,
1.) die volljährigen Prinzen des Königlichen Hauses; Mitglieder
2) dasW Meißen, durch einen Deputirten seines

derselben.

ittels;
3.) der Besitzerder HerrschaftWildenfels;
4.) die Besitzerder fünf SchönburgischenReceßherrschaften,

Glaucha, Waldenburg, Lichtenstein, Hartenstein und
Stein, durch einen ihres Mittels;

1 Auf den 8 63 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 74. 75. 81. 82.
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5.) ein Abgeordneterder Universität Leipzig, welcher von

selbiger aus dem Mittel ihrer ordentlichen Professoren
gewählt wird;

6.) der Besitzerder StandesherrschaftKönigsbrück;
7.) der Besitzerder StandesherrschaftReibersdorf;
8.) der evangelischeOberhofprediger;
9.) der Decan des Domstifts St. Petri zu Budissin,

zugleich in seiner Eigenschaft als höherer katholischerGeist-sicher.und im Falle der Behinderung oder der Erledigung der
Stelle, einer der drei Capitularen des Stifts;

10.) der Superintendent zu Leipzig;
11.) ein Abgeordneter des Collegiatstifts zu Wurzen, aus

dem Mittel des Capitels;
12.) die Besitzerder vier SchönburgischenLehnsherrschaften,

Rochsburg, Wechselburg, Penig und Remissen, durch
einen ihres Mittels;

·

13.) zwölf auf LebenszeitgewählteAbgeordneteder Ritter-
gutsbesitzer;

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt § 63 unter 13 auf.
An seine Stelle tritt:

zwölf auf Lebenszeit gewählte Abgeordnete
der Besitzer von Rittergütern und anderen
größeren ländlichen Gütern.

14.) zehn vom Könige, nach freier Wahl, auf Lebenszeit
ernannte Rittergutsbesitzer;

15.) die ersteMagistratsperson der Städte Dresden und Leipzig;
16.) die erste Magistratsperson in sechsvom Könige, unter

möglichster Berücksichtigung aller Theile des Landes,
nach Gefallen zu bestimmendenStädten.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III fügt zu:

17.) fünf vom Könige nach freier Wahl auf Lebens-
zeit ernannte Mitglieder.

S. 642.
Nähere Ve- Jür die F. 63. unter 3. 4. 6. 7. und 12. benannten Be-stimmungen 3„ unten B

Mähensitzer der Herrschaften kann im Falle der Minderjährigkeit,
schaftsbesiter Ooder wenn sie aus Ursachen,welche die Kammer als statthaft

2 Auf den §#64 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 74. 81. 82.
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anerkennt, an dem Landtage persönlichTheil zu nehmen, nicht
vermögen, derjenige nächsteNachfolger in die Kammer ein-
treten, welcher nach §. 74. für die Person dazu geeignet ist.
Den Besitzernder Herrschaft Wildenfels und der Schönburgi-
schenReceßherrschaftenist jederzeit nachgelassen,wegen ihrer
erblichenStimmen, Bevollmächtigte in die Kammer eintreten zu
lassen,welchedie nach §. 74. erforderlichenEigenschaftenhaben,
und im KönigreicheSachsenmit einem Rittergute angesessensind.

S. 65 ### er
1 Die zwölf Abgeordneten der Rittergutsbesitzerwerden in in Rücksicht

Kreis= und öberlaustger-Provinzial-Versämmlungengewählt. der#bt
! An der Wahl nimmt jederBesizereines der im Wahl= S. 5.

gesetzefür stimmberechtigterklärten RittergüterTheil. Sie
wird nach den Bestimmungendes Wahlgesedesbewirkt.

Wählbar sind nur diejenigenRittergutsbesitzer,deren Gut
mindestens jährlich Zwei Tausend Thaler reinen Ertrag ge-
währt. Ein, unter Concurrenz der Rittergutsbesitzer selbst,
auf Kreistagen oder Provinzial-Landtagengestrtigtes,von Zeit
zu Zeit zu revidirendes Verzeichnißder sowohl zu der ersten,
als zu der zweiten Kammer wählbaren Rittergüter ist bei der
Wahl jederzeitzum Grunde zu legen.

Jeder der vom Könige zu ernennenden zehn Ritterguts-
besitzermuß von einem, oder mehrerenim KönigreichSachsen
gelegenenRittergütern einen sährlichenReinertrag von min-

destensVier Tausend Thalern beziehen.Der König kann bei
der Ernennung auch auf BesitzerSchönburgischerReceß=und

LehnsherrschaftenRücksichtnehmen, doch sind hierbei die diesen
Herrschaftenschonzukommendenerblichen Stimmen jedenfalls
in Abzug zu bringen.

Minnister im activen Dienste und besoldete Hofbeamte
können nicht ernannt werden. Die Zahl von zehn muß stets
vorhanden seyn.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den §&65 auf und

ersetztihn wie folgt:
4

6 5.

Uber die Wahl der 663 unter 13 gedachten Abgeord-
neten enthält das Wahlgesetz die näheren Bestimmungen.

3 Auf den § 65 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 74. 81. 82.
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Wählbar sind nur diejenigen Grundbesitzer, denen
im Königreiche Sachsen das Eigenthum an einem oder

mehreren Rittergütern, welche einschließlich der etwa
damit verbundenen, auf demselben Grundbuchsfolium
eingetragenen Beistücken mit wenigstens 4000 Steuer-

einheitenbelegt sind, oder an einem anderen Gute des

platten Landes, auf welchem wenigstens 4000 Steuer-
einheiten haften, zusteht.

Jedem der vom Könige nach § 63 unter 14 zu er-

nennenden 10 Rittergutsbesißermuß das Eigenthum
an einem oder mehreren inländischen Rittergütern
zustehen, welche einschließlich der etwa damit ver-

bundenen, auf demselben Grundbuchsfolium eingetra-

genenBeistücken mit wenigstens 4000 Stenereinbeiten
elegt sind. Der König kann übrigens bei deren Er-

nennung auf Besitzer Schönburg'scher Receß= oder

Lehnsherrschaften, soweit sie nicht nach § 63 unter 4
und 12 der Kammer bereits angehören, Rücksichtnehmen.
Dagegen können Minister im activen Dienste und
besoldete Hofbeamte nicht ernannt werden.

Die § 63 unter 14 und 17 bestimmte Zahl von

Kammermitgliedern muß stets ernannt sein.

S. 664.

m½§½84.DiejenigenMitgliederder erstenKammer, welche,vermöge
derersenihres Amts, in selbiger eine Stelle haben, behalten solche64.
Kammer. lange, als sie diesesAmt bekleiden.

Die Abgeordnetender Stifter und der Universität, so wie
die Bevollmächtigten der HerrschaftWildenfels und der Schön-
burgischenReceßherrschaften,behalten ihre Stelle, bis sich ein
Nachfolger legitimirt.

Die gewählten, so wie die vom Könige ernannten Ritter-
gutsbesitzerbleiben so lange Mitglieder der Kammer, als sie
diejenigen Eigenschaftenbehalten, vermöge deren letztere er-

nannt, und ersteresowohl im Allgemeinen, als in dem be-
treffenden Bezirke erwählt werden können. Uiberdieß treten

jedoch die gewähltenRittergutsbesitzeraus, wenn sie während
ihrer ständischenFunction zu einem Staatsdienste ernannt,
oder im Staatsdienste befördert werden, oder ein besoldetes

4 Auf den § 66 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 75. 76. 81. 82.
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Hofamtannehmen, können aber dann von Neuem gewählt
werden.

Beiden Klassender Rittergutsbesitzer ist die Resignation
gestattet, wegen Krankheit, welche das Individuum auf längere
Zeit zu Geschäftenuntauglich macht und durch ärztlicheZeug-
nisse belegt wird, wegen solcher häuslicher, Familien= oder
Dienst-Verhältnisse, welche die persönlicheund beständigeAn-
wesenheit, nach beizubringender genüglicher Bescheinigung,
wesentlicherfordern, ferner wegen 60jährigen Alters, oder
wenn sie bereits drei ordentlichen Landtagen (S. 115.) bei-
gewohnt haben.1. *

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den § 66 auf und
ersetztihn, wie folgt:

·»·" «·«««

Fes—
Diejenigen Mitglieder der ersten Kammer, welche

vermöge ihres Amtes in selbiger eine Stelle haben,behalten solche so lange, als sie dieses Amt bekleiden.
. Die Abgeordneten der Stifter und der Universität,
sowie die Bevollmächtigten der Herrschaft Wildenfels
und der Schönburg'schen Receßherrschaften behalten
ihre Stelle, bis sich ein Nachfolger legitimirt.

Die Abgeordneten der Grundbesitzer treten aus,
wennsie die Wählbarkeit verlieren, im Staatsdienste
angestellt oder befördert werden oder ein besoldetes
Hofamt annehmen; sie können aber in denzuletzt ge-
dachten Fällen von Neuem gewählt werden.

Die vom Könige ernannten Rittergutsbesitzer
bleiben so lange Mitglieder der Kammer, als ihr
Grundbesitz den für sie im §&65 vorgeschriebenen Er-
fordernissen entspricht.

KS.67 5.

Der Präsident der ersten Kammer wird von dem Könige,Präsidentund

aus derMitte der Herrschafts oder Rittergutsbesitzerin selbiger,Seell
zu jedem Landtage besondersernannt und darf nicht im Aus-
lande wohnen.

·

5 Auf den8 67 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 76. 81. 82. ·-
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S. 256.

3.) Zweite
Kammer.

Mitglieder
derselben.
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+Zu der Furnction eines Stellvertreters des Präsidenten
schlägtdie Kammer durch Wahl drei Personen aus ihrer Mitte
vor, von denen der König Eine ernennt. Die Wahl erfolgt
nach absoluter Stimmenmehrheit. Sollte bei dreimaliger Ab-

stimmungeine solche nicht erlangt werden, so entscheidetbei
er letzten Abstimmung die relative Stimmenmehrheit.

Uiber die amtliche Stellung und Geschäftsführung des

Präsidenten und seines Stellvertreters, so wie über die Pro-
tocollführung und Leitung der Kanzleigeschäfte,enthält die
Landtagsordnung die nähern Bestimmungen.1

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 5.

Erlassen im Zusammenhang mit der Landtagsordnung v.
12. October 1874. Das Gesetz v. 12. October 1874 s. I

hebt 5 67, Absatz2 u. 3, auf und ersetztsie, wie folgt:
§ 67, Absatz 2 und 3.

Die Wahl eines oder mehrerer Vicepräsidenten
steht der Kammer zu.

d. 686.

⁊ Die zweite Kammer bestehtaus

1.) Zwanzig Abgeordnetender Rittergutsbesitzer,
2.) Fünf und zwanzig Abgeordneten der Städte,
3.) Fünfund zwanzigAbgeordnetendes Bauernstandes, und
4.) Fünf Vertreterndes Handels und Fabrikwesens.1#

—..—....

Siebente Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 19. Oktober 1861 bestimmt:

1.I. Die in § 68 der Verfassungsurkunde unter
Nr. 4 aufgeführten Vertreter des Handels und

Febrikwisenswerden um fünf vermehrt, mithin
auf zehn festgestellt. 1

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. V hebt den § I des
Gesetzesv. 19. October 1861 auf.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den §568 auf und

ersetztihn, wie folgt:
6 Auf den 8 68 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.

S. Beilage S. 76. 81. 82. -
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668.
1Die zweite Kammer besteht aus

da-fünfunddreißig m Abgeordneten der Städte
un

fünfundvierzig Abgeordneten der ländlichen Wahl-
kreise. 1. .

Elfte Verfassungsänderung. S. oben S. 5. Das
Gesetz v. 20. April 1892 bestimmt:

J

t Die Zahl der in dem Abschnitt III § 68 des
Nachtragsgesetzes vom 3. Dezember 1868 zur Ver—
fassungsurkunde vom 4. September 1831 erwähnten
Abgeordneten der Städte wird um zwei vermehrt,
mithin auf siebenunddreißig festgestellt. 1.

Dreizehnte Verfassungsänderung. S. oben S. 5

und unten S. 131. Das Geßtv. 5. Mai 1909 bestimmt:

Artikel I.

§51. Der 5 68 der Verfassungsurkunde erhält
folgende Fassung:

Die zweite Kammer der Ständeversammlung
wird aus 91 Abgeordneten gebildet, von denen
43 Abgeordnete in städtischen und 48 Abgeordnete
in ländlichen Wahlkreisen gewählt werden.

Künftige Eingemeindungen oder Anderungen
der Gemeindeverfassung einzelner Orte sind auf
deren Zugehörigkeit zu den Wahlkreisen ohne
Einfluß. x

g. 697.

4 Für jedesMitglied der zweitenKammerwird ein Stell=DerenSten-

vertreter gewählt. Dieser tritt in Fällen zeitiger Abwesenheitreee

7 Auf den § 69 beziehernsichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 76. 81. 82.

3 *
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oder Behinderung des Mitgliedeein, im Falle des Todes
oder gänzlichen Austritts aber für die Dauer des Landtags
nur dann, wenn ein solcherFallerst während des Landtags,
oder so kurz vor demselben Statt gefundenhat, daß zu einer
neuen Wahl keine Zeit übrig ist; außerdem ist eine neue Wahl

sewohleines Abgeordneten,als eines Stellvertreters vor-

zunehmen.

g
Uiber die Einberufung des Stellvertreters entscheidetdie

ammer. 1
Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den §69 auf.

S. 70.

NähereBe- #+Die Wahl der Abgeordnetender Rittergutsbesitzerzu der

simmungenzweiten Kammer und ihrer Stellvertreter erfolgt in Kreis= und

Whlder berlausitzerProvinzial-Versammlungen.
undsibrrr Wahlberechtigtsind die Besitzerder durchdas Wahlgesetz
Stellver-hierzu befähigten Güter, wählbar aber nur diejenigen von

ihnen, welche ein Gut von mindestensjährlich Sechshundert
Thalern reinem Ertrage besitzen.

Die Wahlen der Abgeordnetender Rittergutsbesitzer,der
Städte und des Bauernstandesund der Stellvertreter für selbige
erfolgen nach den Vorschriften des Wahlgesetzes.

Uiber die Wahlen der Vertreter des Handels und Fabrik-
wesens und ihrer Stellvertreter wird besonderegesetzlicheBe-
stimmung erfolgen. 1.

«

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den 870 auf.

g. 710.

Dauer der ##Alle drei Jahre, am Schlusseeines ordentlichenLand-

Runctionin tags (5. 115.), tritt ein Theil der Abgeordnetenzu der zweiten
Kammer. Kammer aus.
S. 257. Um diesen auf einander folgenden Austritt zu ordnen,

wird bei dem erstenLandtageeine Loosungvorgenommen. In

8 Auf den § 70 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 76. 81. 82.

·

9 Deßgleichen. S. Beilage S. 77. 81. 82.
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Folge deren treten nachdem erstenLandtage aus: sechsAb-

geordneteder Rittergutsbesitzer,acht Abgeordneteder Städte,
acht Abgeordnete des Bauernstandes und ein Vertreter des

Handels=und Fabrikstandes, welchedie niedrigsten Nummern
gezogen haben; nach dem zweiten Landtage, sieben Abgeord-
nete der Rittergutsbesitzer,acht Abgeordnete der Städte, acht
Abgeordnetedes Bauernstandesund zweiVertreter des Handels-
und Fabrikstandes, welche die nächstniedrigen Nummern

9
-

dogenhaben, und nach dem dritten Landtage alle übrige Ab-
geordnete.

Die später gewähltenAbgeordnetentreten nachdem dritten
ordentlichenLandtage seit ihrer Wahl aus.

Die Austretenden können sofort wieder gewählt werden.
Die Abgeordneten der zweitenKammer hören auchfrüher

auf, Mitglieder derselbenzu seyn,
a) wenn siedie Wählbarkeit entweder im Allgemeinen, oder

für die Klasse, oder den Bezirk, für welchen sie gewählt
werden, verlieren; "4

b) wenn sie während der Dauer ihrer ständischenFunction
im Staatsdienste angestelltoder befördert werden, oder
in ein besoldetesHofamt treten, oder

e) wenn der König die Kammer auflößt.
In den Fällen unter b. und c. können jedoch selbige

wieder gewählt werden.

Siebente Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 19. October 1861 bestimmt:

r.II. Um das §671 der Verfassungsurkunde vor-

eschriebene regelmäßigeAusscheiden eines Theils der
bgeordneten in Bezug auf die erhöhte Zahl der Ver-

treter des Handelsund Fabrikwesens (Nr. 1)1 zu
ordnen, wird bei dem nächsten ordentlichen Landtage
unter den vorher zu wählenden fünf neuen Vertretern
die Loosziehung nach der im zweiten Absatze des 871
enthaltenenBestimmungvorgenommen. .

III. Den Mitgliedern der zweiten Kammer steht
der Austritt aus letzterer frei, wenn ihnen einer der

§#66 der Verfassungsurkunde im vierten Absatze be-
merkten Gründe zur Seite steht. 1

1 S. zu § 68 Nr. 4.
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Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. V hebt die 88 1(s. zu 68),
II und III des Gesetzesv. 19. Oktober 1861 auf.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den 671 in der
Form der Verfassungsurkundeauf und ersetztihn, wie folgt:

19711. #
Alle zwei Jahre tritt vor Beginn eines ordent-

lichen Landtags der dritte Theil der Abgeordneten
zur zweiten Kammer aus.

1 Die Ordnung des Ausscheidens wird bei dem
ersten nach erfolgter Neuwahl der zweiten Kammer
einberufenen Landtage, und zwar für die städtischen
und die ländlichen Abgeordneten besonders, durch
das Loos bestimmt. Hierbei sind von den Ersteren
elf Abgeordnete zum Ausscheiden vor dem zweiten
ordentlichen Landtage zu bezeichnen.wogegen vor

dem dritten und vierten or entlichenLandtage je
zwölf Abgeordnete auszutreten haben. Die später
gewählten Abgeordneten treten allemal vor Beginn
des vierten ordentlichen Landtags nach ihrer Wahl,
dafern sie aber an die Stelle eines durch den Tod
oder sonst außerordentlicher Weise Auszeschiedenenerwählt worden sind, zu dem Zeitpunkte aus, zu
welchem Letzterer nach den vorstehenden Bestimmungen
auszutreten gehabt hätte2. 1 ·

Die Ausscheidenden können sofort wieder ge—
wählt werden.

Die Abgeordneten hören auch früher auf, Mit—
glieder der Kammer zu sein:

a) wenn sie die Wählbarkeit verlieren,
b) wenn sie im Staatsdienste angestellt oder

befördert werden oder in ein befoldetesHof-
amt treten,

oder
c) wenn der König die Kammer auflöst.

1 Die jetzige Form des § 71 s. unten S. 40.
2 S. unten bezüglich der 11. VerfassungsänderungS. 39.
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In den Fällen unter b und e können dieselben
jedoch sofort wieder gewählt werden.

Elfte Verfassungsänderung. S. oben S. 5. Das
Gesetz v. 20. April 1892 bestimmt:

II.

An die Stelle des zweiten Absatzes von 81
der Verfassungsurkunde in der Fassung des Nach—
traggesetzes vom 3. Dezember 1868 tritt folgende
Bestimmung:

Die Ordnung des Ausscheidens wird bei dem
ersten nach einer Neuwahl der zweiten Kammer
einberufenen Landtage, und zwar für die städtischen
und ländlichen Abgeordneten besonders, durch das
Loos bestimmt. Hierbei sind künftig je zwölf
städtische Abgeordnete zum Ausscheiden vor dem

weiten und dritten ordentlichen Landtage nach
ihrer Wahl zu bezeichnen, wogegen vor dem vierten
ordentlichen Landtage dreizehn städtische Abgeord-
nete auszutreten haben. Außer dem Falle einer
allgemeinen Neuwahl treten die Abgeordneten vor

Beginn des vierten ordentlichen Landtags nach
ihrer Wahl, dafern sie aber an die Stelle eines

durch den Tod oder sonst außerordentlicher Weise
Ausgeschiedenen erwählt worden sind, zu dem

Reitburte aus, zu welchem letzterer nachden vor-

tehenden Bestimmungen auszutreten gehabt hätte.
Von den beiden Abgeordneten, um welche die bis-

herige Zahl der Abgeordneten vermehrt wird, scheidet
derjenige, welcher bei dem nächsten ordentlichen Land-
tage durch das Loos dazu bestimmt wird, vor dem
au seine Wahl folgenden zweiten ordentlichen Land-
tage aus.

Dreizehnte Verfassungsänderung. S. oben S. 5

und unten S. 131. Das Gesetz v. 5. Mai 1909 bestimmt:

Artikel I.

5*#2. Der 5 71 der Verfassungsurkunde erhält
folgende Fassung:

«
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Die Abgeordneten der zweiten Kammer der
Ständeversammlung werden auf 6 Nahregewählt.
Nach Ablauf der 6 Jahre wird die Kammer neu

gewählt.
«

Scheidet ein Abgeordneter vor dem Ablaufe der
se öjährigenWahlperiode aus der Kammer aus, so
gilt die Ersatzwahl nur für den Rest der Wahl-
periode.

Die Abgeordneten hören auf, Mitglieder der
Kammer zu fein,wenn

a) sie die Wählbarkeit verlieren,
b) sie im Staatsdienste angestellt oder in ein

FeieresAmt befördert werden, oder in ein be-
oldetes Hofamt eintreten,

c) der König die Kammer auflöst oder ch)sie frei-
willig aus der Kammer ausscheiden.

In den Fällen unter b bis d können sie sofort
wiedergewählt werden.

S. 729.

Präsidentund1Der Präsident der zweiten Kammer und dessenStell-

dessenStellvertreter werden von dem Königeernannt.

Zu Anfange jeden Landtags sind von der Kammer vier
ihrer Mitglieder durch geheimeStimmgebung zu wählen und
vorzuschlagen,von denen der Lönigeins als Präsidentenund.
eins als dessenStellvertreter bestellt.

Die Wahl wird nach den Bestimmungen§. 67. bewirkt.
Die Landtagsordnung bestimmtdie Function beider.1.

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 5. Das
Gesetz v. 12. October 1874 s. I hebt den §572 auf und.

ersetztihn wie folgt:

8 72.

„Die zweite Kammer wählt ihren Präsidenten
und einen oder mehrere Vicepräsidenten.“

10 Auf den § 72 beziehen sich die zweite und vierte Verfassungs-
änderung. S. Beilage * 81. 82.

-
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S. 7311.

Zur Theilnahme an einer auf die Ständeversammlung 4.) Bestim-
sich beziehendenWahl wird das erfüllte 25 ste, und zur Wähll

"1
erfü 3

beide Kam-barkeit das erfüllte 30 ste Altersjahr erfordert. nteide ,
zur Wahlbe-
rechtigung u.

S. 74½17. Wähldarfeit.
#Weder zur Theilnahme an einer Wahl berechtigt,noch HSindernisse

wählbar sind Ehiilwelche — derselben.

a) unter Curatel stehen,
b) zu deren Vermögen ein Schuldenwesenentstandenist,

es mag dasselbezum förmllichen Concurs gediehen,oder der S. u8.

Weg der außergerichtlichenErledigung desselbeneingeschlagen
worden seyn,so langenicht ihre Gläubiger, vollständige Be-

friedigung erhalten zu haben, erklären.

T0)Diejenigen, welchewegen solcherVergehen, die, nach

alemeinenBegriffe, für entehrendu halten 8 vor Gericht
estanden haben, ohne von der Unschuldigungvöllig frei ge-soroen zu seyn. «

b ein Vergehen nach allgemeinem Begriffe für ent-

ehrendzu halten 8 entscheidethinsichtlicheines Wahlmanns

deeWahlversammlung, und hinsichtlicheines Abgeordnetendie
ammer.

Siebente Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 19. October 1861 bestimmt:

IV. Die &741 der Verfassungsurkundewird hier-
mit aufgehoben und tritt an deren Stelle folgende
Bestimmung:

„Ueber die Bedingungen der Stimmberech-
tigung und Wählbarkeit enthält das Wahl-
gesetz das Weitere.

Diejenigen, welchen nach demselben das
Stimmrecht im Allgemeinen und ohne Unter-

11 Auf den § 73 beziehen sich die zweite und vierte Verfassungs-
änderung. S. Beilage S. 77. 81. 82.

12 Deßgleichen. S. das. S. 77. 78. 81. 82.
1 So ist gedruckt!
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schied der verschiedenen Ständeklassen ent-

zogen ist, können auch nicht in Gemäßheit von

§564 als Stellvertreter der §963 unter 3, 4, 6,
7 und 12 benannten Herrschaftsbesitzer, noch
in einer sonstigen Eigenschaft in die erste
Kammer eintreten oder ihren Sitz in derselben
behalten.“

S. 75 1.

Wird ein Staatsdiener zum Abgeordnetenoder Stellver-
treter zu einer der beiden Kammern gewählt, so hat derselbe
solchesder vorgesetztenDienstbehördeanzuzeigen,damit diese
ermesse,ob die Annahme der Wahlgenehmigtwerden könne
und, nöthigen Falls, wegen einstweiligerVersehung des Amts
Vorsorge treffe. Die Genehmigung kann ohne erhebliche,in
dem Wesen des Amts beruhendeund den Ständen zur Nach-
richt mitzutheilendeGründe nicht versagt werden.

BGerichtsdirectorenund gutsherrlicheBeamte haben die
Zustimmung ihrer Principale, städtischeBeamte die Zustim-
mung der Stadträthe einzuholen; diesekann aber nur aus den-
selbenUrsachenverweigert werden, wie die landesherrlicheEr-
laubniß für die Staatsdiener. 1

Siebente Verfassungsänderung. S. oben S. 4.

Das Gesetz v. 19ten October 1861 bestimmt:

V. In §575 der Verfassungsurkunde wird der
zweite Absatz .. .. . ... aufgehoben. An dessen
Stelle tritt folgende Bestimmung:

„Diese Bestimmung leidet auch auf alle
andere Beamten, auf Geistliche und Lehrer so—
wie auf Militärpersonen analoge Anwendung.
Städtische Beamten haben die Zustimmung
der Stadträthe einzuholen, welche jedoch eben-
falls nur aus denselben Ursachen verweigert
werden kann.“

Uiber Reclamationen wegen verweigerter Genehmigung
entscheidetdie Regierung.

13 Auf den § 75 beziehen sich die zweite und vierte Verfassungs-
änderung. S. Beilage S. 78. 81. 82.
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S. 76.

Die Sitrdnungin der erstenKammer richtet sich bei Sitordnung.
den §. 63. unter 1. bis mit 12. benannten Mitgliedern nach
der angegebenenReihefolge, bei den übrigen aber, k#so wie
in der zweiten Kammer, 1 nach dem Loose, welches bei jedes-
maliger Eröffnung der Kammer gezogen wird. Für die hier-

beivochnicht anwesendenMitglieder zieht der Präsidentdie
oose.

Die Bevollmächtigtenk#und Stellvertreter 1# nehmen die
Plätze derer, die sie vertreten, ein.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hat die acht einge-
kreuztenWorte aufgehoben.

§. 77.

Uiber das Wahlverfahren für beide Kammern und die Bezugnahme
Wahlberechtigungfür die zweite Kammer enthält das Wahl=
gesetzdie nähere Bestimmung. Dasselbeist zwar kein inte- bandiues-

rirender Theil der Verfassung, kann aber ohne ständischeZu-
¾

stimmungnicht verändert werden.

II. Wirksamkeit der Stände. S. 250.

. 78.

Die Stände sind das gesetzmäßigeOrgan der Gesammt-t1.) Berufder
heit der Staatsbürger und Unterthanen, und als solchesbe- däi
rufen, deren auf der Verfassung beruhende Rechte, in dem.
durch selbigebestimmtenVerhältnissezu der Staatsregierung,
geltend zu machenund das unzertrennlicheWohl des Königs
und des Landes, mit treuer Anhänglichkeit an die Grundsätze
der Verfassung,möglichstzu befördern.

g. 79.

Die Angelegenheiten,welche vor die Ständeversammlung306o#
gehören, sind in dieser Verfassungsurkundebestimmt vorge= an
zeichnet. lung.
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DergleichenAngelegenheitenkönnen in keinem Falle zur

Erledigung an ständischeAusschüsse,an die Kreisstände, oder

an einzelneständischeCorporationen gebrachtwerden.
Die Ständeversammlungdarf aber auchwieder ihrer Seits

sichnur mit diesen ihr zugewiesenenAngelegenheiten,oder den

7 Könige besonders an sie gebrachtenGegenständenbe-
öftigen.

«

3.) Voriugs- 9. 80.
weise Förde- . 9 " 22 2

rung der von Die Stände sind verbunden, die von dem Könige an siedem Könige
andieStände gebrachtenGegenständevor allen übrigen in Berathung zu
gebrachteniehenGegenstände.z «

§.811.
4.«)Peksiiu. In beiden Kammern können die Mitglieder derselben,
glechenemit Ausnahmeder 8. 64. in Rücksichtder Herrschaftsbesitzer
stündischenbemerkten Fälle, nur persönlich,erscheinenund dürfen Nie-

une ton.
manden beauftragen, in ihrem Namen zu stimmen. Die Ab-
geordneten haben eine Instruction von ihren Committenten

sichtanzunehmen,sondern nur ihrer eigenenUiberzeugungzu
olgen.

Uibrigens bleibt jedem Mitgliede überlassen,die an sel-
biges für die StändeversammlunggelangendenbesondernAn-
liegen weiter zu befördern und, nach Befinden, zu bevor-

worten.
«

§.82.
s.)(;idvek Jedes Mitglied der Ständeversammlung leistet, bei seinem
Ständeersten Eintritte in die Kammer, folgenden Eid:

Ich schwörezu Gott 2c. die Staatsverfassungtreu zu be-
wahren und in der Ständeversammlung das unzertrennliche
Wohl des Königs und Vaterlands, nach meinem bestenWissen
und Gewissen,bei meinen Anträgen und Abstimmungenallent-
halben zu beobachten.

So wahr mir Gott helfe 2c.

1 Auf den § 81 beziehen sich die zweite und vierte Verfassungs-
änderung. S. Beilage S. 78. 81. 82.
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Diesen Eid legen die Präsidentenbeider Kammern in die

Hände des Königs, und die übrigen Mitglieder der Kammer
in der Versammkungan den Vorstandderselbenab.

Wenn ein gewesenerAbgeordneterdurch neue Wahl, als

solcher, in eine Kammer eintritt, so leistet er die Pflicht blos

mittelst andschlags,unter Verweisung auf den früher ab-
gelegten Eid

g. 83.

Jedes Mitglied der Stände kann in der Kammer seine
Meinung frei üußern.Ein Mitglied, welches bei dem Ge-
brauche diesesRechts den Gang des Geschäftsunstatthafter-
weiseaufhält, oder sichdie Mißbilligung der Kammer erregende
Aeußerungenerlaubt, kann von dem Präsidentenzur Ordnung
verwiesenwerden.

Die Mitglieder der Kammern haben sich bei ihren Dis-
cussionenaller Persönlichkeiten,aller unanständigen und be-

leidigendenAusdrücke, so wie aller Abweichungenvon dem
vorliegenden Berathungsgegenstandezu enthalten, widrigen

Fallsder Präsident sie zur Ordnung zu verweisenund, im
eigerungsfalle,selbstdie fernere Wortführung zu untersagen

das Recht hat. Sollten sie sich selbst persönlicheAusfälle
gegen den Regenten, die Königliche Familie, die Kammern,
oder einzelne Mitglieder der Kammern erlauben und, ohn-
geachtet der Erinnerung des Präsidenten, hiermit fortfahren,
so ist derselbeberechtigtund verpflichtet, die Sitzung für diesen
Tag auf der Stelle zu schließenund in der folgendenSitzung
über die Bestrafung des betreffendenMitglieds der Kammer
vorzutragen, welcheentscheidenwird, ob dasselbezum bloßenWikerrußoder zum zeitlichen oder gänzlichenAusschluß aus
der Kammer zu verurtheilen sei.

Wenn die gerügte AeußerungeinbesonderesVerbrechen,
oder eine persönlicheBeleidigung in sich begreift,so kann das

fragliche Mitglied der Kammer, es mag nun dessenAus-

schließungerolt seyn oder nicht, deshalb noch vor seinem
ordentlichenichtenbelangt werden.

Verlangt es der Ausgeschlossene,so ist die Entscheidung,
ob derselbe bei einer künftigen Süineersammungwieder
wählbar seyn solle, an den Staatsgerichtshof (§. 142.) zu ver-

weisen,sonst ist derselbekünftig nicht wieder wählbar. #

S. 260.

6.) Freie
Aeußerung
derselben.
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Neunte Verfassungsänderung.S. oben S. 5.

** v. 12. October 1874 s. II hat den § 83 auf-
gehoben.

g. 84.

12,Verön Die Stände genießen,sowohl in ihrer Gesammtheit,als
letlichkeit dereinzeln, völlige Unverletzlichkeitder Person während der Dauer
Ständewäh-des Landtags. Daher darf insbesondere,außer dem Falle

Landtags. der Enrreifungauf frischer That bei einem begangenenpein-
lichen Verbrechen und dem Falle des Wechselverfahrens,kein
Mitglied der Ständeversammlung während ihrer Dauer, ohne
ausdrücklicheZustimmung der Kammer, der selbigesangehört,
verhaftet werden.

S. 261. d. 85.

8.) Wirksam- + Gesetzentwürfekönnen nur von dem Könige an die
StleitdererStände, nicht von den Ständen an den König gebracht
Lelesgeorgewerden.
zugausGe- Die Stände können aber auf neue Gesetze,so wie auf

sere. Abänderung oder Aufhebung bestehenderantragen.
Jedem Gesetzentwurfewerden Motiven beigefügtwerden. 1

Dritte Verfassungsänderung. S. oben S. 3. Das
Gesetz vom 3usten März 1849 bestimmt:

&1. Die 85 85 und 120 der Verfassungs-
urkunde vom 4ten September 1831 sind aufge-goben.§ 2. An ihre Stelle treten solgende Be-

t immungen:

J.

885. 8) Wirksamkeit der Kammern in der
Gesetzgebung.

Gesetzentwürfe koennen von dem Könige an die
Kammern und von den Kammern an den König ge-
bracht werden.

Die Kammern koennen aber auch * Vorlage
neuer Gesetze, sowie auf Abänderung oder Aufhebung
bestehender, antragen.

Jedem Gesetzentwurfe sind Motiven beizufügen.
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F. 86.

Kein Gesetzkann ohne Zustimmung der Stände erlassen,Itendinabgeändertoder authentischinterpretirt werden. SGeregeu.

S. 87.

Der König erläßt und promulgirt die Gesetze,mit BezugMechteress.
auf die erfolgte Zustimmung der Stände, und ertheiltdie zu #eflGesebet
deren Vollziehung und Handhabung erforderlichen, sowie die undJerord-
aus dem Aussichts=und Verwaltungsrechte fließenden Ver-sonders auch

fügungen und Verordnungen.

S. 88.

Der König erläßt auch solche,ihrer Natur nach der stän- in dringenden
dischenZustimmung bedücfende, aber durch das Staatswohl Fäler-

dringend geboteneVerordnungen, deren vorübergehenderZweck
durch Verzögerungvereitelt werden würde, mit Ausnahme aller
und jederAbänderungen in der Verfassungund dem Wahlgesetze.

Dafür, daß das Staatswohl die Eile geboten,sind sämmt-
liche Minister verantwortlich. Sie haben deshalb insgesammt
die Verordnungen zu contrasigniren; auch müssenletztereden
Ständen bei der nächstenZusammenkunft zur Genehmigung
vorgelegt werden.

S. 89.

##.In Ausführung der vom Bundestage gefaßtenBeschlüsseAusführung
kann die Regierung durch die ermangelndeJustimmungder der Hundes-
Stände nicht gehindert werden. Sie treten sofort mit der vom beschtuffe.

Könige verfügten Publication in Kraft. Es müssendaherauch
die zur Ausführung derselbenerweislich erforderlichen Mittel
aufgebrachtwerden, wobei jedoch die Mitwirkung der Stände

in Ansehung der Art und Weiseder Aufbringung dieserMittel,
insoweit dieselbe verfassungsmäßigbegründet ist, nicht aus-

geschlossenwird. k.
«

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 3.

Das Gesetz v. 5. Mai 1851 hebt den 5 89 auf und er-

setztihn, wie folgt:
§51. (Verfassungsurkunde 589.)

+ In Ausführung der vom deutschen Bunde ge-
faßten Beschlüsse kann die Regierung durch die

ermangelnde Zustimmung der Kammern nicht ge-



Zurücknahme
Königlicher
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S. 262.
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Meinung find.

Verwerfung
eines Gesetz-

vorschlags.
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hindert werden. Sie treten sofort mit der vom

Könige verfügten Publication in Kraft. Es müssen
daher auch die zur Ausführung derselben erweislich
erforderlichen Mittel aufgebracht werden, wobei
jedoch im Uebrigen die Mitwirkung der Kammern nach
§97 der Verfassungsurkundenicht ausgeschlossenist. #

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. IV hebt den & 1 des Gesetzes
vom 5. Mai 1851 auf und ersetztihn, wie folgt:

(§ S9.)
Das §697 der Verfassungsurkunde vom 4. Sep-

tember 1831 gedachte Recht der Stände zur Be-
schlußfassung über den Staatsbedarf unterliegt den
aus Artikel 2 und Artikel 70 der Verfassung des
Norddeutschen Bundes sich ergebenden Beschrän-
kungen.

§S.901.

Der König kann einen an die Kammern gerichtetenGe-
setzvorschlagnoch während der ständischenDiscussion darüber

zurücknehmen.1 Dasselbekann geschehen,wenn ein Gesetzvor-
schlag zwar von der Mehrheit der Kammern angenommen wird,
dabei aber die §. 129. erwähnte Absonderung der Abgeord-
neten eines Standes eingetretenist. #

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

Gesetz v. 3. December 1868 s. III hat den eingekreuzten
Satz aufgehoben.

16. 912.

Wenn die Kammern über die Annahme keines Gesetzvor-
schlags getheilterMeinung sind, so haben sie, vor der Abgabe
ihrer Erklärung, das §. 131. vorgeschriebeneVereinigungs-

mittel zu versuchen.
· §.92s.

Bleiben auchdann nochdie Curiatstimmen beider Kammern
getheilt, so ist zu der Verwerfung des Gesetzvorschlagserforder-
lich, daß in einer der beiden Kammern wenigstenszwei Dritt-

theile der Anwesendenfür die Verwerfung gestimmthaben.
1 Auf den § 90 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.

S. BeilageS. 78.81.82. 2Deßgleichen.S. daselbst.3 Deßgleichen.S. daselbst.
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8. 93.

Die ständischeErklärung, wodurch entweder ein Gesetz=Darzung
vorschlag ganz abgelehnt wird, oder Veränderungen dabei be-pründezuer-

werfung oder

antragt werden, muß die Angabe der Beweggründe enthalten.eenderan
C. 94.

vorschlags.

Wird ein von den Ständen mit Abänderungen ange= Verfahren,
nommener Gesetzentwurfvom Könige nicht genehmigt,so kanndeLnn
selbiger entweder ganz zurückgenommen,oder vorher noch ein-. Abände-
mal, während desselbenLandtags, mit Widerlegungsgründen nommener

in der vorigen Maße, oder auch mit von der Regierungselbste
vorzuschlagendenAbänderungen, an die Stände gebrachtwerden. hte
In beiden letztern Fällen steht der Regierungfrei, die unbe-
dingte Erklärung über Annahme oder Ablehnungdesselbenzu
verlangen.

S. 95.

Ein von den Ständen ganz abgelehnterGesetzentwurfkann Verkahren,
.. » » «G»

zxvarbetememfolgendenLandtageanderwettunverandertgnwgtzkstuxf
stegebrachtwerden,währenddesselbenLandtagsaberuurmgsgdgekstsks
veränderter Maße. geiebpor,

§. 96.

###Ohne Zustimmung der Stände können die bestehenden7.)Wirlsem-
directen und indirecten Landesabgabennicht verändert, auch Stände im

dürfen dergleichenAbgaben ohne ihre Bewilligung, mit Aus- iuanzwesen.
nahme des K. 103. bemerkten Falls, nicht ausgeschriebenund derselben zu

Veränderung
erhoben werden. 1. und Erhebung

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Dase
Gesetz v. 5. Mai 1851 hebt den § 96 auf und ersetztihn,
wie folgt:

82. (Verfassungsurkunde 5696.)
Mit Ausnahme der # 1, 5, 6 und 8 dieses Gesetzes

bemerkten Fällen können und dürfen die bestehenden
directen und indirecten Landesabgaben ohneZu-

sömmungder Kammern weder verändert noch ausge-
chrieben oder erhoben werden.

Diejenigen Abgaben, welche zu Folge der unter

Zustimmung der Kammern mit anderen Staaten ab-

4 S. die §8 89, 103 und 105 der Verfassungsurkundein der Fassung
vom 5. Mai 1851.

DeutscheStaatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 4
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geschlossenenZoll-Steuer- und Handels-Verträge zu
erheben sind, sowie die in Gemäßheit dieser Verträge
zu bewirkende Erhöhung oder Herabsetzung derselben
bedürfen keiner besonderen Bewilligung der Kammern.

§. 97.

Erörterung Die Stände haben die Verpflichtung, für Aufbringung
undZeckungdes ordentlichen und außerordentlichen Staatsbedarfs durch
brdarisdurchAussetzungder hierzu erforderlichenDeckungsmittel zu sorgen.

Sie haben dagegendas Befugniß, hierbei die Nothwendigkeit,
Zweckmäßigkeitund Höhe der Ansätzezu prüfen und deshalb
Erinnerungen zu machen, auchsichsowohl wegen der Annahme
der angesetztenSummen, als über die Art der Deckung, die

S. 263. Grundssätzeund Verhältnisse, nach welchen die Abgaben und
Leistungen auf Personen und Gegenstände zu legen und zu
vertheilen sind, so wie über die Dauer und Erhebungsweise
zu entschließen.

g. 98.

Darlegung #Bei jedem ordentlichen Landtage (5. 115.) wird den
desSiant=Ständen eine genaue Berechnung der in den vorhergegangenen
ueddarfedrei Jahren stattgefundenenEinnahme und Ausgabe und ein

Voranschlag des Bedarfs für die nächstfolgendendrei Jahre,
nebst den Vorschlägenzu dessenDeckung, möglichst bald nach
Eröffnung des Landtags mitgetheilt. #1

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

Geelee5. Mai 1851 hebt den § 98 auf und ersetztihn,
wie folgt:

§53. (Verfassungsurkunde 5 98.)
Bei jedem ordentlichen Landtage (6 115 der Ver-

fassungsurkunde) wird den Ständen eine genaue Be-
rechnung über Einnahme und Ausgabe in der vor-

letztenFinanzperiode und ein Voranschlag des Staats-
bedarfs für die k drei kx nächstfolgenden Jahre nebst
den Vorschlägen zu dessenDeckung möglichst bald nach
Eröffnung des Landtags mitgetheilt.

«

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Nach
dem Gesetz v. 3. December 1868 s. III ist „im § 3 des
Nachtragsgesetzes zur Verfassungsurkunde vom 5. Mai
1851 das Wort „drei“ in „zwei“ abzuändern“.
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g. 99.

Um Beides beurtheilen zu können, werden ihnen sowohl mittbeilung
von der obersten Staatsbehörde, als auch, auf ihren Antrap,ä
von den betreffendenDepartementschefs,die nöthigen Erläute-ARechnungen
rungen gegeben,so wie Rechnungen und Belege mitgetheilt Stände.

werden.

Ansätzefür geheimeAusgaben können dabei nur in soweit
vorkommen, als eine schriftliche, von mindestens drei ver-

antwortlichen Ministerialvorständen contrasignirteVersicherung
des Königs bezeugt, daß die Verwendung zum wahren Besten
des Landes stattgefundenhabe, oder stattfinden werde.

F. 100.

Nach pflichtmäßiger genauen Prüfung der gedachtenBe= Ständische
rechnungen, Uibersichten und Unterlagen, haben die Stände##rlärun#¾
über den darnach aufzubringendenBedarf ihre Erklärung an zubrinzenden
den König gelangen zu lassen. Insofern sie hierbei auf Ver-
minderung der verlangten Summen antragen, muß dieses
unter bestimmter und ausführlicher Nachweisungder Gründe
dazu, sowie der Gegenstände,bei welchen, und der Art und
Weise, wie, ohne Hintansetungdes Staatszwecks,Ersparnisse
gemachtwerden können, geschehen.

g. 1011.

Sind die beiden Kammernbei der Abstimmung über die Verfahren.
Bewilligung getheilt, so tritt, zum Zwecke einer Vereinigung, n überdie

das §. 131. vorgeschriebeneVerfahren ein. Sepellugung
S. 102.

Die ständischeBewilligung von Abgaben darf nicht an Berbot,die

Bedingungen geknüpft werden, welche nicht das Wesen, oder anfrende
die Verwendung derselbenunmittelbar betreffen# dingungenzu

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

Dur v. 5. Mai 1851 hebt §5102 auf und ersetztihn, wie
olgt:

§54. (Verfassungsurkunde 6 102.)
Die ständische Bewilligung darf nicht an Bedin-

gungen geknüpft werden, welche nicht das Wesen oder

1 Auf den 810! beziehen sichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 78. 81. 82.

47
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die Verwendung der Bewilligung unmittelbar be-
treffen.

g. 1031.

1 Die von den Ständen nach 8. 100. an die Regierung
gelangendenAnträge und die Gründe, auf welchen sie be-
ruhen, werden auf das reiflichste erwogen, auch, soweit es
nur immer mit dem Staatswohle vereinbar ist, jederzeit be-

nicht erfolgt, rücksichtigtwerden.
In dem Falle aber, daß sie unannehmbar befunden

S. #t. würden, die Stände hingegen, auf ! deshalb ihnen geschehene
Eröffnung und anderweite Berathung, die Bewilligung in
der verlangten Maße wiederholt ablehnen wollten, läßt der
König die Auflagen für den Staatsbedarf, insofern sie nicht
ausdrücklichnur für einen vorübergehenden,bereits erreichten
Zweck bestimmt sind, nachAblauf der Bewilligungszeit, durch
die obersteStaatsbehörde, mittelst einer in dieGesecsammlung
aufzunehmendenVerordnung, noch auf ein Jahr ausschreiben
und forterheben. In dem zu erlassendenAusschreibenwird
der besondern Natur desselbengedacht und Beziehung auf
diesen §. der Verfassungsurkunde genommen. Ein solchesver-

längertes Ausschreiben kann jedbocnur auf ein Jahr erlassen
werden; weshalb der König längstens sechsMonate vor Ab-
lauf dieser Frist eine außerordentliche Ständeversammlung
einberufen wird. Die Bewilligung wird übrigens nur dann
als abgelehntbetrachtet, wenn in einer der beiden Kammern
mindestenszwei Drittheile der Anwesendenfür die Ablehnung
gestimmthaben.1

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 3. Das

Sier-v. 5. Mai 1851 hebt den §5103 auf und ersetztihn,
wie folgt:

655. (Verfassungsurkunde §F—103.).
Die von den Ständen nach §100 der Verfassungs-

urkunde an die Regierung gelangenden Anträge und
die Gründe, auf welchen sie herahen.werden auf das
reiflichste erwogen, auch, soweit es nur mit dem

Staatswohlevereinbar ist, jederzeit berücksichtigt
werden.

1 Auf den §103 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 78. 81. 82.
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In dem Falle aber, daß sie unannehmbar be-
funden würden, die Stände hingegen auf deshalb
ihnen gescheheneEröffnung und anderweite Berathung
die Bewilligung in der verlangten Maaße wieder-
holt ablehnen wollten, nicht minder in dem Falle,
wenn der Landtag noch vor erfolgter definitiver Er-
klärung über die Bewilligung aufgelöst wird, läßt
der König die Auflagen für den nothwendigen Staats-
bedarf, insofern sie nicht ausdrücklich nur für einen
vorübergehenden, bereits erreichten Zweck bestimmt
sind, nach Ablauf der Bewilligungszeit durch die
oberste Staatsbehörde mittelst einer in das Gesetz-
und Verordnungsblatt aufzunehmenden Verordnung
auf ein Jahr ausschreiben und erheben.

In dem zu erlassenden Ausschreiben wird der be-
sonderen Natur desselben gedacht und Beziehung auf
diesen Paragraphen des Gesetzes genommen.

Ein solchesverlängertes Ausschreiben kann jedoch
nur auf ein Jahr erlassen werden, weshalb der König
längstens 6 Monate vor Ablauf dieser Frist einen
anderweiten Landtag einberufen wird.

Die Bewilligung wird übrigens nur dann als
abgelehnt betrachtet, wenn in einer der beiden Kam-
mern mindestens Zwei Dritttheile der Anwesenden
für die Ablehnung gestimmt haben.

5 6. (Verfassungsurkunde § 103.)
Verfahren bei verspätigter oder verzögerter Bewilligung.

Geht die Bewilligungsfrist noch vor erfolgter
neuer Bewilligung zu Ende, ohne daß einer der § 5

vorgesehenen Fälle eingetreten und ohne daß von der
Staatsregierung die Einberufung der Stände, oder
die Vorlage des Budgets, gegen die Bestimmungen
§3 diesesGesetzesund §5115 der Verfassungsurkunde
verzögert worden ist, so werden die bestehenden
Steuern und Abgaben noch auf ein Jahr, vorbehält-
lich der Bewilligung des Ausgabebudgets, in der
bisherigen Weise forterhoben. 1.

Sechste Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetzv. 27. November 1860 hebt § 6 des Gesetzesv. 5. Mai
1851 auf und trifft an dessenStelle folgende Bestimmungen:
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§ 1. Geht die Bewilligungsfrist vor erfolgter
neuer Bewilligung zu Ende, ohne daß einer der im

§* des Gesetzes vom 5ten Mai 1851 vorgesehenen
Fälle eingetreten und ohne daß von der Staatsregie-
rung die Vorlage des Budgets gegen die Bestimmung
§53 des vorgedachten Gesetzes verzögert worden ist, so
werden die bestehenden Steuern und Abgaben, inso-
fern sie nicht ausdrücklich nur für einen vorüber-
gehenden, bereits erreichten Zweck bestimmt sind, noch
auf ein Jahr, vorbehältlich der Bewilligung des Aus-
gabebudgets, in der bisherigen Weise forterhoben.

§2. Diese Forterhebung darf jedoch ohneständische
Zustimmung nur dann erfolgen, wenn außer den §91

gedachten Voraussetzungen auch noch
a) der Landtagmindestens sieben Wochenvor Ablauf

der Bewilligungsfrist einberufen und ihm als-
bald nach seiner Eröffnung ein Gesetzüber provi-
sorische Forterhebung der Steuern vorgelegt, die
Genehmigung dieses Gesetzes aber bis vierzehn
Tage vor Ablauf der Bewilligungsfrist entweder
verweigert worden oder doch nicht erfolgt ist,

oder aber
b) die Verhältnisse eine rechtzeitige Einberufung

oder den Zusammentritt der Kammern durchaus
unmöglich machen, welche Unmöglichkeit vor

den Kammern nachträglich zu rechtfertigen ist.

S. 104.

1 Mit Ausnahme des F. 103. erwähntenFalls, soll in den
Ausschreiben, welche Landesabgaben betreffen, die ständische
Bewilligung besonders erwähnt werden, ohne welche weder
die Einnehmer zur Einforderung berechtigt, noch die Unter-
thanen zur Entrichtung verbunden sind.#

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 5. Mai 1851 hebt den § 104 auf und ersetzt

ihn, wie folgt:
§ 7. (Verfassungsurkunde §&104.) .

Mit Ausnahme der in den Paragraphen 1, 2, 5. 6
und 8 dieses Gesetzest erwähnten Fälle soll in den

1 S. die §§ 89, 96, 103 und 105 der Verfassungsurkunde in der
Fassung vom 5. Mai 1851.
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Ausschreiben, welcheLandesabgabenbetreffen, die
Bewilligung der Kammern besonders erwähnt werden,
ohne welche weder die Einnehmer zur Einforderung
berechtigt, noch die Unterthanen zur Entrichtung ver-

bunden sind.
C. 105.

##Ohne Zustimmung der Stände kann kein Anlehn gültig
gemacht werden.

Wenn in außerordentlichen, dringenden und unvorher-
gesehenenFällen schleunige finanzielle Maßregeln erfordert
werden, zu welchen an sich die Zustimmung der Stände noth-
wendig ist, so ist eine außerordentlicheStändeversammlung
einzuberufen.

Sollten jedochäußereVerhältnisseeine solcheEinberufung
durchaus unmöglich machen, so darf der König, unter Ver-
antwortlichkeit der ihn hierbei berathenden Vorstände der
Ministerial-Departements, das zu Deckung des außerordent-
lichen Bedürfnisses unumgänglich Nöthige provisorisch ver-

sügen, auch, erforderlichen Falls, Ausnahmsweiseein Anlehn
aufnehmen; es sind aber die getroffenen Maßregeln, sobald
als irgend möglich, der Ständeversammlung, und spätestensbei
dem nächstenordentlichenLandtage vorzulegen, um deren ver-

fassungsmäßigeGenehmigung zu bewirken; auch ist selbiger
über die Verwendung der erforderlich gewesenenSummen
Nachweisungzu geben.1.

Fünfte Verfassungsänderung. S. oben S. 3.
Das Gesetz v. 5. Mai 1851 hebt den §9105 auf und ersetzt
ihn, wie folgt:

88. (Verfassungsurkunde § 105.)
Ohne Zustimmung der Stände kann kein Anlehn

gültig gemacht werden.
Wenn in außerordentlichen, dringenden und un-

vorhergesehenen Fällen schleunige finanzielle Maaß-
regeln erfordert werden, zu welchen an sich die Zu-
stimmung der Stände notwendig ist, so ist eine außer-
ordentliche Ständeversammlung einzuberufen.

Sollten jedoch die Verhältnisse eine rechtzeitige
Einberufung oder auch den Zusammentritt der Kam-
mern durchaus unmöglich machen, so darf der König,
unter Verantwortlichkeit der ihn hierbei berathenden

Verfahren,
wenn schleu-
nige finan-
zielle Maß-

regeln erfor-
derlich find.
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Vorstände der Ministerialdepartements, das zur
Deckung des außerordentlichen Bedürfnisses unum-

änglich Nöthige provisorisch verfügen, auch erforder-
ichen Falls ausnahmsweise ein Anlehn aufnehmen;

es sind aber die getroffenen Maaßregeln sobald als
irgend möglich der Ständeversammlung, und späte-
stens bei dem nächsten ordentlichen Landtage, vorzu-
legen, um deren verfassungsmäßige Genehmigung zu
bewirken, auch is selbiger über die Verwendung der

erforderlich gewesenen Summen Nachweisung zu geben.

S. 106.

Reservesond.Um die Regierung für unvorhergeseheneEreignisse mit
den erforderlichen außerordentlichenHülfsmitteln zu versehen,
ist ein Reservefondzu bilden, welcher in das Budget auf-
genommen und jedesmal bewilligt wird.

S. 265. 18. 1071.

Staatssqul- Zu Verzinsung und Tilgung der Staatsschuldenbesteht
den·Casse. eine besondereStaatsschulden-Casse,welche unter die Ver-

waltung der Stände gestellt ist.
DieseVerwaltung wird durch einen ständischenAusschuß,

mit Hülfe der von ihm ernannten und vom Könige bestätigten
Beamten, geführt. Er hat auch bei erfolgender Auflösung
der zweiten Kammer seine Geschäftebis zu Eröffnung der
neuen Ständeversammlung und erfolgter Wahl eines neuen

Ausschussesfortzusetzen. ·

Der Regierung steht vermöge des Oberaufsichtsrechtsfrei,
von dem Zustande der Cassezu jeder Zeit Einsicht zu nehmen.

Die Jahresrechnungen über dieselbe werden von der
oberstenRechnungsbehördegeprüft und bei jedemordentlichen
Landtage (5. 115.) den Ständen zur Erinnerung und Justi-
fication vorgelegt. Nach erfolgter Justification wird das Re-
sultat der Rechnungen im Namen der Stände durch den
Druck bekannt gemacht.

10.) Verhält- . 108.

Suühder. Die Stände sind verpflichtet und berechtigt, über die
Bezugaufdas Erhaltung des Staatsguts und des Königlichen Hausfidei-Staatsgut

1 Auf den §8107beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 79. 81. 82.
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commisses in der §5. 18. und 20. angegebenenMaßezu undauf das

Fideicommiß
wachen. . Seng.

Die Stände haben das Recht, im Bezug auf alle zu ihrem11.Petitions-

Wirkungskreise gehörigeGegenstände,dem Könige ihre gemein= her
samenWünscheund Anträge in der geeignetenForm vorzulegen.

Hierzu gehörenauch Anträge auf Abstellung wahrge-
nommener Gebrechenin der Landesverwaltung oder Rechtspflege.

Eben so ist jedes einzelne Mitglied der Stände befugt,
seine auf dergleichenGegenständesich beziehendenWünsche
und Anträge in seiner Kammer vorzubringen. Diese ent-

scheidet,ob und auf welcheWeiseselbigein nähereErwägung
ezogen werden sollen. Nimmt sie sich, in Folge der ge-schelenenErörterung, der Sache an, so hat sie den Beitritt

der andern Kammer zu veranlassen, indem selbige nur in

Uibereinstimmung beider Kammern an den König gebracht
werden kann. —

§0110.

Beschwerdengegen die oberste Staatsbehörde und ein= 12., Deren
zelne Vorstände von Ministerial-Departements (F. 41.) über NaN

die Anwendung der Gesetzein der Landesverwaltung und
Rechtspflegekann, in sofern sich deshalb nicht beide Kammern
zu vereinigen vermögen, auch jede Kammer allein anbringen.

!1Zu Begründung solcher Beschwerden ist §. 43. die S. 256.

Contrasignatur aller Verordnungenund andern Ausfertigungen
in Regierungsangelegenheiten,welche der König eigenhändig
unterzeichnet, angeordnet.

Unerlaubte Handlungen oder grobeVernachlässigungender den Ministerial-Departements untergeordneten Staats-
diener können nur dann Gegenstand ständischerBeschwerde
werden, wenn der dadurch unmittelbar Verletzte bei dem be-
treffenden Departement vergebens Klage geführt, oder sonst
die gesetzlichenVorschritte gethan hat.

6. 111.

Die Stände können schriftliche Beschwerdender Unter- Skicchtder
thanen, nicht aber Deputationen von Körperschaftenenneswen.schwerden der

Findet sich, daß eine solcheBeschwerdenoch nicht auf dem Unterthanen
1 Auf den § 109 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung

S. Beilage S. 79. 81. 82.
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verfassungsmäßigenWege bis zu dem betreffenden Ministerial-
Departement gelangt und daselbst ohne Abhülfe gebliebensei.
so bleibt sie unberücksichtigt. Im entgegengesetztenFalle, und
wenn den Ständen die Beschwerdebegründet erscheint, bleibt
ihrem Ermessenüberlassen,selbige entweder an das betreffende
Departement oder die obersteStaatsbehörde abzugeben, oder
zu ihrer eigenenSache zu machenund, nachvorgängiger Dis-
cussson in beiden Kammern, dem Könige zur geeignetenBe-
rücksichtigungzu empfehlen. Die erfolgte Abstellung solcher
Beschwerden, oder das Ergebniß der Erörterung wird ihnen
eröffnet werden.

C. 112.

EeokheFY Alle ständischeBeschlüsse,welcheauf eineAngelegenheit
alenishendes Landes Bezug haben, bedürfen, um wirksam zu werden,
Landesangeder ausdrücklichenSanction des Königs.
legenheiten.

S. 113.

nnde= Auf jeden von den Ständen an den König gebrachten
lurionen auf Antrag wird ihnen eine Entschließung, und zwar im Ab-

w anschenlehnungsfalleunter Angabe der Gründe, wo möglich noch
während der Ständeversammlung, ertheilt werden. Dieß gilt
insbesondereauch, wenn der Antrag auf Erlassung, Auf-
hebung oder Abänderung eines Gesetzesgerichtetwar.

C. 114.

16.„3Stündi- Die Ständeversammlungdarf, mitKöniglicherGenehmigung,
liinensenerzuVorbereitung bestimmt anzuzeigenderBerathungsgegenstände
derPit desund zu Ausführung von Beschlüssenin ständischenAngelegen-

heiten, welche die Königliche Sanction erhalten haben, Depu-
tationen ernennen, welche zu diesemZweckein der Zwischen-
zeit von einem Landtage zum andern zusammentretenund
thätig seyn können.

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 5.
Das Gesetz v. 12. October 1874 s. III bestimmt: „In §5114
der Verfassungsurkunde wird nach den Worten:

„von einem Landtage zum andern“

eingeschaltet:
„ingleichen während der Vertagung der Ständever-
sammlung“.
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III. Landtag und Geschäftsbetrieb bei selbigem. S. 2567.
. 115.

Der König wird längstensalle K drei K Jahre einen ordent- aranilichen Landtag einberufen und außerordentliche,so oft es Ge-uh
setzgebungs=oder andere dringende Angelegenheitenerfordern.inrsun

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III änbert: drei in: zwei.

Eine außerordentliche Zusammenkunft der Stände ist
jedesmal nöthig, wenn ein Regierungswechseleintritt; die
Einberufung erfolgt dann binnen der nächstenvier Monate.

Der Ort des Königreichs, wo der Landtag gehalten
werden soll, hängt von der jedesmaligenBestimmungdes Königs
ab. Zu jedemLandtage werden die Stände mittelst einer von

der oberstenStaatsbehörde ausgehendenBekanntmachung in
der Gesetzsammlungund durch an jedenzu erlassendeMissiven
einberufen.

S. 1161.

Der König ordnet den förmlichen Schluß der Stände- Schlußund

versammlung an, kann auch solche vertagen und die zweiteve

Kammer auflösen, wodurch zugleich die erste für vertagt er- Auflolung
klärt wird. Kammer.

1 Die Vertagung darf nicht über sechsMonate dauern. 1

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 5.
Das Gesetz v. 12. October 1871 s. IV sagt: „In §5116
wird Absatz 2 folgendermaßen gefaßt:

„Die Vertagung darf ohne ausdrückliche ständische
Zustimmung nicht über sechs Monate dauern.“

Im Falle der Auflösung der zweiten Kammer soll die
Wahl neuer Abgeordneten zu selbiger und die Einberusung

verStände ebenfalls innerhalb der nächstensechsMonate er-

olgen.
S. 117.

Der König eröffnet und entläßt die Ständ versammlungGöffnung" " r as-entweder in eigener Person, oder durch ein n dazu bevoll= fung der

mächtigtenCommissar. Pugver.
1 Auf den 8116 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.

S. Beilage S. 79. 81. 82.
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F. 1181.
Eigenmächtigdürfen die Kammern weder sichversammeln,

noch nach dem Schlusse oder der Vertagung des Landtags,
oder Auflösung der zweiten Kammer versammeltbleiben und
berathschlagen.

C. 119.
Die definitiven Resultate des Landtags werden in eine

förmliche Urkunde, den Landtagsabschied, zusammengefaßt,
welche die Königliche Erklärung über die Verhandlungen mit
den Ständen enthält, von dem Könige eigenhändigvollzogen,
den Ständen bei ihrer Entlassung urschriftlich ausgehändigt
und in die Gesetzsammlungaufgenommenwird.

F. 1202.
1 Die Stände, mit Ausnahme derjenigen Mitglieder der

ersten Kammer, welcheKraft erblichen Rechts, oder als Ab-
geordneteder Capitel und der Universität, auf Landtagen er-

scheinen, bekommen, insofern sie nicht an dem Orte, wo der-
Landtag gehaltenwird, bestänldigwohnen, als Entschädigung
für den erforderlichenaußerordentlichenAufwand, Tage= und

Reisegelder,in der in der Landtagsordnungbestimmten Maße.#

näheren Bestimmungen der Geschä

Dritte Verfassungsänderung. S. oben S. 3. Das-
Gesetz v. 31. März 1849 hebt in § 1 den §8120 auf und.
ersetztihn in § 2, wie folgt:

II.

1 § 120. Tage= und Reisegelder der Kammer-
mitglieder.

Die Mitglieder der Volksvertretung bekommen
als Entschädigung für den erforderlichen außerordent-
lichen Aufwand Reise= und Tagegelder nach den

ervrdnung-1

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 5.
Das Gesetz v. 12. October 1874 hebt den 5.120 auf und
ersetztihn, wie folgt:

1 Auf den § 118 beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 79. 81. 82. 2 Deßgleichen.

ß
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* 120.

1 „Die Stände, mit Ausnahme der in 563 unter 1
bis 7. 9, 11 und 12 gedachten Mitglieder der ersten
Kammer, erhalten, insofern sie nicht an dem Orte,
wo der Landtag gehalten wird, wesentlich wohnen,
als Entschädigung für den erforderlichen außerordent-
lichen Aufwand Tage= und Reisegelder in der durch
die Landtagsordnung bestimmten Maaße.“ 1

Zwölfte Verfassungsänderung. S. oben S. 5.
Das Gesetz v. 30. Juni 1902 bestimmt:

J.

§ 120 der Verfassungsurkunde in der Fassung
des Gesetzes vom 12. Oktober 1874 (G.= u. V.-Bl.
S. 393) wird aufgehoben und durch folgende als

Bestandtheil der Verfassungsurkunde auch im Sinne
von 5W152 derselben anzusehende Bestimmungen
ersetzt.

*120.
1Die Stände, mit Ausnahme der in 5 63 unter

1 bis 7, 9, 11 und 12 aufgeführten Mitglieder
der ersten Kammer, erhalten als Entschädigungfür den erforderlichen außerordentlichen Auf-
wand Tage= und Reisegelder nach den Bestim-
mungen der Landtagsordnungt 2.1

F. 121. Wn
JedeKammerverhandeltgetrennt von der andernundhatbei *

den an den König zu bringendenErklärungeneine Curiatstimme. andlungund
g. 122. seene

Von den KöniglichenMittheilungen an die Kammern er- ngehen diesenigen.welche auf Abgaben= und Bewilligungs-gen an die

Gegenstände Bezug haben, zuerst an die zweite Kammer. Bei Kammern.

andern Gegenständenhängt es von dem Ermessendes Königs
ab, an welcheder beiden Kammern solchezuerstgelangensollen.

1 Unter II. erhielt dann § 38 Abs. 3 der Landtagsordnung diejenige
Fassung, die sich unten auf S. 228. 229 befindet.

2 Die Aufhebung des § 120, wie sie das Gesetzv. 30. Juni 1902 vor-

genommen hat, ist durch das Gesetzv. 19. Februar 1909 (abgedrucktunten
als Anlage 2 sub V S. 232 ff.)§ 12 bestätigt worden. Dagegen ist durch dieses
Gesetzder § 120 als solcher nicht ersetztworden. Vielmehr ist er durch ein
neues Gesetz,das als Bestandteil der Verfassunganzusehen,ersetztworden.
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g. 123.

Erörteruns4 Alle KöniglicheAnträgemüssen,ehesie bei einer Kammer
lichenntrgezur Discussionund Abstimmunggelangen können, von einer

durchDep#besondern, aus dem Mittel der Kammer bestelltenDeputation
erörtert werden, welchedarüber an die erstereVortrag erstattet.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hebt den §5123 auf und
ersetztihn, wie folgt:

* 123.

+ Alle Königlichen Anträge müssen, dafern nicht
von der Staatsregierung darauf ausdrücklich ver-

zichtet wird, ehe sie bei einer Kammer zur Discussion
und Abstimmung gelangen können, von einer beson-
deren, aus dem Mittel der Kammer bestellten Depu-
tation erörtert werden, welche darüber an die erstere
Vortrag erstattet. 1

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 5. Das
Gesetz v. 12. October 1874 hebt den § 123 ohneErsatzauf.

g. 124.

Deputa- DergleichenDeputationen werden auch für andere Be-
ionenzu rathungs-Gegenständeernannt. 1.
rathungs- Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

aegentanden Gesetzv. 12. October 1871 s. II hat den§ 124 aufgehoben.
g. 125.

Mitwirkung 1 Diesen Deputationen (§. 123. 124.) werden, so oft die
Kniel.SomDeputationen selbst darauf antragen, durch Königliche Com-

dendepu missarien die nöthigen Erläuterungen gegeben werden. Es
musßf jedoch jedeDeputation, vor Abgabe ihres Gutachtensan

die betreffendeKammer, die ihr von dem KöniglichenCommissar
in ihrer Sitzungmündlich mitzutheilendenBemerkungenhören,
auch dieselbenin Erwägung ziehen und, nach Befinden, be-
rücksichtigen.1 -

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 12. October 1874 s. II hat den 8125 aufgehoben.

Eingabe in- g. 126.
ai# Jedem MitgliedederKammerund KöniglichenCom-

Ansichtenan missar steht frei, der Deputation seineAnsicht über den zu be-
tationen. rathenden Gegenstandschriftlich vorzulegen.1
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Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 12. October 1874 s. II hat den § 126 auf-
gehoben.

F. 127.

Berathungen der Kammern können nur bei der Anwesen-Berathungen
heit von mindestens der Hälfte der durch die Verfassungbe—derKammern.

stimmten Zahl der Mitglieder Statt finden.

16. 1281. S. 269.

Beschlüssekönnen von der ersten Kammer nur, wenn ubstimmung
mindestens die Hälfte, und von der zweiten nur, wenn min-##eschlut,
destens zwei Drittheile der verfassungsmäßigenZahl der Mit- selhen.
glieder in der Sitzung anwesendsind, gefaßt werden. ##

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das

Gesetzv. 3. December 1868 s. III hebt den § 128 Abs. 1 auf
und ersetztihn, wie folgt:

§ 128, Abs. 1.

„Beschlüsse können von den Kammern nur, wenn

mindestens die Hälfte der verfassungsmäßigen Zahl der
Mitglieder in der Sitzung anwesend ist, gefaßt werden.“

Bei der Abstimmung hat jedesMitglied, auch der Präsi-
dent, eine Stimme.

Die Beschlüssewerden, außer §. 92. 103. und 152. be-
stimmten Fällen, nach absoluter Stimmenmehrheit gefaßt.

Wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, so ist die Sache
in einer folgenden Sitzung wieder zum Vortrage zu bringen.
Würde auch in dieser Sitzung eine Stimmenmehrheit nicht
erlangta.so giebt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag.

Ist der Gegenstandder Berathung ein solcher, wo blos
ein Gutachten der Stände zu eröffnen ist, so kann letztermauf
Verlangen jedeabweichendeMeinung beigefügt werden.

4, 6. 1292.

Die Abstimmungen geschehenvon den einzelnenMit= Separat-
gliedern, ohne Rücksicht auf die Verschiedenheitder Stände. imme.

1 Auf den §8128beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 79. 81. 82.

2 Auf den §129 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 79. 81. 82.
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Es ist jedoch den Abgeordneten der Rittergutsbesitzer, der
Städte und des Bauernstandes in der zweitenKammer erlaubt,
wenn wenigstens drei Viertheile der Anwesenden ihren Stand
in seinen besondernRechten oder Interessen durch den Beschluß
der Mehrheit für beschwertachten,eine Separatstimmeabzugeben.

Eine solche Separatstimme muß in die Erklärung der

Ständeversammlung, neben dem Beschlusseder Mehrheit, auf-
genommen und mit an die Regierung gebrachtwerden.

Achte Verfassungsänderung. S. oben S. 4. Das
Gesetz v. 3. December 1868 s. III hat den §5129 aufge-
hoben.

§. 130.

ceommi.. Die von einer Kammer an die andere gebrachtenAnträge,
schen den bei.Gesetzentwürfeund Erklärungen können ersterer mit Ver-
den Kammernbesserungsvorschlägen,welche durch eine Deputation erörtert

werden müssen,zurückgegebenwerden.

S. 1311.

VerbandluinszKönnen sich beide Kammern, in Folge der ersten Be-
denKammernrathung, über den betreffendenGegenstandnicht sogleichver-
bei getbeiltereinigen, so haben sie aus ihrem beiderseitigenMittel eine ge-

Verfabren,meinschaftlicheDeputation zu ernennen, welche unter den
verständniß beiden Vorständen der Kammern über die Vereinigung der

nichterlangtgetheiltenMeinungen zu berathschlagenhat, und deren Mit-
glieder hierauf das Resultat ihrer Verhandlung den Kammern

z
anderweiter Berathung vorzutragen haben. Dafern sich

ieselbenauchdann nicht vereinigen,so treten bei Gesetzgebungs-
und Bewilligungs-Gegenständendie §. 128. enthaltenen Vor-
schriften ein. Bei blosenBerathungs-Gegenständenaber wird
alsdann von jeder Kammer eine durch ihren Vorstand, im
Namen derselben, unterzeichnetebesondere Schrift bei der
oberstenStaatsbehörde eingereicht.

S. 270. §. 1322.

Geweit- Die Anträge und Beschlüsse,über welchebeide Kammern

schnluue.sich vereinigt haben, werden in eine gemeinschaftlicheständische
Schriften. Schrift zusammengefaßt,welche von den Vorständen beider

Kammern im Namen der Ständeversammlung unterzeichnet,
bei der obersten Staatsbehörde eingereichtwird.

1 Auf den 8131 beziehensichdie zweiteund vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 80. 81. 82. 2 Deßgleichen.
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Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 12. October 1874 s. Vbestimmt:

„Der 5 132 der Verfassungsurkunde erhält folgen-
den Zusatz:;

„Besondere ständische Schriften einzelner Kammern
sind außer den in §5§5110 und 131 am Ende gedachten
Fällen nur dann zulässig, wenn eine Kammer eine
Adresse an den König zu richten wünscht“.

g. 133.

Nur die oberste Staatsbehörde ist zur Communication lßL
zwischender Regierung und den Ständen bestimmt; auch die derbersten
einzelnen Kammern stehen nur mit dieser Staatsbehörde in kehen.
unmittelbarer Geschäftsbeziehung.

S. 134.

4. Die Mitglieder des Ministerür und die KöniglichenCom- Zurtttder
missarienhaben den Zutritt zu den Sitzungen der Kammern, beanurrn
können an den Discussionen Antheil nehmen und haben das licherGon-
Recht, zu verlangen, nach Schlussederselbennochmals gehörtserten
zu werden, treten aber, wenn, soviel die Commissarienbetrifft, derammern.

diese nicht selbst Mitglieder der Kammer sind, bei der Ab-
stimmung ab. Nach ihrem Abtritte darf die Discussion nicht
von Neuem aufgenommenwerden.1

Erste Verfassungsänderung. S. oben S. 2.3. Das
Gesetz v. 19. Juni 1846 verordnet:

„daß das gedachte Abtreten nur nochbei den Ab-
stimmungen durch Namensaufruf in geheimer Sitzung
stattzufinden habe.“ 1

Neunte Verjassungsänderung.S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 12. October 1874 s. II hebt den § 134 und
das Gesetz,das Abtreten der Minister 2c. betreffend, vom
19. Juni 1846zauf.

*-pbéi . 135.

Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlich. Sie werden Seffentlich-
geheim auf den Antrag der Königlichen Commissarienbei Er= enerne
öffnungen, für welche sie die Geheimhaltung nöthig achten,
und auf das Begehren von drei Mitgliedern, denen nachdem
Abtritt der Zuhörer, wenigstensein Viertheil der Mitglieder
der Kammer über die Nothwendigkeit der geheimenBerathung
beitreten muß.

Deutsche Staatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 5
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§. 136.
DTim der 1 Die über die Verhandlungen in den Kammern auf-

urrodeVeegenommenen Protocolle werden durch den Druck bekannt ge-
zundlungenmacht, wenn nicht die Geheimhaltung in einzelnenFällen durch

Kammern. die Kammer beschlossenwird. Um die Redaction in an-

gemessenerWeise zu besorgen, ist eine besondereverantwortliche
Deputation zu ernennen. 1

Neunte Verfassungsänderung. S. oben S. 4.
Das Gesetz v. 12. October 1874 hat den §5136 aufgehoben.

g. 137.

BezugnahmeDie nähern Bestimmungen über den Landtag und den
auf die Land-
tagsordnung. Geschäftsbetriebbei selbigem enthält die Landtagsordnung.

Achter Abschnitt.

Gewähr der Verfassung.
g. 138.

1.)Zuage Der Thronfolger hat bei dem Antritte der Regierung, in
er tigs Gegenwart des Gesammt-Ministerü und der beiden Präsidenten
S. 1. der letztenStändeversammlung, bei seinemFürstlichen!]Worte

ierunggerzuversprechen, daß er die Verfassung des Landes, wie sie
Megierungs zwischendem Könige und den Ständen verabschiedetworden

entritte,
ist, in allen ihren Bestimmungen während seiner Regierung
beobachten,aufrecht erhalten und beschützenwolle.

Ein Gleiches ist auch von dem Regierungsverweser(6. 9.)
zu bewirken.

Die hierüber zu ertheilendeUrkunde, wovon ein Abdruck
in die Gesetzsammlungausgenommenwird, ist den beiden
Präsidenten der Kammern auszuhändigen, welche sie der
nächstenStändeversammlung zu übergebenund immittelst im

ständischenArchive beizulegenhaben.

C. 139.

dausdieDer Unterthanen-Eid und der Eid der Civil-Staatsdiener
und der Geistlichen aller christlichenConfessionenist, nächst

dem Versprechender Treue und des Gehorsams gegen den
König und die Gesetzedes Landes, auch auf die Beobachtung
der Landesverfassungzu richten.
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g. 140.

Die Stände habendas Recht, Beschwerdenüber die durch3.,Beschwer,
die Königlichen Ministerienoder andere Staatsbehörden ge= gegen Mini-

scheheneVerletzung der Verfassung in einem gemeinschaftlichenheenndan,
Antrage an den König zu bringen. behorden,we,

Dieser wird den Beschwerdensofort abhelfen, oder, wenn? der Ver.P
ein Zweifel dabei obwaltet, selbige, nach der Natur des fasfung.

Gegenstandes, durch die oberste Staatsbehörde, oder die
obersteJustizstelle erörtern lassen.

Wird die Erörterung der oberstenStaatsbehörde über-
tragen, so hat dieseihr Gutachtendem Könige zur Entscheidung
vorzulegen; wird selbige aber an die obersteJustizstelle ver-

wiesen,so hat letzterezugleich die Sache zu entscheiden.Der
Erfolg wird in beiden Fällen den Ständen eröffnet.

S. 141.
Die Stände haben insbesondereauchdas Recht, die Vor-#) Diesfall-

stände der Ministerien, welche sich einer Verletzung der Ver= #e Zulo
fassungschuldig machen, förmlich anzuklagen. gegendieor-

Finden sie sich durch ihre Pflichten aufgefordert, eine Ministerien.

solcheAnklage zu erheben,so sind die Anklagepunktebestimmt
bezeichnen, und in jeder Kammer durch eine besondere

eputation zu prüfen.
·

Vereinigen sich hierauf beide Kammern in ihren Be—
schlüssenüber die Anklage, so bringen sie dieselbe, mit ihren
Belegen, an den nachstehend§. 142. bezeichnetenStaats-
gerichtshof.

-
Staats-

Zum gerichtlichenSchutzeder Verfassungwird ein Staats= gerichtehor.

gerichtshof begründet. DieseBehörde erkennt über Handlungen
2

der Vorstände der Ministerien, welcheauf den ! Umsturz der S. 27:2

Verfassung gerichtetsind, oder die Verletzung einzelnerPunkte
derVerfassungbetreffen.

Uiberdies kann auch noch in den 5. 831. und 153. be-
merkten Fällen an selbige der Recurs genommen werden.

S. 1432.
Der Staatsgerichtshof besteht aus einem Präsidenten,DesenOrr

welcher von dem Könige aus den ersten Vorständen der

18 83 ist aufgehoben. S. oben S. 45. 46. 4

Auf den § 143beziehensichdie zweite und vierte Verfassungsänderung.
S. Beilage S. 80. 81. 82.

57
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höhern Gerichte ernannt wird, und aus zwölf Richtern, wo-
von der König sechsaus den Mitgliedern jener Gerichte und
jede Kammer drei, nebst zwei Stellvertretern, außerhalb der
Mitte der Ständeversammlungwählt. Unter den von den
Ständen gewähltenMitgliedern müssenmindestenszweiRechts-
gelehrteseyn, welcheauch, mit Vorbehalt der Einwilligung des
Königs, aus den Staatsdienern gewählt werden können.

Die Stelle des Präsidenten vertritt im Verhinderungsfalle
der erste der vom Könige bestellten Richter.

Die Ernennung der Mitglieder erfolgt für die Periode
von einem ordentlichenLandtage zum andern, und zwar jeder-

zeit am Schlusse desselben. Im Falle einer Vertagungdes
Landtags oder der Auflösung der zweiten Kammer bleibt der
am Schlusse des vorigen ordentlichen Landtags bestellte Ge-
richtshof bis wieder zum Schlusseder nächstenStändeversamm-
lung fortbestehen.

S. 144.

Der Präsident und sämmtlicheRichter werden für diesen
ihren Beruf besondersverpflichtet, und im Bezug auf selbigen
ihres Unterthanen=und sonstigenDiensteides entbunden.

Weder der König noch die Stände können die Ernennung
der Mitglieder während der Zeit, auf welchesie ernannt sind,
zurücknehmen.

Nimmt jedoch ein von den Ständen gewählter Richter
ein Staatsamt an, so hört er dadurch auf, Mitglied des

Staatsgerichtshofs zu seyn, kann aber von der betreffenden
Kammer sofort wieder gewählt werden.

C. 145.

BersammlungDas Gericht versammelt sich auf Einberufung durch den
des Staats-

gerichtshofs.Präsidenten,welche von diesemsogleich geschehenmuß, wenn

er dazu einen von dem Vorstande des Insti-Ministerilcontra-

signirten Befehl des Königs, oder eine von den Präsidenten
beider Kammern unterzeichneteAufforderung, mit Angabe des

Gegenstandes,erhält.
Die Function des Gerichts hört auf, wenn der Proceß

geendigt ist.
Der Präsident hat für die Vollziehung der Beschlüssezu

sorgen und im Falle eines Anstands das Gericht wieder zu
versammeln.
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S. 146.

Der Präsident bestellt, zu Leitung der vom Staatsgerichts= Verfahren

hofe zu führenden Untersuschung,ein vom Könige ernanntes 727.
und ein rechtskundiges,von den Ständen gewähltesMitglied.

Zu jeder hauptsächlichenEntscheidungwerden von sämmt-
lichen Mitgliedern, mit Einschlussedes Präsidenten, nach
Stimmenmehrheit zwei Referenten gewählt.

Ist der erste Referent ein vom Könige ernanntes Mit-
glied, so muß der Correferent ein von den Ständen gewähltes
seyn, und umgekehrt. Im Falle der Stimmengleichheit bei
dieser Wahl entscheidetdie Stimme des Präsidenten.

§. 147.

Bei jedemBeschlussemuß eine gleicheAnzahl vom Könige

E und von den Ständen gewählter Mitglieder an-

wesend seyn.
Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten,

welchenicht sogleichdurch anderweite Ernennung, oder durch
Eintritt eines Stellvertreters gehoben werden kann, so tritt
das letzteMitglied von der überzählendenSeite aus; doch
darf die Zahl der Richter nie unter zehn seyn.

Dem Präsidenten steht, außer den 5. 146. und 153. be-
merkten Fällen, keine Stimme zu.

Im Falle der Stimmengleichheit entscheidetdie für den
AngeklagtengünstigereMeinung.

Die Acten des Staatsgerichtshofs werden durch den
Druck bekannt gemacht.

§. 148.

Das Strafbefugniß des Staatsgerichtshofs erstrecktsichStrafbefug.
nur auf ausdrücklicheMißbilligung des Verfahrensoder Ent- #as-
fernungvom Amte. gerichtohofs.

Wenn selbiger die in seiner CompetenzliegendeStrafe
erkannt hat, ohne eine weitere ausdrücklichauszuschließen,so
bleibt nicht nur dem ordentlichenRichter vorbehalten, gegen
den Verurtheilten ein weiteres Verfahren von Amtswegen ein-
treten zu lassen,sondern der Staatsgerichtshof hat auch diesem
Richter von dem Ausgange der verhandeltenAnklage Nach-
richt zu geben.

«

§.149.
GegendenAusspruchdesStaatsgerichtshofsfindetkeineR«"W1"Wgegen dessen

Appellation, wohl aber die Berufung auf ein anderweites Er= Erkenntnif.
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kenntniß Statt. In diesemFalle sind zwei andere Mitglieder
als Referent und Correferent dergestaltzu wählen, daß, wenn

bei dem ersten Erkenntnisse der Referent ein vom Könige be-
stelltes Mitglied war, der nunmehrige Referent ein von den
Ständen gewähltes seyn muß, und umgekehrt. Auch ist zu
einem solchenanderweiten Versprucheder Gerichtshof noch um

zwei Mitglieder zu vermehren und daher Königlicher Seits
noch ein Mitglied eines höhern Gerichts außerordentlichzu-
zuordnen, ständischerSeits aber einer der nach §S.143. vor-

her bestimmten Stellvertreter einzuberufen.
. 271. 16. 150.

m Der König wird nicht nur die Untersuchung niemals
Fällenderän,hemmen, sondern auch das ihm zustehendeBegnadigungsrecht

klage, nie dahin ausdehnen, daß ein von dem Staatsgerichtshofe in
die Entfernung vom Amte verurtheilter Staatsdiener in seiner
bisherigen Stelle gelassen,oder in einem andern Justiz= oder
Staatsverwaltungs-Amte angestellt werde, dafern nicht in
Rücksichtder Wiederanstellung das Erkenntniß einen ausdrück-
lichen Vorbehalt zu Gunsten des Verurtheilten enthält.

C. 151.

NesiguationDie Resignation des Angeklagten hat auf das gegen ihn
klagten. eingeleiteteVerfahren und den Urtheilsspruch keinen Einfluß.

8. 152.
) Anträge Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen in den

auf Abände-

rung oderEr.Bestimmungen der Verfassungsurkunde, oder auf Zusätzezu
zunerungderderselben,können sowohl von dem Könige an die Stände, als

urundedervon den Ständen an den König gebrachtwerden.
selbiger. Zu einem gültigen Beschlussein dieser Angelegenheit

wird die Uibereinstimmung beider Kammern, und in jeder
Kammer die Anwesenheitvon drei Viertheilen der verfassungs-
mäßigen Zahl der Mitglieder, sowie eine Stimmenmehrheit
von zwei Drittheilen der Anwesendenerfordert; auchkann von

den Ständen ein solcherAntrag nicht eher an den König ge-
bracht werden, als bis in zwei ordentlichen, unmittelbar auf
einander folgenden Ständeversammlungen deshalb überein-
stimmendeBeschlüssegefaßt worden sind. Bei dem erstennach
Publication der Verfassungsurkundezu haltenden Landtage
kann aber eine Abänderung oder Erläuterung der Verfassung,
oder ein Zusatz zu selbiger in der Ständeversammlungweder
beantragt, noch beschlossenwerden.
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S.153.
Wenn über die Auslegung einzelner Punkte der Ver-wrlzu

fassungsurkundeZweifel entsteht, und derselbe nicht durch Hunktein der

Uibereinkunft zwischender Regierung und den Ständen be- 3

seitigt werden kann, so sollen die für und wider streitenden
Gründe sowohl von Seiten der Regierung, als der Stände,
dem Staatsgerichtshofe zur Entscheidungvorgelegt werden.

Zu diesemBehufe ist von jedem Theile eine Deduction
dem Gerichtshofe zu übergeben,solchegegenseitigmitzutheilen
und in einer zweiten Schrift zu beantworten, so daß jedem
Theile zwei Schriften freistehen. Bei der Entscheidunggiebt

in W Stimmengleichheit die Stimme des Präsidenten
en Ausschlag.

Der hierauf ertheilteAusspruchsoll als authentischeInter-
pretation angesehenund befolgt werden.

1 S. 154. *

Alle Gesetze,Verordnungen und Observanzen,welche mit #.Aufhebung
einer ausdrücklichenBestimmungder gegenwärtigenVerfassungs-Verseeneer
urkunde im Widerspruchestehen,sind insoweit ungültig. Wkundein,

Indem Wir die vorstehendenBestimmungen für das seebendeve.
StaatsgrundgesetzUnseres Königreichs hiermit erklären, er= nungenund

theilen Wir zugleich, bei Unserm Fürstlichen Worte, die Ver-Observanzen.
sicherung, daß Wir nicht nur die darin zuifoltenenZusagen
selbst genau erfüllen, sondern auch dieseVerfassunggegen alle
Eingriffe und Verletzungenkräftigst schützenwollen.

Zu dessenUrkund habenWir gegenwärtigesStaatsgrund-
gesetzeigenhändig unterschriebenund mit Unserm Königlichen
Siegel versehenlassen.

So geschehenund gegebenzu Dresden, am Vierten Sep-
tember, im Jahre nach Christi, Unsers Erlösers und Selig-

LacherGeburt, Ein Tausend Acht Hundert und Ein und
reißig.

Anton.

Friedrich August,H. z. S.

(L. S.)

Gottlob Adolf Ernst Nostitzund Jänkendorf.
D. Johann Daniel Merbach.



S. 276. I.

Verzeichniß
sämmtlicherKönigl. Schlösserund Gebäude in Dresden,
Pillnitz, Moritzburg,Sedlitzund Hubertusburg,die für
Se. Majestät, die Königl. Familie und den Hof-Etat

gebrauchtwerden!.

1.) Das Residenzschloß.
2.) Das EhrhardscheHaus.
3.) Das Kühnsche Haus.

4.) Das Gerrische Haus.

5.) Die Hofapothekenebst dem Backhause.
6.) Das Königl. Palais.
7.) Die zum Königl. Palais gezogenen Häuserauf der kleinen

Brüdergasse.
8.) Die Königl. Waschhäuserund Trockenplätze.
9.) Das BrühlschePalais nebst Garten und Eisgrube.

1 Diese einzige Beilage 1 zur Verfassung bildet einen integrirenden
Bestandtheil derselben. Sie verbrieft in Verbindung mit Verfassungs-
urkunde § 17 eine Anzahl von Nutzungsrechten der Krone an ganz be-
stimmten Bestandtheilen des Staatsgutes (s. V.-U. § 2). Sonach würde
auf eine Abänderung jenes Verzeichnisses doch wol V.-U. § 152 An-
wendung zu finden haben. So ist man auch in analogem Falle in Bayern
verfahren (s. Heft V dieser Sammlung S. 252—262). Die Praxis des
SächsischenStaatslebens hat sich aber zu dieser Beilage 1 freier gestellt.
Es sind daran mannigfache Anderungen getroffen worden, die aus dem
Gesetzblatte nicht ersehen werden können. Und gerade jetzt ist eine solche
im Vollzug begriffen. Sie betrifft N. 9 des Verzeichnisses. Kraft des von
den Ständen einstimmig genehmigten Vertrags zwischendem Ministerium
des Königlichen Hauses und dem Finanzministerium v. 14. Januar 1896

(l. LandtagsAnen1895/96: Königl. Dekrete III S. 314 ff.; Mittheilungen
über die Verhandl.der 2. Kammer, Sitz. v. 25. März 1896 S. 1341. 1342,
über die Verhandl. der 1. Kammer, Sisev. 25. März 1896 S. 516), der
die AllerhöchsteGenehmigung gefunden hat,und der spätestens am 1. Okt.
1896 in Kraft tritt, scheidendas Brühlsche Palais und der Brühlsche
Garten mit Ausnahme des Theils, worauf sich das Belvedere, das sog.
Hofgartengebäudeund die diesesGebäude umgebendenGartenanlagen und
die öffentlichen Wandelbahnen befinden, aus jenem Verzeichnisseaus. Es
soll auf jenem Areal das neue Ständehaus errichtet werden. Dagegen
wird das alte Akademiegebäudeauf der Brühlschen Terrasse samt seiner
area vom 1. April 1896 ab „der Königlichen Civilliste überwiesen“.
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10.) Der Gondelschuppenan der Elbe.
11.) Die Herzogl. Gartengebäudenebst Vermachung.
12.) Die Patientenburg.
13.) Das ehemaligeRossischeHaus. —

14.) Die Schloßkalkhütte im Orangengarten.
15.) Die Hofbauschreibereiund Vorrathsgebäude.
16.) Der Vorrathsschuppenhinter dem katholischenSchulgebäude.
17.) Die Hofmauerpolirer-Wohnung.
18.) Die Hofzimmerpolirer-Wohnung.
19.) Das Interims-Spritzenhaus nebst der Feuergeräths-Ge-

hülfen-Wohnung.
20.) Der Vorrahsschuppenin der Ostraallee.
21.) Der Hofzimmerhof.
22.) Das Rüstkammergebäude.
23.) Das Gebäude des Orangengartens, oder die sogenannten

Zwingergebäude.
24.) Das JapanischePalais nebst Garten.
25.) Das großeOpernhaus nebstSeitengebäuden.
26.) Die Königl. Theatergebäude.
27.) Das theatralischeMalergebäude auf der Ostraallee.
28.) Das Löwenhaus nebst dem Stalle.
29.) Das Reißigen-Stallgebäude.
30.) Das Klostergebäude.
31.) Die neuen Ställe in der Ostraallee.
32.) Die Pferdeställe und Wagenschuppenim Kloster, Ita-

LrichenDörfchen, in Neustadt und an der Brühlschen
errasse.

33.) Die Stallamtswiesen.
34.) Die Langebrücker-Wiese.
35.) Die gesammtenSchloßgebäudenebstGärten in Moritzburg.
36.) Die gesammtenSchloßgebäudenebstGarten-Anlagen und

sonstigemZubehör in Pillnitz.
37.) Das Schloßgebäudeund Lustgarten in Sedlitz.
38.) Das Palais im großen Garten.
39.) Das Schloß zu Hubertusburg nebstZubehör.



Beilage zum Verfassungstext.
Zweite Verfassungsänderung.

m Oesetz-und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen,

29stes Stück vom Jahre 18481

M 83) ProvisorischesGesetz
wegen einiger Abänderungender Verfassungsurkundevom

4ten September 1831,
vom 15ten November 1848.

Wean, Friedrich August, von 69T2##
Gnaden König von Sachsen2c. 2c. 2c.

haben mit den getreuen Ständen die nachbemerkten,durch das
neue Wahlgesetznöthig wordenen und sonst zweckmäßiger-

schienenen Abänderungen der Verfassungsurkunde vom 4ten

September 1831 vereinbart:

» §I.
Die§§63bismit76werdenaufgehobenundestreten

folgende Paragraphen an deren Stelle:

g 63.

Mitglieder der ersten Kammer.

Die ersteKammer bestehtaußer den volljährigen Prinzen
des Königlichen Hauses, deren jedesmaliges Erscheinen von

1 Letzte Absendung: am 25. November 1848. Der 15. Tag danach
ist der 10. December 1848.
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ihrem Willen abhängt, aus Funfzig Abgeordneten,welcheaus
den § 64 gedachtenWahlbezirken dergestalt gewählt werden,
daß je drei zusammengeschlageneBezirke zwei Abgeordnetezu
wählen haben.

"(64.
Mitglieder der zweiten Kammer.

Die zweite Kammer bestehtaus Fünf und Siebenzig Ab-
geordneten, Behufs deren Wahl das Königreich Sachsen in
eben so viel Wahlbezirkegetheilt wird, von welchenjeder einen
Abgeordnetenzu ernennen hat.

§ 65.

Stimmberechtigung bei der Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer.

Stimmberechtigt bei der Wahl der Abgeordneten zur

zweiten Kammer ist, ohneUnterschiedder Religion und des

Glaubensbekenntnisses,jeder männliche volljährige und selbst-
stänldigeStaatsangehörige und zwar innerhalb derjenigenGe-
meinde des KönigreichsSachsen,in welcherer seinenwesentlichen
Wohnsitz hat, insofern ihm nicht einer der 5 66 angegebenen
Ausschließungsgründeentgegensteht.

Im Sinne diesesGesetzessind selbstständig in Städten
Bürger und Schutzverwandte,auf dem Lande Angesesseneund

Hausgenossen,und sämmtlicheder Armee Angehörigen. Die
der Armee Angehörigen üben ihr Stimmrecht in den Gemeinden
ihres Aufenthaltsorts aus.

Die nach § 20 unter 4 und 5 der Landgemeindeordnung
einem Gemeindebezirkean sichnicht angehörigenRittergüter
oder andere zur Gemeinde in gleichem Verhältnissestehenden
Güter werden in Bezug auf die Wahlberechtigung ihrer Be-
wohner ein für allemal derjenigen Landgemeindeoder einer
der Landgemeinden zugetheilt, deren Heimathsbezirksie an-

gehören.
- §66.

Hindernisse der Stimmberechtigung

Ausgeschlossenvon der Stimmberechtigung sind
a) diejenigen, welche unter Curatel stehen,
b) Almosenempfänger,
e) diejenigen, zu deren Vermögen ein Schuldenwesen

entstanden ist, es mag dasselbezum förmlichen
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Concurs gediehen, oder der Weg der außergericht-
lichen Erledigung eingeschlagenworden sein, so
lange nicht ihre Gläubiger vollständigeBefriedigung
erhalten zu haben erklären,

) alle von öffentlichen Aemtern entsetzteund von der
juristischen Praxis removirte Personen, ingleichen
die suspendirten, so lange die Suspension dauert,

e) diejenigen, welchewegen solcherVergehen, die nach
allgemeinenBegriffen für entehrend zu achten, vor

Gericht gestanden haben und schuldig befunden
worden sind.

6 67.

Wählbarkeit zum Abgeordneten in die zweite Kammer.

Zu Abgeordneten in die zweite Kammer wählbar sind
ohne Unterschiedder Religion und des Glaubensbekenntnisses
alle männliche Staatsangehörige des Königreichs Sachsen,

a) welchen einer der 5 66 gedachtenAusschließungs-
gründe nicht entgegensteht,

b)wecchenicht im ausländischenactiven Dienste stehen,
un

) welcheein Alter von dreißig Jahren haben.

§s68.

Stimmberechtigung bei den Wahlen zur ersten Kammer.

Zur Stimmberechtigung bei den Wahlen für die erste
Kammer hat zu den Erfordernissen §§ 65 und 66 noch hinzu-
utreten, daß der Wählende in hiesigenLanden mit Grund-
csitzansässigsei.

16 69.

Wählbarkeit zum Abgeordneten in die ersteKammer.

In die ersteKammer wählbar sind diejenigen§ 67 Be-
zeichneten,welchewenigstensZehn Thaler — — jährlich an

ordentlichendirecten Steuern entrichten.

8 70.

Erneuerung der Wahlen zur zweiten Kammer.

Die Wahlen der Abgeordneten für die zweite Kammer
sind zu jedem ordentlichenLandtage zu erneuern.
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§571.

Erneuerung der Wahlen zur ersten Kammer.

Die Erneuerung der Wahlen zur ersten Kammer findet
für jeden ordentlichen Landtag zur Hälfte Statt.

Beim ersten Landtage wird die Hälfte der Abgeordneten,
welchezuerstauszutreten hat, durch das Loos bestimmt; später
wechseln beide Hälften so, daß diejenige ausscheidet, welche
bereits zwei ordentlichenLandtagen beigewohnt hat.

8 72.

Sonstiges Erlöschen der Eigenschaftals Mitglied der Kammer.

Die Mitglieder beider Kammern hören auch früher auf,
es zu sein,

a) wenn sie die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigen-
schaftenverlieren,

b) wenn sie während der Dauer ihrer Abgeordneten-
function im Staatsdienste angestellt oder befördert
werden, oder in ein Hofamt treten,

e) wenn der König die Kammern auflöst.
In den Fällen unter b. und c. können sie jedochwieder

gewählt werden, sowie auch im Falle a. zu solchen Stellen,
wozu die verlorene Eigenschaftnicht erforderlich ist.

g 73.

Wenn die betreffendeKammer nicht etwas Andres be-
schließt, ist sofort zur Veranstaltung einer neuen Wahl zu
verschreiten,wenn ein Abgeordneter

a) mit Tode abgeht,
b) die zur Wählbarkeit erforderlichenEigenschaftenver-

liert oder
e) während der Dauer seinerAbgeordnetenfunctionim

Staatsdienste angestellt oder befördert wird, oder
in ein Hofamt eintritt, oder

d) ihm von der betreffendenKammer verstattet wird,
die Function eines Abgeordnetenwieder aufzugeben.

874.
Wenn ein Kammermitgliedwegen eines nachð66 unter e. zu

beurtheilendenVergehensin Untersuchungsichbefindet, so kann
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demselbender Sitz in der Kammer bis nacherfolgter definitiver
FreisprechungSeiten der betreffendenKammer verweigertwerden.

6 75.

Präsidenten der Kammern und deren Stellvertreter.

Jede Kammer wählt aus ihrer Mitte einen Präsidenten
und zwei Stellvertreter für denselben. Die Wahl erfolgt nach
absoluter Stimmenmehrheit. Sollte bei dreimaliger Ab-
stimmung eine solchenicht erreicht werden, so entscheidetbei
der letzten Abstimmung die relative Stimmenmehrheit.

Ueber die amtliche Stellung und Geschäftsführung der
Präsidenten und ihrer Stellvertreter, sowie über die Protocoll-
führung und Leitung der Canzleigeschäfteenthält die Land-
tagsordnung die näheren Bestimmungen.

§ II.

& 81. bleiben die Worte weg: „mit Ausnahme der § 64
in Rücksichtder Herrschaftsbesitzerbemerkten Fälle.“

§ III.

§ 90. beschränktsich auf den Satz:
„Der König kann einen an die Kammern gerichteten
Gesetzvorschlagnoch während der ständischenDis-
cussiondarüber zurücknehmen.“

W.

5 91. erhält folgende Fassung:
„Wenn die Kammern über die Annahme eines Gesetz-
vorschlagsgetheilterMeinung sind, so tritt das § 131

d
vorgeschriebeneVerfahren ein.“

un

§ 92. kommt in Wegfall.

§5V.

5 101. fallen die Worte aus:

„zum Zweckeeiner Vereinigung.“

§ VI.

§5103. schließtmit den Worten:

zeideaußerordentlicheStändeversammlung einberufen
wird."“
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g VI.

5 107. und 118. ist statt „der zweitenKammer zu setzen:
„der Kammern.“

§ VIII.

§5W109. ist nachden Worten: „Uebereinstimmungbeider
Kammern" einzuschalten:
„und in deren Ermangelung nur durch den nach
Stimmenmehrheit der vereinigten Kammern (6 131)
gefaßten Beschluß.“

W 116.
*

Schluß und Vertagung des Landtags, Auflösung der Kammern.

wird folgendergestaltgefaßt:
„Der König ordnet den förmlichen Schluß des Land-
tags an, kann auch denselben vertagen und die
Kammern auflösen. Die Vertagung darf nicht über
sechsMonate dauern. Die Auflösungtrifft immer
beide Kammern zugleich. Im Falle der Auflösung
soll die Wahl neuer Abgeordneterund die Einberufung
des Landtags ebenfalls innerhalb der nächstensechs
Monate erfolgen.“

8X.
§ 120. fallen die Worte aus:

„Mit Ausnahme derjenigen Mitglieder der ersten
Kammer, welcheKraft erblichenRechts oder als Ab-
geordneteder Capitel und der Universität auf Land-
tagen erscheinen.“

& XI.

& 128. fällt die Bezugnahmeauf 5§ 92 und 103 hinweg.

6 Xl.

§6129. gelangt in Wegfall.
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% 1#n
& XllI.

Zusammentritt beider Kammern zur gemeinschaftlichenBerathung
und Abstimmung.

ändert sich folgendergestalt:
„Können beide Kammern, nachdemdiejenigeKammer,
an welche der betreffendeGegenstand zuerst gelangt
ist, über die differenten Ansichten der andern Kammer
nochmals berathen hat, sichnicht vereinigen, so treten
dann beide noch zu einer gemeinschaftlichenBerathung
und Abstimmung zusammenund es wird der Beschluß
nach der Mehrheit der vereinigten Stimmen gefaßt.

Bei dem Zusammentritte beider Kammern hat der
Präsident derjenigen Kammer den Vorfitz, in welcher
der Gegenstand zuerst zur Berathung gekommenist.
Jede Kammer bestellt hierzu einen Referenten.

Betrifft die Meinungsverschiedenheitnur einen
Berathungsgegenstand, so wird von jeder Kammer
eine durch ihren Vorstand im Namen derselben unter-

zeichnetebesondere Schrift bei der oberstenStaats-
behörde eingereicht.“

18 XIV.

schud132. ist nach den Worten: „vereinigt haben“ einzu-
alten:

„oder über welchenach5131 Beschlußgefaßtworden ist.“

6#XV.

§5143. sind die Worte: „Auflösung der zweitenKammer“
zu vertauschenmit denen:

„Auflösung der Kammern.“

Zu dessenUrkunde haben Wir das gegenwärtige Gesetz

nühenhendinvollzogenund Unser Königliches Siegel beidrucken
assen.

Gegebenzu Dresden, am 15ten November 1848.

Friedrich August.

(L. S.) Martin Oberländer.
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Vierte Verfassungsänderung.

Gesetz-und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen,

17tes Stück vom Jahr 18501.
— — —

M. 60) Gesetz,
die provisorischenGesetzevom 15ten November 1848

betreffend;
vom 15ten August 1850.

Wan, Friedrich August, von GOTTÖ
Gnaden König von Sachsen2c. 2c. 2c.

finden Uns bewogen, unter Zustimmung Unserer getreuen
Stände zu verfügen, wie folgt:

§ 1.

Die provisorischenGesevom 15ten November 1848 wegen
einiger Abänderungen der Verfassungsurkundevom 4ten Sep-
tember 1831 und die Wahlen der Landtagsabgeordnetenbe-
treffend, sind neben den hierauf Bezug habendenVerordnungen
außer Kraft getreten.

§ 2.

Bis zu der definitiven Revision der Verfassungsurkunde
vom 4ten September 1831 und der Vereinbarung über ein
definitives Wahlgesetztreten die durch die § 1 genannten pro-
visorischenGesetzeaußer Wirksamkeit gesetztenBestimmungen

1 LetzteAbsendung: am 19ten August. Der 15. Tag danach ist der
3. September 1850.

Deutsche Staatsgrundgesetze.VI. 4. Aufl. 6
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der Verfassungsurkundevom 4ten September 1831 und des.

Wahlgesetzesvom 24ten September 1831, ingleichen des Ge-
setzes, die Wahlen der Vertreter des Handels= und Fabrik-
wesens betreffend, vom 7ten März 1839 wieder in Kraft.

Das Ministerium des Innern ist mit Ausführung dieses
Gesetzesbeauftragt.

!1Urkundlich haben Wir dieses Gesetzeigenhändig voll-
zogen und Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Gegebenzu Dresden, am 15ten August 1850.

Friedrich August.

(L. S.) Richard Freiherr von Friesen-



Anlage 1.

Der König und sein Haus.
I. Königliches Hausgesetzvom 30sten December 1837.

Mit den Anderungendes Gesetzesvom 13. April 1888.

[Gesetz=und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen,
4tesStückvom Jahre 1838.

U

13322.) Verordnung,
die Erlassungdes KöniglichenHausgesetzesbetreffend;

vom oten Februar 18381.

WI, Friedrich August, von GCOTTES# Gnaden
König von Sachsen2c. 2c. 2c.

haben über die in Unserm Königlichen Hause künftig statt-
findenden Familienrechteund Bezüge durch das anliegende
Königliche Hausgesetz, so weit nöthig unter Zustimmung
Unserer getreuen Stände, Anordnung getroffen.

Wir bringen dasselbe, und obschondurch das immittelst
erfolgte höchstbetrübendeAbleben Unseres höchstgeehrtesten
Herrn Vaters, Weiland des Prinzen Maximilian, Herzogs zu
Sachsen, KngicherHoheit, einige Bestimmungensothanen
Gesetzesbereits sich erledigt haben, dennochunverändert und
nachdemvon Unserm vielgeliebtenHerrn Bruder, des Prinzen
Johann, Herzogszu Sachsen, Königlicher Hoheit, die agna-
tischeZustimmung zu dessenInhalt urkundlich erklärt worden
ist, andurch zur Publication.

1 Letzte Absendung: am 3ten März 1838. Der 15. Tag ist der
18. März 1838.

1#

"
.

«

G. 50.
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So geschehenund gegeben, unter Unserer eigenhändigenuneerschriftund Vordruckung Unseres Königlichen Siegels,
zu Dresden, am gten Februar 1838.

Friedrich August.
(L. S.) Bernhard von Lindenau.

Johann Adolph von Zezschwitz.
Hans Georg von Carlowitz.
Julius Traugott Jakob von Koenneritz.
Heinrich Anton ven Zeschau.
Eduard Gottlob Nostitz und Jänckendorf.

! Königliches Hausgesetz
vom 30sten December 1837.

WN., Friedrich August, von GOTTES Gnaden König
von Sachsen2c. 2c. 2c.

haben über die künftig geltenden Familienrechte in Unserm
Königlichen Hause, so weit nöthig unter Zustimmung Unserer
getreuen Stände, durch gegenwärtigesHausgesetzeine feste
Bestimmung zu treffen Uns bewogen gefunden und verordnen
daher wie folgt:

Erster Abschnitt.

Bildung des Königlichen Hauses, Titel und Rang der

Mitglieder desselben.

bef
1. Das KöniglicheHaus SachsenAlbertinischerLinie

estehet:

a) aus dem Könige, als Familienhaupt;
b) aus der Gemahlin des Königs;
) aus den Königlichen Wittwen;
4) aus den Prinzen und Prinzessinnen,welchevon dem

gemeinschaftlichenStammvater derselben durch von

dem Könige anerkannte ebenbürtige rechtmäsigeEhe
in männlicher Linie abstammen, insofern die Prin=
zessinnennicht in andere Hänsersich vermählt haben;

e) aus den unter obigen Bedingungen angetrauten Ge-
mahlinnen der vorgedachtenPrinzen und den Wittwen
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derselben, so lange Letztere im Wittwenstande ver-

bleiben.

§52. Der älteste Sohn des Königs und, wenn derselbe
vor dem Könige, mit HinterlofsungvonSöhnen verstorben
wäre, dessenältester Sohn, heißt Kronprinz,und führt das
Prädicat: „Königliche Hoheit“.

Alle übrige unter §51, d und e, begriffenePrinzen und

Prinzessinnenfürenebenfalls diesesPrädicat, insofern nicht
den Gemahlinnen der Prinzen, vermöge ihrer Geburt, ein
höheres Prädicat zukommt.

§ 3. Der Rang der Prinzen und Prinzessinenwird durch
dassmiereRecht der Thronfolge, und was die unvermählten
Prinzessinnen betrifft, durchdie analoge Anwendung dieser
Regel, bestimmt. Für einzelneFälle bleibt jedochbesondere
Bestimmungzu treffen, dem Könige vorbehalten.

Zweiter Abschnitt.

Aufsicht des Königs über die Mitglieder des

Königlichen Hauses.

§&4. Alle Glieder des KöniglichenHausessind der Hoheit
und in den unten bezeichnetenFällen der Gerichtsbarkeit des
Königs untergeben. Derselbe übt als Familienhaupt eine
besondereAufsicht mit bestimmten Rechtenüber sie aus, und
es steht ihm als solchemüberhaupt zu, alle zu Erhaltung der
Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlsahrdes Königlichen Hauses
dienliche Maasregeln zu ergreifen, soweit das Hausgesetzund
die Verfassungnicht entgegen stehen.7.

§55. Insonderheit äussertsich diesesHobeiteund Auf-
sichtsrechtdes Königs hinsichtlich der Erziehung aller Prinzen
und PrinzessinnenSeines Hauses und der Vormundschaften
über dieselben, so wie in Ansehung der erforderlichen Ein-
willigung zu deren Vermählung.

§ 6. Auch dürfen die Glieder des Königlichen Hauses
ohne Genehmigung des Königs sich nicht in einen fremden
Staat begeben.

1 Die Königliche Verordnung, die Verzichtserklärung der Kron-
prinzessin Luise Antoinette Maria .. betr., v. 14. Januar 1903 (Ges.=
u. Verordnungsblatt 1903 S. 73) geht davon aus, daß Verzicht eines

Mitgliedes des Hauses auf die Mitgliedschaftund Genehmigungdesselben
durch den König den Verlust der Mitgliedschaft begründen.
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§ 7. Die Wahl des höhernHofstaatspersonalsder sämmt-
lichen Glieder des Königlichen Hauses ist dem Könige an-

zuzeigenund seinerGenehmigungunterworfen, soweit sienichthrehinvom Koönigeselbst abhängt.

Dritter Abschnitt.

Heirathen der Prinzen und Prinzessinnen des

Königlichen Hauses.

§58. Von den Gliedern des Königlichen Hauses darf
NRiemand ohne vorhergehendeErlaubniß des Königs eine ehe-
liche Verbindung eingehen.

§ 9. Ohne die förmliche, durch besondereUrkunde in
Gewißheit zu setzendeEinwilligung des Königs ist die Ehe
eines Prinzen vom Königlichen Hauseungiltig und deren
Nachkommenschaftnicht sueesssionefähig.Vermählt sich eine Prinzessin des Königlichen Hauses
ohne Einwilligung des Königs, so ist die Eneaus diesem
Grunde allein zwar nicht ungiltig, die Prinzessin hat aber
keinen Anspruchauf Aussteuer.

§ 10. Schließt ein Prinz des Königlichen Huufeseine
nicht ebenbürtigeEhe, so hat eine solche,wenn auch der Köni
einwilligt, keine rechtlicheWirkung auf Stand, Titel un

Wappen, Erbfolge in der Regierung,das Hausfideicommißund
die Secundogenitur, auf Appanage, Aussteuer und Witthum.

§ 11. Die das Privatvermögen betreffendenprivatrecht-
lichen Ansprücheder aus einer solchenEhe, oder aus der un-

ebenbürtigenEhe einer Prinzessin des Königlichen Hauses er-

zeugten Kinder und des überlebenden Ehegattenbeschränkenihauf das Vermögendes Vaters oder der Mutter und beziehendli
Ehegemahls,auchauf das etwa nochvon Ascendentender solcher-

stalt vermählt gewesenenPrinzenund Prinzessinnen an-sallendeBermögen,vorausgesetzt,daßhinsichtlichder Prinzessin
die älterliche Einwilligung in die Heirath stattgefundenhabe.

6512. Die von den Prinzenund PrinzessinnendesKönig-

lichenHausesgeschlossenenEheverträge sind, insoweit sienicht
das Privatvermögen betreffen, nichtig, wenn sie die Königliche
Bestätigung nicht erhalten haben.

§513. Keinem Mitgliededes KöniglichenHausesist eine

Adoption gestattet.
1

·
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Vierter Abschnitt.
Thron= und Erbfolge.

§ 14. Die Nachfolgein die Krone und in das Königliche
Hausfideicommiß ist durch § 6, 7 und 20 der Verfassungs-
urkunde bestimmt.

5 15. Den Eheverträgen der Prinzessinnendes König-
lichen Hauses ist der Verzicht auf die Thron= und Erbfolge,
mit Ausnahme des § 7 der Verfassungsurkundegedachten
Falles, jedesmal einzurücken;es sind aber dieselbenzu Gunsten
des Mannsstammes hausgesetzlichfür verzichtet zu achten,
wenn auch ein solcherVerzicht nicht geleistetworden wäre.

Fünfter Abschnitt.

Appanagen, Aussteuer und Witthum.

§ 16. Die Appanagenbestehenin sährcichen=auf die
Staatscasse gewiesenenGeldrenten, und sind, so wie die
übrigen im Hausgesetzebestimmten jährlichen Gebührnisse, in
monatlichen Raten im Voraus zahlbar.

§ 17. Alle Appanagenund Witthümer können nur mit
Bewilligung des Königs ausserhalb des Königreichs verzehrt
werden. N die Königliche Bewilligung zum Aufenthalte im

Auslande ertheilt, so kann dieserkein Grund eines zu machen-
den Abzugs werden, ausgenommen wenn, was die Witthume
anlangt, für diesen Fall in den Ehepacten ein dergleichen
Abzug bestimmt ist.

Würde ein Mitglied des Königlichen Hauses ohne Vor-
wissen und Genehmigung des Königs seinen Aufenthalt im
Auslande nehmen, so werden die ihm ausgesetztenEinkünfte
der erwähnten Art zurückgehalten. Ob und in wie weit eine
Nachzahlung derselben stattfinden könne, hängt von der Ent-

[chliessungdes Königs ab.
§ 18. Die Appanagenund Witthume der Prinzen und

Prinzessinnen und Königlichen Wittwen können von deren
Gläubigern nur bis zu einem Drittheil in Anspruchgenommen
und mit Beschlagbelegt werden.

Z

§519. Zum Unterhalt des Kronprinzen und seinesHauses
wird, wenn er sichebenbürtigvermählt, eine jährliche Appanage
von 60,000 Thlrn. —. —., ausserdemaber vom erfüllten #sten
Jahre an eine dergleichenvon 30,000 Thlrn. — — festgestellt.
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8920. Die Appanage für die nachgebornen Söhne
des Königs wird, wenn sie sich unvermählt etabliren, auf
20,000 Thlr. —. —-, und wenn sie etablirt und ebenbürtig
verheirathet sind, für den ältesten derselben auf 50,000
Thlr. —. —., für jeden der folgenden aber auf 40,000
Thlr. — —= bestimmt. Diese Appanagen werden nach
vorgedachtemMaasstabe angewiesen, sobald für den Prinzen.
ein eignes Haus gebildet wird.

§521. Die Söhne des Königs sind berechtigt, vom er-

füllten 21stenJahre an, sichbesonderszu etabliren und dazu
die ihnen gebührendeAppanage in Anspruch zu nehmen.

5 22. Zum Etablissementdes Kronprinzen, nämlich zur
Einrichtung der Wohnung und des Hofhaltes, Anschaffung
der Equipagen 2c. werden, wenn sich derselbe unvermählt
etablirt, 25,000 Thlr. — —-, und wenn er sich später
ebenbürtig vermählt, anderweite 25,000 Thlr. —. —-; zum
Etablissement der nachgebornenSöhne des Königs aber in

ersteremFalle 10,000 Thlr. — —., und bei später erfolgen-
der ebenbürtiger Vermählung anderweit 15,000 Thlr. — —

als ein Aversionalquantum aus der Staatscassegezahlt.
Erfolgt die Etablirung bei der Vermählung, 6 sind die

vorbemerkten Quanta zusammen,nämlich für den Kronprinzen
50,000 Thlr. —. —= und für jeden der nachgebornenSöhne
25,000 Thlr. —. —= zu zahlen.

§ 23. Stirbt der Kronprinz vor seinem Vater, dem
König, mit Hinterlassungvon Kindern, so wird dessenAppanage
unter die nachgelassenenSöhne und Töchter in der Art vertheilt,
daß die Erstern das Doppelte der Letztern erhalten, und zwar
so, daß die etwa später zur Erledigung kommenden Theile den

übrigen Geschwisternnach demselbenVerhältnissezunachsen-
—

Dem ältesten Sohne wird soviel zugelegt, als zu Erfüllungdes
ihm als Kronprinz Gebührendenasordirch* — Ein nach-
geborner Sohn oder eine Tochter des Kronprinzen kann in
keinem Falle mehr erhalten, als ein nachgebornerSohn oder
eine Tochter des Königs. —. Nachdem Tode des Großvaters
treten die nachgebornenSöhne und die Töchter des verstor-
benen Kronprinzen in den Genuß der für die nachgebornen
Söhne und die Töchter des Königs bestimmten Gebührnisse.

§ 24. Von der einem nachgebornenPrinzen ausgesetzten
Appanage hat derselbenicht nur den ** seinesHauses
und die gesammtenAusgaben für seineHofhaltung, sondern
auch die Etablirung und Versorgung seinerSöhne, die Aus-
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stattung seiner Töchter und die Witthume in seinerLinie zu
bestreiten.

Zur Etablirung der Söhne wird jedoch, so wie für jeden
ein eignes EtablissementbegründendenPrinzen des Königlichen

auses aus der Seitenlinie, ein den sechstenTheil der väter-

lichen AppanagebetragenderAversionalbeitragaus der Staats-
cassegezahlt.

§ 25. Die dennachgebornenSöhnen des Königs aus-

gesetztenAppanagen gehen!]nach deren Ableben mit den darauf
ruhenden Lasten des Witthums und des Unterhalts der Prin-
zessinnenauf ihre männliche Descendenzüber.

Den appanagirtenPrinzen bleibt überlassen,über die Ver-
theilung ihrer Appanage unter dieseDescendenzmit Geneh-
migung des Königs Verfügung zu treffen.

5 26. Es steht aber dem Könige frei, wenn er es zu
Erhaltung der Successionnöthig findet, einen Prinzen aus
der nachgebornen Linie mit einer Appanage von 40,000
Thalern —. — jährlich zu etabliren.

5 27. Wenn die Familie einer nachgebornenLinie so
zahlreichwäre, daß die angewieseneAppanagezu deren standes-
mäsigemUnterhalte nicht mehr hinreichte, so, daß für das
Haus eines Prinzen aus der Nebenlinie nicht wenigstens der
dritte Theil der Appanage eines nachgebornenunvermählten
Sohnes des Königs zu ermitteln wäre, so ist für solche Fälle

das antnagennamtumaus der Staatscasseum das Fehlende
zu erhöhen.

Hätte der Mangel für einzelne Zweige der Linie seinen
Grund in einer von dem Ascendentengetroffenen ungleichen
Vertheilung (& 25); so kann die vorgedachteErhöhung nur

insoweit in Anspruch genommen werden, als es bei steter
Vererbung zu gleichenTheilen würde der Fall gewesensein.

§528. Auch soll, wenn ein Prinz aus einer Nebenlinie
mehr als drei Kinder am Leben hat, von denen das älteste
wenigstens 12 Jahr alt ist, demselbenein jährlicher Zuschuß
von 10,000 Thlrn. —. — zu seiner Appanage aus der
Staatscassegereichtwerden.

Dieser Zuschuß fällt mit dem Ableben des gedachten
Prinzen hinwegseine Söhne haben sich vielmehr sodann,
wenn er keine Verfügung getroffen hat, in die ihnen vom

Vater zugekommeneAppanage zu theilen.
5 29. Bei dem Abgange einzelnerZweige von der Linie

eines nachgebornenPrinzen wächst der dadurch eröffnete An-



90 Anlage 1. Der König und sein Haus.
— —

theil der Appanage mit den damit verbundenen Lasten des
Witthums, so wie des Unterhalts der Prinzessinnen, den
übrigen Zweigen jener Linie zu. Wenn derjenige, durch dessen
Tod der fragliche Appanageantheil erlediget wird, über den
Unterhalt der Prinzessinnen nicht bereits Vorsehunggetroffen
hat, so kommt die desfallsige Bestimmung dem Könige zu.

5 30. Wenn nicht der vorstehend erwähnte Fall des

Zuwachses an andere Zweige derselben Nebenlinie eintritt,
gelangt nach dem Abgange der männlichen Nachkommenschaft
eines nachgebornenPrinzen die ihm und seiner directen Linie
angewieseneAppanage in Wegfall; es sind jedoch statt deren
die darauf ruhenden Lasten des Witthums, so wie des Unter-
halts der Prinzessinnen auf die Staatscasse zu übernehmen.

§531. Ein appanagirter Prinz ist verbunden, die in
seinem Hause getroffenen Einrichtungen dem Könige zur Be-
stätigung anzuzeigen.

15 32. Für jede Prinzessin Tochter des Königs wird
vom 21sten Jahre an bei Lebzeiten des Vaters die Summe
von 6,000 Thlrn. jährlich gewährt.

§533. Nach dem Tode des Königs, aber bei Lebzeiten
der verwittweten Königin und so lange diese ihren Wittwen-
stand nicht ändert, verbleiben die unvermählten Prinzessinnen.
in sofern sie ihre leiblichen Töchter sind, in deren Hause und
unter ihrer unmittelbaren Aufsicht. Sie empfangendann zu
ihrem Unterhalte ebenfalls die Jahressummevon 6.000 Thalern.

5 34. Ist aber der 6533 gedachteFall nicht vorhanden,
oder tritt eine Prinzessin mit Genehmigung des Königs aus
dem mütterlichen Hause, um ein eignesHaus zu bilden, was

ihr ohne besondereGründe. nach zurückgelegtem25stenJahre
nicht verweigert werden kann; so erhält die nachgelassene
Prinzessin Tochter eines Königs bis zu ihrer Vermählung

um standesmäsigenUnterhalt und zu Bestreitung ihrer ge-sammtenHofstaatsausgaben eine jährliche Appanage von

12,000 Thlrn. Auch ist zu Einrichtung ihres Hauses ein

känerlealsnntumvon 6 000 Thalern aus der Staatscasse
u zahlen.

9 3. Zur Aussteuer und völligen Abfindung bei der

Vermählung wird für jede Prinzessin aus der Königlichen
Hauptlinie (Tochter des Königs oder des Kronprinzen) eine
Summe von 50,000 Thlrn., und für jede Prinzessin aus der
Nebenlinie eine Summe von 20,000 Thlrn. aus der Staats-
cassegezahlt.
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*#36. Die Königin Wittwe erhält zu Bestreitung der
gesammtenKosten ihres Hofhalts ein jährliches Witthum von

40,000 Thlrn.
Hiernächstwird derselben,wenn sieeinen besondern Haus-

halt begründet, zur standesmäsigenMeublirung der ihr in
einem Königlichen Schlossezu gewährendenWohnung, so wie.
zur ersten Einrichtung mit Silber, Porzellan, Tafel= und
Weißzeug, Küchen=und Hausgeschirre,auch Anschaffungder
Equipagen, ein Aversionalguantum von 30.000 Thlrn. aus
der Staatscasse gezahlt.

§537. Der Wittwe des Kronprinzen wird ein jährliches
Witthum von 25,000 Thalern bei der Staatscasseangewiesen.

§ 38. Die nachgebornenPrinzen bestimmendas Witthum
ihrer Gemahlinnen unter Bestätigung des Königs.

§ 39. Den Gliedern des Königlichen Hauses gebührt,
ausser ihrer baaren Appanage, freie Wohnung in den König-
lichen Schlössern, so weit es der Raum gestattet, nach des-
fallsiger Bestimmung des Königs.

Diese Wohnungen sind auf Kosten der Civilliste in bau-
lichem Stande zu erhalten. Rücksichtlichder innern Einrich-
tung aber und deren Unterhaltung, sowie der Feuerung u. s.w.
ist an die Civilliste irgend ein Anspruch nicht zu machen.

§ 40. In den Fällen, wo eine Appanage oder ein
Witthum an die Staatscasse zurückfällt, — was jedoch, in
Hinsicht auf die nicht augenblicklich thunliche Auflösung des

Hausstandes, erst 3 Monate nach eingetretenemErledigungs-
falle statt findet —ist den Mitgliedern des hinterlassenenoder S. s.

erledigten Hofstaates ein in analoger Anwendung der Vor-
schriften des Staatsdienergesetzeszu bemessenderTheil ihres
baaren Gehaltes, bis zu anderweiter Versorgung in irgend
einer Anstellung, die ein dem frühern Gehalt entsprechendes
Einkommen gewährt, oder was das unverehelichteweibliche
Personal betrifft, bis zur Verheirathung, als Pension zu ge-
währen. Der Gesammtbetrag dieser Pensionen darf jedoch
den 4ten Theil der erledigtenAppanage nicht übersteigen,und
es sind nöthigenfalls die ausfallendenPensionenbis zu diesem
Betrage antheilig zu kürzen.

Dabei kommt Dasjenige in Zurechnung, was aus dem

Privatvermögen des Inhabers der erledigten Appanage als

Ruhegehalt etwa ausgesetztworden ist. .

§41.UmderStaatscassedurchdievotstehendenAni
ordnungen keine unbestimmte und übergrosseLast aufzuerlegen,
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soll das Maximum der im gegenwärtigenAbschnitte — ausser
dem Witthum der Königin — gedachten jährlichen Bezügeauf
die Jahressummevon

120,000 Thlrn. — —.

in der Art festgesetztwerden, daß beim Eintritt eines Mehr-
bedürfnisses entweder die einzelnenBeträge vom Könige ver-

hältnißmäsigzu reduciren, oder besonderePostulate wegen
eines grössernErfordernisses an die Stände zu bringen sind.

SechsterAbschnitt.
Secundogenitur.

§ 42. Nachdem durch den Vertrag vom 6ten October
1776 Weiland die Kurfürstin Maria Antonia dem Hoöchst-
seligen Könige FriedrichAugust ihre Successionsansprüchean

den Baierischen Allodialnachlaßabgetreten,sichaber dafür die
Errichtung einer Secundogenitur stipulirt hat und diese,nach
Erlangung eines Theils der gedachtenAllodialerbschaft, durch
das Abkommen im Jahre 1781 näher bestimmt worden ist,
bestehteine durch ausdrücklicheVerträge gegründete, auf der
Staatscasse ruhende, Secundogenitur für die nachgeborne
Descendenzder Stifterin.

§43. Sie begreift eine aus der Staatscassezu zahlende
Jahresrente von 85,000 Thalern.

§4. Da mit dem Ableben Weiland des Königs Anton
der Prinz Maximilian, Inhalts der gesetzlichenSuccessions=
ordnung, zur Thronfolge berechtigtgewesen,so tritt der Prinz
Johann, als dessenzweitgebornerSohn, gegen Wegfall seiner
zeitherigen Appanage, in den freien Genuß der Secundo-
genitur ein.

*45. Der Prinz Maximilian und die PrinzessinMaria
Amalia beziehendie ihnen aus der Staatscasse ausgesetzten
Appanagen und beziehungsweiseHandgelder, unbeschadetder

Secundogenitur.
§546. Nach dem Ableben des Prinzen Maximilian erhält

dessenWittwe das ihr / im HeirathsvertrageausgesetzteWit-
thum und die Prinzessin Maria Amalia ein Jahrgeld von

12,000 Thlrn., ebenfalls ohne Zuthun der Secundogenitur,
aus der Staatscasse.

§ 47. Die Nachkommendes Prinzen Johann succediren
in diese Secundogenitur nach dem Rechte der Erstgeburt in
agnatischerLinealerbfolge.
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& 48. Der hiernach die Secundogenitur jedesmal In-
habendehat davon, so lange nicht einer der §&50 und 51 er-

wähnten Fälle eintritt, sowohl sein Haus, als die gesammte
von dem Prinzen Johann abstammende, dem Königlichen
Hause angehörige Descendenzmit dem nöthigen Unterhalte
und Witthumen zu versehen.

Die desfallsigenDispositionen sind dem Könige zur Ge-
nehmigung anzuzeigen.

§ 49. Die §524 bestimmten Aversionalquanta zu Be-
streitung der Einrichtungskosten bei erfolgender Etablirung
der Prinzen, ingleichen die §35 für die Prinzessinnen der
Nebenlinie ausgesetztenAussteuern leiden jedochauch auf die
zur Secundogenitur gehörendenPrinzen und Prinzessinnen
Anwendung und sind, eintretenden Falls, neben der FSaherb.rente von 85.000 Thlrn. aus der Staatscasse zu zahlen.
Jedoch kann in dem §524 gedachtenFalle der Etablirungs-
beitrag die Summe von 8,000 Thlrn. nicht übersteigen.

§ 50. Wenn der Secundogeniturinhaberzur Thronfolge
gelangt, so geht der Besitz der Secundogenitur auf den, mit
Ausschluß der eignen Descendenzdes nunmehrigen Regenten,
nachder 547 bemerkten Erbfolge, zunächstdazuBerechtigtenüber.

§ 51. Ist in einem solchen Fallenur der Secundogenitur-
besitzerund seineNachkommenschaftübrig, oder ist bei dem
Ableben eines Secundogeniturbesitzerskeine Nebenlinie, sondern
nur der König und seine Nachkommenschaftvrbnenso
geht die Secundogenitur mit den darauf etwa ruhenden Ob-
lasten, gegen Wegfall weiterer Appanage, sofort auf den
ältesten der nachgebornenSöhne des Königs und dessenDe-
scendenzüber, während die übrige Descendenzdes Königs in
den Genuß der im fünften Abschnitt für die Söhne, Töchter
und resp. Enkel des KönigsgeordnetenAppanagen undJahr-
gelder eintritt oder bezüglichdarin verbleibt. Wenn in solchenFälennachgeborneSöhne in der regierendenLinie nicht vor-

handen sind, so reviviscirt die Secundogenitur erst dann, so-
bald wieder eine nachgeborneDescendenzim KöniglichenHause
Sachsenentsteht.

§ 52. Hat der Secundogeniturbesitzerfür die § 48 ge-
dachteVersorgung nicht schonbei LebzeitenhinreichendeVor-

sehunggetroffen, so kommt die desfallsigeBestimmung dem
könige zu.

53. Wird die zur Theilnahme an der Secundogenitur
berechtigteDescendenzso zahlreich, daß der Ertrag zum standes-
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mäsigenUnterhalte derselbennicht mehr hinreicht, so leidet die
Bestimmung des §527 Anwendung, jedochwird die Bestimmung
§41 auch auf diesenFall erstreckt.

6 54. Ist ein zur Nachfolgeberechtigtermännlicher Nach-
komme nicht mehr vorhanden, so fällt die Secundogenitur
mit der § 30 gedachtenOblast auf so lange der Staatscasse
zurück, bis jene nach § 51 reviviscirt.

Siebenter Abschnitt.
Privatvermögen der Glieder des Königlichen Hauses

und Erbfolge in dasselbe.

1 5 55. Ueber dasjenigeVermögen, welchesder König vor

der Gelangung zum Throne bereits besessenhat, und mit
diesemVermögen ferner erwirbt, steht ihm die freie Dispo-
sition unter den Lebendigenund auf den Todesfall zu. 1.

§6556. Hat der König über diesesVermögen nicht dis-
ponirt, so wächstdasselbe bei seinemAbleben dem Hausfidei-
commiß (5 20 der Verfassungsurkunde) zu. 1 —

1 557. Alles, was der König son während seiner Re-
ierung aus irgend einem Privatrechtstitel erwirbt, fällt bei

4 Ableben ebenfalls dem Hausfideicommißanheim, soweit
er nicht unter den Lebenden darüber verfügt hat. .

Gesetz=und Verordnungsblattf. d. K. Sachsen.7. Stückvom

Jahre 1888, S. 111. Gesetz, einige Abänderungen
des Hausgesetzes betreffend; vom 13. April 1888. Aus-

gegebenden 20. April 1888. In Kraft vom 4. Mai 1888.
Die 66 55, 56 und 57 des Hausgesetzes werden

hiermit aufgehoben. An ihre Stelle treten fol-
gende Bestimmungen:

§555. Privateigenthum des Königs ist alles das-

jenige, was derselbe vor der Gelangung zum Throne
bereits bejelenhat, sowie dasjenige Vermögen,
was er während seiner Regierung aus Privatrechts-
titeln erwirbt; es steht ihm darüber die freie Dis-

Pofitionunter den Lebenden und auf den Todes-
all zu.

956.Hat der König über dieses Vermögen
nicht disponirt, so wächst dasselbe bei seinem Ab-
leben dem Hausfideikommisse zu.

§ 57. Uber Ersparnisse an der Civilliste steht
dem König die freie Disposition unter den Leben-
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den zu, bei seinem Ableben aber fallen solche eben-
falls dem Hausfideikommisse anheimi.

§ 58. Bei den § 55 bis 57 erwähntenVerfügungenist der
König an die Vorschriftender bürgerlichenGesetzenichtgebunden.

§ 59. Die übrigen Glieder des KöniglichenHausessind
bei den Dispositionen über ihr Vermögen an die Beobachtung
der bürgerlichen Gesetzegebunden,nach welchenauch die In-testaterbsolgein dasselbesich bestimmt.

§ 60. Ueber die ihnen angewiesenenAppanagen steht
ihnen eine Disposition, selbst in ihrer Linie, ohne Geneh-
migung des Königs, nicht zu.

Achter Abschnitt.
Von der Regierungsverwesung und den Vor-

mundschaften.
61. Die Volljährigkeit tritt für den König mit dem

zurückgelegten18ten Jahre, für die übrigen Mitglieder des
Königlichen Hauses mit dem 21st8enJahre ein.

§ 62. Ueber die Regierungsverwesungund die Erziehung
des minderjährigen Königs enthält die Verfassungsurkunde
§9 bis 15 die nöthigen Vorschriften.

§ 63. In den Fällen, wo eine Regierungsverwesung
stattfindet, kommt auch die Ausübung der nachPegenwärtigemGescedem Könige zustehendenRechte dem Regierungsver-
weser zu.

§564. Der Regierungsverweserhat auf die Dauer seiner
Verwaltung, wenn er im Lande residiret, die Wohnung im

KünlichenResidenzschlosse,so wie den freien Gebrauchder
Königlichen Hofhaltung, und erhält überdieß zur Bestreitung
seines baaren Repräsentationsaufwandesgährlich50,000 Thlr.
— — auf Rechnung der Civilliste des Königs.

16 65. Die Vormundschaft über die KöniglichenPrinzen
und Prinzessinnen, soweit sie nicht die Regierungsverwesung
betrifft, kann durch eine väterlicheDisposition besondersan-

geordnet werden. 1.
1#8 66. In Ermangelungeiner solchenkommt der verwitt-

weten Königin die Erziehung und die Vormundschaftüber das
Privatvermögen ihrer Kinder zu.1

1 Diese §§ 55—57 stimmen wörtlich mit Verfassungsurkunde§ 21
in der Fassung v. 13. April 1888. S. oben S. 20.
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118 67. In beiden Fällen (5 65 und 66) tritt die Aufsicht
des Königs oder Regierungsverwesersein, welcherdeshalbdas
Gutachten des Negensschaftrahhszu erholen hat. 1

1##68. Sollte die verwittwete Königin vor beendigterVor-
mundschaft mit Tode abgehen, oder wegen eines gesetzlichen
Hindernissesdie Vormundschaft nicht führen können, so trifft
der König, oder der Regierungsverweserunter Vernehmung
mit dem Regentschaftsrathe,deshalb Anordnung. 1

#1##69. Die Prinzen des Königlichen Hauses können für
die Erziehung und die Verwaltung des Vermögens ihrer
minderjährigen Kinder Vormünder ernennen, die jedoch der
Bestätigung des Königs bedürfen.1

1 5 70. Wenn Vormünder vom Vater nicht ernannt, oder
die ernannten vom König nicht bestätigetworden sind, kommt
diesemdie Bestellung derselbenzu. #

15 71. Einer gerichtlichenBestätigungder im Vorstehen-
den (6 65 bis 70) erwähnten Vormünder bedarf es nicht. 1

1 § 72. Die den Vormündern anvertraute Erziehung der
minderjährigen Prinzen und Prinzessinnenunterliegt der 6 5

gedachten Aufsichtdes Königs. 1.
5 73. Hinsichtlich der Vermögensverwaltung haben die

Vormünder die gesetzlichenVorschriften zu beobachten.J
1 § 74. Dem Könige bleibt vorbehalten, zu bestimmen,

an welche Behörde der Vormund Rechnungabzulegenund wo
er Decrete oder Genehmigung einzuholen habe1.

Neunter Abschnitt.

Gerichtsbarkeit über das Königliche Haus.

1 5 75. Ueber den Gerichtsstand der Prinzen und Prin-
zessinnendes Königlichen Hausesenthält das Gesetzüber pri-
vilegirte GerichtsständeBestimmungen.1

16876. Ausnahmen von diesenBestimmungentreten ein

1.) nach Maasgabe des vorstehendenachtenAbschnitts
rücksichtlichder Vormundschaften;

2.) soweit es auf Anwendung einer Straf= oder Dis-
ciplinargewalt ankommt;

1 Das Gesetzvom 6. Juli 1900 (s.unten S. 100 ff.) bestimmt: „§ 19.
Die Vorschriften der §§ 65 bis 74 Unseres Hausgesetzesvom 30. Dezember
1837 werden aufgehoben.“
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3.) rücksichtlichder Civilstreitigkeiten der Prinzen und
·

Prinessiunenunterfichf
sk§77.TntteinFallder5768ub2gedachtenArtein,

so hat das Appellationsgericht zu Dresden die Untersuchung
zu führen, nach Schluß der Acten und geführterVertheidigung
aber das Oberappellationsgerichtdas Erkenntniß zu verab-
fassen,welchesdem König zur Genehmigungund Bestätigung,
durch den Justizminister vorzulegen ist, der König entscheidet
dann in letzter Instanz, wobei § 52 der Verfassungsurkunde
in Anwendung zu bringen.

In den Fällen §976, Nr. 3, hat der Staatsminister der
Justiz auf Königlichen Auftrag einen Versuch der gütlichen
Vereinigung anzustellen. Bleibt derselbeohne Erfolg, so ist
die Streitigkeit zur Erörterung im Rechtswegean das Appel
lationsgericht zu Dresden zu verweisen, und nach den Vor-
schriften zu verfahren,welchedas Gesetzüber privilegirte Ge-
richtsstände bei Bestimmungdes Gerichtsstandesder Prinzen
und Prinzessinnendes Königlichen Hausesenthält. Zu Ent-

scheidungvon Eheirrungen wird der König in vorkommenden

Fällenjedesmal ein besonderes,dem Erforderniß entsprechend
estalltes Gericht niedersetzen.1.

1 §578. Wie es in Ansehungder Eidesleistungen und der
Ablegung eines Zeugnissesder Prinzenund Prinzessinnendes
Hauses zu halten sei. ist in dem Gesetzeüber privilegirte Ge-
richtsständefestgestellt###1.

Zu Urkund dessenfabenWir gegenwärtigesGesetzeigen-
händigvollzogenund UnserKönigliches Siegel vordrucken lassen.

Gegebenzu Dresden, den 30sten December 1837.

Friedrich August.

(L. S.) Bernbard von Lindenau.

Johann Adolph von Zezschwitz.
Hans Georg von Carlowitz.
Julius Traugott Jakob von Koenneritz.
Heinrich Anton von Zeschau.
Eduard Gottlob Nostitz und Jänckendorf.

1 Die §§ 75—78 sind aufgehoben durch den Nachtrag zum König-
lichen Hausgesetz,vom20. August 1879 § 13 (s. unten S. 101).

DeutscheStaatsgrundgesetze. VI. 4. Auft. 7
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II. Nachtrag zum KäöniglichenHausgesetzzvom

20. August 1879.

Gesetz= und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen.

11. Stück vom Jahre 1879.

1.N. 81. Nachtrag
zum KöniglichenHausgesetz;

vom 20. August 1879.

WI#N. Albert, von GEOTTES Gnaden König von

Sachsen2c. 2c. 2.

haben, soweit nöthig, unter Zustimmung Unserer getreuen
Stände, zur ErgänzungUnseresHausgesetzesvom 30. December
1837 und in theilweiser Abänderung der Vorschriften im
neunten Abschnitt desselbenzu verordnen befunden, was folgt:

§ 1. Der König nimmt in privatrechtlichenAngelegen-
heiten Recht bei dem Oberlandesgerichtzu Dresden.

Die Mitglieder des Königlichen Hauseshaben für diese

suselgenheitenihren allgemeinenGerichtsstand bei demselben
icht
In den in § 25 und §541 der Civilprozeßordnung vom

30. Januar 1877 bezeichnetenRechtsstreitigkeitenfindet der
in § 25, Abs. 1 und in 5 547, Abs. 1 der Civilprozeßordnung
bestimmte besondere Gerichtsstand statt. Für alle anderen
bürgerlichenRechtsstreitigkeitenist der allgemeineGerichtsstand
der ausschließliche.

§ 2. Andere Personen nehmen Theil an dem Gerichts-
stande der in § 1 genannten, wenn sie zugleich mit diesen in
Anspruch genommen werden und der Fall einer nothwendigen
Streitgenossenschaftvorliegt. Außer diesemFalle kommen die
Vorschriften in # 56, 57 der Civilprozeßordnung gegen die
in 651 genannten Personen nur insoweit zur Anwendung,
als unter diesenselbstdie Voraussetzungeneiner Streitgenossen-
schaft vorhanden sind. —

§3.DasVerfahrenindennach51demOberlandesk
gericht in ersterInstanz zugewiesenenbürgerlichenRechtsstreitig-
keiten richtet sichnach den Grundsätzen,welchezur Anwendung
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kommen würden, wenn der Rechtsstreit in ersterInstanz einem
Landgericht zugewiesenwäre.

Hü#die Verhandlung von Rechtsstreitigkeitenzwischen
dem Könige und Mitgliederndes Königlichen Hauses unter

sich ist die Oeffentlichkeit ausgeschlossen.
§ 4. Zustellungen erfolgenfür den König an das Mini-

sterium des KöniglichenHauses.
Der König wird bei Gericht durch einen vom Ministerium

des Königlichen HausesbestelltenAnwalt vertreten. .

55. Der König und die Mitglieder des Königlichen Hauses
sind zum persönlichenErscheinenvor Gericht nicht verpflichtet.

§ 6. In den Fällen des § 340, Abs. 2 der Civilprozeß-
ordnung und des § 71 der Strafprozeßordnung erfolgt die

Zeugenvernehmungdurch ein von dem Präsidenten des Ober-
landesgerichtsbeauftragtes Mitglied dieses Gerichtshofs.

Gegenüberstellungeines Mitglieds des Königlichen Hauses
mit anderen Zeugen oder mit dem Beschuldigten findet nur

dann statt, wenn sie von dem Ersteren verlangt wird.
Der König und dessenGemahlin können nicht zum Zeug-

niß aufgerufen werden.

50. 7. Die Abnahme des in einem bürgerlichenRechts-

streiteinem Mitglied des Königlichen Lauseszufallenden
arteieides erfolgt ohne Rücksichtdarauf, beiwelchemGericht

der Rechtsstreit anhängig ist, durch ein vom Präsidenten des

OberlandesgerichtsbeauftragtesMitglied diesesGerichtshofs.
Die dem Könige in einem bürgerlichen Rechtsstreit zu-

fallenden Parteieide werden für ihn durch den gemäßder Be-
stimmungen in § 4, Abs. 2 bestelltenAnwalt geleistet1.

1958. Die Bestimmungen im sechstenund siebentenBuch
der Civilprozeßordnung finden gegen den König und die Mit-
glieder des Königlichengpauleskeine Anwendung1:

5„S)0.In dem Verfahren zur Sicherung des Beweises
(6 447 fg. der Civilprozeßordnung) sind die Gesuche des

Prozeßgegnersdes Königs oder eines Mitglieds des König-
lichen Hauses auch in den Fällen des § 448, Abs. 3 der

Civilprozeßordnungbei dem Oberlandesgerichtanzubringen.
Bur Vornahme der im achtenBuch derCivilprozeßordnung
bezeichnetengerichtlichenAmtshandlungen ist, sofern dieselben
gegen ein Mitglied des Königlichen Hauses zu richten sind,
ausschließlichdas Oberlandesgerichtzuständig.

1 S. Ges. vom 6. Juli 1900 8§20, 1. (s. unten S. 105).
2 Ersetztdurch Ges. vom 6. Juli 1900.8 20, 2. S. daselbst.

7*
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WegenUebertragungder in § 674 der Civilprozeßordnung
bezeichnetennicht gerichtlichenAmtshandlungen wird, sofern
sie vom Prozeßgegnereines Mitglieds des KöniglichenHauses
beantragt sind, vom Präsidenten des OberlandesgerichtsBe-
stimmung getroffen.

Die in 5 678, Abs. 1 und 2, 58 774, 775 der Civil=
prozeßordnung gedachtenAmtshandlungen können nur nach
vorgängiger Anzeigean den König,die 5 678, Abs. 3, 56§782,
789, 798 bezeichnetenAmtshandlungen nur mit Genehmigung
des Königs stattfinden. In den Fällen des § 678, Abs. 1

und 2 ist ein Vertreter des Ministeriums des Königlichen
Hauseszuzuziehen.

§ 10. Die nach § 1 dem Oberlandesgericht in erster
Instanz zugewiesenenbürgerlichen Rechtsstreitigkeiten,sowie
die in 659, Abs. 1 bezeichnetengerichtlichenAmtshandlungen
gehören vor den ersten Civilsenat des Oberlandesgerichts.
Hat sich der Präsident des letzteren für das betreffendeGe-
schäftsjahr diesemSenat angeschlossen,so tritt an Stelle des
Präsidenten des Gerichtshofs der dem zweitenCivilsenat an-

gehörendeSenatspräsident.
Die Verhandlung und Entscheidungüber Berufungen

und Beschwerdenin diesen Angelegenheitengehört vor den

zzweiten Civilsenat des Oberlandesgerichts,welcher durch zwei,
dem ersten Senat nicht angehörende-vom Präsidenten des

Gerichtehof-zu bestimmende Mitgliederdes letzteren zu ver-

stärken ist. Hat sich der Präsident des Gerichtshofs für das
betreffendeGeschäftsjahreinem anderen Senat als dem zweiten
Civilsenat angeschlossen,so tritt derselbean die Stelle des dem

zweitenCivilsenat angehörendenSenatspräsidenten.
§&11. In Straf= und Disciplinarsachen entscheidetder

König über Mitglieder des Königlichen Hauses in erster und
letzter Instanz.

ur Vorbereitung der Entscheidung erfolgt im Auftrag
des Königseine Erörterung und Begutachtung des Falles
durch das Oberlandesgericht.

Der Präsident des letzteren bestellt zur Vornahme der
Erörterungen ein Mitglied diesesGerichtssofs,welchem bei
deren Vornahme die in der Strafprozeßordnung dem Unter-
suchungsrichterbeigelegtenBefugnisse und Obliegenheiten zu-
kommen. Die in 98 98, 102, 112, 127, 131, 134 der Straf-
prozeßordnungbezeichnetenAmtshandlungenkönnen, soweit sie
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gegenMitgliederdes Königlichen Hausesgerichtetseinwürden,
nur mit Genehmigungdes Königs verfügt werden. »

Nach Abschluß der Erörterungen und nachdemzur Ein-
reichungeiner VertheidigungsschriftGelegenheitgegebenworden
ist, erstattet das Plenum des Oberlandesgerichtsauf Grund
der Ergebnisseder Erörterungen in Faneines Erkenntnisses
mit Entscheidungsgründenein Gutachten, welches dem Könige
vom Justiz-Ministerium vorgelegt wird.

Die Entscheidungdes Königs erfolgt durch Bestätigung,
Verwerfung oder Abänderung des Erkenntnisses, wobei jedoch
die Bestimmung am Schluß des §552 der Verfassungsurkunde
in Anwendung zu bringen ist.

& 12. J Rücksichtlichder Vormundschaftenbewendet es bei
den Bestimmungen im zweiten und im achtenAbschnitt des
Königlichen Hausgesetzesvom 30. December 1837 ##11.

Zu Entscheidung von Eheirrungen wird der König in
vorkommenden Fällen jedesmal ein besonderesGericht nieder-
setzenund das Verfahren vor demselbenbestimmen.

Bei Streitigkeiten, welche in privatrechtlichen Angelegen-
heiten zwischenPrinzen und Prinzessinnenvorkommen, hat der
Staatsminister der Justiz auf Königlichen Auftrag einen Ver-
suchder gütlichenVereinigung anzustellen. Bleibt derselbeohne
Erfolg, r ist die Streitigkeit anßden Rechtsweg zu verweisen.

§ 13. Die Bestimmungen in 58§2, 3, 4, 7 und 9 des

Gesetzesüber privilegirte Gerichtsstände2c. vom 28. Jannar
1835 und im neunten Abschnitt des Königlichen Hausgesetzes
vom 30. December 1837 sind aufgehoben.

1§ 14. Gegenwärtiger Nachtrag zum KöniglichenHaus-
gesetztritt gleichzeitigmit demGerichts#brassungsgesegin Kraft:

Urkundlich haben Wir denselben eigenhändig vollzogen
und Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Gegebenzu Dresden, am 20..August 1879.

Albert.

(L. S.) Alfred von Fabrice.
Herrmann von Nostitz-Wallwitz.
Dr. Carl Friedrich von Gerber.
Dr. Christian Wilhelm Ludwig von Abeken.
Leonce Freiherr von Könneritz.

1 Aufgehobendurchdas Gesetzv. 6. Juli 1900 8 20, 3. (s.unten S. 105).
2 Also mit dem 1. Oktober 1879.
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III. Gesetz,die Ergänzung und Aenderung des Königlichen
Hausgesetzesvom 30. Dezember 1837 und des Nachtrags

vom 20. Angust 1879 betreffend; vom 6. Juli 1900.

S. 5. !Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen.

12. Stück vom Jahre 1900.

E 11. 1Nr. 67. Gesetz,
die Ergänzung und Aenderung des Königlichen

Hausgesetzes
vom 30. Dezember 1837 und des Nachtrags vom

20. August 1879 betreffend;
vom 6. Juli 1900.

WIR, Albert, von GEOTTES Gnaden König von

Sachsen 2c. 2c. 2c.

haben, soweit nöthig, unter Zustimmung Unserer getreuen
Stände, die nachstehendenErgänzungen und Aenderungen
Unseres Hausgesetzesvom 30. Dezember1837 (G.= u. V.-Bl.
1838 S. 60 flg.) und des Nachtrags vom 20. August 1879
(G.= u. V.-Bl. S. 323 flg.) beschlossen:

& 1. Die Volljährigkeitserklärung steht in Ansehungeines
Mitgliedes des Königlichen Hauses dem Könige zu.

§&2. Die Entmündigung eines Mitgliedes des König-
lichenHauzessowie die Wiederaufhebung der Entmündigung
steht dem Königezu.

»

S·449. Der König wird zur Vorbereitung der Entschließungeine
Erörterung des Falles durch den Staatsminister der Justiz
sowie eine Begutachtung durch das Gesammtministeriuman-

ordnen und, soweit thunlich, die volljährigen Prinzen des
Königlichen Hauses hören. 1

Die Entmündigung tritt mit der hierauf gerichtetenAn-
ordnung des Königs in Kraft. Das Gleiche gilt von der

Wiederaufhebung der Entmündigung. »

§3.Eheverträge,dievondemKönigodereinemMit-
gliede des Königlichen Hauses geschlossenwerden, sind nicht
an die in den bürgerlichen GesetzenvorgeschriebeneForm ge-
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bunden. Zu ihrer Wirksamkeit gegenüberDritten ist die Ein-
tragung in das Güterrechtsregisternicht erforderlich.

4. Die elterliche Gewalt der verwittweten Königin über
ihre Kinder beschränktsichin Ansehung der Sorge für das Ver-
mögenund der Nutznießungauf das Privatvermögen der Kinder.

§55. Wird die Anordnung einer Vormundschaftüber die
Königlichen Kinder erforderlich, so bestimmt, sofern nicht eine
väterliche oder mütterliche letztwillige Anordnung vorliegt, der
König oder der Regierungsverweser den Vormund. Der
Regierungsverweserhat sich vorher mit dem Regentschaftsrath
ins Vernehmenzu setzen.

§ 6. Werden Königliche Kinder nach § 5 bevormundet
oder übt die Mutter die elterliche Gewalt über sie aus, so
tritt die Aufsichtdes Königs oder des Regierungsverwesers
ein. Der Regierungsverweserhat in wichtigen Fällen das
Gutachten des Regentschaftsrathseinzuholen.

§ 7. Steht die elterliche Gewalt über die Kinder eines
Prinzen des Königlichen Hauses der Mutter zu, so tritt die
gleicheBeschränkungwie nach § 4 ein.

Hat der Vater die Bestellung eines Beistandesangeordnet,
so bedarf der Beistand der Bestätigung des Königs.

Der Königist nicht behindert, der Mutter einen Beistand
auchdann zu bestellen,wenn die Voraussetzungender bürger-
lichenGesetzenicht vorliegen.

Die der Mutter bei Ausübung der elterlichen Gewalt
obliegende Sorge für die Person der Kinder untersteht der
Aufsicht des Königs.

§58. Ist für die Kinder eines Prinzen des Königlichen
Hauses von dem Vater oder der Mutter ein Vormund be-
nannt, so bedarf er der Bestätigung des Königs.

Ist ein Vormund nicht benannt oder wird der benannte
nicht bestätigt, so bestimmt der König den Vormund.

Die dem Vormund obliegendeSorge für die Person der
Mündel untersteht der Aufsicht des Königs.

69. Ein Gegenvormund wird nur bestellt, wenn die
Bestellung von dem Königefür angemessenerachtet wird. Die
Vorschriftendes &8 Absatz1, 2 finden entsprechendeAnwendung.

§ 10. Die Vorschriftender bürgerlichen Gesetzeüber den

Familienrathund den Gemeindewaisenrathfinden keine An-
wendung.

& 11. Die Anordnung und Aufhebung einer Vormund-
schaftoder Beistandschaft,die Bestellung und Entlassungder

S. 450
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Vormünder, Gegenvormünderund Beistände steht dem Könige
zu. Das Gleiche gilt von der Uebertragung der Vermögens-
verwaltung auf den Beistand sowie von der Aufhebung einer
solchenUebertragung.

Einer besonderenVerpflichtung der Vormünder, Gegen-
vormünder und Beistände bedarf es nicht.

Der König ist nicht behindert, einem Vormund oder Bei-
stande die Befreiungen einzuräumen,die nach § 1852 Absatz2,
85 1853, 1854 des Bürgerlichen Gesetzbuchsangeordnetwerden
können.

§512. Die Ausübung und die Dauer der elterlichenGewalt
bestimmen sichnach den bürgerlichen Gesetzen. Das Gleiche
gilt von der Führung der Vormundschaft. Die Vorschriften
des §&15 der Verfassungsurkundebleiben unberührt.

Der König ist bei der Ausübung der elterlichen Gewalt
und bei der Führungeiner Vormundscaftnicht an die Mit-
wirkung des Vormundschaftsgerichtsgebunden.

Soweit die Ausübung der elterlichen Gewalt oder die
Führung einer Vormundschaftder Aufsicht des Königs unter-

steht, tritt der König an die Stelle des Vormundschaftsgerichts.
§ 13. Dem Könige bleibt vorbehalten, zu bestimmen,an

welcheBehörde ein Vormund oder Beistand Rechenschaftab-

wlegenhat und wo die nach den bürgerlichen Gesetzendem
ormundschaftsgerichtezustehendeGenehmigung oder Er-

mächtigung zu einer Rechtshandlungeinzuholen ist.
& 14. DieVorschriften der §§ 5. 6, 8, 10 bis 13 finden

auf die Pflegschaft entsprechendeAnwendung.
§ 15. Soweit zu Gunsten der Mitglieder des König-

lichen Hauses Familienanwartschaften bestehen, bleibt dem
Könige vorbehalten, von einzelnenBestimmungen der Satzung
sowie von einzelnenVorschriften der bürgerlichenGesetzeüber
FamilienanwartschaftenBefreiung eintreten zu lassen.

§ 16. Soweit auf dem Gebiete des Familienrechts, des
Erbrechts oder des Anwartschaftsrechtseine Hinterlegungvon

Geld oder von Werthpapieren erforderlich wird, bleibt dem

Königesrrhe-
die Stelle zu bestimmen, an der die Hinter-

legung zu erfolgen hat.
& 17. Bestehteine Regierungsverwesung,so werden die

dem Könige nach den Vorschriften der §6§61, 2, 7 bis 9, 11
bis 16 zustehendenRechte von dem Regierungsverweseraus-

geübt. Dies gilt im Falle des § 2 auchgegenüberdem an

der Ausübung der Regierung behinderten Könige.
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18. Für die der freiwilligenGerichtsborkeitangehören-
den Angelegenheitendes Königs und der Mitgliederdes König-
lichen Hauses ist, mit Ausnahme der Grundbuchsachenund

soweit sich nicht sonst aus diesemGesetzeetwas Anderes er-

giebt, ein Civilsenat des Oberlandesgerichts in erster Instanz

juständig.Die Verhandlung mit den Betheiligten und die
eurkundung der Verhandlung erfolgt durch den Vorsitzenden

des Senats oder durch ein von ihm beauftragtes Mitglied
des Senats. Das beauftragteSenatsmitglied soll sich in der
Urkunde als solchesbezeichnen.

Ueber Beschwerdengegen Verfügungen des Civilsenats
entscheidetdas Justiz-Ministerium. Eine weitere Beschwerde
findet nicht statt.

Dem König und den Mitgliedern des KöniglichenHauses
bleibt unbenommen, Beurkundungen und Beglaubigungen auch
durch ein Amtsgericht oder einen Notar bewirken zu lassen.

& 19. Die Vorschriften der §5 65 bis 74 UnseresHaus-
gesetzesvom 30. Dezember1837 werden aufgehoben.

§20. Der Nachtragzu UnseremHausgesetzevom 20. August
1879 wird dahin geändert:

1. Die Vorschriften des § 7 gelten auch für solche Eide,
die auf dem Gebiete der bürgerlichen Gesetzeaußerhalb
einer Rechtsstreitigkeitzu leisten sind;

2. An die Stelle des §&8 treten folgende Vorschriften:
Die Vorschriften des siebentenBuches der Civilprozeß=

ordnung finden gegen den König und die Mitglieder des
Königlichen Hauses keine Anwendung.

Das Gleiche gilt von den Vorschriften des sechsten
Buches der Civilprozeßordnung, soweit sie auf Ehesachen
und Entmündigungssachen sich beziehen. Bei Rechts-
streitigkeiten, die unter die Vorschriften des zweiten Ab-
schnitts des sechstenBuches fallen, ist eine Mitwirkung
der Staatsanwaltschaft ausgeschlossen;

3. Die Vorschrift des 5 12 Absatz 1 wird aufgehoben.
&21. Dieses Gesetztritt mit seinerVerkündung in Krafti.

Urkundlich haben Wir diesesGesetzeigenhändigvollzogen
und Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Gegebenzu Dresden, den 6. Juli 1900.

(L. S.) Albert.
Heinrich Rudolph Schurig.

1 Nr. 12 vom Jahre 1900 wurde „Ausgegeben zu Dresden den
15. August 1900“.

S. 452.



Anlage 2.

Der Landtag.
I. Die Wahlgesetze.

Vorbemerkung. Seit Einführung der Verfassungsind
sechsWahlgesetzein Kraft getreten:

J. Gesegedie Wahl der Abgeordneten zu den
künftig zu haltenden Ständeversammlungen betref-
fend; vom 24 tenSeptember 1831. Gesetzsammlungf. d.
K. Sachsen1831. 42. S. 287—310. — Dazu ergiengenfol-
gendeGesetzeund Verordnungen: 1. Verordnung v. 6. No-
vember 1832 (Sammlung der Gesetze1832 S. 425. 426);
2. Gesetzv. 4. Januar 1834 (das.1834 S. 33. 34); 3. Gesetz
v. 1. November 1834 (das.1834 S. 309. 310); 4. u. 5. Aus-
führungsverordnungen v. 30. Mai und v. 29. Juni 1836

(Gesetz=und Verordnungsblatt 1836 S. 115—145. 149);
6. u. 7. Gesetzv.7. März 1839 und Ausführungsverordnungdazu
v. 7. März 1839 (das. 1839 S. 33—35. 36—50). Letztere

Ausführungsperordnungist aufgehobendurch 8. die Ausfüh-
rungsverordnung v. 3. Januar 1842 (das. 1842 S. 5—20).
9. Verordnungv. 4. Januar 1842 (das. S. 21—29). 10. Be-
kanntmachungv. 8. Mai 1847 (das. 1847 S. 81). 11. Be-
kanntmachung v. 9. August 1858 (das. 1858 S. 172. 173).

II. Provisorisches Gesetz, die Wahlen der Land-
tagsabgeordneten betreffend; vom 15. November 1848
(das. 1848 S. 227—232). Dazu ergieng die Ausführungs-
verordnung v. 17. November 1848 (das. 1848 S. 232—255).
— Gesetz=und Verordnung wurden aufgehoben durch
das Gesetz v. 15. August 1850 (s. d. Beilage zum Ver-
fassunstextS. 79 oben).

III. Gesetz, die Wahlen der Abgeordneten beider
Kammern der Ständeversammlung betreffend; v. 19. Oc-
tober 1861 (das. 1861 S. 289—305). In 5 88 dieses Ge-
setzes werden die auf die Wahlen der Landtagsabge-
ordneten bezüglichen Gesetze und Verordnungen s. I
aufgehoben: „mit Ausnahme der Bekanntmachungvom Sten
Mai 1847“.

IV. Gesetz, die Wahlen für den Landtag be-
treffend; v. 3. December 1868 (das. S. 1365 ff.). Dieß
Gesetz hat in §553 das Gesetz v. 19. October 1861
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sowie dessen Aus führungsverordnungen aufgehoben.
Es ist durch die Verordnung, die Erhebung der Land-
gemeinde Limbach zur Stadt betreffend, v. 31. De-
cember 1882 (das. 1883 S. 2) materiell geändert worden.
Außerdem sind zwei Abänderungsgesetzezu ihm ergangen:
das Gesetz v. 20. April 1892 (s. das. S. 127. 128) und
das Gesetz v. 27. März 1896 (s. das. 1896 S. 43. 44).

V. Gesetz, dieWahlenfür die zweite Kammer der
Ständeversammlun etreffendtv. 28. März 1896 (das.
1896 S. 44 ff.). Dieß unter dem 4. April 1896 publicirte
Gesetztrat sofort für alle künstigenNeuwahlen in Kraft. Es
hat das Gesetz v. 3. December 1868 nicht im Ganzen

aufgehoben,es aber bedeutend modificirt und seine in
Geltung gebliebenen Bestimmungen — aber durchaus nicht
alle — als Anlage A abgedruckt.

Deßhalb hatte die vorletzte Ausgabe beide Gesetze
aufzunehmen und war bei dem Abdrucke des Gesetzes
v. 3. December 1868 auf die Anderungen, die das
Gesetz v. 28. März 1896 an ihm bewirkt hat, keine

füchsichtzu nehmen. Andernfalls mußte Verwirrung ent-
tehen.

VI. Wahlgesetz für die zweite Kammer der Stände-
versammlung; v. 5. Mai 1909 (das. S. 339 ff.). Dieß
Gesetzhebt das Wahlgesetzvom 28. März 1896 nicht aus-

drücklich, aber nach dem Satze lex posterior derogat legi
priori auf, beläßt aber in § 41 die Bestimmungen des Wahl-
gesetzesv. 3. Dezember 1868 (s. sub IV) „insoweit in Kraft,
als sie für die Wahlen zur erstenKammer der Ständeversamm-
lung anzuwendensind“.

Über die Ausführungsverordnung zu diesemden ganzen
Landtag betr. Gesetze— sie datiert v. 4. Dezember1868 —

ist nichts gesagt.
Man hat wohl per analogiam auch ihre Weitergeltung,

* sie sich auf die Wahlen zur erstenKammer bezieht,zu
ehaupten.Es waren demgemäß zum Abdruck zu bringen:

1. das Wahlgesetz v. 1868; 2. die Ausführungsverord-
nung dazu; 3. das neue Wahlgesetz v. 5. Mai 1909 und
4. die Ausführungsverordnung dazu v. 7. Mai 1909.
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S. 10. 1. Gesetz= und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen.

32. Stück vom Jahre 1868.

S. 1366. 1.M. 179. Gesetz,
die Wahlen für den Landtag betreffend;

vom 3. December18681.

WIR,. Johann, von GOTTEsS Gnaden König von
·

Sachsenꝛc. ꝛc. ꝛc.

haben im Anschlussean die in der Verfassung des Landes
vorgenommenen Aenderungen auch über die Wahlen zu dem

Landtage veränderte Bestimmungen für nöthig befunden und

verordnen,mit Zustimmung Unserer getreuen Stände, wie

olgt:

I. Von der Stimmberechtigung, Wählbarkeit und Annahme
der Wahl.

A. Allgemeine Vorschriften.
& 1. Zur Stimmberechtigung ist bei allen Wahlen der

Besitz der SächsischenStaatsangehörigkeit und die Erfüllung
des 25. Lebensjahreserforderlich

1 2. Ausgeschlossenvom Stimmrechte sind:
a) Frauenspersonen,
b) Personen, welche unter väterlicher Gewalt oder Vor-

mundschaftstehen,
T.) Personen,welcheöffentlichesAlmosen erhalten oder im

etzten, der Anordnung der Wahl vorhergegangenen
Jahre erhalten haben,

) Personen, zu deren Vermögen gerichtlichConcurs er-

öffnet worden ist, während der Dauer des Concurs-
verfahrens,

e) Personen, welche von öffentlichen Aemtern, von der
Advocatur und von dem Notariate entsetztoder sus-

4

1 LetzteAbsendung: am 22. December 1868. Der 15. Tag ist der
6. Januar 1869.
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pendirtworden sind, letzterenFalles auf die Dauer
er Suspension,

f) Personen, welche von der Communalgarde nach 89,
Nr. 7 des Disciplinarregulativs vom 14. Mai 1851

(Seite 195 des Gesetz=und Verordnungsblattes vom

Jahre 1851) ausgeschlossenworden sind,
g) Personen,welchezu Zuchthaus=oder Arbeitshausstrafe

verurtheilt worden, oder zwangsweisein einer öffent-
lichen Besserungs=oder Arbeitsanstalt befindlich oder

befindlichgewesensind,
b) Personen, welche wegen solcher Vergehen, die nach

allgemeinen Begriffen für entehrendzu halten sind,
vor Gericht gestandenhaben, so lange nicht die Ein-

stellunder Untersuchungoder die Freisprechungder

ngeschuldigtenerfolgt ist; darüber, ob ein Verbrechen
nach allgemeinenBegriffen für entehrend zu halten
sei, hat in Städten, wo die Städteordnung gilt, der
Stadtrath unter Vernehmungmit den Stadtverordneten,
!1auf dem Lande und in den Städten, welche die
Landgemeindeordnunghaben, die Ortsobrigkeit unter

Vernehmung mit dem Gemeinderathezunächstzu ent-

scheiden,
1) Personen, welchennach § 74 der allgemeinen Städte-

ordnung (Seite 37 der Gesetzsammlungvom Jahre
1832) oder nach5 29 sub 7 der Landgemeindeordnung
vom 7. November 1838 (S. 437 des Gesetz= und

Verordnungsblattes vom Ie 1838) die Stimmbe-
rechtigung entzogen worden ist. 1

Aufgehoben und ersetzt durch das Gesetz v.

27. März 1896:
Das Gesetz, die Wahlen für den Landtag be-

treffend, vom 3. Dezember 1868 (G.= u. V.-Bl. S. 1369)
wird in 52 abgeändert, wie folgt:

6 2. Ausgeschlossen vom Stimmrechte sind:
a) Frauenspersonen,
b) Personen, welche unter Vormundschaft stehen.
e) Personen, welche öffentliche Armenunter-

stützung erhalten oder im letzten, der An-
ordnung der Wahl vorhergegangenen Jahre
erhalten haben,

S. 137-#
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4) Personen, zu deren Vermögen gerichtlich Kon-
kurs eröffnet worden ist, während der Dauer
des Konkursverfahrens, —

e) Personen, welche von öffentlichen Aemtern
suspendirt worden sind, auf die Dauer der

Suspension und die von öffentlichen Aemtern
oder der Rechtsanwaltschaft Entsetzten auf die
Dauer von 5 Jahren von Zeit der Ent-
setzung an,

f) Personen, denen durch richterliches Erkennt-
niß die bürgerlichen Ehrenrechte oder die

Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter
entzogen worden sind, auf die Dauer dieser
Entziehung,

8) Personen, gegen die wegen eines Verbrechens
oder wegen eines Vergehens, wegen dessen auf
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder auf
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffent-
licher Aemter erkannt werden kann oder muß
die Voruntersuchung oder die Eröffnung des

Hauptverfahrens beschlossen ist, ingleichen
diejenigen, welche sich zur Zeit der Wahlin
Untersuchungs= oder Strafhaft befinden oder
zwangsweise in einer öffentlichen Besserungs-
oder Arbeitsanstalt untergebracht sind,

h) Personen, welche unter Polizeiaufsicht stehen,
und

i) Personen, welche die Abentrichtung staatlicher
Grund= oder Einkommensteuer länger asl

wei Jahre ganz oder theilweise im Rück-
Randegelassen haben.

«

3. Das Stimmrecht kann nur in Person ausgeübt werden.
uristischenPersonenstehtsolchesnichtzu (vergl.jedoch611).

Die Nutznießerder Pfarr= und Schullehne können dagegen
das Stimmrecht auf Grund ihres Nießbrauchrechtsausüben,
dafern sie den Vorbedingungen des §&1 entsprechenund ihnen
keines der § 2 benannten Hindernisseentgegensteht.

&4. Zur Wählbarkeit ist bei allen Wahlen die Stimm-
berechtigung nach S# 1 und 2 und die Erfüllung des 30.
Lebensjahres, sowie dreijähriger Besitzder SächsischenStaats-
angehörigkeiterforderlich.

·
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Dienstthuende Staatsminister, ingleichen solche Per-
sonen, welche in activen ausländischenDiensten stehen, sind
nicht wählbar.

§ 5. Insoweit Wahlrechte von dem Eigenthume eines
Grundstücks oder der Entrichtung eines gewiszenAbgabenbe=
trags (Census) abhängen, ist dem Ehemanne und Vater der

Grundbitseiner Ehchranund der in seinerväterlichen Ge-
walt befindlichen Kinder, sowie die für Ehefrau und Kinder
zu entrichtendeSteuer anzurechnen.

§66. Zweifel über die Stimmberechtigung oder Wähl-
barkeit werden von den Verwaltungsbehörden entschieden.

„Landeltes sichaber darum, einem Mitgliede der Kammer
die Mitgliedschaftzu entziehen,so steht der Kammer die Ent-
scheidungzu.

& 7. Die Annahme der Wahl hängt von dem freien
Willen des Erwählten ab; wird von ihm binnen vier Tagen
nach erhaltenerBenachrichtigungdie Wahl nicht bestimmt und
unbedingt abgelehnt,so gilt dieselbefür angenommen. Wird
aber Jemand, der bereits Kammermitglied i oder eine Wahl
angenommen hat, bei einer anderen Wahlgewählt, so ist bei
Außenbleiben seiner Erklärung binnen der obgedachtenFrist
die neue Wahl für abgelehnt zu achten. Wenn Jemand bei
mehrerenWahlen gewähltwird, ohne sichüber Annahme einer
derselbenrechtzeitig zu erklären, so ist anzunehmen,daß er

diejenige Wahl angenommen habe, welche ihm zuerstbekannt
gemachtworden ist.

§ 8. Der freiwillige Austritt aus der Kammer ist den
§&63, Nr. 13, 14 und 17 der Verfassungsurkundegedachten
Mitgliedern der erstenKammer, ingleichen den Abgeordneten
der zweitenKammer außer der Zeit des Landtags stets, wäh-
rend des Landtags nur mit Genehmigungder Kammer gestattet.

19 9. Wird die Stelle eines Abgeordneten während eines
Landtags oder kurz vor Beginn desselbenerledigt, so ist dann,
wenn die Beendigung des Landtags früher als die Vollendung
einer Neuwahl zu erwarten, von letztererabzusehen.

B. Besonderevorschriften.
à) Wahlen für die erste Kammer.

§.10. Von den nach § 63 der Verfassungsurkundeunter
13 der erstenKammer angehörenden12 Abgeordnetenwerden

S. 1371.
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im Meißner Kreise und
in der Oberlausitz

je drei,
im Leipziger, Erzgebirgischen und Voigtlän--
dischen Kreise Z

je zwei
Abgeordnetegewählt.

§511. Um das Wahlrecht ausüben zu können, ist neben
den allgemeinen Bedingungen der Stimmberechtigung (85 1

und 2) das Eigenthuman einem Rittergute, oder an einem
anderen Gute des platten Landes, welches mit wenigstens
3000 Steuereinheiten belegt ist, erforderlich (vergl. auch §5).

Unter dieser Voraussetzung steht mit Ausnahme des
Staatsfiscus auch juristischen Personendie Ausübung des
Stimmrechts durch ihre gesetzmäßigenVertreter zu.

§512. Der Eigenthümer mehrerer Güter der § 11 ge-
dachtenArt kann das Stimmrecht, wenn letzterein einem und
demselbenKreise gelegensind, nur einmal, wenn die Güter
in verschiedenen Kreisenliegen, in jedem derselben ausüben.

§513. Zur Wählbarkeit ist nächst den Voraussetzungen
des § 4 das Eigenthum an einem oder mehrereninländischen
Rittergütern, welcheeinschließlichder damit etwa verbundenen,
auf demselbenGrundbuchsfolium eingetragenenBeistückenmit
wenigstens4000 Steuereinheitenbelegt sind, oder an einem
anderen Gute des platten Landes, auf welchem wenigstens
4000 Steuereinheitenhaften, erforderlich (vergl. auch §5).

Die Vertreter juristischer Personen (vergl.§ 11) sind als

solchenicht wählbar.
&14. Auf Grund des mehreren Personen gemeinsam

ustehendenEigenthums an einem Gute kann nur eine derselbenstinmberechtit und wählbar sein. Haben die nach 98 1 bis
4 persönlich dazuBefähigten hierüber nicht eine Vereinbarung
getroffen und angezeigt,4Ksteht dem Aeltesten unter ihnen die
Stimmberechtigungund Wählbarkeit zu. Bei Gleichheit des
Alters entscheidetdas Loos.

1b) Wahlen für die zweiteKammer.

6#15. Diejenigen Orte, welchean der Wahl derSeaädt-schenAbgeordneten Theil zu nehmen haben, finden sichin
der Beilage sub O verzeichnet.
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§ 16. Es werden
von der Stadt Dresden 5,

2 2 2 Leipzig 3,
— eCchemnitz 2,

.Zeumickau 1,

Abgeordneteernannt. 1

Das Gesetz, die Abänderung einer Bestimmung
des Gesetzes über die Gaßienfür den Landtag vom
3. Dezember 1868 betreffend; vom 20. April 1892

(Gesetz=und Verordnungsblatt f. d. K. Sachsen. 6. Stück
vom Jahre 1892. S. 128. 129. Ausgegebenden 16. Mai
1892. In Kraft v. 30. Mai 1892) bestimmt:

„An Stelle des ersten Absatzes des §516 des Ge-
setzes, die Wahlen für den Landtag betreffend, vom
3. Dezember 1868, tritt nachstehende Bestimmung:

Es werden -

von der Stadt Dresden 5,
von der Stadt Leipzig 5,
von der Stadt Chemnitz 2,
von der Stadt Zwickau 1,

Abgeordnete ernannt.

In den erstgenanntendrei Städten sind vom Stadtrathe
so viel Wahlkreise zu bilden, als Abgeordnetezu wählen sind.

Die übrigen Städte werden durch das Ministerium des
Innern mit Rücksichtauf iteLage und Verkehrsverhältnisse
in 24, soweit möglich, gleicheWahlerrievertheilt.

In jedem Wahlkreise ist ein Abgeordneterzu wählen.
§* 17. In gleicherWeisewerden aus sämmtlichenGrund-

stücken des FlattenLandes 45 Wahlkreise gebildet, in deren
jedem ein Abgeordneterzu wählen ist.

18. Das Stimmrecht stehtallen nach I§s1 und 2 dazu
befähigtenOrtseinwohnern zu, welche entweder

a) Eigenthümer an einem mit WohnsitzversehenenGrund-
stückeim Orte sind

oder
b) an Grundsteuern von ihnen eigenthümlich gehörigen

Grundstückenoder an directen Personalland-abgaen

oder an beiden zusammenmindestens
Einen Thaler

jährlich entrichten (vergl. übrigens §5).

DeutscheStaatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 8
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Niemand kann das Stimmrecht an mehr als einem Orte
ausüben.

«

§+19. Auf den Fall, wenn das Eiimuhunan einem
WohnhausemehrerenPersonengemeinsam zusteht, ist die Vor-
schrift im 6 14 analog, jedoch mit der Beschränkunganzu-
wenden, daß das Stimmrecht nur durch Ortseinwohner aus-

geübt werden kann. Mit dieserBeschränkungkönnen auch die
übrigen Miteigenthümer das Stimmrecht dann ausüben, wenn
sie unter Zurechnung der auf ihren duenfallenden Grund-
steuern den § 18 unter b bemerkten Census haben.
Wegen gemeinsamenEigenthumsan einem anderen Grund-

stückeoder wegen gemeinsamenGewerbebetriebssteht an sich
Niemandem die Stimmberechtigungzu. Es ist jedoch jedem
Miteigenthümer,beziehendlichTheilhaber, der auf seinen An-
theil fallende Theil der gemeinsamenSteuern bei Berechnung
des Census mit anzurechnen. «

So lange etwas Anderes nicht nachgewiesenist, wird

inVorfchachtenFällen angenommen, daß sämmtlicheAntheile
gleich sind.

-

§ 20. Die Wählbarkeit wird außer den & 4 bemerkten
Voraussetzungenferner dadurch bedingt, daß der zu Er-
wählende an Grundsteuern von ihm eigenthümlichzugehörigen
inländischenGrundstückenoder an directen Personallandesab-=
gaben oder an beiden zusammenwenigstens

«"

zehn Thaler
jährlich entrichtet (vergl. übrigens 8 5).

Bei Berechnungdieses Steuerbetrags leiden die Vor-
schriften im § 19, Abs.2 und 3 analoge Anwendung.

621. Bei dem 85 18 und 20 vorgeschriebenen,Census
sind die Ansätze der Steuercataster zum Grundezu legen und
ist jede Steuereinheit zu neun Pfennigen zu veranschlagen.

II. Vom Wahlverfahren.
A. Allgemeine Vorschriften.

. IT Die Veranstaltung von Landtagswahlen wird von
dem Ministerium des Innern angeordnet.

§&23. Zum Zweckeder Wahlen find stets übersichtliche
Listen der Stimmberechtigten zu halten. Dieß geschieht,soviel
die Wahlen zur erstenKammer anlangt, für jeden der fünf
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Kreise durch den Kreisvorsitzenden,beziehendlichden Landes-
ältesten der Oberlausitz, in Betreff der Wahlen zur zweiten

Kammerfür jeden Ort durch den Stadtrath oder Gemeinde-
vorstand.

Jeder Betheiligte kann von diesen Listen Einsicht ver-
angen.

§&24. Veränderungen, welche in der Stimmberechtigung
vorkommen, sind in den Wahllistennachzutragen.

Insbesondere sind letztere im Juni jeden Jahres einer
Revision zu unterwerfen.

§ 25. Wer seineStimmberechtigungauf Steuerentrichtun
außerhalb seines Wohnorts zu gründen gemeint ist, hat die
zur Berücksichtigungbei Führung der Listenanzuzeigenund
den nöthigen Nachweis beizubringen.

«

§26.BiszumEndedessiebentenTagegnachdemAbs
drucke des Wahlausschreibensin der Leipziger Zeitung steht
jedemBetheiligten frei, gegen die Wahlliste bei dem mit deren
Führung beauftragten Organe Einspruch zu erheben, über
welchen dann innerhalb der nächstenvierzehnTage nach 66
Abs. 1 zu entscheidenist.

Nach Ablauf dieser vierzehn Tage sind die Wahllisten
für die dabei betheiligten Orte oder Kreise zu schließenund
alle Personen, welchedarin nicht eingetragensind, können an

der ausgeschriebenenWahl nicht Theil nehmen.
!Etwaigen Reclamationen, welche bei Schluß der Liste

nichterledigt sind, ist für dieseWahl keine weitere Folge zu
geben. .

Nur wenn Personen die Stimmberechtigung verloren
haben, ist dieß auch nach Schluß der Liste noch zu beachten.

827. Das Stimmrecht kann von Jedem nur für den
Kreis oder Ort ausgeübtwerden, wo er in die Wahlliste ein-
getragen ist. Hat jedochJemand seinenWohnsitznach Schluß
der Letzterenverändert, so ist derselbefür den neuen Wohnort,
obschoner sich in dessenListe nicht verzeichnetfindet, dennoch
dann stimmberechtigt,wenn er an dem Orte, wo er eingetragen
ist, die nachträglicheLöschung in der Liste beantragt, und,
daß diese geschehen,dem mit der Annahme der Stimmzettel

Her, neuen Wohnort beauftragten Wahlvorsteher (§ 42)
nachweist. —

§28.DasWahlrechtwirddurch Stimmzettelausgeübt,
welchebei der Abgabe uneröffnet in ein verschlossenesBehält-
niß zu legen sind.

87
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116 Anlage 2. Der Landtag.

Auf denselbenist die Person des
zuWählenden so zu

bezeichnen,daß über ihn kein Zweifel übrig bleibt. .

Stimmzettel,welche dieser Vorschrift nicht entsprechen,
ingleichendiejenigen, welche die Namen mehrerer Personen
oder einer nicht wählbaren Person enthalten, sind ungültig.

§529. Ueber die Wahlhandlung ist von dem Wahlvor-
steheroder durch eine andere von ihm, da möglich, aus den
Stimmberechtigten,zu wählende Person, ein Protocoll auf-
zunehmen,in welchemanzugebenist, wie viel gültige Stimmen
auf eine oder mehrerePersonen gefallen sind.

§530. Für gewählt als Abgeordneter ist Derjenige an-

zusehen,welcher in einem Wahlkreise die meisten der abge-
gebenen gültigen Stimmen, mindestens aber ein Dritttheil
derselbenerhalten hat.

Hat Niemand mindestens ein Dritttheil der Stimmen
erlangt, so ist zur engeren Wahl zwischendenjenigen zwei
Personen zu verschreiten, auf welchebei der ersten Wahldie
meisten Stimmen gefallen sind.

Im Falle der Stimmengleichheit entscheidetsowohl für
die Zulassung zur engeren Wahl,als für die Wahl zum Ab-
geordnetenschstdas Loos. «

§31.-DieabgegebeneuStimmzettelsindbisnachFesti
stellungdesWahlergebnissesimWahlkreije(§§37,46)Unter
Absonderungder etwa für ungültig erklärten aufzubewahren,
dann aber mit Ausnahme der letzterenzu vernichten.

§532. Bei der engeren Wahl (5 30), sowie bei denjenigen
Nachwahlen, welche durch Ablehnung einer Wahl oder weil
sich die Nichtwählbarkeit des Gewählten ergiebt, erforderlich
werden, sind die bei der vorausgegangenen Wahl maßgebend
gewesenenListen, und zwar mit der 5 26 am Schlusse be-
merkten Ausnahme unverändert, wieder zum Grunde zu legen.

1§ 33. Nach Schluß der Wahl und beziehendlichnach
Ablauf der zur Erklärung über die Annahme der Wahl im
67 bestimmtenFrist hat der Wahlcommissar(55 36 und 41)
dem Erwählten eine Legitimationsurkunde auszustellen, die
sämmtlichen auf die Wahl bezüglichenActen aber an das
Ministerium des Innern zur weiteren Mittheilung an die
Kammern einzusenden. v

834. Ueber Einsprüchegegen die Gültigkeit der Wahl
eines Mitglieds der Kammer enlccheietdiebetresendeKammer.
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§ 35. Alle Behörden, sowie die Gemeindevorstände,haben
in Bezug auf die Landtagswahlen unentgeltlich zu expediren.

Auch die Wahlcommissare, Wahlvorsteher und Protocoll-
führer haben ihrEhrenamt ohne Anspruch auf Entschädigung
zu verwalten, dochwerden ihnen unvermeidliche baare Aus-

lagen aus der Staatscasseerstattet.

B. Besonderevorschriften.
a) Die Wahlen für die erste Kammer betreffend.

§+36. Die Wahlen der Abgeordnetenerfolgen in Kreis-
versammlungenund beziehendlichin Provinzialversammlungen
der Oberlausitz.

Die Kreisvorsitzendenund der Landesälteste der Ober-

lausihaben hierbei als Wahlvorsteher, beziehendlichals
c

§
Wahlcommissarezu fungiren.

37. Zur Vornahme der Wahl hat der Wahlcommissar
durch zweimalige Bekanntmachung in der Leipziger Zeitung
unter Einräumung einer von dem ersten Abdrucke an zu be-
rechnendenFrist von mindestens acht Tagen einzuladen.

Gleichzeitig ist an jeden einzelnen Stimmberechtigtendes
Kreises eine besondere Einladung zu erlassen, welche auch

wu diePost vermittelst recommandirter Zusendung ge-
ehen kann.

Unterlassungenin Betreff der besonderenZusendung ziehen
die Nichtigkeit! der Wahl nicht nach sich.

§ 38. Nach Auszählung der abgegebenenStimmen ist
das Ergebniß der Versammlung bekannt zu machen.

Macht sich die Vornahme einer engern Wahl nöthig,
oder wird eine Wahl von dem Erwählten in der Versammlung

lt abgelehnt, so ist sofort zur anderweiten Wahl zu ver-

reiten.
Erfolgt eine Ablehnung erst nach Schluß der Versamm-

lung, so ist von dem Wahlcommissareungesäumt eine neue

Verunmlungzu berufen.
Wäre aber die Wahl auf einen Nichtwählbaren gefallen,

so ist zur Einleitung der Neuwahl die Genehmigung des
Ministeriums des Innern einzuholen.
Für alle Nachwahlen genügt bei der Einladung (§537)

eine viertägige Frist.
1 Das Gesetz=und Verordnungsblatt druckt: Gültigkeit, bringt aber

im Jahrgang 1869 S. 24 unten die Berichtigung des Druckfehlers.
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S. 176.1 b) Die Wahlen für die zweite Kammer betreffend.

*+39. Der Tag der Abstimmung wird für jede Wahl

dungdas Ministerium des Innern festgesetzt(vergl. jedoch
481.

§ 40. Zur Abgabe der Stimmen werden in jedemWahl-

keise(86 16, 17) durch die Ortsobrigkeit kleinere Bezirke ge-
ildet.

Mit Ausnahme der Städte Dresden, Leipzig, Chemnitz
und #iwichnGiemacht jede Stadt und jedes größereDorf
für sicheinen Bezirkaus, dafern die Obrigkeit nicht die Ein-

theilungdes Ortes in mehrereBezirke für angemessenerachtet.
Insoweit Theile einzelnerDörfer unter verschiedeneObrigkeiten
gehören, sind diese Theile den selbstständigenOrtschaften
gleich zu behandeln.

Kleinere Dörfer und einzelngelegeneGrundstückekönnen
mit anderen Ortschaften zu einem Bezirke vereinigt werden.

Wird ein Ort in mehrereBezirke getheilt, so ist auch
die Ortswahlliste dem entsprechendzu theilen. Für zusammen-
geschlageneBezirtebilden die Ortslisten zusammendie Wahl-
liste des Bezirks.

§ 41. Die Leitung der Wahlgeschäfteliegt in den Be-

zireenden Ortsobrigkeitenob, für jeden Wahlkreis wird

benivon dem Ministerium des Innern ein Wahlcommissar
Cauftragt.

·

§42.FürjedenWahlhezirkhatdie540gedachteBe-
örde, soweit sie die Abstimmung nicht selbst durch einen ihrer
eamten leiten läßt, hierzu einen Wahlvorsteher und, soweit

nöthig, einen Stellvertreter desselbenaus den Stimmberech=
tigten des Bezirks zu ernennen.

·

§43.DerWahlvorsteherhatdieAbgrenzungdesBes

sitts,sowie Ort und Zeit für Abgabe der Stimmzettel min-
jlens actTage vor letztererin ortsüblicherWeiebekannt

zu machen.
«

§44.FürjedenBezirksindvom Wahlvorstesermindestens
drei Stimmberechtigte des Bezirks als Wahlgehülfen zu er-

nennen,wescheder Verhandlung beizuwohnenund den Vor-
steher sowohl bei Annahme der Stimmzettel, als bei deren
Auszählung zu unterstützenhaben. Die Gültigkeit der Wahl-
handlung wird aber durch ihre Anwesenheitnicht bedingt.

§ 45. Die über die Wahlen in den Bezirken aufge-
nommenen Protocolle sind nebst den Wahllisten und sonstigen
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Unterlagen vom Wahlvorsteher spätestensam zweiten Tage
nach der Abstimmung an den Wahlcommissardes Wahlkreises
zu übersenden.

§ 46. Der Wahlcommissar hat längstens am zweiten
Tage darauf die Zusammenstellungder Ergebnisseder Bezirks-wahlenvorzunehmenund hierbeiWahlgehülfen nach der Vor-
schrift im § 44 zuzuziehen.

Zeit und Ort der Wahlhandlung ist von ihm vorher
bekannt zu machen.

1§ 47. Bei dieser Wahlhandlung werden die Ergebnisse
der in den einzelnen Bezirken erfolgten Stimmenauszählung
vorgelesenund die gültigenStimmen zusammengerechnet,das
Resultat aber sofort verkündigt.

§548. Macht sich die Vornahme einer engeren Wahl
nöthig, oder wird die Wahl abgelehnt, so hat der Wahl-
commissardie anderweite Wahl zu veranlassenund den Tag
derselbenzu bestimmen.

Ergiebt sich die Nichtwählbarkeit des Gewählten, so ist
vor Einleitung der Neuwahl die Genehmigungdes Ministeriums
des Innern einzuholen.

§ 49. Bei den nachs48 vorzunehmendenWachwahlenist den oben gegebenen Vorschriftengleichfalls nachzugehen,
doch bedarf es für die § 43 gedachteBekanntmachungnicht
einer achttägigenFrist.

§550. Den Wahlhandlungen können alle Stimmberech=
tigten beiwohnen, es dürfen aber unter denselbenweder Ver-
handlungen, noch Ansprachenstattfinden1

§*51. Die Wahlcommissare und Wahlvorsteher haben
nur auf die Beobachtung der gesetzlichenVorschriften, sowie
darauf zu sehen,daß die Wahlhandlung ohne Störung vor

sich gehe, jeden Einflusses auf die Wahl selbst aber sich zu
enthalten.

§552. Jede Wahl hat lediglich aus der freien Ueber-
zeugung der Wählenden hervorzugehen.Wird durch unerlaubte
Mittel auf die Wahl einzuwirken gesucht,so treten die Be-
stimmungendes Strafgesetzbuchsein.

& 53. Das Gesetzvom 19. October 1861, die Wahlen
der Abgeordneten beider Kammern betreffend, sowie die zu
dessenAusführung erlassenenVerordnungen, sind aufgehoben.

1 Beachte Wahlgesetzv. 5. Mai 1909 § 33. Unten S. 140.
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Urkundlich haben Wir dieses Gesetz,mit dessenAus-
führung Unser Ministerium des Innern beauftragt ist,

zsnbinnvollzogen und Unser Königliches Siegel beidrucken
assen.

Dresden, den 3. December 1868.

Johann.
(L. S.) Herrmann von Nostitz-Wallwitz.

O

Verzeichnißder Städte.

Adorf, Altenberg, Annaberg, Aue, Auerbach,Bärenstein,
Bautzen, Berggießhübel, Bernstadt, Bischofswerda, Borna,
Brand, Brandis, Buchholz. Burgstädt, Callnberg, Chemnitz,
!Colditz, Crimmitschau, Dahlen, Dippoldiswalde, Döbeln,
Dohna, Dresden, Ehrenfriedersdorf, Eibenstock. Elsterberg,
Elstra, Elterlein, Ernstthal, Falkenstein,Frankenberg,Frauen-
stein, Freiberg, Frohburg, Geising, Geithain, Geringswalde,
Geyer, Glashütte. Glauchau, Gottleuba, Grimma, Greitzsch,
Großenhain,Grünhain,Hartha, Hartenstein,Hainichen,Hostein (im Meißner Kreise),Hohenstein (im Erzgebirges,Johann-
georgenstadt, Jöhstadt, Kamenz, Kirchberg, Königsbrück,
Königstein, Kohren, Lauenstein, Lausigk, Leipzig, Leisnig,
Lengefeld(im Erzgebirge),Lengenfeld (im Voigtlande), Lichten-
stein, Liebstadt,Limbacht, Löbau, Lösnitz, Lommatzsch,Lunzenau,
Marienberg, Markneukirchen, Markranstädt, Meißen, Meerane,
Mittweida, Mügeln, Mühltroff. Mutzschen, Mylau, Naunhof,
Nerchau, Netzschkau,Neusalza, Neustadt bei Stolpen. Neu-
städtel. Nossen,Oberwiesentkal.Oederan, Oelsnitz, Oschatz,
Ostritz, Pausa, Pegau, Penig, Pirna, Plauen, Pulsnitz,
Rabenau, Radeberg, Radeburg, Regis, Reichenbach,Riesa.
Rochlitz, Rötha, Roßwein, Schandau, Scheibenberg,Schellen-
berg, Schirgiswalde, Schlettau, Schneeberg, Schöneck,
Schwarzenberg, Sebnitz, Sayda, Siebenlehn, Stollberg,
Stolpen, Strehla, Taucha, Tharandt, Thum, Trebsen.
Treuen, Unterwiesenthal, Waldenburg, Waldheim, Weißenberg.
Wehlen, Werdau, Wildenfels, Wilsdruff. Wolkenstein, Wurzen.
Zittau. Zöblitz, Zschopau,Zwenkau, Zwickau, Zwönitz.

1 Eingefügt auf Grund der Verordnung v. 31. Dec. 1882 (s.oben S. 107).
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2. Ansführungsverordnung zum Wahlgesetz.

1.M. 180. Verordnung
zur Ausführung des Gesetzesvom 3. December 1868, die Wahlen

für den Landtag betreffend;
vom 4. December 186814.

Mit GenehmigungSr. Mmajestätdes Königs wird zur Aus-
führung des Gesetzes,die Wahlen fük den Landtag betreffend,
vom 3. December 1868 hierdurch Folgendes verordnet.

Zu AbschnittI des Gesetzes.
Von der StimmberechtigungWählbarteitund Annahme

er

§ 1. Wegendes früherenAufenthalts in einer Besserungs-
anstalt für Kinder und jugendlichePersonen geht die Stimm-
berechtigungnach § 2 lit. g des Gesetzesnicht verloren.

§+#2. Von mehreren Nutznießerndesselbengeistlichen
Lehnes (§ 3 des Gesetzes),ingleichenvon mehreren gleichbe-
rechtigtenVertretern einer juristischenGerson(5 11) hat nur
einer das Stimmrecht auszuüben, welchen letzterenFalls die
Gesammtheitder nach 55#1 und 2 des Gesetzesfür ihre Person
zulässigenVertreter zu bestimmenhat.

Die getroffene Bestimmung ist den mit Führung der
Wahllisten beauftragten Organen (5 23 des Gesetzes)recht-
zeitig mitzutheilen und von denselbenin die Liste einzutragen.

§ 3. Das Verzeichniß der Rittergüter ist mit Verord-
nung vom 6. November 1832 (Seite 427 fg. der Gesetzsamm-
lung vom Jahre 1832) bekannt gemachtworden, und hat es

dabei, soweit nicht später einzelneAbänderungenerfolgt sind,
auch ferner zu bewenden.

§&4. In den Städten Dresden, Leipzig und Chemnitz
sind vom Stadtrathe sofort die erforderlichen Wahlkreise zu
bilden, und ist die erfolgteFststellung.bei welcher es sodann
zu bewenden hat, dem Ministerium des Innern anzuzeigen.

5 5. Für die Wahlen der übrigen Städte, mit Aus-

1 LetzteAbsendung: am 22. December 1868. Der 15. Tag ist der
6. Januar 1869.

S. 1378.
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nahme von Zwickau, ingleichen für die Wahlen des platten
Landes werden die aus der Beifuge sub ersichtlichenWahl-
kreisegebildet. «

§6.SoweitdieStimmberechtigungnach§181it.a
des Gesetzesauf das Eigenthum an einem Wohnhause ge-
gründet wird, kommt auf die Steuerentrichtung nichts an.

Dagegenist in den § 18 lit. b und § 20 gedachtenFällen
der Ansässigkeitder Hinzutritt der Steuerentrichtung zu dem
Eigenthume nothwendig.

Dafern also in diesenFällen z. B. Jemand zwar noch
Eigenthümer eines Grundstücks ist, die Steuerentrichtung aber
in Folge eines abgeschlossenenKaufes bereits durch den Käufer
und Naturalbesitzererfolgt, kann auf diese Steuerentrichtung

keinervon Beiden das Stimmrecht oder die Wählbarkeit be-
gründen.

5

Zu Abschnitt II des Gesetzes.
Vom Wahlverfahren.

§&7. Die im § 23 des GesetzesvorgeschriebeneAufstellung
von Wahllisten hat für jeden Kreis oder Ort sofort nach
Erlaß gegenwärtigerVerordnung zu erfolgen.

Hinsichtlichdes Falles, wenn ein Ort in mehrereBezirke
getheilt wird, ist auf § 40, Abs. 4 des Gesetzeszu verweisen.

&8. Sämmtliche Wahllisten sind in tabellarischerForm
aufzustellenund die Stimmberechtigtendarin unter fortlaufen-
der Nummer mit Namen und Vornamen (beziehendlichunter

Beifügung ihres Standes oder Gewerbes), übrigens in alpha-
betischerOrdnung oder nach der Folge der Hausnummern,
welchedießfalls mit anzugebensind, aufzuführen.

Daneben ist ·

A.fürdieWahlenzurLKammerderdieStimmberechi
tigung verleihendeGrundbesitz,

B. für die Wahlen zur II. Kammer bei denjenigenPer-
sonen, deren Stimmberechtigungnach . 18 lit. a auf
dem Eigemthumeeines mit WohnsitzversehenenGrund-
stücksberuht, diesesGrundstück

mit anzugeben.
! Die letzteTabellenspalte ist für besondereBemerkungen,

z. B. nach 6 5, 5 11, Abs. 2, 55 14, 19 2c. des Gesetzesoffen
zu halten.
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§+9. Die Obrigkeiten haben, insoweit die Wahllisten
nicht von ihnen selbst geführt werden, von den ihnen bekannt
gewordenen Fällen einer Entziehung der Stimmberechtigung
nach 6 2 des Gesetzesden mit Führung der Listen beauftrag-
ten Organen Nachricht zu geben.

§510. Die für die Ermittelung des Censuserforderlichen
Unterlagen haben die Führer der Wahllisten sich durch Ein-

sicht der Steuercataster, Heberegister,Besitzstandverzeichnisse2c.

zu verschaffen.
«

3 11. Zu Anfang des Monats Juni ist alljährlich von

den mit Führung der Listen beauftragten Organen auf die

vorzunehmendeRevision der Listen (§ 24 des Gesetzes),auf
das jedem Betheiligten zustehendeRecht der Einsichtnahme
von letzteren und auf die Nothwendigkeit, etwaige Einsprüche
gegen den Inhalt rechtzeitiganzubringen, öffentlichaufmerksam
zu machen.

§*12. Aus der Bestimmung im § 26 des Gesetzesergiebt

" daß der Zeitpunkt, wo die Wahllisten geschlossenwerden,
ür die Beurtheilung der Stimmberechtigung, also insbesondere

für das hierzu erforderlicheAlter, Ansässigkeit,Steuerentrich-
tung 2c. dergestaltmaßgebendist, daß die später eintretende
Erfüllung des erforderlichenAlters ebensowie ein Zuwachs
in der Steuerentrichtungbei den Wahlen, für welche die ge-
schlossenenListen zum Anhalte zu dienen haben, nicht berück-
sichtigt werden kann.

§ 13. Ist Jemand in der Liste eingetragen,welchemdie
Stimmberechtigungnicht oder nicht mehr zukommt, so ist dieß,
sobald es bemerkt wird, zu berichtigen.

§ 14. Sobald eine Wahl zurII. Kammer ausgeschrieben
wird, sind in den dabei betheiligten Wahlkreisen sämmtliche
Wahllisten nachAblauf der im Gcege(5 260)bestimmtensieben-

üüigenReclamationsfrist bei 5 Thaler —.—Strafe sofort
an die Ortsobrigkeit einzusenden,der Letzterenauch zugleich
die gegen die Listeetwa erhobenenEinsprüche unter Mit-
theilung der darauf bezüglichenEingaben anzuzeigen.

§515. Es erscheintzwar ganz zweckmäßig,daß die Obrig-
keiten Stimmzettel, welchezugleichden Hinweis auf Zeit und
Ort der Abstimmung enthalten, zur Benutzung bei letzterer
vertheilen lassen, doch bleibt es völlig in das Belieben der

Stimmberechtigtengestellt,ob siesichbei Abgabeihrer Stimmen
dieseroder anderer Stimmzettel bedienen wollen.
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§ 16. Der Verschluß des Behältnisses für die Stimm-
zettel ist von dem Wahlvorsteher, soweit thunlich, unter Mit-
wirkung eines Stimmberechtigten,zu bewerkstelligen.

Ebenso ist nach beendigter Abstimmung mit der Wieder-
öffnung des gedachtenBehältnisseszu verfahren.

15 17. Die Obrigkeiten haben den Wahlvorstehern die
mit der Bemerkung des erfolgten SchlussesversehenenListen

zustellen,dieselbenauch, soweit nöthig, mit der erforderlichen
nleitung wegen ihrer Wahlgeschäftezu versehen.

§+18. Zu Abgabe der Stimmzettel ist den Stimmberech-
tigten in der Regel mindestens von Vormittags 10 Uhr bis
Nachmittags 3 Uhr Frist zu verstatten.

In Wahlbezirken,welchenicht über 100 Stimmberechtigte
haben, kann die Frist innerhalb der vorbemerkten Zeit auf
drei Stunden verkürzt werden.

§&19. NachAblauf der zur Abstimmung festgesetztenZeit
ist Niemand, der nicht bereits im Wahllocale gegenwärtig
ist, mehr zur Wahl zuzulassen.

§ 20. Vor Eröffnung des Behältnisses für die Stimm-
zettel ist dessenVerschluß nochmals zu prüfen, sodann ist die
Zahl der vorgefundenenStimmzettel mit der der Abstimmenden
zu vergleichenund hierauf erst zur Auszählung der Stimmen
selbstzu verschreiten.

§621. Die Wahlgehülfen sind in der Regel aus den
Stimmberechtigtendes Ortes, wo die Wahlhandlung statt-
findet, zu ernennen.

& 22. Bei Uebersendungdes Wahlprotocolls an den
Wahlcommissar (§ 45 des Gesetzes)hat der Wahlvorsteher zu-
gleich zu bescheinigen,daß die im F 43 des Gesetzesvorge-
schriebeneBekanntmachungerfolgt ist.

§&23. Der Wahlcommissar hat nach Feststellung des

Wahlergebissesden Gewählten zur Erklärung über Annahme
der Wahl,auch, soweit nöthig, zu Beibringung des Nachweises
seiner Wählbarkeit und der Genehmigung seiner vorgesetzten
Dienstbehörde(vergl. 5 75 derVersasfungsurkunde(Seite 258
der Gesetzsammlungvom Jahre 1831] und Nr. V des Gesetzes,
einige Abänderungen der Verfassungsurkunde betreffend, vom

19. October 1861, Seite 287 des Gesetz=und Verordnungs-
blattes vom Jahre 1861) zu veranlassen.
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&+24. Wenn sich eine Nachwahl nach —*des Gesetzes
nöthig macht, hat der Wahlcommissar dieß den Kahlemnstehern der einzelnenBezirke unter Bezeichnungdes Wahltags
und Rückgabe der Wahllisten zu eröffnen.

Letzterehabenbei der von ihnen hierauf nach §§ 43 und
49 des Gesetzeszu erlassendenBekanntmachung,dafern es

sich um Vornahme einer engeren Wahl handelt, zugleich die
beiden Candidaten, unter denen die Wahl vorzuehmenist,
namhaft und darauf aufmerksamzu machen, daß alle auf
andere Personen fallende Stimmen ungültig sind.
625. Die Wahlcommissare sind berechtigt,zum Zwecke

des Wahlgeschäftsdie Mitwirkung aller Unterbehördenin An-

spruchzunehmen,auch erforderlichenFalles an die denselben
untergebenen Organe 6.:B. Gemeindevorstände,Ortsgerichts-
personen2c.) unmittelbar zu verfügen. Ihren Anträgen ist
von allen Unterbehördenzu entsprechen.

Auch mit sämmtlichenMittelbehörden dürfen dieselbensich
unmittelbar in Vernehmung setzen.

! Ebensohaben sie unmittelbar an das Ministerium des
Innern Bericht zu erstatten, was insbesondere auch dann zu
geschehenhat, wenn sie an eine OberbehördeAnträge gelangen
lassenwollen.

& 26. Insoweit nach der Bestimmung im §535 Abs. 2,
des Gesetzeskünftig noch eine Erstattung von Auslagen statt-
findet, ist bei deren Vergütung den Vorschriften sub □O, Seite

255fg. * Gesetz-und Verordnungsblattes vom Jahre 1862,
nachzugehen.Da#Berechnung ist mit den Acten (§ 33 des Gesetzes),
jedochvon letzteren getrennt, dem Ministerium des Innern zu
überreichen,von welchemsodann die Auszahlung des festge-
stellten Betrags angeordnetwerden wird.

6227. Von jedemAbleben eines Kammermitglieds, in-
gleichenvon jedem Vorgange, vurchwelchen die Wählbarkeit
eines solchenverloren geht, hat die ObrigkeitseinesWohnorts
sofort Anzeigean das Ministerium des Innern zu erstatten.

Dresden, am 4. December 1868.

Ministerium des Innern.
v. Nostitz-Wallwitz.

Forwerg.

S. 1337.
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ð

Wahlkreisefür die Landtagswahlen.
A. In den Städten.

1. Wahlkreis umfaßt die Städte Zittau, Löbau, Bernstadt,

V

Ostritz, Weißenberg.
Neusalza, Schirgiswalde,

Bautzen,Kamenz.Elstra,
Königsbrück.

Bischofswerda, Pulsnitz.
Stolpen, Radeberg.Ra-
deburg. Großenhain.

Neustadt, Sebnitz, Hohn-
stein, Schandau, König-
stein, Wehlen, Pirna.

Dohna, Rabenau, Dippol-
diswalde, Frauenstein
Sayda, Lengefeld,Alten-
berg, Geising, Bären-
stein, Glashütte, Lauen-
stein, Liebstadt,Gottleuba.
Berggießhübel, Brand.

Freiberg, Wilsdruff.Tha-
randt.

Meißen,Lommatzsch,Nossen,
Siebenlehn, Roßwein.

Riesa,Strehla,.Oschatz.Dah-
len, Mutzschen,Wurzen.

Döbeln,Waldheim, Leisnig,
Mügeln.

Hainichen, Frankenberg,
Mittweida.

Trebsen,Nerchau,Grimma,
Naunhof,Lausigk,Colditz,
Geringswalde, Hartha.

Borna, Regis, Greitzsch,
Pegau,Rötha, Zwenkau,
Markranstädt, Taucha,
Brandis.
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13. Wahlkreis umfaßt die Städte Frohburg, Kohren, Geit-

14. -

15. "D

16.
17.

18.

19. -

20.

21.

22.

23.
24.

1.

2
3.

4
5

1 L mba
14. städtischen*

hain, Rochlitz,Lunzenau,
Penig, Burgstädt.

Meerane, Waldenburg,

benstein,Ernstthal,##-

ers „Lichtenstein,Calln-

erg.
Crimmitschau,Werdau.
Stollberg, Lößnitz.Zwönitz,GrünhainElterlein.

Tieerergirimfriderbartum opau ellen-

berg,Oederan, Wolken-
stein,MarienbergZöblitz.

Annaberg, Buchholz, Jöh-
stadt, Ober- und Unter-

wiesenthal,Scheibenberg,Schlettau.
Eibenstock,Johanngeorgen-

stadt,Schwackenberg.ne,
Neustädtel, Schneeberg.

Wildenfels, Hartenstein,
Kirchberg,Reichenbach.

Elsterberg,Loes1chau, My-
lau, Lengenfeld,Treuen.

Plauen, Pausa, MühltroffOelsnitz,Adorf, Markneu-
kirchen,Schöneck,Falken-
stein, Auerbach.

B. Auf dem platten Lande.

Wahlkreisumfaßtden GerichtsamtsbezirkZittau.
die GerichtsamtsbezirkeGroßschönau,

Ebersbach.
Reichenau,Ostritz,

errnhut.
Löbau. Bernstadt.
Bautzen, Weißen-

berg.
ist durch die Verordnungv. 31. December 1882 dem
ahlkreise zugetheilt worden. S. oben S. 107.
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6. Wahlkreis umfaßt die GerichtsamtsbezirkeNeusalza., Schir-
iswalde.

7. i- - Bischofswerdw
Pulsnitz.

8. Kamenz, Königs-
brück, Königs-
warthe.

9. OD OJ Radeburg, Moritz-
burg, Radeberg,
Schönfeld.

10. den GerichtsamtsbezirkDresden.
111. 5* die GerichtsamtsbezirkeStolpen,Neustadt,

Sebnitz, Schan-
dau.

12. "D - Pirna, Königstein.
Gottleuba, Lau-
enstein. .

13. - OD Altenberg. Frauen-

stein, Dippol-
diswalde.

14. "D is - Sayda, Brand.
15. den GerichtsamtsbezirkFreiberg.
16. die GerichtsamtsbezirkeTharandt,Döhlen.
17. -·- - Wilsdruff, Nossen.
18. - — Meißen, Lom—

matzsch.

19. - — Riesa,Großenhain.
20. — — Strehla, Oschatz,

Wermsdorf.
21. — Wurzen, Grimma.
22. - -- - Taucha, Brandis,

Rötha, Zwen-
kau, Pegau,
Markranstädt.

1 Durch Verordnung v. 24. August 1891 Abs. 2 (Gesetz=u. Ver-
ordnungsblatt 1891 S. ½ wird dieser Wahlkreis in zwei zerlegt. Wahl-
kreis 10 behält die Ortschaftendes vormaligen GerichtsamtsbezirkesDres-
den, „welche zum Bezirke der Amtshauptmannschaft Dresden-Altstadt

gehören!.während aus den übrigen im Bezirkeder Amtshauptmannschaft
resden-Neustadtgelegenen Ortschaften ein neuer Wahlkreis mit der

—— 24 gebildet wird. S. die Aninerkung zu N. 24 auf
129.
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23. WahlkreisumfaßtdenGerichtsamtsbezirkLeipzigI.

24. Leipzig III.

25. - - dieGerichtsamtsbezirkeBorna, Lausigk,
Frohburg,Geit-
hain.

26. - - - Leisnig, Mügeln,
Döbeln.

27. - 2 - Roßwein, Wald-
heim,Hainichen,
Oederan.

Mittweida, Ge-

ringswalde,Har-
tha, Colditz.

29. OD " - Rochlitz, Burg-
städt, Penig.

den GerichtsamtsbezirkChemnitzmit Aus-
nahme der zum
31. Kreiseüber-

wiesenenDüörfer.
von GerichtsamtsbezirleChamnitdiedorer Draisdorf

Glösa, Furth,
Hilbersdorf,

Borna,Heiners-
dorf, Rottluff,

Niederraben-
stein, Ober-
rabenstein.Sieg-

mar, Reichen-
brand, Mittel-

bachundGrüna.
den Gerichts-

amtsbezirkLim-
ba

32. é! die GerichtsamtsbezirkeFlachrer.Au-
. gustusburg.

1 DurchVerordnungv. 21. August 1891 Abs. 1 (s. vor. Notel) wird
in Folge derVereiniguneiner größerenAnzahl von Ortschaftendes bis-
14 en 23. u. 24 greinirkes mit der Stadt Leipzigder bisherige

ahlkreis aufgehoben,#undwerden die demselben bisher noch zu-

gierherOrtschaften dem 23. Wahlkreise zugeteilt.
DrchVerordnung v. 31. December 1882 ist die Stadt Limbach

ausbend1.nländlichen Wahlkreiseausgeschieden.S. oben S. 107.

DeutscheStaatsgrundgesetze.VI. 4. Aufl. 9

28. OD M K ##

30. -

31. —-
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33. Wahlkreisumfaßtdie GerichtsamtsbezirkeZschopau, Lenge-

34.

35.

36.
37.

38.

39.

40.
41.

4.

43.

44.

45.

3 6

feld,Wolkenstein.
Zöblitz, Marien-

berg,Annaberg.
OD - Jöhstadt, Ober—

wiesenthal.
Scheibenberg,

Grünhain,
Geyer, Ehren-

friedersdorf,
Lößnitz.

den GerichtsamtsbezirkStollberg.
die GerichtsamtsbezirkeHartenstein. Wil-

denfels,Lichten-
stein.

Hohenstein-Ernst-
thal, Glauchau,
Waldenburg.

- Remse, Meerane,
Crimmitschau,
Werdau.

den GerichtsamtsbezirkZwickau.
die GerichtsamtsbezirkeReichenbach,Len-

genfeld, Kirch-
berg,Schneeberg.

Schwarzenberg,
Johanngeorgen-
stadt, Eibenstock.

Auerbach,Falken-
stein, Klingen-
thal.

Treuen, Plauen,

Pausa,Elster-
erg.

Oelsnitz, Schöneck.
Markneukirchen,
Adorf.
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3. Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen.

12. Stück vom Jahre 19091.

Nr. 36. Wahlgesetz
für die zweite Kammer der Ständeversammlung;

vom 5. Mai 1909.

WI, Friedrich August, von GOTTES# Gnaden

König von Sachsen usw. usw. usw.
haben wegen der Wahlen für die zweiteKammer der Stände-
versammlung mit Zustimmung Unserer getreuen Stände be-
schlossenund verordnet, was solgt:

Artikel I.

&1. Der §568 der Verfassungsurkundeerhält folgende
Fassung:

Die zweiteKammer der Ständeversammlungwird aus
91 Abgeordneten gebildet, von denen 43 Abgeordnetein

städtischenund 48 Abgeordnetein ländlichen Wahlkreisen
gewählt werden.

KünftigeEingemeindungenoder Anderungender Ge-
meindeverfassungeinzelner
keit zu den Wahlkreisen ohne Einfluß.
§2. Der 571 der Verfassungsurkundeerhält folgende

Fassung:
Die Abgeordnetender zweiten Kammer der Stände-

versammlungwerden auf 6 Jahre gewählt. Nach Ablauf
der 6 Jahre wird die Kammer neu gewählt.

Scheidetein Abgeordnetervor dem Ablaufeder sechs-
jährigen Wahlperiode aus der Kammer aus, so gilt die

Ersatzwahl nur für den Rest der Wahlperiode.
Die Abgeordnetenhören auf, Mitglieder der Kammer

zu sein, wenn: —

a) sie die Wählbarkeit verlieren,

1 Ausgegeben zu Dresden, den 15. Mai 1909.
Q

9*

rte sind auf deren Zugehörig-

S. 339.
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S. 3410. b) sie im Staatsdienste angestellt oder in ein höheres Amt
befördert werden oder in ein besoldetesHofamt treten,

c) der König die Kammer auflöst oder

d) sie freiwillig aus der Kammer ausscheiden.
In den Fällen unter b bis d können sie sofort wieder-

gewählt werden.

Artikel II.

I. Allgemeine Bestimmungen.
§ 3. In jedemWahlkreiseist ein Abgeordneterzu wählen.
§ 4. Das Staatsgebiet wird in Gemäßheit der Anlage

WK. in 91 Wahlkreise geteilt.
§5. Die zu Dresden, Leipzig und Chemnitz gehörigen

Wahlkreisewerden vom Stadtrate gebildet.
§ 6. Der freiwillige Austritt aus der Kammer ist den

Abgeordnetender zweiten Kammer außer der Zeit des Land-
tags jederzeit, während des Landtags nur mit Genehmigung
der Kammer gestattet.

§57. Wird die Stelle eines Abgeordnetenwährend eines
Landtags oder vor dessenBeginn erledigt, so ist dann, wenn

die Beendigung des Landtags früher als die Vollendung einer
Neuwahl zu erwarten ist, von letzterer abzusehen.

8§8. Die Entschließungdarüber, ob einem Abgeordneten
der Kammer, welcher nicht freiwillig austritt, die Mitglied-
schaftzu entziehenist, steht der Kammer zu.

§69.StimmberechtigtistjederSachsemännlichenGeschlechts,
der eine direkte Staatssteuer im KönigreicheSachsenentrichtet,
bei Abschlußder Wählerliste das 25. Lebensjahrvollendet hat,
seit mindestenszwei Jahren die sächsischeStaatsangehörigkeit
besitztund seit mindestens sechsMonaten seinenWohnsitz im
Orte der Listenaufstellunghat.

§ 10. Ausgeschlossenvom Stimmrecht sind:
a) Personen,die unter Vormundschaft stehen;
b) Personen,zu deren Vermögen Konkurs eröffnet worden

ist, während der Dauer des Konkursverfahrens;
T.)Personen, denen durch gerichtlichesUrteil die bürgerlichen

Ehrenrechteoder die Fähigkeitzur Bekleidung öffentlicher
Amter entzogen worden sind, auf die Dauer dieserEnt-
iehung;

d) —gegen die wegen eines Verbrechensoder eines
Vergehens, wegen dessenauf Verlust der bürgerlichen
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Ehrenrechte oder auf Verlust der Fähigkeit zur Be-

kleidung öffentlicher Amter erkannt werden kann oder S. 311.

muß, die Voruntersuchungoder die Eröffnung des Haupt-
verfahrens beschlossenist, ingleichen diejenigen, die sich
zur Zeit der Wahl in Untersuchungs=oder Straphaft
befinden oder zwangsweisein einer öffentlichenBesserungs-
oder Arbeitsanstalt untergebrachtworden sind;

e) Personen, die unter Polizeiaufsicht stehen;
f)Personen, die bei Abschlußder Wählerliste mit den seit

länger als ein Jahr fälligen direkten Staats= oder Ge-
meindesteuernim Rückstandesind;

8) Personen,die öffentlicheArmenunterstützungerhalten oder
im letzten der Anordnung der Wahl vorhergegangenen
Jahre erhalten haben.

Als Armenunterstützungsind nicht anzusehen:
. die Krankenunterstützung,
. die einem Angehörigen wegen körperlicheroder geistiger

Gebrechengewährte Ansta zöflegeUnterstützungenzum Zweckeder Erziehungoder der Aus-
bildung für einen Beruf,

4. sonstigeUnterstützungen,wenn sie nur in der Form ver-

einzelter Leistungen zur Hebung einer augenblicklichen
Notlage gewährt sind,

5. Unteriltemgen.die erstattet sind.
§ 11. Jeder Wahlberechtigtehat eine Stimme, soweit

ihm nicht nach den folgendenBestimmungenmehrereStimmen
zukommen.

A. Zwei Stimmen haben die Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 1600 ¾ haben,
b) die aus öffentlichemAmt oder aus privater dauernder

Anstellung ein Einkommen von mehr als 1400.## baztehenJ) die zur Gewerbekammer oder zum Landeskulturrat wählen
dürfen und aus ihrem Betrieb ein Einkommen von mehr
als 1400 4 beziehen,

) die bei Abschlutder Wählerliste als Eigentümer oder

gesetlicheKutungsberechtigteimKönigreicachsenGrund-
esitz haben, auf dem mindestens 100 Steuereinheiten

haften, vorausgesetzt, daß das Gesamteinkommendes
Wählers 1250 .4 übersteigt,

e) die beim Abschluß der Wählerliste als Eigentümer oder
gesetzlicheNutzungsberechtigte im Königreich Sachsen

S

—
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Grundbesitzhaben, von dem mehr als 2 Hektar der Land-
oder Forstwirtschaft oder dem Obstbau oder mehr als
ein halber Hektar der Gärtnerei oder dem Weinbau dienen,

f) die ihre wissenschaftlicheBildung durchZeugnisse,die für

deneinjährigfreiwuilligenMilitärdienst genügen,nachweisen
können.

S. 342. :B. Drei Stimmen haben die Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 2200 haben,
b) die im Sinne Litera Ab, c ein dienstlichesoder gewerb-

liches Einkommen von mehr als 1900 beziehen,
T) die, ohne sich in öffentlichem oder privatem Dienstver-

hältnis " befinden, aus einer wissenschaftlichenoder
höheren künstlerischenTätigkeit (als Rechtsanwälte,Arzte,
Hochschullehrer,Ingenieure, Künstler, Schriftsteller oder

in(icherLebensstellung)mehr als 1900 K4 Einkommen
eziehen,

die Grundbesitz im Sinne Litera Ad haben, auf dem
über 150 Steuereinheiten haften, vorausgesetzt,daß das
Gesamteinkommendes Wählers 1600 4 übersteigt,

e) die Grundbesitz im Sinne Litera Ad haben, von dem
mehr als 4 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder
dem Obstbau oder mehr als 1 Hektar der Gärtnerei oder
dem Weinbau dienen.

C. Vier Stimmen haben die Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 2800 —4 haben,
b) die im Sinne Litera Ab, ein dienstlichesoder gewerb-

liches Einkommen oder im Sinne Litera Be ein Ein-
kommen von über 2500 .4 beziehen,

e) die Grundbesitz im Sinne Litera A d haben, auf dem
über 200 Steuereinheitenhaften, vorausgesetzt,daß das
Gesamteinkommendes Wählers 2200 4 übersteigt,

) die Grundbesitz im Sinne Litera A d haben, von dem
mehr als 8 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder
dem Obstbau, oder mehr als 2 Hektar der Gärtnerei
oder dem Weinbau dienen.

Wer bei Abschluß der Wählerliste das 50. Lebensjahr
vollendet hat, führt eine Zusatzstimme(Altersstimme). Mehr
als 4 Stimmen stehenkeinem Wähler zu.

§*12. „Einkommen“" oder „Gesamteinkommen“im Sinne
des § 11 ist das Jahreseinkommen, welches der Wähler im



3. Wahlgesetz für die 2. Kammer v. 5. Mai 1909. 135

letzten Kalenderjahr vor der Aufstellung der Wählerliste zur
Staatseinkommensteuerversteuert hat.

Als Einkommen aus öffentlichem Amt gilt auch der
Pensionsbezug.

Das Stimmrechtder Miteigentümer bestimmtsichfür jeden

selbständignachder Größe seinesAnteils unter Berücksichtigung
er Kulturart. Der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte

eines Grundstücks haben jeder das Stimmrecht unabhängig
voneinander.

Eine private Anstellung gilt als eine dauernde, wenn die

geschlicheoder vertragsmäßige Kündigungsfrist mindestens
6 Wochenbeträgt, oder wenn in Ermangelung einer solchen

rsttder Vertrag auf mindestens1 Jahr geschlossenist. Dies
rfordernis ist urkundlich nachzuweisen.

8 13. Kein Wähler darf das Stimmrecht an mehr als
einem Orte ausüben.

§ 14. Als Abgeordneter ist wählbar der Sachsemänn-

lichenGeschlechts,der seit mindestens drei Jahren die sächsische
Staatsangehörigkeitbesitzt,ebensolangeim KönigreicheSachsen
seinen Wohnsitz hat, eine direkte Staatssteuer entrichtet und
das 30. Lebensjahr vollendet hat.

Die Ausschließungsgründedes § 10 gelten auch für die
Wählbarkeit.

Aktive Staatsminister und Personen,die in aktiven aus-

ländischenDiensten stehen,sind nicht wählbar.

II. Wahlbezirke und Wahlbehörden.

§ 15. In jedem Wahlkreise werden zur Abgabe der
Stimmen Wahlbezirkegebildet, und zwar für die Städte mit
der Revidierten Städteordnung duchden Stadtrat, für die
mittleren und kleinen Städte durch den Bürgermeister, für die

Landgemeindenmit mehr als 1500 Einwohnern durch den

Gemeindevorstand, für die übrigen Landgemeindenund selb-

ständigenGutsbezirkedurch die Amtshauptmannschaft. #

leine Städte, Dörfer und selbständigeGutsbezirke sowie
einzeln gelegeneGrundstücke dürfen mit anderen Ortschaften
desselbenWahlkreises zu einem Wahlbezirkevereinigt werden.
Über Meinungsverschiedenheitzwischenmehreren Amtshaupt-
mannschaftenund zwischenAmtshauptmannschaftund Stadtrat

entscheidetdie Kreishauptmannschaft.

S. 313.
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§516. Die Wahlgeschäftesind in den Wahlbezirken von

dnBehörden zu leiten, welche die Wahlbezirke abgrenzen
8 15).

Zur Ermittelung des Wahlergebnissesbestellt das Mini-
sterium des Innern für jedenWahlkreis einen Wahlkommissar.

Das Ministerium des Innern bestellt, soweit es dies für
zweckmäßigerachtet,auch Stellvertreter der Kommissare.

&+17. Für jeden Wahlbezirk hat die Behörde, welche
die Wahlbezirke abgrenzt, einen Wahlvorsteher, welcher die
Wahl zu leiten hat, sowie einen Stellvertreter für ihn zu
ernennen.

III. Wahllisten.
§ 18. Für jeden Ort, und wenn er in merereWahl-

kreise zerfällt, für jeden Wahlkreis ist von der Ortsbehörde
eine Liste der stimmberechtigtenWähler aufzustellen,in welcher
bei jedemNamen anzugebenist, wieviel Stimmen dem Wähler
(& 11) zukommen.

Wird ein Ort zum Zwecke der Abstimmung in mehrere
Bezirke geteilt,so ist dieWählerliste nachden einzelnenBezirken
aufzustellen. Für Wahlbezirke, zu denen mehrereOrtschaften
vereinigt sind, bilden die Ortslisten zusammendie Wählerliste.

Die Wählerliste ist eine Woche lang zu jedermanns Ein-

sichtauszulegenDer Ort der Auslegung ist öffentlich bekannt
zu machen.

Soweit die Einsichtnahmein die Wählerlisten und deren
Sicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird, ist es gestattet,
von den Wählerlisten Abschrift zu nehmen. Auch sind gegen
Vergütung der Kosten Vervielfältigungen der Wählerlisten
auf Ansuchensobald als möglich zu gewähren, wenn der An-
trag mindestens zwei Wochen vor dem Wahltage gestellt ist.

§ 19. Einwendungen gegen die Richtigkeit und Voll-
ständigkeitder Wählerlitesind, bei Verlust des Einwendungs-
rechts, spätestenseine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist,
mithin spätestens zwei Wochen nach dem Beginne der Aus-
legung schriftlichoder mündlich bei der Ortsbehördeanzubringen
und unter Vorlegung der erforderlichenNachweisezu begründen.

Einwendungen, die nicht sofort durchBerichtigungder
Liste von der Ortsbehördeerledigt werden, sind von dieser
unverzüglich der ihr vorgesetztenBehörde einzuberichtenund
von der letzterenbinnen drei WochennachAblauf der Einwen-
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dungsfrist mit dem zuständigenBezirks= oder Kreisausschusse
zu entscheiden.

Die Liste ist, soweit die Entscheidunges anordnet, zu
berichtigenund sodann abzuschließen.

IV. Wahlverfahren.
§20. Der Wahlvorsteher hat die Abgrenzungdes Wahl-

bleessowie Ort und Zeit der Wahl ortsüblich bekannt zu
machen.

Außerdem ist jedemWähler durchVermittelung der Orts-
behörde zwei Tage vor der Wahl eine kurze Nachricht über
Zeit und Ort der Wahl sowie über die Zahl der ihm zu-
stehendenStimmen mit der Aufforderung zuzufertigen, von

seinem Wahlrechte Gebrauch zu machen. Von der Erfüllung

dieserVorschrift ist indessendie Gültigkeit der Wahl nicht
abhängig.

§ 21. Der Wahlvorsteher ernennt mindestensdrei und
höchstenssechsWähler seines Wahlbezirks zu Wahlgehilfen,
die mit ihm und dem ebenfalls von ihm zu bestellendenProto-

bollführerden Wahlvorstand bilden. —

ie Wahlgehilfen und der Protokollführer sind vom

Wahlvorsteher durchHandschlagan Eidesstatt zu verpflichten.
Während der Wahlhandlung muß stets mindestens die

Hälfte der Mitglieder des Wahlvorstandes gegenwärtig sein.
Der Wahlvorsteher und der Protokollführer sollen sich

während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen. Ver-
läßt einer von ihnen vorübergehenddas Wahllokal, so ist mit
seiner zeitweiligen Vertretung ein anderes Mitglied des Wahl-
vorstandes zu beauftragen.

Die Gültigkeit der Wahlhandlung ist von der Beobachtung
der Vorschriften in Absatz 1 bis 4 nicht abhängig.

§22. Das Wahlrecht ist persönlich und durch Abgabe
von Stimmzetteln auszuüben.

Die Stimmzettel müssen von weißem Papiere sein und
dürfen kein äußeres Kennzeichenhaben.

Sie sind mit dem Namen des Kandidaten zu versehen,
für den der Wähler stimmen will, und müssendie Person des

Lmihgtena6ezeichnen,daß über diese jeder Zweifel aus-

geschlossen ist.
Stimmzettel, die diesenVorschriftennicht entsprechenoder

welchedie Namen Nichtwählbarer angeben,sind ungültig.

S. 345.
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Jeder Stimmzettel ist von dem Wähler in einem mit
amtlichemStempel versehenenUmschlageabzugeben,und zwar
von dem Wähler mit 4 Stimmen in einem blauen Umschlage
mit dem AufdruckeA, von dem Wähler mit 3 Stimmen in

einem grünen Umschlagemit dem Aufdrucke Bß, von dem
Wähler mit 2 Stimmen in einem gelben Umschlagemit dem
Aufdrucke C und von dem Wähler mit 1 Stimme in weißem
Umschlagemit dem Aufdrucke D.

Die Umschlägesollen 12 zu 18 cm groß und aus un-

durchsichtigemPapier sein. An derWahsltell-ist durch ein

Mitglied des Wahlvorstandes jedem Wähler ein Umschlag
der ihm zukommendenArt auszuhändigen.

Es ist entweder durch Bereitstellung eines oder mehrerer
Nebenräume, die nur durch das Wahllokal betretbar und nur

mit ihm verbunden sind, oder durch Vorrichtung an einem
oder mehreren, von dem Vorstandstische getrennten Neben-
tischen Vorsorge dafür zu treffen, daß der Wähler seinen
Stimmzettel unbeobachtetin den Umschlagzu legen vermag.

Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, ist
so zu stellen, daß er von allen Seiten zugängig ist. Auf
diesenTischwird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hinein-
legen der Stimmzettel gestellt. Vor Beginn der Abstimmung

batsich der Wäblvorstanddavon zu überzeugen, daß die
ahlurne leer ist.

Bei der Auszählung sind die Stimmzettel, welche den
gleichgezeichnetenUmschlägenentnommen werden, zusammen-
zulegen und getrennt von den übrigen zu halten. Sodann
erfolgt die Fehllellung.wieviel der danach sich ergebenden
Stimmen auf die einzelnenKandidaten entfallen sind.

Befinden sich in einem Umschlagemehrere Stimmzettel,
so sind sie ungültig, wenn sie auf verschiedeneNamen lauten.
Lauten sie amden gleichenNamen, so ist nur ein Stimm-
zettel gültig.

8923. Der Wahlberechtigte, der seine Stimme abgeben
will, nimmt den zur Aufnahme des Stimmzettels bestimmten,
amtlich abgestempeltenUmschlagentgegen, nachdem er zuvor
seinen Namen genannt und sich auf Verlangen über seine
Person ausgewiesenhat. Er begibt sichhieraufin den Neben-
raum oder an den Nebentisch, stecktseinen Stimmzettel un-

beobachtetin den zu dessenAufnahme bestimmtenUnschlag,
tritt sodann an den Tisch des Wahlvorstandes und übergibt,
nachdemsein Name in der Wählerliste aufgefunden worden
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ist, den seinenStimmzettel enthaltenden Umschlag persönlich
dem Wahlvorsteher oder dessenStellvertreter, der ihnin Gegen
wart des Wählers in die Wahlurne einlegt.

Wähler, die durch körperlicheGebrechenbehindert sind,
ihren Stimmzettel eigenhändig in den Umschlag zu legen oder
dem Wahlvorsteher zu übergeben,dürfen sichder Beihilfeeiner
Vertrauensperson bedienen.

·

Stimmzettel, die die Wähler nicht in den amtlich abge-
stempeltenUmschlaglegen oder in einem mit einem unzulässigen
KennzeichenversehenenUmschlagabgebenwollen, sind zurück-
zuweisen.

§ 24. Der Wahlvorstand hat in der amtlichen Wähler-
liste bei dem Namen eines jeden Wählers, der seinenStimm-
zettel abgegebenhat, einen Vermerk zu machen.

525. Uber die Gültigkeit der abgegebenenStimmen
entscheidetder Wahlvorstand nach einfacherSüimememmekrhel.Die für ungültig befundenenStimmzettel sind zum Zwecke
der Nachprüfung dem Wahlprotokollebeizufügen.Die gültig
befundenensind so lange versiegeltvom Wahlvorsteher aufzu-
bewahren,bis das Ergebnis der Wahl endgültig durchBeschluß
der zweiten Kammer festgestelltist.

§ 26. Über die Wahlhandlung ist von dem Protokoll=
führer ein Protokoll aufzunehmen,in dem anzugebenist:

1. wie viele Wahlberechtigtevon ihrem Wahlrechteim Wahl-
bezirkeGebrauch gemachthaben,

2. wie vielen von diesenWählern eine doppelte, eine drei-
facheoder eine vierfacheStimme zustand,

3. wie viel gültige Stimmen insgesamtabgegebensind,
4. wie diesegültigen Stimmen sich auf die einzelnenKan-

didaten verteilen.

§ 27. Die Wahlprotokolle mit sämtlichen zugehörigen
Schriftstückensind von den Wahlvorstehern ungesäumt,jeden-
falls aber so zeitig dem Wahlkommissareinzureichen, daß sie
spätestensim Laufe des dritten Tags nach dem Wahltage in

dessenHände gelangen.
Stimmzettel, über deren Gültigkeit ein Beschlußdes Wahl-

vorstands (§&25 Absatz1) gefaßt worden ist, sind dem Proto-
kolle beizufügen. In dem Protokolle sind die Gründe anzu-
geben, aus denen die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimm-

*l*-“gefolgert ist. Kommt es hierbei auf die Beschaffenheit
es Umschlagsan, so ist diesermit einzusenden.

S. 347.
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Die Wahlvorsteher sind für die pünktliche Ausführung
dieser Vorschriften verantwortlich.

828. Zur Ermittelung des Wahlergebnissesberuft der
Wahlkommissarspätestensauf den sechstenTag nachdem Wahl-
termin in ein von ihm zu bestimmendesLokal mindestens sechs
und höchstenszwölf Wähler,die kein unmittelbares Staatsamt
bekleiden, aus dem Wahlkreise zusammenund verpflichtet sie
als Beisitzer durch Handschlagan Eidesstatt.

Außerdem ist ein Protokollführer, der ebenfalls Wähler
sein muß, aber Staatsbeamter sein darf, zuzuziehenund in

gleicher Weise zu verpflichten.
§ 29. In dieser Versammlung (§ 28) werden die Proto-

kolle über die Wahlen der einzelnenWahlbezirke durchgesehen
und deren Ergebnissezusammengestellt.

Das Ergebnis wird verkündet und demnächstdurch die
zu amtlichen Veröffentlichungendienenden Blätter bekannt ge-
macht. .

Über die Handlungist ein Protokoll aufzunehmen, aus
dem die Zahl der Wähler sowie der gültigen und ungültigen
Stimmen und die Zahl der auf die einzelnenKandidaten ge—
fallenen Stimmen für jeden einzelnen Wahlbezirk ersichtlich
sein muß und in dem die Bedenken zu erwähnen sind, zu
denen die Wahlen in einzelnen Bezirken etwa Veranlassung
gegebenhaben.

Zur BeseitigungsolcherBedenken ist der Wahlkommissar
befugt, die von den WahlvorstehernaufbewahrtenStimmzettel
(§ 25 Absatz2) einzufordern und einzusehen.

§ 30. Das Ergebnis der Wahlen ist durch den Wahl-
kommissarzu verkünden und amtlich bekannt zu macsen§ 31. Jedem Gewählten ist vom Wahlkommissare ein
Ausweis auszustellen.

Die sämtlichenauf die Wahl bezüglichenAkten sind an

das Ministerium des Innern zur weiteren Mitteilung an die
Kammer abzugeben.

8 32. Uber Einsprüchegegen die Gültigkeit der Wahl
entscheidetdie zweite Kammer.

§+33. Den Wahlhandlungen vor den Wahlvorständen
(5 21) und vor derWahkkommission(* 28) dürfen die Wähler
des Wahlkreises, soweit es der Raum gestattet,beiwohnen.

Sie dürfen jedoch keine Ansprachenhalten, die Zugängzum Wahllokale nicht beengenoder in anderer Weisedie Ord-
nung im Wahllokal oder den Gang der Wahlhandlung stören.
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§&34. Der Kandidat ist gewählt, auf den mehr als die
Hälfte aller im Wahlkreis abgegebenengültigen Stimmen
entfallen.

Stellt sich bei einer Wahl eine solcheStimmenmehrheit
nicht heraus, so ist in einer engeren Wahl nur unter den zwei
Kandidaten zu wählen, die die meistenStimmen erhalten haben.
Sind auf mehrere Kandidaten gleich viele Stimmen gefallen,
so entscheidetdas Los, das durch die Hand des Wahlkom-

missarsgesogenwird, darüber, welchebeiden Kandidaten auf
die engere Wahlzu bringen sind.

§535. Der Termin für die engere Wahl ist von dem
Wahlkommissarefestzusetzenund darf nicht länger hinausge-
schobenwerden, als höchstenszwei Wochen nach Ermittelung
des Ergebnissesder ersten Wahl (8§829, 30).

«

In der wegen Vornahme der engeren Wahl zu erlassen-
den Bekanntmachung(§ 20 Absatz1) sind die beiden Kandi-
daten, unter denen zu wählen ist, zu benennen. Es ist aus-

drücklichdarauf hinzuweisen, daß alle auf andere Kandidaten
fallenden Stimmen ungültig sind. "„

§36. Die engere Wahl findet auf denselbenGrundlagen
und nach denselbenVorschriften statt, wie die erste.

Insbesondere bleiben die Wahlbezirke, die Wahllokale
und die Wahlvorsteherunverändert, soweit nicht eine Ersetzung
der letzteren oder eine Verlegung der Wahllokale nach Er-
messender zur Bestimmunghierüber berufenenBehörden (§8 15

und 16) gebotenerscheint.
Bei der engeren Wahl sind dieselbenWählerlisten anzu-

wenden wie bei der erstenWahlhandlung. Sie sind zu diesem
Zweckevon den Wahlakten zu trennen und den Wahlvorstehern
zuzustellen. Eine wiederholte Auslegung und Berichtigungder

Sitenfindet nicht statt.
§/37. Tritt bei der engeren Wahl Stimmengleichheitein,

so entscheidetdas Los, das durch die Hand des Wahlkom-
missars gezogen wird.

§ 38. Der Gewählte ist von der auf ihn gefallenen
Wahl in Kenntnis zu setzenund zur Erklärung über deren

sbnahne,sowie zum Nachweis, daß er wählbar ist, aufzu-
ordern.

Annahme unter Protest oder Vorbehalt sowie das Aus-
bleiben einer Erklärung binnen einer Woche von der Zustel-
lung der Benachrichtigungan gilt als Ablehnung.

S. 348.
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§ 39. Das Ministerium des Innern bestimmt den Tag,
an dem die Abgeordneten zu wählen sind.

Wird während einer Landtagsperiodeder Sitz eines Ab-
geordnetenfrei, so ist durch das Ministeriumdes Innern eine
neue Wahl anzuordnen. Bei solchenNeuwahlen, die inner-
halb eines Jahresnach den letzten allgemeinenWahlen statt-
finden, bedarf es einer neuen Aufstellung und Auslegung der
Wählerliste nicht.

V. Schluß=und übergaugsbestimmungen.
§*40. Alle Behörden haben in bezugauf die Landtags-

wahlen unentgeltlich tätig zu sein.
Auch die Mitglieder der Wahlvorstände und der Wahl-

kommissionenhaben ihr Ehrenamt ohne Anspruch auf Ent-
schädigungzu verwalten. Es sind jedochden Mitgliedern der
Wahlkommissionenetwaige Reisekostenund andere unvermeid-
licheAuslagen aus der Staatskasse zu erstatten. Das Nähere
hierüber wird durchVerordnungbetinmt

§ 41. Die Bestimmungen des Wahlgesetzesvom 3. De-
zember 1868 bleiben nur insoweit in Kraft, als fe für die
Wahlen zur ersten Kammer der Ständeversammlung anzu-
wenden sind.

Alle künftigen Wahlen zur#weitenKammer der Stände-

Frsammlungenpolgennachden Vorschriftendes gegenwärtigen
esetzes.

Bei dem jetzigenBestandeder zweitenKammer verbleibt

8 a zur Neuwahl der Abgeordneten nach Maßgabe dieses
esetzes.

Mit der Ausführung diesesGesetzeswird das Ministe-
rium des Innern beauftragt.

Urkundlich habenWir diesesGesetzeigenhändigvollzogen
und Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Dresden, den 5. Mai 1909.

Friedrich August.

(L. S.) Graf von Hohenthal und Bergen.

–
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W. K.

I. Die Städte Dresden, Feipzig, Chemnitz,Plauen
und Zwickau.

a) Dresden

wählt 7 Abgeordnete.

b) Leipzig
mit Dölitz mit Meusdorf sowie Rittergut Dölitz mit Vorwerk

Meusdorf, Dösen, Großzschocher-Windorfmit dem Ritter-

guteGroßzschochernebs,Vorwerk Windorf sowie dem
ittergute Kleinzschocher,Leutzschmit Burgaue und mit

den GutsbezirkenBarneck und Leutzsch, Mockau mit
Rittergut, Möckern mit Gutsbezirk Kaserne Möckern,
Paunsdorf mit Rittergut, Probsthaida, Schönefeld mit
Rittergut, Stötteritz mit Rittergütern, Stünz

wählen 7 Abgeordnete.

e) Chemnitz
mit Borna, Ebersdorf, Furth, Glösa, Helbersdorf, Neustadt

mit Kanzleilehngut Höckericht,Nieder- und Oberhermers=
dorf, Rottluff, Schönau mit Rittergut

wählen 4 Abgeordnete.
4) Plauen und

e) Zwickan
wählen je einen Abgeordneten.

II. HonstigeStädte.
1. Wahlkreis

umfaßt die Städte: Bernstadt, Löbau, Ostritz, Weißenberg,
Zittau.

2. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Bautzen, Elstra, Kamenz, Königsbrück,

Neusalza, Schirgiswalde.

3. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Bischofswerda, Großenhain, Pulsnitz,

Radeberg,Radeburg, Stolpen.

G#350.
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14. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Hohnstein,Königstein, Neustadt, Pirna,

Schandau, Sebnitz, Wehlen.
5. Wahlkreis

umfaßt die Städte: Altenberg, Bärenstein, Berggießhübel,
Brand, Dippoldiswalde, Don Frauenstein, Geising,
Glashütte, Gottleuba, Lauenstein, Lengefeld, Liebstadt,
Rabenau, Sayda.

6. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Freiberg, Tharandt, Wilsdruff.

7. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Lommatzsch,Meißen, Nossen, Roßwein,
Siebenlehn.

8. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Dahlen, Mutzschen,Oschatz,Riesa, Strehla,

Wurzen.
. 9. Wahlkreis

umfaßt die Städte: Döbeln, Leisnig, Mügeln, Waldheim.

10. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Frankenberg,Hainichen,Mittweida.

11. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Colditz, Geringswalde, Grimma,Hartha,

Lausigk, Naunhof, Nerchau, Trebsen.

12. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Borna,Brandis, Groitzsch,Markranstädt,

Pegau, Regis, Rötha, Taucha, Zwenkau.

13. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Burgstädt, Frohburg, Geithain, Kohren,

Lunzenau, Penig, Rochlitz.

14. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Hohenstein-Ernstthal,Limbach, Meerane,

Waldenburg.
«-
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15. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Callnberg, Glauchau, Lichtenstein.

16. Wahlkreis S. 352.

umfaßtdie Städte: Crimmitschau,Werdau.

17. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Ehrenfriedersdorf, Elterlein, Geyer,

Grünhain, Lößnitz, Stollberg, Zwönitz.

18. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Augustusburg, Marienberg, Oderan,
Olbernhau, Thum, Wolkenstein,Zöblitz, Zschopau.

19. Wahlkreis
umsaßtdie Städte: Annaberg, Buchholz,Jöhstadt,Oberwiesen-

thal, Scheibenberg,Schlettau, Unterwiesenthal.

20. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Aue, Eibenstock,Johanngeorgenstadt,Neu-

städtel, Schneeberg,Schwarzenberg.

21. Wahlkreis
«

umfaßt die Städte: Hartenstein, Kirchberg, Reichenbach,Wil
denfels.

22. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Elsterberg,Lengenfeld,Mühltroff, Mylau,

Netzschkau,Pausa, Treuen.

23. Wahlkreis
umfaßt die Städte: Adorf, Auerbach, Falkenstein, Markneu—

kirchen,Olsnitz,Schöneck.

III. Auf dem platten Cande.
1. Wahlkreis

NHmfaßtdie Orte: Althörnitz mit Rittergut, Bertsdorf, Dittels-
dorf, Drausendorf mit Vorwerk, Eckartsberg,Großporitsch
mit Rittergut, Hainewalde mit Rittergut, Hartau mit

Deutsche Staatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 10
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Gutsbezirk König Johann-Quelle und Restauration) Hirsch-
felde, Jonsdorf, Kleinschönaumit Kleinporitschund Luptin,
Lückendorfmit Forsthaus, Mittelherwigsdorf, Mitteloder-
witz mit Rittergut, Neuhörnitz, Niederoderwitz mit Forst-
revier Königsholz, Oberherwigsdorf, Oberseifersdorf,Ober-
ullersdorf mit Rittergut, Olbersdorf mit Eichgraben und

ForstrevierOlbersdorf, Oybin mit Hain und Gutsbezirk
ybin, Pethau, Radgendorf, Rohnau mit Gutsbezirk,

Rosenthal, Scharre, Spitzkunnersdorf mit Rittergut,
Wittgendorf mit Gutsbezirk.

S. 353. 2. Wahlflkreis
umfaßt die Orte: Eibau, Ebersbach mit Rittergut, Groß-

schönau,Leutersdorf, Neueibau, Neugersdorf mit Ritter-
gut, Neuleutersdorf, Rittergüter Oberleutersdorf I, II, III
und Mittelleutersdorf, Seifhennersdorf, Walddorf mit
dem Kottmarwalde, Waltersdorf mit Herrenwalde, Saalen-
dorf und Forstrevier Waltersdorf.

3. Wahkreis
umfaßt die Orte: Altstadt, Berthelsdorf mit Neuberthelsdorf

und Rittergut Berthelsdorf, Blumberg, Burkersdorf mit
Rittergut, Dornhennersdorf mit Rittergut, Friedersdorf
mit Rittergut, Gießmannsdorf mit Rittergut, Großhen=
nersdorf mit Euldorf, Heuscheune,Schönbrunn und mit
Rittergut Großhennersdorf, Grunau mit Gutsbezirk, Herrn-
hut, Klosterfreiheitmit Kloster St. Marienthal, Königs-
hain, Leuba mit Rittergut, Lichtenberg, Markersdorf mit

Rittergut, Mittelweigsdorfmit Friedreich, Maxdorf, Neu-
gersdorf und mit Rittergut Mittelweigsdorf, Niederren-
nersdorf mit Rittergut, Niederruppersdorfmit Rittergut,
Niederstrahwalde mit Friedensthal und mit Rittergut
Niederstrahwalde, Oberoderwitz mit Rittergut Oberoder-
witz Ruppersdorfer Anteil, Oberrennersdorf mit Ritter-
gut, Oberruppersdorf mit Ninive (Neuoberruppersdorf)
und Rittergut Oberruppersdorf, Oberstrahwaldemit Zuck-
mantel und Rittergut Oberstrahwalde, Oberweigsdorf,
Oppelsdorf mit Rittergut, Reibersdorf mit Wald und

Gutsbezirk Reibersdorf, Reichenau mit GutsbezirkVor-
werk Reichenau, Reutnitz mit sächs.Nieda mit Guts-
bezirken Nieder= und Mittel-Reutnitz und Stift Joachim-
stein, Rusdorf, Schlegel, Schönfeld, Seitendorf kl. Ant.,
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Seitendorf Zitt. Ant., Sommerau mit Buschvorwerk,
Trattlau mit Gutsbezirk,Türchau mit Rittergut, Wanscha
mit Gutsbezirk, Zittel.

4. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altbernsdorf auf dem Eigen, Altlöbau, Bell-

witz mit Rittergut, Berzdorf auf dem Eigen, Bischdorf
mit Rittergütern Nieder= (mit Mittel-) und Oberbischdorf,Breitendon,Carlsbrunn, Dittersbach auf dem Eigen,
Dollgowitz, Ebersdorf mit Liebedörfel, Eiserode mit Pe-
schen,Georgewitz,Glossenmit Goßwitzund Anteil Mausch-
witz nebstRittergut Glossen und dem exemten Gute Goß-
witz, Großdehsa, Großschweidnitzmit Rittergut, Herwigs-
dorf mit den Rittergütern Niederherwigsdors,Obermittel-
herwigsdorf und Oberherwigsdorf, Hochkirchmit Ritter-
gut, Kemnitz mit den Rittergütern Niederkemnitz und

Oberlemnitsowie mit dem exemten Waldgute, Kiesdorf
auf dem Eigen,Kittlitz mit Rittergut, Kleindehsa mit
Kötschauund Streitfeld nebst Rittergut Kleindehsa und
exemtem Waldkomplex, Kleinradmeritzmit Rittergut Klein-
radmeritz und exemtem Vorwerk Fritzkau, Kleinschweidnitz
mit Rittergut, Kohlwesa, Kottmarsdorf mit Rittergut, S. 366.

Kunnersdorf auf dem Eigen mit Rittergut, Kuppritz mit
Rittergut, Lauba mit Neudorf-Lauba und Rittergut Lauba,
Laucha mit exemtem Vorwerk, Lantigmit Cunnewitzund
Anteil Mauschwitz nebst Rittergut Lautitz,Lawalde mit
Rittergut, Lehn mit den Rittergütern Lehn und Jauer-
nick, Mittelsohlandam Rothstein mit Rittergut, Nechen,
Neundorf auf dem Eigen, Niedercunnersdorf mit Neu-

cunnersdorf,Niedersohland am Rothstein mit dem Ritter-
ute Niedersohland1I a R. und dem exemten Gute Nieder-

sohlandI a'R., Niethen mit Rittergut, Obercunnersdorf,
Obersohland am Roihsteimit den Rittergütern Ober-
sohland1Ia/R., Obersohland II a-R., ObersohlandIII a-R.
und dem exemten Mittelsohländer Vorwerke Obersohland
afR., Olischmit Rittergut, Olsa, Oppeln mit Rittergut,
Ottenhain mit Sonneberg und den Rittergütern Nieder-
ottenhain und Oberottenhain, Plotzen,Rodewitzmit Ritter-

gut, Rosenhainmit Rittergut Rosenhainund dem exemtem
Gute Mittelrosenhain, Schönau auf dem Eigen, Sornßig
mit Rittergut, Unwürde mit Rittergut, Wendischcunners-
dorf mit Rittergut, Wendischpaulsdorf mit Rittergut,

107
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Wohla mit exemtem Vorwerk, Zoblitz mit Rittergut,
Zschorna mit Rittergut.

5. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Arnsdorf mit Neuarnsdorf und mit Ritter-

gut Arnsdorf, Auritz, Baruth mit Rittergut, Basankwitz,
aschützmit Zieschützund mit Rittergut Zieschütz,Bel-

gern mit Rittergut, Binnewitz, Birkau mit Rittergut,
Blösa, Boblitz mit Neuboblitz, Bolbritz mit Alt= und
Neubloaschütz,Jannowitz und Döberkitz mit den Ritter-
gütern Bolbritz und Döberkitz, Bornitz mit Neubornitz
und mit Rittergut Bornitz, Brehmen, Briesing,Brießnitz,
Brösa mit Rittergut, Brohna, Buchwalde mit Rittergut,
Burk, Camina mit Grünbusch, Canitz-Christina, Canne-
witz bei Gröditz mit Rittergut, Coblenz,Cölln, Commerau
bei Guttau mit Rittergut, Cortnitz, Cossern, Dahlowitz,
Dahren mit Rittergut, Daranitz, Denkwitz, Diehmen mit
Neudiehmenund mit Rittergut Diehmen, Doberschaumit
Rittergut, Doberschützbei Bautzen mit Rittergut, Dobra-
nitz, Döbschkemit Rittergut, Döhlen, Drauschkowitzmit
Katschwitzund Brösangund mit Rittergut Drauschkowitz,
Drehsa mit Rittergut, Dreikretscham,Dretschen,Dubrauke,
Ebendörfel, Gaußig mit Kleingaußig und mit Rittergut
Gaußig, Gleina mit Rittergut, Gnaschwitz, Göbeln mit

Rittergut, Göda mit Buscheritz,Golenz, Gröditz mit Ritter-
gut, Groß= und Kleindöbschützmit Lehn, Großdubrau mit
Rittergut, Grotzseitschenmit Rittergut, Großwelka mit
Rittergut, Grubditz mit Soculahora und Jeßnitz im Ge-
birge mit Rittergut Jeßnitz, Grubschütz, Günthersdorf,
Guttau mit Neudörfel, Guttauer Anteils, und Fleißig
sowie mit Rittergut Guttau, Halbendorf an der Spree
mit Geißlitz und mit Rittergut! Halbendorf, Jenkwitz

mit Kleinjenkwitz, Jeschütz,Kauppa mit Jetschebaund mit
Rittergut Kauppa, Kleinbautzen mit Rittergut, Klein-
dubrau, Kleinförstchen mit Siebitz und Preske und mit

Rittergut Kleinförstchen, Kleinsaubernitz mit Neudörfel,
KleinsaubernitzerAnteils, Kleinseidau, Kleinseitschenmit

Rittergut, Kleinwelka Kolonie mit Rittergut Kleinwelka,
Kleinwelka Dorf, Klig mit Rittergut, Kotitz mit Ritter-

ut, Krappe, Kreckwitzmit Rittergut, Kronförstchen,Kub-

shi, Kumschütz, Lauske mit Rittergut, Leichnam mit
Kleinleichnamund mit Rittergut Leichnam,Liebon, Litten,
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Lömischau, Lubachau mit Rittergut, Luttowitz mit Ritter-
gut, Malschwitzmit Rittergut, Malsitz mit Neumalsitz
und mit Rittergut Malsitz, Maltitz mit Wasserkretscham
und Rittergut Maltitz mit exemtem Vorwerk Kleintettau,
Mehltheuer, Merka, Meschwitz, Mönchswalde mit Klein-
boblitz, Muschelwitz, Nadelwitz mit Rittergut, Naundorf,
Nechern mit Zipskretscham und mit Rittergut Nechern,
Nedaschützmit Kleinpraga und mit Rittergut Nedaschütz,
Neudorf an der Spree mit Ruhethal und mit Rittergut
Neudorf an der Spree, Niedergurig mit Rittergut, Nieder-
kaina mit Rittergut, Niederuhna, Nimschütz,Nostitz mit
Trauschwitzund Grube nebst dem Rittergute Nostitz, Ober-
förstchen, Obergurig mit Rittergut, Oberkaina, Oberuhna
mit Löschauund mit Rittergut Oberuhna, Ohna mit

Rittergut,Paßditz mit Zscharnitz,Pielitz mit Großkunitz
und mit Rittergut Pielitz, Pietzschwitzmit Rittergut, Pließ-
kowitz mit Rittergut, Pommritz mit Rittergut, Preititz mit

Rittergut, Preuschwitz, Prischwitz, Purschwitz mit Neu-
purschwitzund mit Rittergut Purschwitz, Quatitz, Rabitz,
Rachlau, Rackel mit Rittergut, Radibor mit Grünbusch
und Schwarzem Adler sowie mit Rittergut Radibor,
Rascha, Rattwitz mit Rittergut, Rieschen, Särchenmit
Neusärchen,Särka mit Rittergut, Salga mit Rittergut,
Salzenforst, Scheckwitz, Schlungwitz, Schmochtitz mit

Rittergut, Schwarznauslitz, Sdier mit Rittergut, Seidau,
Semmichaumit Rittergut, Singwitz, Sollschwitzmit Ritter-

gut, Soritz, Spittel, Steindörfel, Stiebitz,Storcha, Strehla,
Strohschütz,Techrimit Rittergut, Teichnitz mit Neu-

teichnitz und mit RittergutTeichnitz, Temritz, Waditz,
Wartha mit Rittergut, Wawitz, Weicha mit Rittergut,

Weifig,Weißnauslitz, Wuischkebei Pommritz mit Ritter-
gut, Wuischkebei Weißenberg,Wurschen mit Rittergut,
Zischkowitz,Zockau, Zschillichau mit Rittergut.

.

6. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Bederwitz, Beiersdorf mit Rittergut, Berge,

Callenberg mit Neucallenberg, Carlsberg, Cosul, Crostau
mit Rittergut, Cunewalde mit den Rittergütern Nieder-
cunewalde und Mittelcunewalde, Dürrhennersdorf mit

Rittergut, Eulowitz, Großpostwitz, Hainitz, Halbendorf
bei Schirgiswalde mit Rittergut, Irgersdorf, Kirschau,
Kleinkunitz,Kleinpostwitz,Neuschirgiswalde,Neuschönberg,
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Niederffriedersdorf mit Neufriedersdorf und Rittergut
Niederfriedersdorf, Obercunewalde mit Halbau und Neu-
dorf nebstRittergut Obercunewalde, Oberfriedersdorf mit
Mittelfriedersdorf, Oppach mit Lindenberg und Picka
nebstRittergut Oppach,Petersbach,Rodewitzmit Sonnen-
berg, Schönbach mit NeudorfSchönbachund Rittergut
Schönbach, Schönberg,Sohland an der Spreemit Ritter-
gut, Sora, Spremberg mit Neusprembergund Sonnen-
berg nebstdem Rittergute Spremberg, Steinigtwolmsdorf
mit Rittergut, Suppo, Taubenheim mit Wassergrundund
mit den Rittergütern NiederTaubenheimund Ober-
Taubenheim, Tautewalde, Wehrsdorf, Weifa,Weigsdorf
mit Köblitz und Rittergut Weigsdorf, Wilthen mit Ritter-
gut, Wurbis.

7. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Belmsdorf, Böhmischvollung, Bretnig mit

Rittergut, Burkau (Klein-, Mittel-,Nieder-, Ober-) mit
den Rittergütern Kleinburkau, Niederburkau und Ober-
burkau, Cannewitz bei Bischofswerda, Demitz-Thumitz
mit SächsischemReiter und Waldhäusern, Frankenthal.
mit neuem Anbau und mit Rittergut Frankenthal,Frieders-
dorf mit Thiemendorf, Geißmannsdorf mit Pickau und

mit NittergutPickau, Goldbachmit Rittergut, Großbähn-9nM. S. mit Försterei und mit Rittergut Großhähn-
en, GroßhähnchenL. S., Großharthau mit Rittergut,

Großnaundorf, Großröhrsdorf, Hauswalde, Kleinditt-
mannsdorf, Kynitzsch,Leutwitz, Lichtenberg,Medewitz mit
Birkenrode und mit Rittergut Medewitz, Mittelbach,Neu-
schmölln mit Rittergut, Niederlichtenau, Niederneukirch
mit Rittergut, Niederputzkau,Niedersteina, Oberlichtenau
mit Rittergut,OberneukirchL. S. mit Rittergut, Ober-
neukirch A. A., OberneukirchSt. A., Oberputzkaumit
Rittergut, Obersteina, Ohorn mit Rittergut, Pannewitz
am Taucher mit Rittergut, Pohla mit Rittergut, Pot-
schapplitzmit Neupotschapplitzund Anteil Wölkau sowie
mit Rittergut Potschapplitz,Pulsnitz M. S., Rammenau
mit Röderbrunn und Schaudorf und mit Rittergut Ram-
menau, Ringenhain L. S., Ringenhain M. S., Rothnaus-
litz mit Carlsdorf, Vogelgesangund Anteil Wölkausowie
mit Rittergut Rothnauslitz, Schmölln mit Rittergut,
Schönbrunn L. S. mit Neuschönbrunn,Schönbrunn M.
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S., Spittwitz mit Neuspittwitz, Scala und Schwarz-
wassersowie mit Rittergut Spittwitz, Stacha, Taschen-
dorf, Rittergut Thumitz, Tröbigau mit Vorwerk, Uhyst
am Taucher,Weickersdorf,Weißbachbei Pulsnitz, Wölkau.

8. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Auschkowitz,Bernbruch, Biehla mit Ritter-

gut, Bischheimmit Rittergut, Bocka mit Rittergut, Bohra,
Brauna mit Rohrbach, RittergutBraung und Vorwerk
Rohrbach, Bulleritz mit Rittergut, Caminau, Cannewitz,
Caseritz,Caßlauf mit Rittergut, Commerau bei Königs= S. 387.

wartha, Cosel mit siskalischemForsthaus, Crostwitz,
Cunnersdorf mit Nittergut,Cunnewitz, Deutschbaselitzmit

Rittergut,Doberschütz beiNeschwitzmit Rittergut, Döbra
mit Rittergut, Droben, Dürrwicknitz, Eutrich, Gelenau,
Gersdorf mit den Rittergütern Ober= und Nieder-Gers-
dorf, Glaubnitz, Gödlau mit Rittergut, Gottschdorf,
Gräfenhain mit Rittergut, Gränze,Großgrabemit Ritter-
gut, Grüngräbchenmit Rittergut, Guhra mit Neuguhra
und mit Rittergut Guhra, Häslich mit Vorwerk, Haus-

dorf, Hennersdorf mit Rittergut, Höckendorfmit Freiyut,Höflein mit Forstrevier Weinberg, Holscha mit Holsch
dubrau und mit Rittergut Holscha,Horka, Jauer, Jesau,
Jeßnitz mit Neujeßnitzund mit Rittergut Jeßnitz, Jied-
litz mit Buchholzmühleund mit Rittergut Jiedlitz, Johns-
dorf, Kaschwitz, Kindisch mit Forsthaus Luchsenburg,
Kleinhähnchenmit Neraditz und Neuhof sowie mit Ritter-
gut Kleinhähnchen,Königswartha mit Rittergut, Koitzsch
mit Rittergut, Krackau mit Rittergut Krackau M. S.,
Kriepitz mit Rittergut, Kuckau mit Alteziegelscheuneund
mit Vorwerk Kuckau sowie mit Kloster St. Marienstern,
Laßke mit Vorwerk, Lauske bei Neschwitzmit Neulauske
und mit Rittergut Lauske, Laußnitz mit Staatsforstrevier,
Lehndorf mit den beiden Rittergütern Lehndorf, Liebenau
mit Rittergut, Lieske mit Rittergut, Lippitsch mit Ritter-
gut, Loga mit Rittergut, Lomske bei Milkel mit Crosta.
und mit Rittergut Lomske, Lomske bei Neschwitzmit

Assahor,Lückersdorf, Lüttichau, Luga mit Posthornund
mit Neulugasowie mit NitiergutLuga, Luppa mit Luppe-
dubrau und Bocka und mit RittergutLuppa, Milkel mit
Teicha und mit Rittergut Milkel, Milkwitz mit Groß-
und Kleinbrösern und mit Rittergut Milkwitz, Milstrich
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mit Rittergut, Miltitz, Möhrsdorf mit Rittergut, Naus-
litz, Nebelschütz,Neschwitzmit Rittergut, Neudorf bei
Königswartha, Neudorf bei “ Neukirch mit Vor-
werk. Neustädtel mit Rittergut, Niesendorf, Nucknitzmit
Kobschin und Prautitz, Oppitz mit Neuoppitz und mit
Rittergut Oppitz, Oßling mit Scheckthal,Ostro, Otterschütz
mit Försterei, Panmengbei Königswartha mit Weidlitz
und mit den Rittergütern Pannewitzund Weidlitz, Pansch-
witz mit Vorwerk, Petershain mit Rittergut, Piskowitz
mit Rittergut, Prietitz mit Rittergut, Puschwitzmit Neu-

puschwitzund mit Rittergut Puschwitz,Quoos mit Ritter-
ut, Quosdorf, Räckelwitzmit Dreihäuser, Neudörfel und
eichhäuser sowie mit Rittergut Räckelwitz, Ralbitz,

Rauschwitz, Rehnsdorf mit Rittergut, Reichenau mit

Rittergut Reichenau M. S., Reichenbachmit Rittergut
ReichenbachM. S., Röhrsdorf mit Rittergut, Rohna,
Rosenthal, Säuritz, Saritsch mit Rittergut, Schiedel,
Schmeckwitzmit Sommerluga, Schmerlitz mit Rittergut,
Schmorkau mit Rittergut SchmorkauM. S., Schönau
mit Neuschmerlitzund mit Rittergut Schönau, Schönbach,
Schweinerden mit Vorwerk, Schwepnitz mit Rittergut
und Forsthäuser,Schwosdorf mit Vorwerk, Sella, Siebitz,
Skaska mit Ritter'gut, Steinborn mit Rittergut, Stenz
mit Glauschnitz und Rittergut Glauschnitz sowie mit
Schießplatzbei Königsbrück,Straßgräochenmit Grün-
berg und Waldhof und Rittergut Straßgräbchensowie
Forstrevier Langenholz, Trado, Truppen, Tschasch-
witz, Ubigau mit Krinitz und mit Rittergut Ubigau, Weiß-
bach bei Königsbrückmit Vorwerk, Weißig mit Forsthaus
in der RäckelwitzerOtterschützund mit Rittergut Weißig,
Wendischbaselitz,Wessel,Wetro, Wiesa, Wohla mit Bo-
deritz, Dobrig, Ossel, Talpenberg, Welka und mit Ritter-

gutWohla sowie Forsthaus Schwarzenberg,Zeisholz mit
orwerk, Zerna mit Rittergut, Zescha mit Rittergut,

Zietsch, Zochau, Zschornau.
9. Wahlkreis

umfaßt die Orte: Arnsdorf, Bärnsdorf, Bärwalde, Beiers-
dorf, Berbisdorf mit Rittergut, Boden mit Rittergut,
Bonnewitz, Borsberg, Boxdorf, Coswig mit dem Staats-
forstrevier Kreyer, Cunnersdorf bei Helfenberg,Cunners-
dorf bei Medingen, Cunnersdorf bei Radeburg mit Ritter-
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gut, Cunnertswalde, Dippelsdorf mit Buchholz, Dobra
mit Rittergut Zschorna, Eisenberg-Moritzburg, Königl.
Schloß und Staatsforstrevier Moritzburg, Ermendorf,
Eschdorf mit Rossendorf, Rosinendörfchenund mit Ritter-

gutRossendorf,Freitelsdorf, Gomlitz, Großdittmannsdorf,
roßerkmannsdorf, Großokrilla, Grünberg mit Diensdorf

und mit Rittergut Grünberg, Hermsdorf mit Rittergut,
Kleinerkmannsdorf, Kleinnaundorf mit Rittergut, Klein-
okrilla, Kleinröhrsdorf mit Staatsforstrevier Röhrsdorf,
Kleinwolmsdorf mit Rittergut, Kötitz, Langebrück mit
Staatsforstrevier, Lausa mit Friedersdorf, Lauterbachmit
Rittergut, Leppersdorf, Liegau mit Rittergut, Lindenau,
Lötzschen,Lomnitz mit Rittergut, Lotzdorf mit Freigut,
Marschau, Marsdorf, Medingen mit Rittergut, Naunhof
mit Rittergut, Neucoswig, Neuer Anbau, Niederebersbach,
Niederrödern mit Rittergut Rödern, Ober= und Mittel-
ebersbach,Oberrödern, Ottendorf mit Moritzdorf, Pillnitz,
Königl. Schloß, Königl. Kammergut und Staatsforstrevier
Pillnitz, Rähnitz, Reichenberg, Reitzendorf, Sacka mit
Rittergut, Schönborn, Schönfeld mit Rittergut (Schloß),
Schullwitz, Seifersdorf mit Rittergut, Söbrigen, Stein-
bach, Stölpchen mit Vorwerk, Tauscha mit Rittergut,
Ullersdorf mit Staatsforstrevier, Volkersdorf, Wachau
mit Rittergut, Wahnsdorf, Wallroda, Weißig, Weixdorf,
Welxande, Wünschendorf,Würschnitz,Zaschendorf.

10. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altfranken mit Rittergut, Babisnau, Banne-

witz, Boderitz, Brabschütz,Briesnitz, Coschütz,Cossebaude,
Cunnersdorf mit Rittergut, Dölzschen,Eutschütz,Gaustritz,
Gohlis, Golberode, Gompitz, Goppeln, Gostritz;Kaitz mit

Amtslehngut, Kauscha, Kemnitz, Kleinpestitz, Leubnitz= S. 359.

Neuostra, Leuteritz, Leutewitz,Lockwitzmit Rittergut, Mer-
bitz, Mobschatz,Mockritz, Neunimptsch,Nickern mit Ritter-
gut, Niedergorbitzmit Kammergut Gorbitz, Niedersedlitz,
Nöthnitz mit Rosentitzund Rittergut Nöthnitz, Obergorbitz,
Oberwartha, Ockerwitz,Omsewitz,Pennrich mit Allodialgut,
Podemus,Prohlis, Reick,Rennersdorf,Rippien, Roßthal mit

Rittergut, Sobrigau, Stetzsch,Torna, Welschhufe,Zöllmen.
11. Wahlkreis

umfaßt die Orte: Altendorf, Altstadt mit Vorwerk, Amts-
hainersdorf, Berthelsdorf mit Rittergut Berthelsdorf und
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HeilstätteHohwald, Bühlau bei Stolpen, Cunnersdorf
ei Hohnstein, Dittersbach bei Kleinelbersdorf und mit

Rittergut Dittersbach, Dobra, Dürrröhrsdorf, Ehrenberg,
Elbersdorf mit Rittergut, Fischbach,Goßdorf. Großdreb-
nitz, Heeselichtmit Rittergut, Hertigswalde, Hinterherms-
dorf, Hofhainersdorf mit Rittergut Hainersdorf, Hoh-
burkersdorf, Kleindrebnitz, Kleingießhübel, Krippen,
Krumhermsdorf mit Rittergut, Langburkersdorf mit Ritter-
gut Burkersdorf, Langenwolmsdorf mit Freigut und Vor-
werk, Lauterbach,Lichtenhainsamt den zu dem Gutsbezirke
des Staatsforstreviers Mittelndorf gehören Restaurations-
gebäuden am Kuhstallfelsen,Lohsdorf, Mittelndorf,Neu-
dörfel, Niederhelmsdorf mit Rittergut Helmsdorf, Nieder-
ottendorf, Oberhelmsdorf, Oberottendorf mit Rittergut,
Ostrau, Ottendorf bei Sebnitz samt dem sogen.Zeughause,
Polenz mit Rittergut, Porschdorf, Porschendorf, Postel-
witz, Prossenmit Rittergut, Rathewalde, Rathmannsdorf,
Reinhardtsdorf, Rennersdorf mit Kleinrennersdorf und
mit Rittergut Rennersdorf, Rückersdorf, Rugiswalde,
Saupsdorf, Schmiedefeld, Schmilka samt den Restaura-
tionsgebäudenauf dem zum Staatsforstrevier Postelwitz
gehörigengroßenWinterberge,Schöna, Schönbach,Seelig-
tadt, Stürza, Ulbersdorf mit Rittergut, Waitzdorf, Wal-

tersdorf, Wendischfähre,Wilschdorf, Zeschnig.
12. Wahlkreis

umfaßt die Orte: Bärenstein (Dorf), Bahra, Berthelsdorf bei
Lauenstein, Biensdorf mit Vorwerk, Börnersdorf, Börn-
chen bei Lauenstein,Borna, Borthen (Groß= und Klein-)
mit Rittergut, Bosewitz mit Rittergut Gamig, Breitenau
mit Walddörfchen,Burgstädtel,Burkhardswalde mit Rit-
tergut, Cunnersdorf bei Pirna, Cunnersdorf bei König-
stein mit den Dienstgebäudender Oberförsterei des Staats-
forstreviers Königstein, Daube, Dittersdorf mit Rückenhain
und Neudörfel, Doberzeit, Döbra, Dohma mit Vorwerk,
Ebenheit, Falkenhain mit Ploschwitz, Friedrichswalde,
Fürstenau mit Gottgetreu und Müglitz, Fürstenwalde mit

Rudolphsdorf,Gersdorf mit Rittergut, Goes, Göppers-
dorf mit Wingendorf, Gohrisch, Gommern, Gortnitz,
Großcotta mit Rittergut Cotta, Großluga, Großröhrs-
dorf mit Oberschlottwitz, Großsedlitz mit Kammergut
Sedlitz, Hartmannsbach mit Haselberg und Rittergut
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Giesenstein,Hellendorf mit Cratza, Fichte und Kleppisch,
Hennersbach,Herbergen, Hermsdorf mit Brausensteinund
mit Rittergut Hermsdorf, Hütten, Johnsbach mit Bären-
hecke,Kleincotta, Kleinhennersdorf, Kleinluga, Kleinsedlitz,
Kleinstruppen mit Staatsgut und Militär-Erziehungs-
Anstalt, Köttewitz mit Rittergut, Krebs mit Rittergut,
Krietzschwitz,Langenhennersdorfmit Rittergut, Leupoldis-
hain mit Nicolsdorf, Liebenau mit Kleinliebenau, Liebe-
thal, Löwenhain, Lohmen mit Kammergut, Markersbach,
Maxen mit Rittergut, Meusegast(Ober= und Nieder-) mit

Rittergut,Mockethal,Mühlbach mit Häselich,Mühlsdorf,
Naundorf, Nenntmannsdorf mit Laurich, Neugraupe,
Neundorf, Neustruppen mit Rittergut, Nieder-Seidewitz
mit Ober-Seidewitz und Zwirtzschkau,Niedervogelgesang,
Obervogelgesang,Olsen mit Bienhof und mit Rittergut
Olsa, Olsengrund,Ottendorf bei Pirna mit Rittergut,
Papstdorf mit Koppelsdorf und der Restauration auf dem

Papststein(Staatsforstrevier Cunnersdorf), Pfaffendorf,
Pötzscha,Posta (Nieder= und Ober-), Rathen (Ober= und
Nieder-) mit Bastei, Raum, Reichstein mit dem selbstän-
digenGutsbezirk,ehemaligenHammergutReichstein,Röhrs-
dorf mit Rittergut, Rosenthal mit Neidberg, Oberhütten
und Schweizermühle,Rottwerndorf mit Rittergut, Schmors-
dorf mit Crotta, Seitenhain, Struppen, Sürßen, Tronitz
mit Vorwerk, Thürmsdorf mit Rittergut, Uttewalde,
Waltersdorf bei Lauenstein, Weesenstein mit Schloß
Weesenstein, Wehlen, Weißig mit Strand, Wölkau,
Zatzschke,Zehista mit Rittergut, Zeichen,Zuschendorf

7 dindigtund Lindigthäusern sowie mit Rittergut Zu-
endorf.

13. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Ammelsdorf, Bärenburg, Bärenfels mit

Staatsforstrevier, Bärenklause mit Kautzschund den

Rittergütern Bärenklauseund Zscheckwitz,Beerwalde, Ber-
reuth mit Seifen und mit Rittergut Berreuth, Börnchen
bei Dippoldiswalde, Borlas, Burkersdorf, Cunnersdorf,
Dittersbach, Dönschten, Elend, Falkenhain, Friedersdorf,
Georgenfeld, Gombsen, Großölsa, Hänichen,Hartmanns-
dorf, Hausdorf, Hennersdorf,Hermsdorf bei Lauenstein,

ermsdorf bei Dippoldiswalde, Hirschbach,Hirschsprung,
olzhau mit dem im Staatsforstrevier Nassau gelegenen
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Unterförstereigebäude,Höckendorfmit Staatsforstrevier,
Kipsdorf, Kleinbobritzsch, Kleinkarsdorf mit Rittergut,
Kreischamit Nittergut,Luchau, Lungkwitzmit Stiftsritter-
gut, Malter, Mulda mit Rittergut, Naundorf mit Ritter-
gut, Nassau mit Staatsforstrevier Nassau ausschließlich
des Unterförstereigebäudes(s.Holzhau), Niederfrauendorf,
Niederpöbel, Oberfrauendorf, Oberhäslich, Obercarsdorf,
Obercunnersdorf, Paulsdorf, Paulshain, Possendorf mit
Rittergut, Pretzschendorfmit Rittergut, Quohren, Rechen-

bergmit Staatsforstrevier, Rehefeld-Zaunhausmit Kö-
nigl. Schloß und Staatsforstrevier, Reichenau,Reichstädt
mit Rittergut, Reinberg,Reinhardtsgrimma mit Rittergut,
Reinholdshain, Röthenbach, Ruppendorf, Sadisdorf,
Saida, Schellerhau,Schlottwitz, Schmiedebergmit Staats-
gut und Staatsforstrevier, Schönfeld mit Oberpöbel,
Seifersdorf, Seyde, Spechtritz, Theisewitzmit Kleba und
Brösgen und mit Rittergut Theisewitz,Ulberndorf, Wen-
dischcarsdorfmit Staatsforstrevier, Wilmsdorf mit Ritter-
gut, Wittgensdorf, Zinnwald.

14. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Berthelsdorf, Cämmerswalde mit Deutsch-

georgenthalClausnitz, Deutscheinsiedelmit Brüderwiese,
eutschneudorf mit Deutschcatharinenberg,Dittersbach,

Dittmannsdorf, Dörnthal mit Rittergut, Dorfchemnitzmit
Rittergut, Erbisdorf, Friedebach,Gränitz mit Rittergut,
Großhartmannsdorf mit Rittergut, Hallbach mit Hutha,

LHeddelberg,Heidersdorf, Helbigsdorf, Kleinneuschönberg,
angenau, Linda mit Rittergut, St. Michaelis, Müdis-

dorf, Neuhausenmit Frauenbachund Heidelbachund mit
Rittergut Purschenstein,Neuwernsdorf mit Rauschenbach,
Rittergut Niederlangenau, Niederneuschönberg,Nieder-
seiffenbachmit Hirschberg,Rittergut Oberlangenau, Ober-
neuschönberg, Oberreichenbach,Oberseiffenbach,Pfaffroda-
mit Rittergut, Randeck, Reukersdorf, Schönfeld, Seiffen,
Ullersdorf mit Pillsdorf, Voigtsdorf mit Rittergut, Weig-
mannsdorf, Wolfsgrund, Zethau.

15. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Bräunsdorf mit Anstalt und Rittergut,

Colmnitzmit-Rittergut,Conradsdorf, Falkenberg, Groß-
schirmamit Rittergut, Halsbachmit Rittergut, Halsbrücke,
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Herrndorf mit Erlicht, Hetzdorfmit Wüsthetzdorf,Hilbers-
dorf, Kleinschirma,Kleinwaltersdorf mit Rittergut, Krum-
menhennersdorfmit Rittergut, Langenrinne mit Kanzlei-

lehngut,Langhennersdorf, Lichtenberg,Lößnitz, Loßnitz
mit RittergutFürstenhof, Naundorf mit den beiden Ritter-

ütern Naundorf, Niederbobritzsch, Niederschöna mit

ittergut, Oberbobritsch,Oberschaarmit Rittergut, Ober-
schöna mit Rittergut, Rothenfurth,Sand, Seifersdorf,
Sohra, Tuttendorf mit Kanzleilehngut, Wegefarthmit

Rittergut, Weißenborn mit Shßenbachund mit Rittergut
Weißenborn, Zug.

16. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Birkigt, Braunsdorf mit Rittergut, Coß-

mannsdorf, Deuben, Döhlen mit Kammergut und Staats-
forstrevier, Dorfhain, Eckersdorfmit Allodialgut, Förder-
ersdorf, Gittersee,Großburgk mit Neuburgkund Rittergut

Burgk, Großsopitz, Grillenburg mit Staatsforstrevier, S. 362.

Hainsberg, Hartha mit Spechtshausenund mit Staats-
forstrevier Spechtshausen, Hintergersdorf, Kleinburgk,
Kleinnaundorf, Kleinölsa, Kleinopitz mit Rittergut, Klingen-
berg mit Rittergut, Lübau, Mohorn, Niederhäslich,Nieder-
hermsdorf, Niederpesterwitz, Oberhermsdorf,Obernaun=
dorf, Oberpesterwitzmit Rittergut Pesterwitz,Pohrsdorf,
Potschappel mit Rittergut, Saalhausen, Somsdorf, Unter-
weißig, Weißig mit Vorwerk, Wurgwitz mit Hammerund

Kohlsdorf sowie mit Rittergut Wurgwitz, Zauckerodemit
Kammergut, Zschiedge.

17. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Abend, Alttanneberg mit Rittergut Tanne-

berg,Augustusbergmit Rittergut, Biebersteinmit Rittergut,
Birkenhain, Blankenstein, Bodenbachmit Neubodenbach,
Breitenbach, Burkersdorf mit Vorwerk, Burkhardtswalde,
Choren-Toppschädelmit Rittergut Choren, Deutschenbora
mit Rittergut, Dittmannsdorf, Elgersdorf, Göltzscha,
Gohla, Gotthelffriedrichsgrund,Groitzsch bei Wilsdruff
mit Rittergut, GrofvoigtsbergGrumbach, Gruna mit
Ilkendorfer Lehden und mit Vorwerk Lindigt, Helbigs-
dorf, Herzogswalde, Hirschfeld mit Rittergut, Höfgen,
Hohentanne,Hühndorf, Ilkendorf mit Rittergut, Karcha,
Katzenberg,Kaufbach,Kesselsdorf, Kleinschönberg,Klein-
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voigtsberg, Klessig, Klipphausenmit Rittergut, Kreißa,
Lampersdorf,Leschenmit Rittergut, Limbach bei Wils-
druff mit RittergutLotzenmit Vorwerk, Lüttewitz, Mah-
litzsch,Maltitz, Markritz,Mergenthal, Munzig mit Ritter-
gut, Mutzschwitz,Neukirchenmit Rittergut, Neutanneberg,
Niedereula, Niederwartha mit Gruna, Noßlitz, Obereula
mit Rittergut, Obergruna mit Staatsforstrevier Marbach,
Oberstößwitz,Petersberg,Priesen, Radewitz, Raußlitz
mit Rittergut, Reichenbach,Reinsberg mit Drehfeld und

Wolfsgrün und mit den Rittergütern Ober= und Nieder-
reinsberg, Rhäsa, Röhrsdorf, Roitzsch bei Wilsdruff,
Rothschönbergmit Perne und mit Rittergut Rotschön-
berg nebstVorwerk Perne, Rüsseina,Sachsdorf, Saultitz,
Schmiedewalde,Schrebitz,Sora, Stahna, Starbach, Stein-
bach bei Kesselsdorf,Steinbach bei Mohorn mit Rittergut,
Unkersdorf, Weistropp mit Rittergut, Wendischboramit
Rittergut, Wetterwitz, Wildberg mit Rittergut, Wolkau,

Sellmit Kammergut Zella und Vorwerk Kummersheim,
etta mit Gallschütz.

18. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Albertitz, Althirschstein mit Gosa, Altlom-

matzsch,Altsattel, Arntitz, Badersen,Bahra mit Böhla,

Larmeniz,Barnitz mit Rittergut, Batzdorf mit Rittergut,
Beicha, entit,Birmenitz, Bockwen,Bohnitzsch,Boritz,
Brockwitz mit Clieben,Canitz mit Pauschütz, Churschütz,
Constappelmit Vorwerk, Daubnitz,] Deila mit Rittergut,
Dennschütz,Diera mit Karpfenschänke,Dobernitz.Dobritz,
Dobschütz,Dörschnitzmit Rittergut, Dösitz, Eulitz, Fischer-

asse,Garsebach,Gasern,Gauernitzmit Rittergut, Gleina,
örna, Görtitz, Gohlis, Golk, Graupzig mit Neugraupzig

und mit den RittergüternGraupzig und Gödelitz, Grö-
bern mit Roitzschberg,Großdobritz, Großkagen,Gruben
mit Bergwerk, Reppina, Reppnitz, Pegenau sowie mit
Schloß und Rittergut Scharfenbergnebstden Vorwerken
Pegenauund Reppnitz, Hartha,Heynitz mit Rittergut,

Hintermaner,Ibanitz, Ickowitz mit Vorwerk, Jessenbei
ommatzsch,Jessenbei Meißen,desserißKäbschütz,Kaisitz,

Keilbusch,Kettewitzmit Jockischberg,Klappendorf,Klein-

kagen,Kleinprausitz, Klosterhäusermit Klostergut zum

beiligenKreuz, Kobitzsch,Korbitz mit Vorwerk, Kottewitz
mit Berg, Krepta, Krögis, Lautzschen,Leippenmit Lindigt,
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Lestenund Schänitz, Lercha,Leuben mit Ketzergasse,Leute-
witz bei Meißen mit Rittergut, Löbsal, Löbschützbei Lom-
matzsch,LöbschützbeiMeißen,Lossen,Löthain mit Ritter-

zutLuga, Marschütz,Mauna, Mehren, Meila, Mertitz,
ettelwitz, Miltitz mit Rittergut, Mischwitz, Mögen,

Mohlis mit Neumohlis, Naundörfel, Naundorf mit
Hebelei, Naustadt mit Vorwerk, Neckanitz,Nelkanitz,Neu-
dörfchen mit Rittergut und Schloß Siebeneichen,Neu-

birscsteinmit Rittergutund Schloß Hirschstein,Niederau,
iederjahnamit Rittergut, Niederlommatzschmit Göh-

risch, Niedermeisa, Niedermuschütz,Niederspaar, Nieder-

staucha;Niederstößwitz, Nieschütz,Nimtitz, Nössige mit
eunössige,Oberau mit Rittergut, Oberjahna mit Kaschka,

Oberlommatzsch, Obermeisa, Lbeemeig=Oberspaar,
Oberstauchamit Rittergut Staucha, Ockrilla, Paltzschen,
Petzschwitzmit Rittergut, Pinkowitz, Pinnewitz mit Ritter-

ut, Piskowitz bei Taubenheim, Piskowitz bei Zehren,Fitschut,Planit=Poititz, Polenzmit den Rittergütern
Ober= und Niederpolenz,Porschnitzmit Rittergut, rschütz,Priesa, Pröda bei Lommatzsch,Pröda bei Meißen,
Proschwitzmit Rittergut, Prositz bei Schieritz, Prositz bei
Staucha, Questenberg,Raßlitz, Rauba, Reichenbachmit
Spittewitz, Riemsdorf, Robschützmit Neurobschützund

Reitzschwiesesowiemit Rittergut Robschütz,Noisschbei

Lommatzsch, Roitzschen,Rottewitz, Schänitz bei Riesa,
Scheerau, Schieritz mit Rittergut, Schleinitz mit Perba
und mit Rittergut Schleinitz,Schletta mit Rittergut,
Schönnewitz,Schweimnitz,Schwochau,Seebschütz,Seelig-
stadt, Seilitz, Semmelsberg, Sieglitz bei Laumagsch=
Sieglitz bei Meißen, Sönitz, Sörnewitz, Soppen, Sorrnitz
mit Rittergut, Steudten, Striegnitz, Stroischen, Tauben-
heim mit Rittergut, Treben, Trogen mit Grauswitz,
Tronitz, Ullendorf, Wachtnitz, Wahnitz, Wauden, Wein-

böhla,Weitzschen,Weitzs aubnn,Wilschwitzmit Lehngut,
Windorf, Winkwitz, Wölkisch, Wuhnitz, Wuhsen,Wunsch-
witz mit Neuwunschwitzund mit Rittergut Wunschwitz,

- Zaschendorf,Zehren,Ziegenhain,Zöthain, Zschaila,
Zscheilitzmit Großwüstalbertitz,Zschochaumit Rittergut.

19. Wahlkreis S. 361.

umfaßt die Orte: Adelsdorf mit Rittergut, Altleis, Baselitz
mit Rittergut, Baßlitz, Bauda, Bieberach, Blattersleben,
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Blochwitz mit Rittergut, Bloßwitz, Bobersenmit Ritter-
ut, Böhla bei Lenz, Böhla bei Ortrand mit Rittergut,
rockwitz, Brößnitz, Colmnitz, Dallwitz mit Rittergut,

Diesbar, Döschütz, Folbern, Forberge, Frauenhain mit
Lautendorf und Pfeife und mit Rittergut Frauenhain,
Gävernitz, Geißlitz, Glaubitz mit Langenbergund Sageritz
sowie mit Rittergut Glaubitz, Göhra, Görzig,Goltzscha,
Gostewitz, Gröba mit Rittergut, Grödel mit Rittergut,
Gröditz, Groptitz mit Vorwerk Haideberg, Großraschütz,
Grubnitz mit Rittergut, Heyda, Hohndorf, Jahnishausen
mit Böhlen und mit Rittergut Jahnishausen, Kalkreuth
mit Kammergut, Kalbitz, Kleinraschütz, Kleinthiemig,
Kleintrebnitz, Kmehlen, Kobeln, Koselitz mit Rittergut,
Kottewitz, Krauschütz,Kraußnitz mit Rittergut, Lamperts-
walde, Laubach, Leckwitz, Lenz mit Döbritzchen, Lessa,
Leutewitz, Lichtenseemit Haidehäuser und Staatsforst-
revier Gohrisch, Liega, Linz mit Rittergut, Marksiedlitz,
Mautitz mit Rittergut, Medessen, Mehltheuer, Mergen-
dorf, Merschwitz mit Rittergut, Merzdorf mit Rittergut,
Moritz, Mühlbach mit Rittergut, Mülbitz, Nasseböhla,
Nauleis, Naundörschen mit Rittergut, Naundorf bei
Großenhain mit Rittergut, Naundorf bei Ortrand, Nau-
walde, Neusenßlitz,Nickritz, Niegeroda,Nieska, Nünchritz,
Oberreußen,Olsitz,Olsnitzmit Rittergut, PahrenzPansitz,
Peritz, Plotitz mit Vorwerk, Pochra mit Vorwerk, Po-
nickau mit Vorwerk, Poppitz, Porschütz,Prausitz, Prieste-
witz, Promnitz mit Rittergut, Pulsen, Quersa, Raden,
Radewitz, Ragewitz mit Rittergut, Reinersdorf, Reppis,
Roda mit Rittergut, Röderau, Rostig, Schönborn,
Schönfeld mit Rittergut, Schweinfurth, Seerhausenmit
Rittergut, Seußlitz mit Vorwerk Radewitz und mit Ritter-
gut Seußlitz, Skäßchen, Skassa mit Rittergut, Skaup,
Spansberg, Stauda, Stösitz mit Panitzund mit Ritter-
gut Stösitz, Strauch mit Rittergut, Streumen mit Vorwerk,
Strießen mit Kolkwitz, Thiendorf mit Dammhain, Tiefenau
mit Rittergut, Treugeböhla,Ubigau,Walda mit Rittergut,
Wantewitz mit Piskowitz und Wüstauda, Weida, Weißig
am Raschütmit Staatsforstrevier, Weißig beiGroßenhain,Weßnitz, Wildenhain,Wülknitz, Zabeltitz mit Stroga, Vor-

werk Stroga und mit Rittergut Zabeltitz, Zeithainmit
Truppenübungsplatz,Zottewitz mit Rittergut, Zschaitenmit
Rittergut, Zschauimit Rittergut, Zschieschenmit Rittergut.

—
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20. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Ablaß, Altoschatzmit Kleinforst und Rosen-

thal sowie mit Rittergut Altoschatz,Binnewitz, Böhlitz
bei Grimma mit der Mehlisschenke,Borna mit Rittergut,
Bornitz mit Rittergut, Bucha, Calbitz mit Rittergut
Kötitz, Cannewitz mit Rittergut, Canitz mit Rittergut S. 365.

Canitz und mit Vorwerk Schwerfroda,Casabra mit
Rittergut, Cavertitz mit Rittergut, Clanzschwitzbei Ostrau,
Clanzschwitzbei Strehla, Collm, Denkwitz, Deutschluppa
mit Radegastund mit Rittergut Radegast,Fremdiswalde,
Ganzig, Gastewitz beiMutschen,Gastewitz bei Oschatz,
Gaunitz, Görzig mit Trebnitz und mit Rittergut Görzig-
Trebnitz, Göttwitz mit Döbern, Gohlis bei Strehla,
Großböhla mit Rittergut, Großrügeln, Großquerbitzsch
mit Kleinquerbitzschund Remsa,Hahnefeldmit Rittergut,
Hof mit Rittergut, Hohenwussen,Hubertusburg, Jacobs-
thal, Jahna mit Goldhausen und mit Rittergut Gold-
hausen,Jeesewitz,Kleinböhla, Kleinragewitz, Kleinrügeln,
Klingenhain, Klötitz,Köllmichen mit Leipenund Mersch-
witz, Kreina, Kreinitz mit Rittergut, Laas, Lampersdorf,
Lampertswalde mit Malsen und mit Rittergut Lamperts-
walde, Leckwitz bei Strehla mit Dürrenberg und mit
Vorwerk Leckwitz, Leisnitz, Leuben mit Rittergut, Lieb-
schütz,Limbach mit Vorwerk Haida, Liptitz mit Manne-
witz, Wiederoda und mit Rittergut Wiederoda, Löbschütz,
Lonnewitz, Lorenzkirch mit Rittergut Kottewitz, Mahlis,
Malkwitz mit BahnhofshäusernLuppe-Dahlen,Mannschatz
mit Nittergut,Merkwitz mit Kleinneußlitz, Nasenbergmit
Vorwerk, Naundorfmit Rittergut, Niedergrauschwitzmit

Rittergut, Obergrauschwitz,Ochsensaalmit Gutsbezirk
Ochsensaalund mit Forsthaus Weißes Haus, Olganitz
mit Reudnitz und mit GutsbezirkReudnitz-Forst,Sehmit Rittergut, Pommlitz mit Rittergut, Prösitz, Pulsitz,
Raitzen mit Vorwerk, Reckwitz, Reppen, Roda, Saal-
hausen mit Kreischaund mit Rittergut Saalhausen, Sach-
sendorf mit Rittergut, Sahlassan, Salbitz mit Rochzahn
und Weichteritz,Schmannewitz,Schmorkaumit Rittergut,
Schmorren, Schöna mit Vorwerk, Schönnewitz, Serka,
Sörnewitz mit Möhla, Stauchitz mit Rittergut, Stenn-
schützmit Rittergut, Striesa, Terpitz, Thalheim, Thümmlitz,
Treptitz, Unterreußen, Wadewitz bei Mügeln, Wadewitz
bei Oschatzmit Vorwerk, Wäldgen mit Rittergut Wagel-
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witz, Wellerswaldemit Rittergut, Wendischluppa,Werms-
dorf mit Königl. Schloß und mit Staatsforstrevier Hu-
bertusburg sowiemit MutzschenerTeichwirtschaft,Wetteritz,
Zaußwitz, Zeicha, Zeuckritz mit Vorwerk, Zöschau mit
Rechau und mit Rittergut Zöschau, Zschannewitzbei
Mutzschen,Zschepa,Zschöllau.

21. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altenbach, Altenhain mit Rittergut, Bach,

Bahren, Beiersdorf mit Vorwerk, öelgerehainmit Ritter-

gu,Bennewitz,Böhlen mit Rittergut, Böhlitzbei Wurzen,
örln mit Rittergut, Bortewitz, Bröhsen, Burgberg,

Burkartshain mit Rittergut, Canitz, Collmen bei Wurzen
mit Rittergut, Deditz, Dehnitz, Deuben, Döben mit Ritter-

ut, Dögnitz, Dorna, Dornreichenbach mit Rittergut,Faltenhalm)mit Rittergut, Förstgen,Frauwalde, Gol-
zern, Gornewitz,Grechwitz, Grethen,Großbardau, Groß-
bothen, Großsteinberg mit Rittergut, Großzschepamit

Rittergut, Grottewitz, Grubnitz, Haubitz mit Rittergut,
eyda mit Mark Stolpen und mit Rittergut Heyda,
öfgen, Hohburg mit Kapsdorf und mit Rittergut Hoh-

burg, Hohnstädt mit Rittergut, Kaditzsch, Kleinbardau,
Kleinbothen, Kleinzschepa,Knatewitz,Köhra mit Vorwerk,
Körlitz, Kössernmit Rittergut, Kühnitzschmit Rittergut,
Kühren, Leulitz mit Rittergut, Lindhardt mit Vorwerk,
Lossa mit Rittergut, Lübschütz mit Poppitz, Lüpiitz,
Machern mit Rittergut, Meltewitz, Müglenz mit Ritter-

gut,Mühlbach mit Kornhain und mit Rittergut Mühl-
ach, Naundorf, Neichen, Nemt, Nepperwitz, Neunitz,

Nischwitzmit Rittergut, Nitzschkamit Rittergut, Olschütz,
Pauschwitz, Pausitz mit Sattelhof, Plagwitz, Pöhsig,
Pompßenmit Rittergut, Püchau mit Rittergut, Pyrna,
Ragewitz, Röcknitz mit Rittergut Röcknitz und Vorwerk

Zwochau-Rohrbach, Reitzschmit Rittergut, Rothersdorf,
chaddel mit Landesschulgut Nimbschen, Schkortitz,

Schmölen mit den NittergüternSchmölen und Nieder-
schmölen,Schmorditz, Seelingstädt mit Rittergut, Streu-
ben mit Rittergut, Thallwitz mit Rittergut, Khemmenhannmit Rittergut, Threna, Trebelshain, Treben, Voigtshain
mit Rittergut, Walzig mit Neuweißenborn, Wasewitz,
Watzschwitz,Wednig, Würschwitz, Zaschwitzbei Grimma,
Zeititzmit Rittergut,Zeunitz, Zöhda,Zschorna mit Rittergut.
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22. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Albersdorf, Albrechtshain, Altengroitzsch,

Althen, Ammelshain mit Rittergut, Audigast mit Ritter-
gut, Auligk mit den Rittergütern Auligk oberen und
unteren Teils und Oberhof, Beucha,Böhlen mit Ritter-

ut, Bösdorf, Borsdorf, Brösen, Cämmerei, Carsdorf,
TKöllnitz,Costewitz mit Rittergut, Cradefeld mit Guts-

bezirk, Dahlitzsch mit Kleinpötzschau, Dechwitz, Dewitz,
Döbitz mit Rittergut,Dreiskau, Droßkau, Eichamit Vor-
werk, Elstertrebnitz mit Rittergut, Erdmannshain, Espen-
hain, Eulau, Eythra mit Rittergut und Gutsbezirk Neu-

hof-Eythra, Frankenheim,Fuchshain mit Vorwerk, Gärnitz
mit Rittergut, Gaschwitzmit Kleinstädtelnund mit Ritter-
gut Gaschwitz,Gatzen, Gaulis,Gerichshain mit Posthausen,
Geschwitz,Göhren,Göhrenz, Göltzschen,Gottscheina,Graß-
dorf mit Rittergut, Greitschützmit Rittergut, Großdalzig
mit Rittergut Mausitz,Großdeuben mit GutsbezirkGroß-
deuben, Großdölzigmit den Rittergütern Großdölzig-
Oberhof und Unterhof, Großmiltitz, Großpötzschau,GEre
priesligk, Großstädteln mit Rittergut, Großstolpen, Groß-
storkwitz mit Maschwitz, Großwischstauden,Gruna, Hain
mit Gröbamühle, Hartmannsdorf, Hohenhaida=Imnitz
mit den Rittergütern Imnitz I. und II. Anteils, Käfer-
hain, Kleindalzig, Kleindölzigmit Rittergut, Kleinmiltitz,
Kleinpösna, Kleinpriesligk, Kleinsteinberg,Kleinstolpen, S. 67.

Kleinstorkwitz, Kleinwischstauden,Klinga, Knauthain mit
Rittergut, Knautkleeberg, Knautnaundorf mit Rittergut,
Kobschütz,Kömmlitz mit Rittergut, Kotzschbar mit der

zum Rittergute Imnitz I. Anteil gehörigenZiegelei, Kreud-
nitz, Kulkwitz, Langenhain, Lausen, Leipen,Lindennaun-
dorf, Lippendorf, Löbnitz-Bennewitzmit Rittergut Pflege
Löbnitz, Löbschütz,Maltitz, Medewitzschmit Rittergut,
Merkwitz, Methewitz, VichelwitMölbis mit Rittergut
Mölbis und Vorwerk Crossen, Muckern mit Neumuckers-
hausenund mit Rittergut Muckern, Nöthnitz mit Ritter-
gut, Obertitz, Oderwitz mit Kleinoderwitzund mit Ritter-

gut Oderwitz, Ollschütz,Olzschaumit Rittergut, Panitzsch
mit Rittergut Cunnersdorf, Pautzsch,Peres mit Rittergut,
Piegel, Plaußig mit Rittergut, Plösitz,Pödelwitz, Pönitz,
Polenz mit Rittergut, Portitz mit Vorwerk, Priesteblich,
Probstdeubenmit Gutsbezirk, Prödel, Pulgar, Qresitz
mit Rittergut, Rehbach, Rödgen, Rüben mit Rittergut,

11*

*



164 Anlage 2. Der Landtag.

Rückmarsdorf, Rüssenmit Döhlen, Saasdorf, Schnauder-
trebnitz, Seebenisch, Seegerigmit Rittergut, Sehlis,
Seifertshain, Sestewitzmit Vorwerk,Sommerfeld,Spahns-
dorf, Staudnitz,Stöhna,Stöntzsch,Störmthalmit Ritter-
gut, Tannewitz mit Rittergut,Tanzberg mit Magdeborn
und mit Rittergut Kötzschwitz,Tellschütz,Thekla, Trache-

nau mit Rittergut, Trautzschenmit Rittergut,Weideroda,
Wiederau mit Rittergut,Wolfshain, Zauschwitz,Zehmen
mit Rittergut, Zeschwitz,Zöbigker mit Rittergut, Zscha-
gast, Zweenfurth.

23. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Abtnaundorf mit Rittergut Abtnaundorf

und mit Vorwerk „Heiterer Blick“, Baalsdorf, Böhlitz-
Ehrenberg,Burghauen, Cröbern mit Vorwerk Auenhain,
Crostewitz mit Rittergut, Engelsdorf, Gautzschmit den
Rittergütern Gautzsch,Kospuden und Lauer, Göbschelwitz,
Großpösna mit RittergutGroßpösna und mit Forsthaus
Oberholz, Güldengossamit Rittergut, Gundorf mit Ritter-
gut, Hänichen,Hirschfeld,Holzhausen,Liebertwolkwitz mit
Gutsbezirk, Lindenthal mit RittergutBreitenfeld, Lütz-
schenamit Rittergut, Markkleebergmit Rittergut, Mölkau,
Otzschmit Raschwitz,Podelwitz mit Rittergut, Quassitz,
Schönau mit Rittergut, Seehausen, Stahmeln, Wachau
mit Rittergut, Wahren mit Rittergut, Wiederitzsch,Zuckel-
hausen, Zweinaundorf mit Gutsbezirk.

24. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Blasewitz, Dobritz, Klotzschemit Staats-

forstreveer Dresden, Kötzschenbrodamit Fürstenhain,
Laubegast,Leuben, Loschwitzmit Staatsforstrevier Fisch-
haus, Naundorf, Niederlößnitz, Oberlößnitz, Radebeul,

scolleit,Wachwitz, Weißer Hirsch, Wilschdorf, Zitz-
ewig.

«

„ 125.Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altdorf, Altmörbitz, Altstadt-Borna mit

Allodialgut Abtei, Ballendorf, Benndorf mit Rittergut,
Bergisdorf, Bernbruch, Berndorf, Beucha mit Rittergut,
Blumroda, Bocka (sächsischenAnteils), Braußwig mit
Rittergut, Breitingen mit Rittergut, Breunsdorf, Bruch-
heim, Bubendorf, Buchheim, Deutzenmit Rittergut, Ditt-
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mannsdorf, Dolsenhain, Droßdorf mit Rittergut, Ebers-
bach mit Rittergut, Elbisbach, Eschefeld, Eula mit
Kesselshainund mit Rittergut Kesselshain, Etzoldshain,
Flößberg mit den Rittergütern Flößberg oberen und
unteren Teils, Frauendorf, Gestenitzmit Allodialgut,
Glasten, Gnandorf, Gnandstein mit Rittergut, Görnitz,
Greifenhain, Großbuch, Großhermsdorf mit Rittergut,
Großzössenmit Rittergut, Hagenestmit Löschützmühle,

Hainichenmit Rittergut Hainichen und mit Vorwerk
pelt, Hartmannsdorf, Haubitz,Heinersdorf mit Wüstungs-

stein, Hemmendorf, Hermsdorf, Heuersdorf, Hohendorf,
Hopfgarten mit Rittergut, Jahnshain, Kahnsdorf mit

Rittergut, Kieritzschmit Rittergut, Kitzschermit Rittergut
Kitzscherund mit Vorwerk Lindhardt, Kleineschefeld,Klein-

hermsdorfmit Rittergut, Kleinzössen,Kolka, Lauterbach,
inda, Lobstädt mit Rittergut, Meusdorf, Narsdorf,

Nauenhain, Nehmitzmit Rittergut, Nenkersdorf mit Ritter-
gut, Neukirchen mit Rittergut, Niederfrankenhain,Nieder-
räfenhain, Niederpickenhain,Oberfrankenhain,Oberpicken-hain.OssamitRittergut, Ottenhain mit Rittergut, Otterwisch

mit Rittergut, Prießnitz mit Rittergut, Pürsten, Ramsdorf
mit Rittergut, Reichersdorf,Roda, Röthigen, Rüdigsdorf-
Neuhof mit Pflug und mit Rittergut Rüdigsdorf, Rup-
persdorf mit Bosengröba, Sahlis mit Rittergut, Schleen-
hain, Schönau, Seifersdorf, Steinbach mit Rittergut,
Stockheim, Streitwald, Syhra mit Rittergut, Tautenhain,
Terpitz, Theusdorf mit Eckersberg,Thierbach mit Ritter-

zut.Trages, Trebishain, Treppendorf, Walditz, Wenigossa,
ickershain,Wildenhain mit Rittergut, Witznitz, Wolftitz

mit Rittergut, Wüstenhain, Wyhra, Zedtlitz mit Plateka
und Raupenhain sowie mit Rittergut Zedtlitz, Zöpen mit
Rittergut.

26. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altenhof,Altleisnig, Altmügeln mit Neu-

sorge, Auerschützmit Delmschütz,Auterwitz, Baderitz mit

Poschronit,Beiersdorf, Bennewitz, Berntitz mit Groß-
und Kleinschlatitz und mit Rittergut Berntitz-Schlatitz,
Bockelwitz, Bocksdorf mit Polkenberg und mit Rittergut
Polkenberg,Böhlen mit Rittergut, Börtewitz mit Ritter-

gut,Bormitz, Brösen, Clennen, Crellenhain, Dobernitz,
oberquitz,Doberschwitz,Draschwitz,Dreißig, Dürrweitz##
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schenbei Döbeln, Dürrweitzschenbei Leisnig, Ebersbach
mit Nittergut,Eichardt, Fischendorf, Forchheim, Frauen-
dorf, ] Gadewitz mit Döschützund mit Rittergut Döschütz,
Gärtitz mit Rittergut, Gallschütz, Gaudlitz, Glaucha,
Glossen, Göldnitz mit Graumnitz, Görlitz mit Döhlen,
Görnitzmit Zennewitz, Gorschmitzmit Rittergut, Goselitz
mit Rittergut, Gröppendorf mit Rittergut, Großbauchlitz,
Großpelsen,Großsteinbach,Großweitzschen,Hermsdorf mit

Rittergut, Hetzdorf, Hochweitzschen(Gutsbezirk), Höcken-
dorf bei Döbeln, Kalthausen, Kattnitz mit Rittergut,
Keiselwitz, Kemmlitz, Keuern mit Rittergut, Kiebitz mit
Pfarrsteina und mit Rittergut Kiebitz, Kleinbauchlitz mit
Rittergut, Kleinmockritz, Kleinpelsen, Kleinweitzschen,
Klosterbuch mit Scheergrund nebst Gutsbezirk Landes-
schulgut Klosterbuch mit SchäfereiTautendorf, Korpitzsch
mit Rittergut, Kroptewitz mit Rittergut, Kuckeland,
Lauschka,Leipnitz mit Rittergut, Leuterwitz, Limmritz mit
Rittergut Schweta, Lüttewitz mit Baderitz und mit Ritter-
gut Lüttewitz, Lützschera(Nieder= und Ober-), Lützschnitz,
Mahris mit Lüttnitz, Schwednitz und Zschannewitzbei
Mügeln, Marschwitz mit Rittergut, Masten, Meinitz,
Miera, Minkwitz mit Vorwerk Paudritzsch, Mischütz,
Mochau, Mockritz mit Jeßnitz und mit den Rittergütern
Mockritz und Jeßnitz, Möbertitz, Möckwitz, Motterwitz
mit Rittergut, Muschau, Nauberg, Naundorf bei Leisnig,
Naunhof, Nauslitz mit Kobelsdorf und mit den Ritter-
gütern Nauslitz und Kobelsdorf, Nebitzschen,Neubaderitz,
Neudörfchenbei Leisnig, Neudorf, Neugreußnig, Neu-
mannsdorf, Neusornzig, Nicollschwitz,Niedergoseln, Nie-
derranschütz,Nöthschütz,Noschkowitzmit Rittergut, Ober-
goseln, Oberranschütz, Obersteina mit Rittergut, Ober-

steinbachmit Rittergut, Oberwutzschwitzmit Niederwutzsch-
witz, Niedersteina und Merschützund mit den Rittergütern
Ober= und Niederwutzschwitz, ““3 mit Nieder-
zschörnewitz,Otzschmit Rittergut, Ostrau bei Döbeln mit
Gohris, Ostrau bei Leisnig, Ottewig, Papsdorf, Poisch-
witz, Polditz mit Wiesenthal und Arras und mit Rittergut
Polditz, Pommlitz mit Rittergut, Poppitz, Präbschütz,
Prüfern, Redemitz, Rittmitz mit Schlagwitz und mit

Rittergut Rittmitz sowie Vorwerk Schlagwitz, Röda,
Schallhausen, Schlagwitz mit Grauschwitz, Schleben,
Schrebitz mit Däbritz, Schweta mit Schlanzschwitzund
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Ockritzsowiemit Rittergut Schweta, Seelitz, Seidewitz,
Seifersdorf mit Hasenbergbei Leisnig, Simselwitz, Sitten
mit Rittergut, Sömnitz mit Gaschütz, Sörmitz, Sornzig
mit Lichteneichenund mit Klostergut Sornzig, Stockaufen
mit Rittergut, Strocken, Strölla, Tautendorf, Technitz
mit Bischofswiese, Töllschütz, Tragnitz, Trebanitz mit
Beutig und Münchhof, Tronitz, Wendishain, Westewitz,
Wetitz, Wöllsdorf, Wollsdorf, Zävertitz, Zaschwitz,Belu-witz,Ziegramit Rittergut,Zollchot.schackwitz, Zschä-
scütz,Ischaitz,Zschevplitz,Ischockau,Ischopach, Zunsch
witz mit Rittergut, Zweinig.

!27. Wahlkreis S. 370.

umfaßt die Orte: Arnsdorf mit Rittergut, Beerwalde mit
Kriebstein, Neudörfchenund Storlwald sowiemit Rittergut
Kriebstein, Berbersdorf, Berthelsdorf, Bockendorf, Böh-
rigen mit Rittergut, Börnichen bei Oderan mit Rittergut,
Breitenau, Crumbach, Cunnersdorf, Dittersdorf, Ehren-
berg mit Rittergut, Etzdorf mit Hohenlauft und mit Vor-

werk Hohenlaust,Eulendorf, Falkenau, Frankenstein,
Gahlenz,Gebersbachmit Rittergut, Gersdorf bei GHoinichenmit Vorwerk, Gersdorf (Rittergut), Gertitzsch, Gleisberg,
Görbersdorf, Goßberg, Greifendorf, Grünlichtenbergmit

Rittergut Lichtenberg, Grunau, Hartha.Haßlau, Heiligen-
born mit Gilsberg, Ober= und Unterrauschenthalund
Neuschönberg,Hetzdorf, Heyda mit Rittergut, Höckendorf
bei Waldheim, Höfchen mit Moritzfeld, Kaltofen,Kirch-
bach, Knobelsdorf, Kriebethal, Langenstriegis, Littdorf,
Mahlitzschmit.Rittergut, Marbach, Massanei mit Vor-
werk, Meinsberg, Memmendorf, Mobendorf, Moosheim,
Naundorf bei Roßwein, Neuhausen, Niederstriegis mit
Grünroda, Ossig, Ottendorf, Otzdorf mit Rittergut,
Pappendorf, Reichenbach,Reinsdorf, Riechbergmit Ham-
mermühle, Rudelsdorf, Schlegel, Schmalbach,Schönberg,
Schönerstadt, Seifersdorf bei Roßwein, Theeschütz,Thie-
mendorf, Ullrichsbergmit Troischau,Wettersdorf, Wingen-
dorf mit Rittergut.

«

28. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Aitzendorf, Altgeringswalde, Altmittweida,

Arras, Aschershain, Bockwitz, Collmen bei Colditmit

Rittergut, Commichaumit Rittergut, Crossenmit Ritter-
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ut, Diedenhain, Dittmannsdorf bei Geringswalde, Erlau,
rlbach, Erlebach,Erlln, Falkenhain,Flemmingen, Fran-

kenau, Gersdorf bei Leisnig,Großsermuth, Hausdorf mit

Rittergut, Hermsporbei Mittweida, Hermsdorf bei
Rochlitz, Hilmsdorf, Hohnbachmit Rittergut, Holzhausen,Hoyersdorf,Kaltenborn, Kieselbach,Kleinsirmurloster-
geringswalde mit Rittergut, Kockisch,Königshain, Kötte-

ritzschmit Rittergut, Koltzschen,Kralapp, Krumbach mit
Biensdorf, Langenau, Lastau, Lauenhain, Leisenau mit
Rittergut, Leupahn,Leutenhain, Meuselwitz,Möseln, Nau-
hain, Neudörfchenbei Mittweida, Neuwallwitz, Nieder-
rossau, Niederthalheim, Oberrossau,Oberthalheim, Otten-
dorf, Podelwig,mit Rittergut, Queckhain, Raschütz,
Ringethal mit Rittergut,Rüx, Saalbach, Schönbachmit

Rittergut, Schönborn mit Dreiwerden und Wolfsberg,
Schönerstädt,Schwarzbach,Schweikershainmit Rittergut,
Seifersbach, Seupahn, Skoplau, Steina, Tanndorf mit
Maaschwitz, Tanneberg, Terpitzsch,Thierbaum, Thumir=
nicht, Töpeln mit Pischwit,Topfseifersdorf, Wallbach,
Weinsdorf, Wiederau mit Vorwerk,Winkeln, Zollwitz mit
Rittergut, Zschadraß, Zschetzsch,Zschirlamit Rittergut,

FJseppichenmit Neusorge und mit Rittergut Neusorge,
schoppelshain.

29. Wahkreis
umfaßt die Orte: AlscchillenArnsdorf bei Penig, Arnsdorf

ebei Rochlitz, Beedeln, Bernsdorf, Berthelsdorf mit Allo-
dialgut, Biesern,Breitenborn, Burkersdorf, Carsdorf
Ceesewitz,Chursdorf, Claußnitz,Corba, Cossen,Diethens-
dorf, Dittmannsdorf bei Penig, Doberenz, Döhlen mit
Neudörschenbei Rochlitzund Neuwerder sowie mit Ritter-

ut Neutaubenheim, Dölitzsch, Dürrengerbisdorf, Fisch-heim,Göhren, Göppersdorf bei Burgstädt mit Herren-
haide, Göppersdorf bei Rochlitz, erthamneGröblitz,
Gröbschütz,Großmilkau, Großstädten,Hartha, Hartmanns-
dorf, Heiersdorf,Helsdorf, Herrnsdorf,Himmelhartha,
Hohenkirchen,Kaufungen mit Mühlwieseund mit Ritter-

zutKaufungen, Kleinmilkau mit Neumilkau und mit

ittergut Kleinmilkau, Kleinstädten, Königsfeld mit Haide
und mit Rittergut Königsfeld, Köthensdorf, Köttern, Kött-
witzsch, Kolkau mit Rittergut, Langenleuba-Oberhain,
Markersdorf bei Burgstädt, Markersdorf bei Penig,
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Methau, Meusen, Mohsdorf, Mühlau, Mutzscheroda,
Naundorf mitGepülzig und Neugepülzigsowiemit Ritter-

gutGepülzig, Neukönigsfeld, Niederelsdorfmit Guts-
ezirk Scheunenpflug,NiedersteinbachsächsischenAnteils,

Nöbeln, Noßwitzmit Forstrevier Rochlitzer Berg, Ober-
elsdorf, Obergräfenhain,ObersteinbachsächsischenAnteils,

enna, Poppitz, Pürsten, Rathendorf, Rochsburg mit
chloß, Röllingshain, Sachsendorf,Schlagwitz, Schlais-

dorf (Groß= und Klein= mit Rittergut Schlaisdorf, Schön-
feld, Seebitzschen,Seelitz, Seitenhain, Sörnzig, Sperns-
dorf, Stein, Steudten, Stöbnig, Stollsdorf, Taura mit
Reitzenhain,Tauscha,Theesdorf, Thierbachmit Rittergut
und Mühlengut, Uhlsdorf, Wechselburgmit Schloß

Wechselburg,Weiditz, Weißbach,Wernsdorf, Wittgendorf
bei Rochlitz,Wolkenburg mit Rittergut und Schloß Wol-
kenburg, FbchZetteritz mit Rittergut, Zettlitz, Zinn-
berg, FIöärih,Fschaagnit,Zschautt

30. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Adorf, Altenhain, Berbisdorf, Eibenberg,

Einsiedel, Erfenschlag, Harthau, Klaffenbach,Kleinolbers-
dorf, Leukersdorf mit Allodialgut, Markersdorf, Neu-
kirchenmit Rittergut, Reichenhain,Stelzendorf.

31. Wahfkreis
umfaßt die Orte: Draisdorf, Fichtigsthal, Grüna, Heiners-

dorf, Staatsforstrevier Plaue, Kändler mit Rittergut,
Mittelbach, Nitelfrohnamit Rittergut, Niederfrohna mit

Jahnshorn, Oberfrohna, Pleißa, Rabenstein mit den
Rittergütern Oberrabensteinund Niederrabenstein,Reichen-
brand, Röhrsdorf, Siegmar, Wittgensdorf mit Mursch-
nitz und mit Rittergut Wittgensdorf, Wüstenbrand.

32. Wahlkreis S. 32.

umfaßt die Orte: Altenhain, Auerswalde mit Rittergut, Bör-
nichenbei Grünhainichen, Borstendorf, Braunsdorf, Dit-

tersbach,Dorfschellenberg,Eppendorf, Erdmannsdorf mit

Rittergut, Euba, Falkenau, Flöha, Garnsdorf, Groß-
waltersdorf, Grünberg, Grünhainichen, Gückelsberg,
Gunnersdorf, Hausdorf, Hennersdorf, Hohenschemit

Rittergut, Irbersdorf, Kleinhartmannsdorf, Kunnersdorf,
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Leubsdorf mit Kolonie und Hammer-Leubsdorf,Lichten-
walde mit Rittergut, Marbach, Merzdorf, Metzdorf,
Mühlbach, Neudörfchen, Niederlichtenau mit Vorwerk,
Niederwiesa mit Vorwerk, Oberlichtenau, Oberwiesa,
Ortelsdorf, Plaue mit Bernsdorf, Sachsenburg mit

Kammergut und Schloß Sachsenburg, Waldkirchen mit

Zschopenthal.
33. Wahlkreis

umfaßt die Orte: Dittersdorf mit Gutsbezirk, Dittmannsdorf,
Drehbach mit Rittergut, Falkenbach, Forchheim mit den

Rittergütern Oberforchheimund Niederforchheim,Gerings-
walde bei Wolkenstein, Görsdorf, Gornau, Griesbach,
Großolbersdorf, Haselbach, Hilmersdorf mit Rittergut,
Hohndorf, Hopfgarten mit Grünau, Kemtau mit Staats-
forstrevier Dittersdorf, Krumhermersdorf, Lippersdorf mit
Rittergut, Mittelsaida mit Rittergut, Neundorf mit Ritter-
gut, Neunzehnhain,Niedersaida, Obersaida, Pockau, Reif-
land, Scharfenstein mit Rittergut, Schlößchen-Porschen-
dorf mit Rittergut, Schönbrunn, Streckewalde, Venusberg
mit Wiltzschund mit RittergutVenusberg, Weißbachmit

Rittergut, Wernsdorf, Witzschdorf, Wünschendorf mit
Stolzenhain und mit Rittergut Wünschendorf.

34. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Ansprung, Arnsfeld mit Oberschaar und

Mittelschmiedeberg,Bärenstein mit Kühberg, Blumenau,
Boden mit Schindelbach,Cunersdorf, Frohnau, Geyersdorf,
Großrückerswalde, Kupferhammer-Grünthal, Grundau,
Kleinrückerswalde, Königswalde mit Annaberger Rats-
wald, Kühnhaide mit Erbzinslehngut, Lauta, gauterbachMauersberg:Mildenau, Niederlauterstein mit Schloß-
mühle, Niederschmiedeberg,Rittergut Olbernhau, Pobers-
hau, Reitzenhain, Rittersberg, Rothenthal, Rübenan
(Rübenau, Einsiedel, Sensenhammer, Niedernatzschung
und Obernatzschung)mit Forsthaus Kriegwald, Rückers-
walde mit Rittergut, Schönfeld mit Rittergut, Sehma,
Sorgau, Wiesa mit Wiesenbad und mit Rittergut Wiesa.

35. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Alberoda mit Rittergut, Bernsbachmit An-

teil Oberpfannenstiel, Cranzahl, Crottendorf mit Staats-
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forstrevier,Dittersdorf, Dörfel, Gelenau mit Rittergut, S. 85.

Grüna, Grumbach,HP#ernterpesemba mit Nieder-
schlag, Hermannsdorf, Herokg.Jahnsbach, Kühnhaide,
Lenkersdorf, Markersbach mit Unterscheibe, Mittweida,
Neudorf mit Kretscham Rothensehmaund mit Staats-
forstrevier Neudorf, Niederaffalter, Niederpfannenstiel
(Gutsbezirk), Oberaffalter, Oberpfannenstiel mit Guts-
bezirk, Oberscheibe,Oberschmiedeberg,Satzung, Schmalz-
grube, Schwarzbach, Steinbach mit Staatsforstrevier,
Streitwald mit Gutsbezirk, Tannenberg mit Siebenhöfen
und mit Rittergut Tannenberg, Tellerhäuser.Walthers=
dorf. Waschleithemit Haide und mit GutsbezirkFörstel.

36. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Burkhardtsdorf, Erlbach, Gablenzbei Stoll-

berg, Hoheneckmit Schloß Hoheneck,Jahnsdorf, Kirch-
berg,Lugau, Meinersdorf, Mitteldorf, Neuwiese,Nieder-
dorf, Niederwürschnitz.Oberdorf, Oberwürschnitzmit Neu-
wittendorf anteilig, Olsnitz mit Rittergut, Pfaffenhain,
Seifersdorf, Ursprung.

37. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Bernsdorf, Friedrichsgrün, Grünau, Hein-

richsort, Hohndorf, Jüdenhain, Kuhschnappel mit dem

Gutsbezirke Oberwald, Mülsen St. Jakob, Mülsen St.

Micheln, Mülsen St. Niklas, Neudörfel bei Ortsmanns-
dorf mit Vorwerk, Niederhaßlau mit Rittergut, Ober-
haßlau, Reinsdorf mit „an Pöhlau“, Rödlitz, Rosenthal,
Rüsdorf mit Rittergut, Schönau, Stangendorf, Vielan

mit Rittergut,Weißbach mit Neudörfel bei Wildenfels
anteilig.

38. Wahlkreis -

umfaßt die Orte: Albertsthal, Altstadt-Waldenburg mit Grün—
feld, Altwaldenburg mit Eichlaide und mit den Vor—
werken Altwaldenburg und Eichlaide, Berthelsdorf,
Bräunsdorf, Callenberg mit Rittergut, Dürrenuhlsdorf,
St. Egidien, Falken, Franken, Gersdorf, Gesau, Grum-
bach mit Rittergut, Hermsdorf, Höckendorf, Jerisau,
Langenberg, Langenchursdorf, Lipprandis, Lobsdorf,
Meinsdorf, Niederlungwitz mit Elzenberg und Ritter-
gut Elzenberg,Niedermülsen,Niederwinkel, Oberlungwitz,



S. 374.

Anlage 2. Der Landtag.

Oberrothenbach,Oberwiera mit Rittergut, Reinholdshain
mit Kleinbernsdorf, Rothenbach, Schlunzig, Schönbörn=
chen,Schwaben,Thurm mit Rittergut, Voigtlaide, Werns-
dorf mit Hölzelund mit dem exemten Schäfereigrund-
stücke,Wulm.

39. Wah kreis

umfaßt die Orte: Beiersdorf mit Vorwerk, Blankenhain mit
Rittergut, Breitenbach mit Vorwerk, Cauritz sächsischen
Anteils, Chursdorf, Crotenlaide, Culten, Dänkritz, Denn-

heghDittrich, Ebersbach,Frankenhausenmit Goselsäch-
ischen Anteils und mit Rittergut Frankenhausen,Ga-

blenz mit Ungewiß und mit Rittergut Gablenz, güssmig.Gösau, Götzenthal, Gospersgrün, Eroksdorfsächischen
Anteils, Harthau bei Crimmitschau, Harthaubei Walden-
burg, Hartmannsdorf bei Werdau, Heyersdorf,Hilbers-
dorf sächsischenAnteils, Kertzsch,Kleinbernsdorf, Klein=
chursdorf,Laeinheenmit Rittergut Bosenhof,Königswalde,
Langenbernsdorf mit Neudeck und Waidmmsrußesowie
mit den Staatsforstrevieren Langenbernsdorfund Neudeck,
Langenhessen,Langenreinsdorf,Lauenhain mit Gersdorf,
Lauterbachmit Nichzenhain sowie mit Rittergut Lauter-
bach, Lengefeld sichsicchenAnteils, Leubnitz mit Ritter-
gut, Liebschwitzmit Rittergut, Lietzsch,W#nmit Ritter-
gut, Naundorf, Neukirchen an der Pleiße mit Allodial-

gutCarthause, Neukirchen bei Waldenburg sächsischen
nteils, Niebra, Niederalbertsdorf mit Kleinrußdorf,

Niederarnsdorf, Niedergrünberg, Oberalbertsdorf, Ober-
dorf, Obergrünberg,Oberschindmaas,Oberwinkel, Ortels-
hain, Pfaffroda, Pösreckeichenbach,Remsemit Ritter-

gut,Neuthmit Rittergut, Rudelswalde mit Mark Sah-
nau, Rückersdorf sächichenAnteils, Nuppertsgrünmit

Rittergut,Rußdorf mit Allodialgut,Schiedel mit Ritter-
ut, Schönberg,Schweinsburg mit Rittergut, Seeling-tär, Seiferitz, Steinpleis mit Weißenbrunn sowie mit

den Rittergütern Obersteinpleis, Untersteinpleis und
Weißenbrunn, Stöcken, Taubenpreskeln, Tettau, Thon-
hausensächsischenAnteils, Tirschheim,Trünzig mit Wald-

dorfund Wolframsdorf sowie mit Rittergut Trünzig,
Uhlmannsdorf, WaldsachsensächsischenAnteils, Weidens-
dorf, Wickersdorf sächsischenAnteils, Wünschendorf,Zugelheimmit Frohnsdorf sächsischenAnteils, Hoyersdorfsäch-
sischenAnteils und Thiergarten, Zwirtzschen.
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40. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Auerbach,Bockwa, Cainsdorf, Crossen,Ebers-

brunn, Helmsdorf, Lichtentannemit Brand und mit Ritter-
ut Lichtentanne, Lehngut Marienthal, Mosel mit den
ittergütern Mittelmosel, Niedermosel, ObermoselI und

ObermoselII, Niederhohndorf, Niederplanitz mit Ritter-
ut Planitz,Niederschindmaas,Oberhohndorf, Oberplanitz,
öhlau, Schedewitz,Schneppendorf, Schönfels mit den

Rittergütern Altschönfelsund Neuschönfels,Stenn, Than-

bofmit Rittergut, Weißenborn mit Kammerlehngut,
endischrottmannsdorf.

41. Wahkreis
umfaßt die Orte: Albernau mit Freigut, Altrottmannsdorf,

Auerhammer, Bärenwalde, Burkersdorf, Burkhardtsgrün,
Culitzsch,Cunersdorf, Erlmühle mit Kanzleilehngut, Gie-
gengrün, Griesbach, Haara, Hartmannsdorf bei Saupers-4 mit Jahnsgrün sowie mit Staatsforstrevier Hart- S. 35.

mannsdorf, Hauptmannsgrün, Hirschfeld mit Lauterholz,
Lauterhofen, Leutersbach,Lichtenau, Lindenau, Neumark
mit Rittergut, Neudörfel, Niedercrinitz, Niederschlemamit
Rittergut Niederschlemaund mit Gutsbezirk Poppen-
wald, Obercrinitz, Oberneumark, Oberschlema, Römers-

grün mit Raumfeld, Saupersdorf, Schindlers Blau-

farbenwerk(Gutsbezirk), Silberstraße mit Rittergut,
Stangengrün, Unterneumark, Voigtsgrün mit Vorwerk,
Wiesen, Wiesenburgmit Schloß und mit Rittergut Wie-

staburg.Wilkau, Wolfersgrün, Rittergut Klösterlein,
au.Sschor

42. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Beierfeld, Bermsgrün mit Antonsthal und

mit Staatsforstrevier Antonsthal, Blauenthal mit Guts-
bezirk, Bockau mit Staatsforstrevier, Breitenbrunn mit
Ortsteil „Halbe Meile“ und mit StagtsforstrevierBreitenbrunn, Breitenhof mit Gutsbezirk, Car 9eldmit

Weitersglashütte und mit Gutsbezirk Weitersglashütte,
Crandorf, Erla (Gutsbezirk), Grünstädtel, Hundshübel,
Jugel mit Ortsteil Henneberg, Langenberg, Lauter mit
Gutsbezirk Burkhardtswald, uldenhammer=Neidhardts-
thal mit Gutsbezirk, Neuheide mit Gutsbezirk, Neuwelt
mit Untersachsenfeldund mit GutsbezirkUntersachsenfeld,
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umfaßt die Orte: Beerheidemit Hauptbrunn und -

Obersachsenfeldmit Rittergut Sachsenfeld,Oberstützengrün,
Pöhla (Groß= und Kleinpöhla) mit Pfeilhammer und mit
Staatsforstrevier Pöhla, Raschaumit Staatsforstrevier,
Rittersgrün(Lammer-Ober= und Unterrittersgrün) mit

Hammergut Arnoldshammer,Schönheide, iureThammer mit Gutsbezirk, Sosa mit Auersberghäuser,Stein-
bachmit Sauschwemme,Steinheidel mit Erlabrunn, Häl-bach und GeorzenthalUnterstützengrün,Wildenau, Wil-
denthal mit Gutsbezirk,Wittigsthal mit Gutsbezirk,
Wolfsgrün.

43. Wahlkreis

Bergen mit Rittergut, Brunndöbra mit Mittelberg sowie
mit Forstrevier Brunndöbra, Dorfstadt mit Rittergut,
Ellefeld mit Hohofenund Juchhöh und Neuberg sowie
mit Kammergut Ellefeld,Friedrichsgrün mit Boda, Gottes-
berg, Grünbach mit Winn (anteilig), Hammerbrückemit
Rißbrücke, Jägersgrün mit Muldenhammer,Klingenthalmit Döhlerwald und Quittenbach, Kottengrün, Morgen-

röthe-Rautenkranz mit Zeughaus, Heßmühle, Sachsen-
grund, den Forstrevieren Sachsengrundund Rautenkranz
und den HammerwerksgüternMorgenröthe und Rauten-
kranz, Mühlleiten mit Winselburg, Neudorf,Neustadt mit
Siebenhitzund Winn (anteilig), Oberlauterbachmit Ritter-
gut, Obersachsenbergmit dem Waldgute, Oberzwota, Pill-
mannsgrün mit Oberer Jägerswald, Poppengrün,Schönau
mit Siebenhitz, Siehdichfür, Sorga mit Hinterhain und
mit Rittergut Sorga, Georgenthalmit Steindöbra und
Aschberg,Tannenbergsthalmit Pechseifensowiemit Forst-
revier Tannenbergsthal, Trieb,Untersachsenbergmit dem
exemten Waldgute, Werda mit Rittergut, Zwota mit
Forstrevier Kottenheide.

44. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altensalz, Altmannsgrün,Berglas,Brockau,

Buchwald, Christgrün mit Rittergut, Coschützmit Thürn-
hof, Feldwiese und Rückischund mit den Rittergütern

#schütund Thürnhof, Cunsdorf bei Elsterberg, Dehles,
Demeusel,Drochaus, Dröswein, Ebersgrün, Eich mit forst-
fiskalischemGutsbezirke „Treuener Wald“, Fasendorf,
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Gansgrün mit Rittergut, Geilsdorf mit Rittergut, Görsch—
nitz sächsischenAnteils, Gospersgrün, Grobau mit Stöckigt
und mit Rittergut Grobau, Großfriesen, Großzöbern,
Gutenfürst mit Rittergut, Hartmannsgrün, Helmsgrün
mit Rodlera und mit Rittergut Helmsgrün,Herlasgrün,
Jocketa mit Vorwerk, Jößnitz mit Rittergut, Kauschwi
mit Rittergut, Kemnitzmit Rittergut, Kleingeramit *
und Pfannenstiel und mit Rittergut Kleingera, Klein-
zöbern, Kloschwitz mit Rittergut, Kobitzschwalde,Korn-
bach, Krebes mit Schwarzenreuth und mit Vorwerk
Kandelhof, Kröstau mit Rittergut, Kürbitz mit Rittergut,
Langenbach,Langenbuch,Leubnitz mit Rittergut, Liebau
mit Rittergut, Limbach mit Mühlwand und mit Ritter-
gut Limbach, Linda, Losa mit Wipplas, Mechelgrün mit
den Rittergütern Mechelgrün unteren und oberen Teils,
Mehltheuer,Meßbach,Mißlareuth mit Rittergut, Mösch--
witz mit Rittergut, Neudörfel,Neuensalzmit Rittergut,
Neundorf (Ober= und Unter-) mit Rittergut Unterneun-
dorf, Noßwitz mit Rittergut, Oberlosa mit Rittergut,
Oberpirk, Oberreichenau,Oberweischlitzmit Rosenbergund
mit Rittergut Weischlitzoberen Teils, Pansdorf, Perlas
mit Buch, Mahnbrück und Veitenhäuser,Pfaffengrün mit
Rittergut, Pirk mit Türbel und mit Rittergut Pirk, Pöhl
mit Rittergut, Ranspach,Reimersgrün,Reinhardtswalde,
Reinsdorf mit Rittergut, Reißig, Reuth mit Stelzen säch-
sischenAnteils und mit Rittergut Reuth, Rodau mit

Rittergut, Rodersdorf mit den Rittergütern Rodersdorf
oberen und unteren Teils, Rößnitz mit Rittergnt, Röttis
mit Lochhaus und mit Rittergut Röttis, Ruderitz mit
Burgstein, Ruppertsgrün mit Rittergut, Schneckengrün
mit Rittergut, Schönberg, Schönlind, Scholas, Schreiers-
grün, Schwand mit Rittergut, Steins, Steinsdorf mit

Rittergut, Stöäigtmit Brand und mit Rittergut Stöckigt,
Straßberg mit Rittergut,Syrau mit Rittergut, Theuma,
Thierbach, Thiergarten, Thossen, Thoßfell mit Rittergut,Tobertitz mit Rittergut, Tremnitz, Trieb, Unterlauterbach
mit Rittergut, Unterlosa mit Rittergut, Unterpirk, Unter-
reichenau,Unterweischlitzmit Rittergut Weischlitzunteren

Teils, Voigtsgrün, Wallengrün, Weißensandmit Klein-

weißensandund mit Rittergut Weißensand, Wetzelsgrün,
Wolfspfütz, Zobes mit Rittergut, Zschockau,Zwoschwitz.



176 Anlage 2. Der Landtag.

S. 377. 45. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Altmannsgrün, Arnoldsgrün, Arnsgrün,

Bad-Elster mit der Königl. Badeanstalt, Bärenloh,
Christiansreuth,Heißensteinund Reuth sowie mit dem
Rittergute Bad-Elster und dem Forsthaus Heißenstein,
Bärendorf, Bergen mit Rittergut, Blosenberg, Boben-
neukirchenmit Rittergut, Bösenbrunn mit Rittergut, Bram-
bach mit Frauengrün und Röthenbach sowie mit Ritter-

gutBrambach, Breitenfeld mit Bernitzgrün und mit
ittergut Breitenfeld, Brotenfeld mit dem Forsthaus,

Burkhardtsgrün, Dechengrün, Dobeneck mit den Ritter-
ütern Dobeneck und Eulenstein, Dröda mit Rittergut,
roßdorf, Ebersbach,Ebmath, Eichigt, Engelhardtsgrün,

Erlbach mit Landesgemeindeund Hetzschen,sowie mit
Forsthaus und Rittergut Erlbach oberen Teils, Eschen-
bach, Eubabrunn mit Rittergut Erlbach unteren Teils,
Freiberg mit Weidigt und mit den Rittergütern Freiberg
oberen und unteren Teils,Gassenreuth,Görnitz, Gopplas-
grün, Gürth, Gunzen, Hartmannsgrün mit Rittergut,
Heinersgrünmit Rittergut,Hermsgrün,Hohendorf,Hunds-
rün, Ingelsburgmit Carlsgasse, Korna, Landwüst,
auterbachmit Obertriebelbachund Süßebachsowie mit

den Rittergütern Lauterbach oberen und unteren Teils,
Leubetha,vottengrimn,Magwitz mit Göswein und Rosen-
thal sowie mit Rittergut Magwitz,Marieney mit Ritter-
gut, Mühlhausen mit Rittergut, Mulde mit Muldenberg,
Kottenheide und dem Forstrevier Tannenhaus, Oberbram-
bach, Obergettengrün,Oberhermsgrün, Obermarxgrün mit
Allodialgut, Obertriebel, Oberwürschnitz,Ottengrün mit

Rittergut, Pabstleithen, Planschwitzmit Rittergut, Posseck
mit Haselrain und Höllenstegsowie mit Rittergut Posseck,
Raasdorf, Ramoldsreuth, Raschaumit Rittergut, Raun
mit Kleedorf und Raunergrund, Rebersreuth, Remten-

rün, Rohrbach mit Hennebach,Saalig, Sachsgrün mit

Paserreuthund Loddenreuth sowie mit Rittergut Sachs-
grün, Schilbachmit Rittergut, Schloditz mit Rittergut,
Schönberg mit Rittergut, Schönbrunn mit Rittergut,
Schönlind, Siebenbrunn mit Strässel, Sohl, Taltitz mit

Rittergut, Tiefenbrunn mit Brriigt(mit Kugelreuth und
Wieden) und Gräben im Tale, Tirpersdorf mit Ritter-

gut.Tirschendorf, Troschenreuthmit Ebersberg und mit

ittergut Troschenreuth, Untereichigt, Untergettengrün,
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Unterhermsgrün, Untermarxgrün mit Rittergut, Unter-
triebel, Unterwürschnitz,hoigtsbergmit Schloß (Straf-
anstalt Voigtsberg),Wernitzgrün, Wiedersbergmit Ritter-
gut, Willitzgrün, Wohlbach, Wohlhausen mit Rittergut,Faulsdorf,Zettlarsgrün.

46. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Birkwitz, Bühlau mit Quohren, Copitz,

Gönnsdorf mit Rittergut, Großgraupe mit Staatsforst-
revier Pillnitz, Großzschachwit,Heidenau, Hinterjessen,
Hosterwitz,Kleingraupe,Kleinzschachwitz,Krieschendorf,
Malschendorf, Meußlitz, Mügeln, Niederpoyritz mit e. z#s.

Rittergut Wachwitz-Niederpoyritz,Oberpoyritz, Pappritz,
Pratzschwitzmit Kammergut, Rochwitz, Rockau mit "0
busch und HelfenbergerGrund sowie mit Rittergut
Helfenberg, Sporbitz,Vorderjessen mit Vorwerk JessenAußenanstaltder Irrenheilanstalt Sonnenstein),Zschieren.

47. Wahlkreis
umfaßt die Orte: Auerbach, Beutha, Brünlos, -Dorschemnitz,Gornsdorf, Günsdorf, Härtensdorf, Hormersdor=angen-

bachmit Lerchenbergund Neudörfel bei Wildenfels an-

teilig, Niederzwönitzmit Rittergut, Ortmannsdorf, Raum,
Stein mit Schloß Stein, Thalheim, Thierfeld, Wildbach,
Zschockenmit Neuwittendorf anteilig.

48. Wahkreis
umfaßt die Orte: Abhorn, Brunn mit Rittergut, Brunn mit

Dresselsgrün, Cunsdorf bei Reicherbach,Foschenroda,
Friesen mit Rittergut, Grün mit Rittergut, Irfersgrün
mit Rittergut, Lambzig, Lauschgrün,Mühlgrün mit Cri-
nitzleithen, Oberheinsdorf,Obermylau,Pechtelsgrün, lohnmit den Rittergütern Plohn oberen und unteren Teils,
Rebesgrün,Rempesgrün,Reumtengrün mit Unterreumten-

grün,abodwichmit den Rittergütern Obergölhschund
iederauerbachsowie mit der Heil“ und Pfleganstalt Unter=

göltzsch,Röthenbach,Rothenkirchenmit Allodialgut, Rot-

schau,Rützengrünmit Rittergut, Schnarrtanne, Schneiden-
bach, Schönbach, Schönbrunn, Unterheinsdorf, Vogels-
grün mit Bad Reiboldsgrün und mit Georgengrünsowie
mit dem Forstrevier Georgengrün, Waldkirchen, Wernes-

grün, Wildenau mit Herlagrün.

3
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S. 329. 4. INr. 37. Verordnung,
die Ausführung des Wahlgesetzesfür die zweite Kammer der

Ständeversammluug vom 5. Mai 1909 betreffend;
vom 7. Mai 1909.

Mit GenehmigungSr. Majestät des Königs wird zur Aus-
führung des Wahlgesetzesfür die zweiteKammer der Stände-
versammlung vom 5. Mai 1909 (G.= u. V.-Bl. S. 339) hier-
durch folgendes verordnet:

dezS K. (1) In Dresden, Leipzigund Chemnitz sind die
eset

Wahlkreise vom Stadtrate rechtzeitig vor jeder ordentlichen
Wahl abzugrenzen. Soweit Wahlkreise der Städte Leipzig
und ChemnitzauchLandgemeindenund selbständigeGutsbezirke
umfassen,hat die Abgrenzung der Wahlkreiseim Einvernehmen

mit der Amtshauptmannschaftzu geschehen.Uber Meinungs-
verschiedenheitenentscheidetdie Kreishauptmannschaft.

(2) Die erfolgte Wahlkreiseinteilung ist der Kreishaupt-
mannschaftund dem Ministerium des Innern anzuzeigen.

(3) Die Abgrenzungengeltenauchfür etwaige riatzwahlen.
AenS §52. (1) Die Fristen von mindestens 2 Jahren und von

“ Geseses.
mindestens 6 Monaten müssen spätestensam Tage des Ab-
schlussesder Wählerliste erfüllt sein. Soweit das nicht der
Fall ist, ruht das Wahlrecht.

(2) Ist ein Ort in mehrereWahlkreisegeteilt, so braucht
der Wähler nicht auch noch zur Zeit der Wahl im Wahl-
kreise, in welchemer wählen will, zu wohnen, vielmehr genügt
es in diesemFalle, wenn er in einem der Wahlkreise wohnt,
in die der Ort der Listenaufstellung geteilt ist. Er kann sein
Wahlrecht aber nur in dem Wahlkreiseausüben, in dem er

zur Zeit der Aufstellungder Liste gewohnt hat.
(3) Für den Begriff des Wohnsitzesist § 7 des Bürger-

lichen Gesetzbuchsmaßgebend.
(1) Wer einen mehrfachenWohnsitzhat, ist an dem Orte

in die Wählerliste aufzunehmen, wo er auf Grund von 98
Punkt 1 und 5 des Einkommensteuergesetzesvom 2. Juli 1878

(G.= u. V.-Bl. S. 129 flg.) einkommensteuerpflichtigist.
Zu 910 § 3. (1) Die Verwaltungsbehördenhaben, soweit sie die

des Gesetzes.Wahllisten nicht selbst führen, von den ihnen amtlich bekannt
gewordenen Fällen eines Verlustes des Stimmrechtes (5§10
des Gesetzes)den mit der Listenführung betrauten Stellen
Nachricht zu geben.
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(2) Steuerrückstände im Sinne von § 10 unter f sind
nicht nur die als Reste fortgeführten, sondern auch die als
uneinbringlich in Wegfall gestelltenBeträge, dagegennicht die
auf AnsuchenerlassenenSteuerbeträge.

·

I«·(3)UnterstützungengeltenalserstattetimSinnevonsIOS.380.
Absatz2 Ziffer 5 des Gesetzes,wenn die Erstattungnoch bis
zum Tage des Abschlusses der Wählerliste nachgewiesenwird.

§ 4. (1) Die Unterlagen, die für die Ermittelung der,
Stimmenzahl erforderlich sind, haben sich die mit der Auf-

·

stellung der Wahllisten betrauten BehördenSrachstdurchEin-
sicht in die Personalkarten, Heberegister, Steuerkatasterusw.
zu verschaffen. Wenn auf dieseWeise keine genügendeKennt-
nis der in Frage kommenden Tatsachenzu erlangen ist, sind
die Wahlberechtigten zur eigenenBeibringung der Nachweise
zu veranlassen.

«

(2) Für die Zahl der Steuereinheiten im Sinne von Ad,
Bd und Ceo ist das staatliche Grundsteuerkatastermaßgebend.

G) Als öffentlichesAmt gilt jedeStellung, vermöge deren
jemand berufen ist, im Dienste des Reichesoder im unmittel-
baren oder mittelbaren Dienste eines Bundesstaates als Organ
der Staatsgewalt oder der öffentlichenVerwaltung für die
Erfüllung der Zweckedes Staates, einer Gemeinde oder eines
sonstigen öffentlichrechtlichenVerbandes tätig zu sein. Die
Mbleisiungeines Diensteidesist nicht erforderlich.

9 5. (1)Als Nutzungsberechtigterim Sinne von 9 12 Absatz3 858512
des Gesetzesist nur der gesetzlichNutzungsberechtigteanzusehen.

«

(2)Wasim.§12AbsatzsvomStimmretedesMit-
eigentümers gesagtist, gilt auch dann, wenn an einem Grund—
stückemehrere anteiliggesetzlichnutzungsberechtigtsind.

(3) Als urkundlicher Nachweis im Sinne von §512 Ab-
satz4 genügtineschriftliche Bescheinigungdes Arbeitgebers;
einer behördlichenBeglaubigung eda es nicht.

§6. (#) Die in 9·14 Absatz1 des Gesetzesaufgestellten8##
Voranssetzungenfür die Wählbarkeitmüssen spätestensam

"

Tage der Wahl erfüllt sein. ·

(2) UnterausländischemDienst im Sinne von§ 14 Ab-
satz3 ist jeder außersächsischeDienst zu verstehen.

#

7. (I) Erachtet eine Amtshauptmannschaftdie Vereini- vec-e16..
an

einer Ortschaft ihres Bezirkesmit einer oder mehreren
«

: rtfchgfxeneines benachbartenamtshauptmannschaftlichenBe-
zirkes für angemessen,so hat sie sich darübermit der benach
barten Amtshauptmannschaftzu vernehmen.Die beiderseitigen

12*
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Bezirksausschüssesind hören. Sind die Amtshauptmannd
schaftenverschiedener Meinung,so ist von der Amtshaupt-
mannschaft, welche die Vereinigung angeregt hat, Bericht an

die ihr vorgesetzteKreishauptmannschaftzu erstatten. Diese hat
sich, wenn verschiedene Regierungsbezirkebetroffen werden, mit
der mitbeteiligtenKreishauptmannschaftins Vernehmenzu setzen.

(2) Wenn kleine Städte, Dörfer, selbständigeGutsbezirke
oder einzelngelegeneGrundstücke mit anderen Ortschaften des
Wahlkreises zu einem Wahlbezirkevereinigt werden, so hat
die Amtshauptmannschaftvor Fassungihrer Entschließungdie
Gemeindebehördeund den Bezirksausschußzu hören.

(zt) Die Bewohner der vom sonstigen Staatsgebiete
getrennten Ortschaften (Exklaven) sind, soweit sienicht für sich
einen Wahlbezirk bilden können, mit dem nächstgelegenenOrte
des Landes zu einem Wahlbezirke zu vereinigen.

(4) Jeder Wahlbezirksoll ein möglichstzusammenhängendes
Ganzes bilden.

§ 8. (1) Die Wählerlisten sind nach dem unter Abei-
gefügten Muster anzulegen.

(2) Die Wahlberechtigtensind darin unter fortlaufender
Nummer mit Familiennamen und Vornamen, sowie unter Bei-
fügung ihres Standes oder Gewerbes in alphabetischerOrd-
nung aufzuführen. Fürdie alphabetischeOrdnung ist der
Familienname maßgebend.

(3) Die Listen der Wahlberechtigtendürfen auch in der
Artgeführtwerden, daß die Straßen nach der alphabetischen
Reihenfolge ihrer Namen, innerhalb der Straßen die Hüusernach der Hausnummer und erst für jedes Haus die Wahl-
berechtigtenalphabetischgeordnet werden.

(4) Der Tag, von dem an die Wählerliste auszulegen
ist, und der Tag, an dem die Liste abzuschließenist, werden.
vom Ministerium des Innern bekanntgegeben.

§ 9. Die Listen sind an siebenaufeinanderfolgendenTagen
während der Geschäftsstunden,die bei der auslegendenBehörde-
üblich sind, auszulegen. Die in dieseFrist fallenden Sonn-
und Feiertage sind, auch wenn an ihnen die Geschäftszimmer

eschlossenbleiben, in die Frist einzurechnen. Ist aber der
siebent-Tag ein Sonn= oder Feiertag, so ist die Frist um

einen Tag zu verlängern.
& 10. Ist jemand in die chlerüsfeeingetragen, dem

das Stimmrecht nicht oder nicht mehr zusteht, so ist dies, so-
bald es bekannt wird, zu berichtigen.
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&11. Die nach § 19 Absatz2 des Gesetzesergehenden
Entscheidungensind den Beteiligten zu eröffnen.

§ 12. (1) Im Falle einer Berichtigung der Liste ist der
Grund der Streichung oder Nachtragung unter Angabe des
Datums am Rande der Liste zu vermerken. Etwaige Belege
sind der Liste beizuheften.

(2) Die berichtigte Liste ist an dem vom Ministerium
des Innern bestimmten Tage (5 8 dieser Verordnung) durch
die Ortsbehörde abzuschließen. Hierbei ist zu bescheinten,
innerhalb welcher Zeit die Wählerliste zu jedermanns Anscht
ausgelegen hat, und daß die Abgrenzung des Wahlbezirkes,
der Name des Wahlvorstehers und seinesStellvertreters sowie
Lokal, Tag und Stunde der Wahl ortsüblich vor dem Wahl-
termine bekannt gemachtworden sind. —

l§13.NachAbschlußderWählerlisteistdieweitereSM.
Aufnahme und Eintragung von Wählern untersagt. Die
Streichung von Wählern hatin dem in §10 bezeichneten
Falle auch nach dem Abschluß der Liste zu geschehen.

§ 14. Die Ortsbehörde hat die Wählerliste, von der sie
eine beglaubigteAbschrift in Verwahrung zu behalten hat, dem
Wahlvorsteher zur Benutzung spätestensdrei Tage vor der
Wahl zuzustellen.

3 15. Für einen Wahlbezirk, der aus mehr als einer
Gemeinde besteht(G 18 Absatz2 des Gesetzes),bildet der Wahl-
vorsteher die Wählerliste durch Zusammenheftender ihm zu-
gegangenen einzelnenOrtslisten.

§ 16. (1)Unter ortsüblicherBekanntmachungim Sinne des Zu 9 29

Gesetzesist Bekanntmachungnach dem Gesetzeüber die amt-““ Gesebes.

liche Verkündigung allgemeinerAnordnungen der Verwaltungs-
behörden vom 15. April1884 (G.=u. V.-Bl. S. 131)zu verstehen.

(2) Die in §&20 Absatz2 vorgeschriebeneBenachrichtigung
darf auch auf offener Postkarte — Beilage B — geschehen.Se
In ihr ist die laufende Nummer mit anzugeben, unter der

«

der Wähler in der Wählerliste eingetragen
(3) Die Wahlhandlung hat vormittags 10 Uhr zu beginnen

und iststn nachmittags2 Uhr zu beenden. Ihre Dauer darf
je nachBestimmung derin § 15 Absatz1 des Gesetzesbezeichneten
Behörden bis auf höchstens9 Stunden verlängert werden.

(4) Die zur Stimmabgabe gesetzteZeitdauer darf, sobald
sie bekanntgegebenworden. ist, nachträglich nicht abgekürzt
werden; es müßten denn alle in die Liste eingetragenen Wähler
bereits ihre Stimme abgegebenhaben.
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(65) Nach Ablauf der zur Abstimmung gesetztenZeit ist

miemangder nicht bereits im Wahllokal ist, zur Wahl noch
zuzulassen.

§ 17. Die Amtshauptmannschaftenund Stadträte in den
Städten mit der Revidierten Städteordnung haben die Wahl-
vorsteher,soweit nötig, wegen ihrer Wahlgeschäftezu belehren
und anzuleiten.

Zu 922 818. (1) Die Umschlägezu den Stimmzetteln werden
des Geseves, vom Staate geliefert. Die Stimmzettel müssen mindestens

6:9 cm groß sein.
(2) Nachdemgemäß§522 Aksatz9 des Gesetzesdie Stimm-

zettel geordnet worden sind, sind zunächst die weißen mit D

bedruckten, dann die gelben mit dem Aufdrucke C, hierauf die
rünen mit dem AusrruckeB, endlich die blauen mit dem
ufdruckeA zu öffnen.

(3) Jeder Umschlag ist einzeln von einem der Wahl-

gehilfenzu öffnen, der Stimmzettel ist herauszunehmenund
em Wahlvorsteher zu übergeben. Dieser hat ihn sluut!vor-

zulesen, über seine Gültigkeit, soweit nötig, sofort beschließen
zu lassen und darauf den Zettel mit dem Unschlage einem
anderen Wahlgehilfen weiter zu reichen.

(1) Alle Feteel,über deren Gültigkeit der Wahlvorstand
einen besonderen,zu Protokoll zu verlautbarenden Beschluß
gefaßt hat, sind mit dem Umschlage, dem sie entnommen

wurden, dem Wahlprotokolle beizufügenund — je nachder

verschiedenenGruppe — mit A, B, C oder D — zu versehen.
Die ohne weiteres als gültig befundenen Stimmzettel jeder
Gruppe sind gesondert zu sammeln und in vier einzelnen
Paketen oder Umschlägenzu versiegeln.

(5) Erst nachdem mit den Zetteln der einen Gruppe in
dieserWeise bis zum Ende verfahren worden ist, darf mit

derdOffnungder Umschlägeder nächstenGruppe begonnen
werden.

C. (6) Währendder Wahl führt ein Wahlgehilfe ein Nummern-
vBeilage verzeichnisnach dem unter C beigefügtenMuster.

zu 925 *’19. ei Stimmengleichheit im Wahlvorstande gibt
des Geseses, die Stimme des Vorsitzendenden Ausschlag.

— §520. (1) Der Protokollführer nimmt den Namen jedes
des Geseres. Kandidaten, der Stimmen erhalten hat, in das Protokoll auf,

welchesnach dem unter D beigefügtenMuster zu führen ist,
und vermerkt bei dem Namen des Kandidaten die auf ihn
gefallenenStimmen.

S. 383.

BeilageD—
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(2) Das Nummervverzeichnis ist ebensowie die Wähler-
liste beim Schlusseder Verhandlung von dem Wahlvorsteher
und mindestenseinem Beisitzerzu unterzeichnenund dem Proto-
kolle beizufügen.

(3) Die sämtlichenStimmzettel und Umschläge,hinsicht-
lich deren es einer Beschlußfassungdes Wahlvorstandes bedarf,
sind mit fortlaufender Nummer zu versehenund dem Proto-
kolle beizufügen.

§ 21. Der Protokollführer (& 26 und §628 Absatz2 des zu 928

Gesetzes)muß zwar wahlberechtigt,braucht aber nicht Wähler
?“ Gesebes.

in dem Wahlkreisezu sein, über dessenAbstimmungsergebnis
das Protokoll ausgenommenwird.

§22. (1) Die Wahlkommissaresind berechtigt,zum ZweckeZu 34 flg.
des Wahlgeschäftes die Mitwirkung der Unterbehörden in" Gesetes.

Anspruch zu nehmen, auch erforderlichenfalls an die ihnen
untergebenenOrgane unmittelbar zu verfügen. Diese Behörden
haben den Anträgen der Wahlkommissarezu entprechen(2) Auch mit den Mittelbehörden dürfen die Wahlkom-
missaresich unmittelbar in Vernehmung setzen.

8923. Von dem Tode eines Abgeordnetenund von jedem S. 34.

Vorgange, durch den ein Abgeordneter die Wählbarkeit ver-

liert, haben die in § 15 des Gesetzesgenannten Behörden des
WohnortesAnzeigean das Ministerium des Innern zu erstatten.

824. Hüren Fall der Ablehnung einer Wahl hat der
Kommissar sofort eine neue Wahl u veranlassen. Die Be-
stimmungen in § 36 des Gesetzesfinden Anwendung..

§25.«DieallgemeinenBestimmunenfiirdieerechnungzuzzs
der den Wahlkommissarenfür die Lan tagsund Reichstags-desGesetzes.

wahlen erwachsendenAuslagen vom 15. November 1889 (ab-

gedruchtim G.= u. V.-Bl. vom Jahre 1896 S. 213 flg.) bleiben
in Kraft.

§26. Die Verordnung zur Ausführung des Gesetzesvom
28. März 1896, die Wahlen für die zweite Kammer der

Ständeversammlungbetreffend, vom 10. Oktober 1896 (G.=u.

V.-Bl. S. 141 flg.) tritt außer Kraft.
Dresden, am 7. Mai 1909.

Ministerium des Innern.
Dr. Graf v. Hohenthalu. Bergen.

Reichelt.
—. — — òIö



S. 385. 4.

Landtagswahl 19

Liste
der stimmberechtigtenWähler

für die

Wahlen zur zweiten Kammer der Ständeversammlung des

Wahlbezirk der Stadt

Königreichs Sachsen
– Wahlkreis der Stadt

im – städtischenWahlkreise.
– Wahlkreisedes platten Landes.

:· Gemeinde
des Gutsbezirk.

Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme, soweit ihm nicht nach den
folgenden Bestimmungen mehrere Stimmen zukommen.
Zwei Stimmen haben die Wahlberechtigten,

Va)
b.

e)

d)

o)

H

die ein Einkommen von mehr als 1600 4 haben,
die aus öffentlichem Amt oder aus privater dauernder Anstellung
ein Einkommen von mehr als 1400 beziehen,
die zur Gewerbekammer oder Landeskulturrat wählen dürfen

undGausihrem Betrieb ein Einkommen von mehr als 1400 .#
eziehen,

die bei Abschluß der Wählerliste als Eigentümer oder gesetzliche
Nrtzungsberechtigteim KönigreichSachsen Grundbeshaben, auf
dem mindestens 100 Steuereinheiten haften, vorausgesetzt, daß das
Gesamteinkommen des Wählers 1250 4 übersteigt,
die beim Abschluß der Wählerliste als Eigentümer oder gesetzliche
Nutzungsberechtigteim Königreich Sachsen Grundbesitz haben, von
dem mehr als 2 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder dem
Obstbau oder mehr als ein halber Hektar der Gärtnerei oder dem
Weinbau dienen,
die ihre wissenschaftlicheBildung durch Zeugnisse,die für den ein-
jährig-freiwilligen Militärdienst genügen, nachweisen können.

Drei Stimmen haben die Wahlberechtigten,
a)
b)

die ein Einkommen von mehr als 2200.6 haben, #„

die im Sinne Litera Ab, c ein dienstliches oder gewerblichesEin-
kommen von mehr als 1900 .4 beziehen,
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) die, ohne sich in öffentlichem oder privatem Dienstverhältnis zu
befinden, aus einer wissenschaftlichenoder höheren künstlerischen
Tätigkeit (als Rechtsanwälte, Arzte, Hochschullehrer, Ingenieure,Kinbler,Schriftsteller oder in öznlicherLebensstellung) mehr als
1900 .+ Einkommen beziehen,
die Grundbesitz im Sinne Litera A d haben, auf dem über 150

Steuereinheiten haften, vorausgesetzt, daß das Gesamteinkommen
des Wählers 1600 .K übersteigt,

e) die Grundbesitz im Sinne Litera A d haben, von dem mehr als
4 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder dem Obstbau oder
mehr als 1 Hektar der Gärtnerei oder dem Weinbau dienen.

Vier Stimmen haben die Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 2800 —¾ haben,
b) die im Sinne Litera Ab, c ein dienstliches oder gewerbliches

Einkommen oder im Sinne Litera Be ein Einkommen von über
2500 ¼ beziehen,

JP0)die Grundbesitzim Sinne Litera Ad haben,auf dem über 200 Steuer-
einheiten haften, vorausgesetzt, daß das Gesamteinkommen des
Wählers 2200 .K übersteigt,

d die Grundbesitz im Sinne Litera Ad haben, von dem mehr als
8 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder dem Obstbau, oder
mehr als 2 Hektar der Gärtnerei oder dem Weinbau dienen.

Wer bei Abschluß der Wählerliste das fünfzigste Lebensjahr vollendet
hat, führt eine Zusatzstimme(Altersstimme). Mehr als 4 Stimmen stehen
keinem Wähler zu.

—
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S. 386.

Hfde. Alter

Nr. Zuname Vorname nach Stand oder Gewerbe

Jahren

der Wähler

1. 2. 3. 4. 6.

1 Adam Karl 36 Scehriftsteller

2 Berger Patck 46 Kafmann
3 Flisecher Franz 26 Kitscher

4 Lehmann Hermann 27 Bueohlialter I

K#kezz -Csss 41 —# —-—

über

6 ilnsche 4eg##est 50 Avbeiter

(geb. 2./1.59)

7 2immer NHichard 70 Rentner

6 Zschucke TFreecrich 33 Bechnd!er
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Vermerkder erfolgtenStimmenabgabegahl - Zusatz= rfols 8

der immen Ordentliche Wah, Kachwahl
Stim- eründensich

Ert

5
ẽ *

h
Bemerkungen

men au rste rste

10 “/ 1, Absatz Wahl- S Wahl- ohandlung handlung
6. 7. 8. 9. 10. 11. 12.

Nr. I hat tufolge
Entscheidung des
Bot irksausschusses

in rna 4###n
aa2n . ..

24 De · Cb vorpfische.Erof

4 Te
*

2 4
Nr. 5 ist in Konkurs,

daher gestrichen
44

* B- verplischt. Prot.

2Altersstimme
Ba rund

4 Altersstimme

Wr. Shat anJ Grund
— #45

GM

+4 Od verpfischl.For.

Abgeschlossen.
, den —#-ten 19.—

Stadtrat. Bürgermeister. Gemeindevorstand.Gutsvorsteher.
Die vorstehendeListe hat nach vorgängiger ortsüblicher Be-

kanntmachung vom ten 19—. bis zum
ten 19.— zu jedermanns Einsicht aus-

gelegen. Die Abgrenzungdes Wahlbezirks,der Name des Wahl-
vorstehersund seinesStellvertreters, sowieOrt, Tag und Stunde der

Wahl sind ortsüblich vor dem Wahltermin bekannt gemachtworden.

i ,deu-.»....ten- 19........

Stadtrat. Bürgermeister. Gemeindevorstand.Gutsporsteher.

S. 387
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S. 358. B.
Vorderseite.

Wahlkreis. Herrn

CaufendeNummer
der Wahlliste:

Rückseite.

Auf Grund von § 20 des Wahlgesetzes vom

5. Mai 1000 werden Sie aufgefordert,

„den 19...

in der Zeit von vormittags 10 Uhr
bis nachmittags — Uhr

zur Wahl eines Abgeordneten für die II. Kammer der
Ständeversammlung zu erscheinen und von Ihrem
Wahlrechte Gebrauch zu machen. Der von Ihnen
abzugebendeStimmzettel zählt als — Stimme

Der Wahlvorsteher.

Diese Karte ist zur Wahl vorzuzeigen.
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Um-

schlag
4

(4 Stim-
men)

0.

Aummernverzeichnis.

Landtagswahl19

Wahlkreis der Stadt

städtischerWahlkreis.
Wahlkreis des platten Landes.

– Wahlbezirk.

Verzeichnis der Nummern,
unter denen die abstimmenden Wahlberechtigten des Bezirks in der

Wahlliste aufgeführt sind.

(Die Wahllistennummerist in der Spalte einzutragen,die der dem

Wähler zustehendenStimmenzahl entspricht.)

S. 389.

Um-
schlag

B

(3 Stim-
men)

Um- Um-
schlag schlag

C D

(2 Stim-(1 Stim-
men) me)

Um-
schlag

A

(4 Stim-
men)

Um-
schlag

B

(3 Stim-
men)

Um-
schlag

C

(2 Stim-
men)

Um-
schlag

D

(1 Stim-
me)
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Um- Um- Um- Um- Um- Um- Um- Um-
schlag schlag schlag schlag schlag schlag schlag schlag

à B ·05 Dl. A B 0 D

(4 Stim-(3 Stim-(2 Stim-(1 Stim(4 Stim-(3 Stim-(2 Stim. (1 Stim-
men) men) men) me) men) men) men) me)

— — —

— —

—
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Rädtischenzirkendurchstrichen.t

Wird
in Wahl

chenen
irkso,

Wird
in
ländlt

Wahlbdurch

0. S. 391.

Landtagswahl 19—.

„den ten . 19—.

Zu der auf heute anberaumten Wahl eines Abge-
ordneten zur Zweiten Kammer der Ständeversammlung im

KönigreicheSachsenfürden Wahlkreis der Stadt,
städtischenWahlkreis,

·-................ Wahlkreis des platten
Landes

und zwar

in dem aus der Ortschaft

und

bestehendenWahlbezirkeNr.

in dem WahlbezirkeNr.

der Stadt

hatte sichder unterzeichnete,zur Leitung der Wahl ernannte

Wahlvorsteherheute vormittagvor 10 Uhr in als

Wahllokal bestimmten

eingefunden,wo weiter auch die von ihm zu Wahlgehilfen S. 302.

berufenen

1

2

3.

4
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6.—

sowie der unterzeichneteProtokollführer erschienenwaren.

Der Wahlvorsteher eröffnete die Wahlhandlung um

10 Uhr vormittags damit, daß er den Eintritt zu dem Wahl-
lokale den Wahlberechtigtenfreigebenließ, ermahntedie Wahl-
gehilfen und den unterzeichnetenProtokollführer zu treuer
und gewissenhafterErfüllung der mit ihrem Amte verbun-
denen Obliegenheiten und verpflichtete sie durch Handschlag
an Eidesstatt.

Auf dem Tische, an welchem der Wahlvorstand Platz
nahm, wurde ein verdecktes Gefäß zum Hineinlegen der

Stimmzettel (Wahlurne) aufgestellt, nachdem sich der Wahl-
vorstand überzeugthatte, daß die Wahlurne leer sei.

Damit der Wähler unbeobachtet seinenStimmzettel in
den Unschlag steckenkonnte, war

(Beschreibungder Absonderungs-Vorrichtung

Die Wähler erhielten der Reihe nach zunächstein jeder,
nachdem er sich durch die ihm übersandteEinladung oder auf
Erfordern sonstwieüber seinePerson ausgewiesenhatte, einen
amtlich abgestempeltenUmschlagder ihm und seinemStimmen-
gewichtzukommendenArt ausgehändigt.

Jeder begab sicheinzeln in den Nebenraum — an den

Nebentisch—"), wo er seinen Stimmzettel unbeobachtetin
den Umschlagsteckte. Er trat sodann an den Vorstandstisch
heran, nannte seinen Namen, sowie auf Erfordern seine
Wohnung und übergab den seinenStimmzettel enthaltenden
Unschlag,sobald sein Name in der Wählerliste aufgefunden
war, dem Wahlvorsteher, der ihn sofort uneröffnet in die

Wahlurne legte.

*) Das Unzutreffende ist zu durchstreichen.
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Wird
durchstrichen,
soweit
die
bezeichneten
Fälle
nicht
vor-

gekommen
8

Hierbei mußten von dem Wahlvorsteherzurückgewiesen
werden:

1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem

amtlich gestempeltenUmschlagabgebenwollte,

Stimmzettel.

2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit
einem nichtamtlichenKennzeichenversehenenUm-

schlagabgebenwollte,
Stimmzettel.

3. weil der Wähler den Stimmzettel in einem Um-

schlag von ihm nicht zukommenderArt abgeben
wollte,

Stimnzzettel.

Auch mußten —. — Wähler von der Stimm-

gebung zurückgewiesenwerden, weil sie sich trotz er-

haltener Aufforderung weigerten — in den Neben-
raum — an den Nebentisch — “) zu treten, um den

Stimmzettel in den Umschlagzu stecken.
Der Protokollführer vermerkte die Stimmabgabe jedes

Wählers, indem er neben dessen Namen in der dazu be-

stimmten Spalte der Wählerliste einen Vermerk machte.
Um [— Uhr nachmittags erklärte der Wahloorsteherdie Abstimmung für geschlossen.

Die Umschlägewurden aus der Wahlurne genommen
und uneröffnet gezählt.

Die Zahl der Umschlägemit dem AufdruckAbetrng ,

-B·......·.......
,

-- -0-.....·.......... ,

---D-................ ,

zusammen.y
1

5r½bv2Diese Gesamtsummestimmte mit der Zahl derjenigen
#2SWähler,neben deren Namen in der Wählerliste der Ab-

23##stimmungsvermerkgemacht war, und mit dem Nummern-

23 pverzeichnis,das während der Abstimmung von dem Wahl-
t gehilfen - geführt wurde, überein.

*) Das Unzutreffende ist zu durchstreichen.
DeutscheStaatsgrundgesetze.VI. 4. Aufl. 13

S. 391.
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#7Jq.Die Gesamtsumme der Umschlige war um

.5
· Meeerals die Zahl derjenigenWähler, neben deren Namen

. in der Wählerliste der Abstimmungsvermerkgemacht war.

Zur Aufklärung dieser Verschiedenheit,welche sich auch bei

5 wiederholter Zählung undVergleichung mit dem Nummern-

“ verzeichnisherausstellte,dient folgendes:

Hierauf wurden die Umschlägegeöffnet und zwar zu-
nächst die weißen, mit D bedruckten, dann die gelben mit
dem AufdruckeC, hierauf die grünen mit dem Aufdrucke B

und schließlichdie blauen mit dem AufdruckeA.

Jeder Umschlag wurde einzeln von einem der Wahl-
gehilfen geöffnet, der Stimmzettel wurde herausgenommen
und dem Wahlvorsteher übergeben,der ihn laut vorlas und
mit dem Umschlageinem anderen Wahlgehilfen weiterreichte.

Während die für ungültig befundenenZettel je nach
der Art des Umschlags, dem sie entnommen, mit A, B, C
oder D bezeichnetund mit dem Umschlagdem Wahlprotokoll
beigefügtwurden, sind die gültigen Stimmzettel jeder Gruppe
gesondertgesammeltund zu vier einzelnenPaketen versiegelt
worden.

Erst nachdem mit den Umschlägenund Stimmzetteln
der einen Art in dieser Weise verfahren worden war, ist mit
der Offnungder Umschlägeder nächstenArt begonnenworden.

Der Protokollführer nahm den Namen jedesKandidaten,
welcher Stimmen erhielt, in das Protokoll auf und vermerkte
bei jedem Namen die diesem zufallenden Stimmen.

Die Wählerliste und das Nummerrverzeichniswurden

— —5beimSchlusseder Verhandlung von dem Wahlvorstand unter-

schriebenund dem Protokolle beigefügt.
Durch Beschluß des Wahlvorstandes wurden für un-

gültig erklärt:
·

1. Weil die Stimmzettel nicht in einem amtlich ab-

gestempeltenUmschlag übergeben worden waren,

die Stimmzettel Nr.
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2. weil die Stimmzettel in einem mit einem nicht
amtlichenKennzeichenversehenenUmschlag über-
geben worden waren,

die Stimmzette VrMM...—

. weil die Stimmzettelnichtvon weißemPapierwaren,

die Stimmzette Vr.

.l weil die Stimmzettel mit einem Kennzeichenver-

sehenwaren,

die Stimmzettel VVr.

4weil die Stimmzettel keinen oder keinen lesbaren
Namen enthielten,
die Stimmzettel V.

.weil aus den Stimmzetteln die Person des Ge-

wählten nicht unzweifelhaft zu erkennen war,

die Stimmzettel rddr.

. weil die Stimmzettel auf eine nicht wählbare
Person lauteten,

die Stimmzettelt Vrr.

.l weil die Stimmzettel eine Verwahrung oder einen

Vorbehalt gegenüberdem Gewählten enthielten,
die Stimmzettl rVreer.

Außer Berücksichtigungmußten gemäß§522, Abs. 10
des Gesetzee. Umschlägegelassenwerden, in

denen mehrereauf verschiedenePersonen lautende

Stimmzettel enthalten waren, nämlich die Um-

schläge rVrVr..
*

Mehrere gleichlautendeStimmzettel fanden sich in den

UmschlägenNr. und wurden je als ein Stimm-

zettel gezählt.")

Nr.....
Keine Stimmzettel sanden sich in den Unmschlägen

2
Dagegen wurden die nachbezeichnetenStimmzettel, hin-

sichtlichderen sichdie nachstehendenBedenken ergebenhatten,

*) Das Unzutreffendeist zu durchstreichen.
13*

S. 396.
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aus folgenden Gründen durch Beschlußdes Wahlvorstandes
für gültig erklärt:

1. Stimmzettell r.

2. Stimmzettel rVre . -

Die sämtlichen vorbezeichnetenStimmzettel und Um-

schläge,hinsichtlichderen es einer Beschlußfassungdes Wahl-
vorstandes bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vor-

stehendangegebenenentsprechendenNummern versehenund

h Protokolle beigefügt.
Von den in die WählerlistenEingetragenenhaben

von ihrem Wahlrechte Gebrauch gemacht. Darunter waren

– gültige und —..ungültige Zettel. Von den un-

gültigen Stimmzetteln gehörten der Gruppe ..

der Gruppe B.. 4 der GruppeC und der Gruppe D

an. Von den gültigen Stimmzetteln hatter ein-

faches, doppeltes, . dreifachesund vier-

fachesStimmengewicht.
S. 397. Es lauteten von den gültigen Stimmzetteln auf:

72rs (Gufsbesifrer Car! Weiß in Helldorf

2 14 Zettel der Gruppe D — 14.. Stimmen,
9

„ 19
S.

- - — -—— -

42 7 — 21
. .. . . . .. — . . . . . ..-

7 4 4. A .16 -

2# 6% Se* zusammen Stimmen)
I.............................................................. ·.............................

........... ZettelderGruppeD—--Stimmen,

- - - B — . . . . . . . . . . *
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2.........·.................................................................................

........... ZettelderGruppeD—Stimmen-
2 2 . —.- -v

zusammen Stimmen

3...........................................................................................

........... Zettel dererGruppeD Stimmen,

B . -

zusammen Stimmen

44.

2 ZetteldererGruppeD = .Stimmen,

OD OD B— "Ol

OÜ "D W’“. -

zusammen Stimmen.

55—

........... ZettelderGruppeD—Stimmen,

zusammen-..........Stimmen

I6...·............................·..........................................................
.......... ZettelderGruppeD-—Stimmen,

- - - B — *

2 2 - — .. . . . . . . .. *
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7..........................................................................................

.......... ZettelderGruppeD--Stimmen-
- - - ·0— . . . . . . . . . . *

- B - -

zusammen Stimmen.

S882888888888.

–. Zettel der Gruppe D— ...Stimmen,

A4. -

zusammen Stimmen.

Nachdem der Wahlvorsteher dieses Ergebnis verkündet hatte,
versiegelteer die Umschläge,welche nicht dem Protokolle beigefügt
sind, und nahm sie in Verwahrung.

Die nicht zur Verwendung gelangten Umschläge Stück)
sind wieder angeschlossen.

Zu keiner Zeit der Wahlhandlung waren weniger als die

Hälfte der Mitglieder des Wahlvorstandes gegenwärtig oder der

Wahlvorsteher und der Protokollführer gleichzeitigabwesend.
Hierüber ist diese Niederschrift aufgenommen,vorgelesen,von

dem Wahlvorsteher und den Wahlgehilfen genehmigt und, wie

folgt, mitunterschriebenworden.

(Mindestens ein)

Der Wahlvorsteher Wahlgehilfe Der Protokollführer
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II. Das Recht der Minister-Anklage.

[Gesetz=und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen,

4tes Stück vom Jahre 1838.

. 21.) Gesetz,
das Verfahren in den an den Staatsgerichtshof gelangenden

Sachen betreffend;
vom zten Februar 1838 1.

Friedrich August, von GOTTES Gnaden König von

Sachsen2c. 2c. 2c.

Um das Verfahren in den an den Staatsgerichtshof ge-
langenden Sachen gesetzlichzu ordnen, bestimmenWir, unter

Zustimmung Unserer getreuen Stände, wie folgt:

Einleitung.

§51. Der Staatsgerichtshof hat nach den Bestimmungen
der Verfassungsurkundevom 4ten September1831, 5 141 u. f.
in Verbindung mit 5 83 und 153 und der mit den Ständen
des Markgrafthums OberlausitzgetroffenenUebereinkunftvom

17ten November 1834

1) auf erhobeneAnklage der Stände gegen die Vorstände
der Ministerien wegen Handlungen, die auf Umsturz der Ver-

fassunggerichtet sind, oder die Verletzung einzelner Puncte
er Verfassungbetreffen,den Proceß zu leiten und das Urthel

zu sprechen,

41 LetzteAbsendung: am 3ten März 1838. Der 15. Tag ist der
18. März 1838.
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II) über die künftige Wählbarkeit eines durch den Be-
schluß der Kammern ausgeschlossenenMitgliedes der Stände-
versammlung auf Verlangen des Ausgeschlossenenzu ent-

scheiden,
III) die Verfassungsurkundeund die mit dem Markgraf-

thum Oberlausitz getroffene Uebereinkunft erforderlichenFalls
authentischzu erklären, oder darüber, ob eine Verletzung der
letzterenstatt gefundenhabe, zu entscheiden.

1 Nach Verschiedenheitdieser unter I, II und III nahm-
haft gemachtenFälle ist, insoweitnicht schondie Verfassungs-=
urkunde hierüber genaue Vorschriftenenthält, das in diesem

Geiefür jeden derselben vorgeschriebeneVerfahren zu beob-
achten.

I. Abtheilung.
Von dem Verfahren im Fall der Anklage eines

Ministerialvorstandes.

1ster Abschnitt.

Allgemeine Vorschriften.

§&2. Auf eine von den Ständen bei dem Staatsgerichts-
hof erhobeneAnklage eines oder mehrererVorstände der Mi-
nisterien, wird nach den Grundsätzendes Anklageprocessesunter

nachfolgendenBestimmungen verfahren.
§ 3. Der Staatsgerichtshof hat sich
a) auf die bei ihm angebrachtenPuncte zu beschränken,

und lediglich diese als Gegenständedes Processesund der
Entscheidungzu betrachten;

b) die Bewahrheitung dieser Puncte auf keine anderen
Thatsachenund Beweismittel, als auf die von den Partheien

zulebenn,oder aus den öffentlichenActen ersichtlichen,zu
tützen.

& 4. Ein Verfahren von Amtswegenwird jedochinner=
halb der §53 gegebenenGrenzlinien zur näheren Wahrneh-
mung oder Beurtheilung der zur Sprache gebrachteneinzelnen
Thatsachen nicht ausw'schlofsen.und es hat deshalb der

Staatsgerichtshofdas lt- sich öffentlicheActen aller
Behörden mittheilen zu lassen.
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§ 5. Die Stelle des Klägers vertritt ein von den stän-
dischenKammern für jeden einzelnen Fall besonders zu er-

wählender Anwalt, dessenWirksamkeit jedocherst nach Ueber-
gabe der Klage beginnt.

§ 6. Dieser Anwalt kann auch für mehreregleichzeitige
Processegewählt werden.

In der Regel wird nur Ein Anwalt bestellt, und der-
selbe solchenfalls in Behinderungsfällen durch einen von den
Ständen gleichmäsiggewählten Stellvertreter ersetzt.

Es it jedochden Ständen, dafern sich beide Kammern
durch übereinstimmendenBeschluß dahin vereinigen, unbenom-
men, anstatt Eines Anwaltes und dessenStellvertreters Zwei
Anwälte solidarisch, einen für beide und beide für einen, zu
bestellenund gilt für diesenFall, was §9510, 12, 13, 14,
15, 23, 26 und 42 rücksichtlichdes Stellvertreters vorgeschrieben
ist, von diesem zweiten Anwalt.

§ 7. Die zu einem Anwalte oder dessenVertreter er-

wählte Person muß zu Uebernahme des Richteramtes gesetz-
lich befähigt sein. Staatsdiener im Sinne des Staatsdiener=
gesetzessind nicht wählbar.

15. 8. Die Wahl des Anwalts geschiehtdurch die zur
Vorbereitung der Anklage nach § 141 der Verfassungsurkunde
aus beiden Kammern zu ernennenden Deputationen. Ist die
Zahl der Mitglieder beider Deputationen verschieden,so wird
diejenige Deputation, welche aus einer geringerenAnzahl be-

steht, so weit es zur Gleichstellung erforderlich ist, verstärkt.
Beide vereinigen sich zu einer gemeinschaftlichenWahlde-

utation.p
§59. Die Präsidenten beider Kammern haben Sitz und

Stimme bei dieser Deputation. Ueber den Vorsitz entscheidet
unter denselbendas Loos.

§ 10. Der Vorsitzendeeröffnet in einer anzuberaumenden
Sitzung den Mitgliedern der Deputation, daß jedes derselben
spätestensin der Wahlconferenz ein Individuum zur Stelle
des Anwalts und eines zu der des Substituten schriftlich,
unter Beisetzung seines, des Schreibenden, Namens vorzu-
schlagenhabe. ·

§11.ZwischenderWahlconferenzundderimvortgen
§phenerwähntenvorläufigenZusammenkunftmüssenwenigstens
8 Tage inneliegen.

§ 12. In der Wahlsitzung werden die aufgeschriebenen
Namen verlesen, und es hat jedes Mitglied der Wahlde-
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putation drei der Bezeichnetenzur Stelle des Anwalts, und
eben soviel zur Stelle des Substituten mittelst Stimmzettels
vorzuschlagen. .

§13.VondenzumAmtedesAnwaltsundbezüglich
des Stellvertreters Vorgeschlagenen,werden jedesmal diejenigen
drei, welche die meistenStimmen haben, in die endlicheWahl
gebracht. Insoweit hierbei unter Zwei oder Mehreren Stim-
mengleichheit eintritt, hat unter diesen das Loos zu ent-

eiden.schDie endliche Wahl erfolgt nach absoluter Stimmen-
mehrheit. Wird diese bei der ersten und zweitenAbstimmung
nicht erlangt, so entscheidetbei der dritten Abstimmung die
relative Stimmenmehrheit, und im Fall einer Stimmengleich-
heit wiederum das Loos.

§514. Ergiebt sich schonbei dem § 12 vorgeschriebenen
Verfahren für den Anwalt und dessenStellvertreter, oder für
einen von beiden, eine absolute Stimmenmehrheit, so ist, so-
weit solchevorhanden, ein weiteres Wahlverfahren nicht nöthig.

5 15. Die getroffene Wahl des Anwaltes, sowie die des
Stellvertreters, wird bei der Uebergabe der Klage an den
Staatsgerichtshof diesemangezeigt.

§ 16. Alle in Sachsenproceßrechtlich anerkannte Be-
weismittel, mit Ausnahme des Eidesantrags, sind zulässig.
Auch kann ein Erfüllungs= oder Ablehnungseid nur dem An-
geklagtenzuerkannt werden.

§ 17. Das Eintreten von Rechtsnachtheilenbei Ver-
säumnissenwird zunächstnach den Bestimmungendieses Ge-
setzes, im Uebrigen aber nach den dießfalls geltenden Vor-
schriftendes SächsischenCivilprocesses beurtheilt. Die vor-

geschriebenenRechtsnachtheile werden in den Erlassen des
Staatsgerichtshofsnicht besondersausgedrückt,sie treten leldig-
lich Kraft des Gesetzesein. Wiedereinsetzungin den vorigen
Stand und Nichtigkeitsklagensind unzulässig.

§ 18. Bei Berechnung der in gegenwärtigemGesetzer-

wähnten Fristen und Termine sind die Sonn= und Feiertage
nicht abzurechnen. Der Lauf der Fristen beginnt am Tage
nach der Insinuation des Erlasses oder der Publication des
Erkenntnisses, und endigt sich am letztenTage, Nachmittags
5 Uhr. Der Staatsgerichtshof ist jedochbefugt, bei genau
bescheinigtentriftigen Ursachen, Verlängerungder laufenden
Fristenzu bewilligen, mit Ausnahme der Frist zur Ergreifung
eines Rechtsmittels gegen das Urthel.
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§ 19. Die Insinuation der Erlasse erfolgt durch einen,
entweder besondersvon dem Staatsgerichtshof in Pflicht zu
nehmenden, oder für den Lauf des Processesvon einer der
obern Landesbehördenzu requirirenden Boten.

§ 20. Die Publication der Erkenntnisse geschieht im
Pleno des Staatsgerichtshofs durch den Präsidenten.

§ 21. Sowohl die Entscheidungen,als die nach 8 26,
29, 30, 31, 33, 38 und 39 dieses Gesetzesim Laufe des
Verfahrens vorkommenden Beschlüsse,so wie die Beschlüsse
auf die § 40 erwähnten Anträge sind im Pleno des Staats-
gerichtshofszu fassen.

Zter Abschnitt.

BesondereVorschriften.
22. Hat sichder Staatsgerichtshof in Gemäsheit§ 145

der Verfassungsurkundeversammelt, so macht der Präsident
desselbenden Präsidenten der beiden Kammern hiervon Mit-
theilung.

§523. Die letzterenübersendendie Anklage unter Benen-
nung des Anwalts und seines Stellvertreters. (5 141 der
Verfassungsurkundeund § 15 des 1sten Abschnitts.)

§ 24. In der Anklage sind die einzelnen Puncte genau
zu bezeichnen,und bei einem jeden die Beweismittel anzu-

eben. Bestehen diese in Urkunden, so sind selbige soforteizusügen,(§ 141 der Verfassungsurkunde)oder, dafern sie
sich nicht in den Händen der Anklagenden befinden, nach
Form und Inhalt möglichst genau zu beschreiben, auch ist
letzteren Falls der Ort anzuzeigen, wo solchewahrscheinlich
anzutreffen sind.

§525. Nach Uebergabeder Anklageschriftsetztder Staats-

gerichtshofbinnen 3 Tagen den Angeklagten, unter vorläufiger
Bezeichnung des Gegenstandesder Klage, von letzterer in
Kenntniß.

§526. Der Staatsgerichtshof prüft zunächstdas Formelle
der Anklage, ingleichen die Rechtfertigung des Anwalts und

dessenStellvertreters, und es werden ihm zu dem 1 Ende die

Protocolle der Ständeversammlung, so wie die wegen der
Wahl des Anwalts und dessenStellvertreters ergangenen
Acten mitgetheilt.
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§ 27. Wenn die Anklage in formeller Hinsicht von dem
Staatsgerichtshof mangelhaft gefunden werden sollte, so hat
er solches binnen einer Fristvon längstens 14 Tagen der
Ständeversammlung mittelst eines die Gründe enthaltenden
Decrets zu eröffnen.

§528. Findet der Staatsgerichtshof die Anklage formell
für rechtsbeständig,so hat er solchenebst ihren Belegen dem
Angeklagten binnen 14 Tagen, von der Anbringung an ge-

rechnet, zur Beantwortung abschriftlichmitzutheilen. Der An-

geklagtehat letzterebinnen 8 Wochen, von erfolgter Behän-
digung gerechnet,zu bewerkstelligen.

Erfolgt die Antwort in dieserZeit nicht, so wird ange-
nommen, als habe Angeklagter die ihm beigemessenenThat-
sachen,auf welchedie Anklage gestütztwird, eingeräumt.

§529. Nach Beantwortung der Klage hat der Staats-
gerichtshof zu erwägen, ob es einer weiteren Aufklärung der
angeführten Thatsachen noch bedarf, oder ob derselbe ohnedissesofort über die Anklage zu entscheidenim Stande sei.
Bedarf es einer weiteren Austläungder Thatsachennicht, so

lendie Partheien sofort mit der Deduction nach § 40 zu
ören.

6 30. Findet der Staatsgerichtshof, daß der Angeklagte
bei Beantwortung der Klage hinsichtlich der einzelnenUm-
stände sich nicht bestimmt genug erklärt hat, so hat er die be-
sonderenFragen, welche von dem Angeklagten über einzelne
Thatsachennoch zu beantworten sind, aufzustellen, und den-
selbenaufzufordern, binnen 14 Tagen sich über dieseFragen
zu erklären.

Unterbleibt diese Erklärung, oder ist sie abermals nicht
genügend, so wird angenommen, es habe der Angeklagte jeneThatsachenund Umstände eingeräumt.

5 31. Eben so hat der Staatsgerichtshof zu verfahren,
wenn er findet, daß Angeklagter bei Beantwortung der Klage
Thatsachenvorgebrachthat, die zum Behuf der Entscheidung
der Sache eine Antwort oder Erklärung des Gegners er-

peischen,wozu demselbeneine 4wöchentlicheFrist einzuräu-
men ist. .

§ 32. Jeder Theil hat bei Aufstellung von Thatsachen,
deren Beweis ihm obliegt, zugleich die Beweismittel entweder
sofort beizufügen, oder doch genau zu bezeichnenund zu be-
schreiben,soviel die Urkunden betrifft, mit Angabe des Orts,
wo solchesich befinden. z--
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§533. Für Herbeischaffungder in dem beiderseitigenVor-
bringen angegebenenBeweismittel, wenn es deren noch, den
Ergebnissendes Verfahrens nach, bedarf, hat der Staatsge-
richtshof Sorge zu tragen, sofern sie sich nicht in den Hän-
den der Partheien befinden und genau (bei Urkunden auch
dem Inhalte nach) angegebenwerden.

§534. Die Abhörung der von den Partheien angegebenen
Zeugen erfolgt im Pleno des Staatsgerichtshofs, unter

Leitung der § 146 der Verfassungsurkundeerwähnten Mit-
glieder desselben,nach besonders von ihnen aufzustellenden
Fragepuncten.

Es wird den Partheien freigestellt, bei dieser Abhörung,
und zwar den Angeklagten betreffend, in Person oder durch
einen Beauftragten, gegenwärtig zu sein. Auch ist den Par-
theien unbenommen, bei diesem Zeugenverhöre das Gericht
auf Umständenochaufmerksamzu machen,worüber die Zeugen
zu befragen.

§5 35. Urkunden, soweit deren Aechtheit nach den des-
falls bestehendenVorschriften des gemeinen und des Sächsi-
schenRechts noch in Zweifel gezogen werden kann, bedürfen
der Recognition oder der eidlichen Ablehnung.

§ 36. Bei der, wegen des Anerkenntnissesder Urkunden

zu erlassendenVerfügung hat der Staatsgerichtshof Abschriften
der Urkunden beizufügen und der Parthei freizustellen, die

Originalien in der Canzlei des Staatsgerichtshofs während
der Frist sich vorlegen zu lassen.

Der Angeklagtehat sichin seinerAntwort über die Aecht-
heit jener Urkunden zu erklären; im Unterlassungsfalle wird
ein Anerkenntniß angenommen.

Dasselbe findet statt hinsichtlich des Anwalts bei den-
jenigen Documenten, welche der

Frrn
seiner Antwort

beifügte. Bei Urkunden, welchedurch den Staatsgerichtshof
(5 33) herbeigeschafftworden, findet dasselbeVerfahren statt
und es hat sich derjenige, gegen welchensie beweisensollen,
binnen 8 Tagen, von dem desfallsigen Erlasse an, darüber
zu erklären. Unterläßt er dieseErklärung, so werden die Ur-
kunden für anerkannt geachtet.

§ 37. Die eidliche Tolehnungerfolgt beim Staatsge-
richtshof; der Product wird dazu unter Einräumung einer
Stägigen Frist vorgeladen. Erscheinter nicht, so wird die Ur-
kunde für anerkannt geachtet.
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§538. Die Partheien sind zu gegenseitigerEdition der
in ihren Händen befindlichenUrkunden verbunden, dafern nach
der erforderlichen genauen Beschreibungderselbenanzunehmen,
daß sie zu Ermittelung eines streitigen Thatumstandes dienen
können. Findet der Staatsgerichtshof das Editionsgesuch an

sich statthaft, so erläßt derselbe, unter Einräumung einer
14tägigen Frist, das desfallsigeDecret an diejenige Parthei,
von welcher die Herausgabe gefordert wird, unter der Ver-
warnung der Annahme des Geständnissesdessen,was durchdie Urkunde hat bewiesenwerden sollen. Der Gegner kann si
vor Ablauf dieserFrist zum Editionseide beim Staatsgerichts-
hofe erbieten, welcher, unter Einräumung einer StägigenFrist,
den Termin zu Leistung dieses Eides neltzegt

Wird der Editionseid nicht geleistet, so gilt dieß einem
vollständig geschehenenZugeständnissedessengleich, was durch
jene Urkunde hat dargethan werden sollen.

§539. Die Ermittelung eines Gegenstandesdurch Sach-
verständigeerfolgt auf Anstrag der Partheien, oder von Amts-
wegen durch den Staatsgerichtshof, und es gelten bei dem
desfallsigen Verfahren die Regeln des bürgerlichen Processes.

§ 40. Vor der Entscheidungder Sache steht es jeder
Parthei frei, binnen 14 Tagen noch eine Deduction dem
Staatsgerichtshofe zu übergeben. Es beginnt die 14tägige
Frist für den Anwalt mit dem Tage, an welchem der Staats-
gerichtshof den Partheien bekannt macht, daß die Acten zu
ihrer Einsicht bereit seien, für den Angeklagtenmit dem Tage,
an welchem ihm die Deduction des Anwalts zugefertigt oder
bekannt gemachtwird, daß dieser eine solche nicht eingereicht
habe. Neue Thatsachenkönnen in dieserDeduction nicht auf-
gestellt werden. Jedoch kann hierbei auf die Mängel im Ver-
fahren, welche ohne Schuld der Partheien durch das Gericht
verhangenworden, aufmerksamgemachtund deren Verbesserung
und Ergänzung beantragt werden. Mit Ablauf jener 14 Tage
sind die Acten als geschlossenanzusehen, und alle späteren
Eingaben der Partheien sind nicht anzunehmen.

§541. Der Angeklagtehat das Recht, gegen den Aus-
spruch des Staatsgerichtshofs sich auf ein anderweites Er-
kenntniß zu berufen. (§ 149 der Verfassungsurkunde.) Diese
Berufung hat er binnen 10 Tagen, von der Zeit der Publi-
cation des Erkenntnissesan, dem Staatsgerichtshof zu über-
geben; auch steht ihm frei, binnen 14 Tagen, von der Ein-
wendung der Berufung an gerechnet,eine weitere Ausführung
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seiner Beschwerdenbei dem Staatsgerichtshofe einzureichen;
die Berufung und die Ausführung fertigt der Staatsgerichtshof
dem Anwalt zu, und dieser ist berechtigt, binnen 3 Wochen,
vom Tage der erwähnten Zufertigung an, eine Gegenaus-
führung einzureichen.

§542. Im Fall der Auflösung der zweiten Kammer,
während des Processes,wird letzterernicht sistirt und die Wirk-
samkeit des Anwaltes und dessenStellvertreters dauert fort.

II. Abtheilung.

Verfahren beim Staatsgerichtshof in Folge der

Vorschrift der Verfassungsurkunde § 83.

* 43. Ist in Gemäsheit §583 der Verfassungsurkunde
ein Mitglied einer ständischenKammer zum gänzlichenAus-
schluß aus lesterenverurtheilt worden, so stehet es dem Aus-
geschlossenenfrei, wegen seiner künftigen Wählbarkeit auf Er-
renntniß des Staatsgerichtshofs anzutragen.

§ 44. DiesenAntrag hat er bei Verlust desselbenbinnen
4 Wochen, von der Zeit an, wo ihm der Beschluß der Kam-
mer wegen seiner gänzlichen Ausschliessung,bekanntgemacht
wird, bei dem Ministerio des Innern einzureichen, welches
selbigen dem Staatsgerichtshofe mittheilt.

18 45. Der Staatsgerichtshof läßt sich die, der Ent-
scheidungzum Grund zu legenden ständischenProtocolle aus-
antworten, übersendetdas Erkenntniß dem Ministerio des
Innern, welches für die Zufertigung desselbenan den Bethei-
ligten und Benachrichtigungder Kammer Sorge zu tragen hat.

91. Die Entscheidung des Staatsgerichtshofs ist, so
viel das Thatsächlichebetrifft, auf das in & 83 der Ver-
fassungsurkundebemerkte, in der ständischenKammer aufge-
nommene, vorgeleseneund gehörig vollzogene Protocoll zu
gründen. Der Betheiligte kann zur Vorlesung des Protocolls
in der zum 6§83 erwähnten folgenden Sitzung erscheinen.Ist
er nicht erschienen,so hat das Protocoll nichts desto weniger
volle Beweiskraft. Auf Verlangen ist dem Ausgeschlossenen
eine Abschrift des vollzogenen Protocolls von der Kammer
mitzutheilen.
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III. Abtheilung.
Verfahren beim Staatsgerichtshof in Folge der
Vorschrift der Verfassungsurkunde 5 153 und der
mit den Ständen des Markgrafthums Oberlausitz

getroffenen Uebereinkunft 5 58.

§ 47. Soll vom Staatsgerichtshof die Auslegung eines
oder mehrerer Puncte der Verfassungsurkundeerfolgen, so ist
demselbenzu diesem Behufe, sowohl von Seiten der Regie-
rung als der Stände, eine Deduction zu übergeben.(6 153
der Verfassungsurkunde.)

§548. Wird nur von einem Theile dem Staatsgerichts-
hofe eine Deduction übergeben,so hat dieserbinnen 8 Tagen
denjenigenTheil, welchereine Deduction noch nicht abgegeben,
davon schriftlichzu benachrichtigen.Von dieserBekanntmachung
an kann die rückständigeDeduction binnen 4 Wocheneingereicht
werden. Nach Ablauf dieser Frist wird eine Verzichtleistung
darauf, Kraft dieses Gesetzes,angenommen.

§ 49. Sobald von beiden Theilen Deductionen einge-
reicht worden sind, oder auf einer Seite die im vorigen Sphen
erwähnte Verzicht eingetreten ist, hat der Staatsgerichtshof
binnen 8 Tagen die Deduction des einen Theils dem andern
mitzutheilen. Zur Beantwortung der nach § 153 der Ver-
fassungsurkundegegenseitigmitzutheilendenDeductionen stehet
jedemTheile, Kraft diesesGesetzes,eine Frist von 4 Wochenzu.

Nach Ablauf dieserFrist wird eine Verzichtleistungauf
die Beantwortung der mitgetheiltenDeduction unbedingt an-

genommen.

§ 50. Zum Behuf der Abfassung eines Ausspruchs ist
nach Maasgabe der Verfassungsurkunde§ 146 ein Referent
und Correferent zu wählen und bei der Entscheidungselbst
giebt, im Fall der Stimmengleichheit, die Stimme des Prä-
sidentenden Ausschlag.

Das Concept der Entscheidungist von allen Mitgliedern
zu signiren.

86851.Die Bekanntmachungdes Ausspruchs8 ieht durch
schriftliche Mittheilung desselben, so wie der Entscheidungs—
gründe an beide Theile. Der Präsident vollziehet die desfalls
nöthigen Ausfertigungen durch seineUnterschrift.
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§552. Ausspruch und Entscheidungsgründe werden in
den Landtagsacten abgedrucktund von der Regierung durch
das Gesetz=und Verordnungsblatt bekannt gemacht.

§553. Im Fall
1.) der Verabschiedungoder
2.) Vertagung der Kammern, oder
3.) der Auflösung der zweiten Kammer, während des

Laufes der Fristen, wird die Sache sistirt. Nach Wiedereröff-
nung der Ständeversammlung fordert der Staatsgerichtshof
beide Theile, unter Einräumung neuer Fristen, zu Einrei-
chung der ihnen annoch zustehendenSchriften auf. Es kann
aber auch in den ersten beiden Fällen, wenn die ersteSchrift
von der Ständeversammlung schon verabfaßt ist, zu Ent-

werfung der Widerlegungsschrift,mit Genehmigungder Staats-
regierung, eine Deputation ernannt und niedergesetztwerden.

§554. Wird in Gemäsheit des §558 der mit den Stän-
den des Markgrafthums Oberlausitz getroffenenUebereinkunft
vom 17ten November 1834 über die Auslegung der jene
Uebereinkunft enthaltenden Urkunde, oder über die Verletzung
derselben, Entscheidung vom Staatsgerichtshof verlangt, so
tritt das, wegen der beim Staatsgerichtshof einzureichenden
Deductionen 5 47 und 48, Abtheilung III, festgesetzteVer-
fahren ein.

§555. Die eingereichtenDeductionen, oder, im Fall
deren nur eine übergeben, diese,werden den allgemeinenStän-
den, und zwar, daferne sie nicht versammelt sind, binnen
8 Tagen nach ihrem Wiederzusammentritte,zugefertiget,welche,
von der Zufertigung an, binnen 8 Wochen ihres Rechts, zu
interveniren, sich bedienen können, und die desfallsigeSchrift
beim Staatsgerichtshof in dieser Frist einzureichenhaben.
Auch von dieser Fristgelten die Bestimmungen& 53.

§556. Die Interventionsschrift wird dann der Regie-
rung und den Provincialständen mitgetheilt, die Deduction
der beiden letzteren aber gegenseitigder Regierung und den

Provincialständen binnen 8 Tagen zugefertiget; von dieser
Zufertigung an läuft für jede dieser beiden Partheien, zur
Beantwortung des Mitgetheilten, eine Frist von 4 Wochen,
nach deren Ablauf eine Verzichtleistung auf die Beantwortung
angenommen wird.

6 57. Sind die Provincialstände zur Zeit der Zufer-
tigung einer Deduction nicht versammelt, so läuft die Frist

Deutsche Staatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 14
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53.

zu deren Widerlegung nur erst von der Zeit ihres Zusammen-
trittes an.

§ 58. Bei der Entscheidungkommen die Vorschriften des

§ 153 der Verfassungsurkundezur Anwendung.
Der Ausspruch des Staatsgerichtshofs ist nach vor-

stehendenöphen 50 und 51, Abtheilung III, auszufertigen
und mitzutheilen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetzeigenhändig unter-

schriebenund das Königliche Siegel beidrucken lassen.
Dresden, den 3ten Februar 1838.

Friedrich August.
(L. S.) Julius Traugott Jakob von Koenneritz.

III. Das Recht der gesetzgeberischenInitiative.

[Gesetz=und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen,

OItesStück vom Jahre 1849.

1.. 31) Gesetz
über das Recht der Kammern zu Gesetzvorschlägen;

vom 31stenMärz 18491.

W#N, Friedrich August, von GOTTES Gnaden
König von Sachsen2c. 2c. 2c.

haben, in weiterem Verfolg der unter heutigemTage ver-

fügten Abänderung des § 85 der Verfassungsurkunde, im
Einverständnissemit den Kammern des Königreichs, Folgendes
beschlossenund verordnen demnach:

§ 1. Jeder Abgeordnetehat das Recht, in der Kammer,
zu welcher er gehört. Gesetzentwürfeeinzubringen.

Ein Abgeordneter, welcher die Absicht hat, den Entwurf
zu einem Gesetzevorzulegen, hat davon der Kammer, und

1 Letzte Absendung: am 17ten April 1819. Der 15. Tag ist der
2. Mai 19219.
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war auf dieselbeWeise, wie wenn er einen nachAbschnittXIII
er Geschäftsordnungzu behandelndenAntrag stellen wollte,

Nittheilungzu machenden Gegenstandund Zweck, sowie die
Hauptgrundsätzedes Gesetzesdarzulegenund die Genehmigung
der Kammer zur Vorlegung des Entwurfs zu beantragen.

§ 2. Die Kammer hat darauf zuvörderstüber die digob sie zur Vorlegung des Gesetzentwurfsüber den bezeichneten
Gegenstandihre Buscmnnnertheilenwolle, Beschlußzu fassen.

Auch hierbei ist ganz 5 zu verfahren, wie nach der Ge-
schäftsordnungin Bezug auf die Behandlung von Anträgen
der Kammermitglieder vorgeschriebenist.

§&3. Ist in Gemäßheiteines Kammerbeschlussesdie im
vorigen Paragraphen erwähnte! Zustimmung ausgesprochen,
so hat derjcnigeAbgeordnete, von welchemder Vorschlag aus-

gegangen ist, den angekündigtenGesetzentwurfin übersichtlicher
und bestimmterFassung und mit Motiven versehenvorzulegen.

Nachdem diese Vorlage erfolgt und der Kammer ange-
zeigt ist, werden dergleichenGesetzentwürfeganz so behandelt,
wie wegen der vom Könige an die Kammern gelangtenGesetz-
vorlagen durch die Verfassungsurkundeund Geschäftsordnung
bestimmt ist. —

Sind jedochderartigeGesetzentwürfeausnahmsweisenicht
unmittelbar nach ihrer Einbringung gedruckt und vertheilt
worden, so ist alsbald, und jedenfalls noch vor der Berichts-
erstattung darüber durch einen Ausschuß, dem Gesammt-
ministerium eine Abschrift davon zuzustellen,auch eine gleiche
Abschrift zum Gebraucheder Kammermitglieder in der Canzlei
der ketreffendenKammer auszulegen. Vergl. 85161 der Ge-
schäftsordnung.

§54. Wenn einer der beiden Kammern über irgend einen
Gegenstand bereits ein Gesetzentwurfvorliegt, er mag nun

vom Könige ausgegangen, oder von Mitgliedern der betref-
fenden Kammer eingebracht worden sein, so kann in der
andern Kammer über den nämlichen Gegenstandnicht eher
verhandelt werden, als bis die Kammer, welche zuerst mit
der Sache sich beschäftigthat, Beschlußdarüber gefaßt und
dieseBeschlußfassungin der gewöhnlichenWeise der andern
Kammer mitgetheilt hat.

Eben so wenig kann aber auch, wenn einer Kammerbe-
reits ein vom Könige ausgegangener Gesetzentwurfvorliegt, in

derselben Kammer ein den GegenstanddiesesGesetzentwurfs
14*
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betreffenderGesetzvorschlagvon Kammermitgliederneingebracht,
noch ein selbstständiger AntraggleichenInhalts vor der Ver-
handlung über den Gesetzentwurfselbst, zum Zweckehaupt-
sächlicherBeschlußfassungin Berathung gezogen werden.

§ 5. Eine jede Kammer hat das Recht, einen in der
andern Kammer von Mitgliedern derselbeneingebrachtenGe-
setzentwurfabzulehnen, auchohne eine Berathung der einzelnen
Bestimmungen desselbenvorzunehmen.

§ 6. Wird ein von KammermitgliederneingebrachterGe-
setzentwurf von derjenigen Kammer, in welcher er zunächst
vorgeschlagenworden ist, verworfen, so kann er in der andern
Kammer nur unter der Voraussetzungzur Berathung kommen,
wenn ein Mitglied dieserKammer die Zustimmung der letztern
zur Vorlage des Entwurfs in der § 1 und 2 bezeichneten
Weise nachgesuchtund erhalten hat.

&57. Soll ein Gesetzentwurfmit dem Antrage auf Ge-
nehmigung und Publication desselbenan den König gelangen,
so ist dazu die Uebereinstimmungbeider Kammern erforderlich,
daher nöthigenfalls, und also bei Anfangs getheilter Meinung
darüber, nach § XIII des Gesetzesvom 15ten November 1848

zu verfahren.
Ist bei dem Zusammentritte beider Kammern zur gemein-

schaftlichenBeschlußfassungbestimmt worden, daß dem Könige
ein Gesetzentwurfzur Genehmigung und Publication über-
reicht werden soll, so muß in dem § 5 erwähnten Falle die-
jenige Kammer, welche den Gesetzlentwurfohne specielleBe-
rathung Anfangs abgelehnt hatte, dieseBerathung erst noch
vornehmen, ehedie Uebergabedes Gesetzesan den König er-

folgen kann, so daß also nachBefinden auch noch ein zweiterZusammentritder Kammern zur Vereinbarung über die einzelnen
Bestimmungen des Gesetzeserforderlich werden kann.

§58. Gesetzvorschlägeder Kammern, denen die Ge-
nehmigung des Königsversagtworden ist, können während
des nämlichen Landtags in keiner der beiden Kammern unver-
ändert wiederholt werden. .-

§9.Willder·KönigeinenvondenKammem-ausge-
gangenen Gesetzentwurf nur mit Abänderungen genehmigen,
so sind dieseAbänderungen von der Regierung den Kammern
noch während des nämlichen Landtags mitzutheilen und es

steht dann den letztern frei, den Gesetzentwurfentweder ganz
zurückzunehmenoder die Abänderungen zu genehmigen, oder
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auchden Gesetzentwurfmit Widerlegungsgründenin der vorigen
Maaße,ebenfalls noch während des nämlichenLandtags, dem
Könige zu unveränderter Genehmigungoder Ablehnung zu

überreichen. ·

Urkundlich haben Wir dieses Gesetzeigenhändig unter-

schriebenund das Königliche Siegel beidrucken lassen.
Dresden, den 31sten März 1849.

Friedrich August.
(L. S.) D. Christian Albert Weinlig.

IV. Die Landtagsordnung.
Die erste Landtagsordnung wurde durch Bekannt-

machung, den Erlaß der Landtagsordnung betreffend;
vom Sten October 1857 publicirt (Gesetz=und Verordnungs-
blatt f. d. K. Sachsen,111 Stück vom Jahr 1857, S. 175—210).
Sie ist durchdie Landtagsordnung vom 12. October 1874 ersetzt.

[Gesetz=und Verordnungsblatt S. 43.

für das Königreich Sachsen.
18. Stück vom Jahre 1874.

1 . 147. Landtagsordnung; S. 378.

vom 12. October 18741.

WIR, Albert, von GOTTES Gnaden König von

Sachsen2c. 2c. 2c.

haben eine Revision der Landtagsordnung vom 8. October
1857 für angemessenbefunden und verordnen demzufolgeunter

Zustimmung Unserer getreuen Stände:

& 1. Jeder Kammer stehtdas Recht . ihre Geschäfts=geschäfts-

ordnung unter Beobachtung der in der Verfassungsurkunde
1 Letzte Absendung:am 30. October 1874. Der 15. Tag danach

ist der 14. November 1874. »
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enthaltenen,sowieder nachstehendenBestimmungenselbstständig
festzustellen.

„#nmeldung J 2. In der bei Einberufung eines Landtags zu er-

mitglieder. lassendenMissive (§ 115 der Verfassungsurkunde)wird zu-
gleich Ort und Stunde für die persönlicheAnmeldung der

Ständemitglieder bestimmt.
S. 379. Hierbei haben die in § 63 der Verfassungsurkundeunter

2, 4, 5, 11, 12 aufgeführten Mitglieder der erstenKammer,
ingleichen die nachNr. 9 ebendaselbstund § 64 am Ende zu-
lässigen Bevollmächtigten sich durch die ihnen ausgestellten
Vollmachten zu legitimiren, die 5 64 erwähnten Stellvertreter

übrigensden Eintritt der dort bemerkten Voraussetzungenund
den Besitzder ebendaselbsterforderten persönlichenEigenschaften
nachzuweisen.

Alle anderen Kammermitglieder,mit Ausnahmeder Prinzen
des Königlichen Hauses, legitimiren sich durch ihre Missive
(vergleichejedoch 5 0).

Das Erscheinen der KöniglichenPrinzen hängt von deren
freier Entschließung ab.

§53. Die Anmeldung geschiehtbis zur erfolgten Con-
stitnirung der Kammern bei den Einweisungscommissionen,
nach diesem Zeitpuncte aber bei den Präsidenten derjenigen
Kammer, welcher ein Ständemitglied angehört.

Den Einweisungscommissionenist jedesmal ein Verzeich-
niß der einberufenenStändemitglieder mitzutheilen.

Eimweisung“F 4. Die Einweisungscommissionbestehtfür jedeKammer
aus dem Directorium derselbenvom letztenLandtage.

Es genügt jedoch,wenn zweiMitglieder diesesDirectoriums
daran Theil nehmen.

Sollten wegen Ausscheidensoder in Folge Behinderung
nicht wenigstens zwei Mitglieder des Directoriums die Func-
tionen der Einweisungscommissionübernehmenkönnen, so be-
stimmt der König, welcheKammermitglieder deren Stelle in
der Commissionübernehmensollen und ernennt zugleich den
Vorstand.

§65. Kammermitglieder, welche sich an der rechtzeitigen
Anmeldung ohne gerechtfertigte Entschuldigung versäumen,
oder später ohneUrlaub abwesend sind, können, wenn sie auf
die nach Maßgabe der Geschäftsordnungihrer Kammer an sie
erlassenepersönlicheAufforderungohnegenügendeEntschuldigung
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außenbleiben, durch Beschluß der Kammer von letzterer zeit-
weise ausgeschlossenwerden.

Urlaubsgesuchesind von den Präsidentenbei dem Könige,

vonanderen Kammermitgliedern bei den Präsidenten anzu-
ringen. «

§6.JederKammerstehtfürihreMitgliederdiePrüfItngPtchsssxgi«des
derLegitimationen·(§2)undbeziehentlichderWahlen,sowiemqtioslzkmmd
bei entstehendenZweifeln die Entscheidungzu.

der Wahler.

Einwendungen gegen das Wahlverfahren sind bei deren
Verlust binnen 14 Tagen nach Zusammentritt des Landtags
(8 2), und bei Wahlen, welche während des Landtags statt-
finden, binnen gleicherFrist nachFeststellung des Wahlergeb-
nisses anzubringen.

·

So lange nicht die Unzulänglichkeiteiner Legitimation,
beziehentlich die Ungiltigkeit einer Wahl ausgesprochenist,
haben die nach § 2 legitimirten Ständemitglieder Sitz und
Stimme in ihrer Kammer.

1 Es wird auch an der Giltigkeit von Beschlüssendadurch. S. 3/0.

daß Mitglieder, welche an denselben Theil genommen haben,
später wegen Ungiltigkeit der Wahl oder wegen Mangels der

gesetzlichenBefähigungaus der Kammer auszuscheiden ge-

nöthigt sind, in der Regelnichts geändert. Nur wenn bei
einer durch Namensaufruf erfolgten Abstimmung die Stimme
eines solchenMitglieds entscheidendgewesenist und dies vor

Ende des Landtags bemerkt wird, ist, insofern nicht die König-
liche Genehmigung des Beschlussesfrüher erfolgt war, die
Abstimmung zu wiederholen.

§ 7. Sobald die beschlußfähigeAnzahl der Mitglieder Constitui-

angemeldetund legitimirt ist, schreitetjedeKammer zur Wahl #
ihres Directoriums.

Hiervon ist dem Gesammtministerium, sowie der anderen
Kammer Mittheilung zu machen.

§ 8. Die Zeit für die Eröffnung des Landtags, sowie
die Formen derselben,werden von dem Könige bestimmt.

§59. Der Präsident jeder Kammer ist als Organ der unmtder

letzteren in ihren Verhältnissen zur Staatsregierung, zur Prästdenten.

anderen Kammer und zu dritten Personen zu Oardhabunger

Landtagsordnung und Geschäftsordnungberufen.
In gemeinsamenAngelegenheitenbeider Kammern haben

deren Präsidenten vereint sie zu vertreten. Eingaben an die
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Ständeversammlung, als Ganzes, gelangen, wenn etwas
Anderes nicht ausdrücklichbeantragt ist, zunächstan die erste
Kammer.

Sollten die Präsidenten und Vicepräsidenteneiner Kammer
gleichzeitigbehindert sein, so haben die Secretäre nach der in
der Geschäftsordnungjeder Kammer zu bestimmendenReihen=
folge die laufenden Geschäftezu erledigenund nöthigenfalls
eine Sitzung zur Vornahme der für die Stellvertretung der
PräsidentenerforderlichenWahlen zu veranstaltenund zu leiten.

Das Abänderungs-Gesetz v. 9. August 1904 bestimmt:

J.

Dem §9 der Landtagsordnung wird folgender 4. und
5. Absatzangefügt:

Den Präsidenten steht die Verwaltung des Stände-
hauses gemeinschaftlichzu. Für ständischeBauten gelten
die §8 14 flg. des Gesetzes,den Staatshaushalt betreffend,
vom 1. Juli 1904 (G.= u. V.-Bl. S. 286).

In der Zeit von einem Landtage zum andern werden
die den Präsidenten auf Grund der Landtagsordnung zu-
stehendenVertretungs=und Verwaltungsbefugnissedurch die
Präsidenten der letzten Ständeversammlungund im Falle
ihrer Behinderung durch ihre Stellvertreter wahrgenommen.
Außerhalb einer Tagung kann ein Präsident den andern
mit Wahrnehmung dieser Befugnissebeauftragen.

& 10. Mit Schluß des Landtags erledigen sich die
Functionen der Directorien. Dieselben haben jedochdie bei
Schluß des Landtags noch im RückstandegelassenenCanzlei-
geschäftezu erledigen ##Auch haben die Präsidentendie etwa
noch erforderlichenStändischenSchriften ausfertigen 31lassen
und zu vollziehen (vergleicheauch § 138 der Verfassungs-
urkunde)#. 1.

Oeffentliche & 11. Die Sitzungen der Kammern sind in der Regel
* aangen. öffentlich. Für die Zuhörer sind außer zwei geschlossenen

Galerien, zu welchendie Eintrittskarten von dem Ministerium
des Innern ausgegebenwerden, und einer dritten dergleichen
für die Mitglieder der anderen Kammer, offeneGalerien vor-

handen, zu denen der Eintritt nach den von der Kammer zu

U1uAufgehoben durch das Abänderungs-Gesetzv. 9. August 1904
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treffenden Bestimmungen gestattet ist, auch sind durch den
Präsidenten den Berichterstattern öffentlicher Blätter, soweit
thunlich, geeignetePlätze auf den Galerien anzuweisen.

Ueberdem wird die Regierung für stenographischeAuf- S. 361.

nahme der Verhandlungen Sorge tragen; die Stenographen
haben jedochbei geheimer Sitzung abzutreten.

Dem Einvernehmen beider Kammern bleibt es überlassen,
ob den Mitgliedern der anderen Kammer der Besuch der für
dieselbenbestimmtenGalerie auch bei geheimenSitzungen zu
gestattensei.

& 12. GeheimeSitzung tritt ein (6 135 der Verfassungs=Sebeime
urkunde): bungen.

a) auf Verlangen der Staatsregierung bei Eröffnungen
oder Vorlagen derselbenund den daraufbelliglichen
Verhandlungen,

b) auf den Antrag von mindestens einem Viertheile der
anwesendenKammermitglieder.

Wenn drei Mitglieder den Antrag stellen, so ist darüber
in geheimerSitzung nach der Bestimmungsub b zu entscheiden.

Alle Gegenstände,welche in FcheimerSitzung verhandelt
werden, unterliegen auch hinsichtlichder weiteren Berathung
in den Deputationen, sowie in der Kammer und gegen Jeder-
mann, außer den Mitgliedern der Ständeversammlung und
den Beauftragten der Staatsregierung,der unbedingten Ge-
heimhaltung.

Die Veröffentlichungdes in geheimerSitzung Verhandelten
darf, sobald es Erklärungen oder Vorlagender Staatsregierung
betrifft, nur mit deren Zustimmung beschlossenwerden.

Wird der sofortigeDruck der auf einen geheimverhandelten
Gegenstand bezüglichenSchriften für das größere Publicum
(vergleiche§ 26) beschlossen,so gilt der Inhalt dieserSchriften
nicht mehr als ein geheim zu haltender, auchwenn der Druck
noch nicht erfolgt ist.

& 13. Für jede Sitzung wird die Tagesordnung spätestensTgesord=
am Tage vorher festgestelltund der Staatsregierung in der
von ihr anzugebendenAnzahl von Exemplaren mitgetheilt.

Die spätere Aufnahme eines neuen Gegenstands in die

Tagesordnungist gegen den Widerspruch der Regierung nicht
gestattet und kann daher in der Kammersitzungselbstnur dann
eschlossenwerden, wenn ein Vertreter der Regierung an-

wesendist.
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Mittheilungen, welchedie Staatsregierung zu machenhat,
sind stets auch mit Unterbrechung der Tagesordnung gestattet.

#esonder§514. Die Personen des Reichs=und des Staatsober-
beisdenVe, haupts dürfen in keiner Weise in die Kammerverhandlungen
handlungen, gezogen werden.

In Bezug auf die Königliche Familie, den Bundesrath,
den Reichstag, die Kammern und deren Mitglieder und öffent-
liche Beamte, sowie auswärtige Regenten und Regierungen
ist die deren Stellung gebührendeRücksichtzu beobachten.

S. 382. Wer öffentlicheBeamte pflichtwidriger oder solcherHand-
lungen beschuldigt,welchegeeignetsind, dieselbenin der öffent-
lichen Meinung herabzusetzen,ist verpflichtet, auf Verlangen
der Regierung die Thatsachenund den Namen der betreffenden

Bersondem Präsidenten zur weiteren Mittheilung an die
taatsregierung anzugeben.

Sechteder. §515. Die Staatsregierung kann in jedem einzelnenFalle
ung beiidenverlangen:
homerder. 2) daß ihre Vorlagen durch Vorlesen in der Kammer zu

deren Kenntnißgebrachtwerden,
b) daß jede Vorlage sowie jeder nach §5 85, 109, 110,

140 und 141 der Verfassungsurkundevon den Ständen
zu stellenderAntrag, vor der Berathung in der Kammer,
der Vorberathung durcheine Deputation der letzteren
unterworfen werde, ingleichen,daß der Beschlußfassung
über das Ganze die Berathung und Beschlußfassung
über alle einzelnenTheile vorausgehe.

«

DOZUTYZFÆVon der Deputation ist über ihre Berathung in der Regel
schriftlicher Bericht zu erstatten.

Die Verhandlung darüber in der Kammer darf nicht vor

Ablauf von zwei Tagen nach Mittheilung diesesBerichts an

die Staatsregierung stattfinden. Ausnahmen hiervon sind nur

mit Zustimmung der Regierung gestattet.
Ableseninden §&16. Das Ablesen von Vorträgen in der Kammer istzungen den Berichterstatterngestattet.
— 5 17. An der Abstimmung Theil zu nehmen ist jedes

faffung. anwesendeKammermitglied berechtigtund verpflichtet.
Nur Diejenigen,welchebei der Sache,über die abgestimmt

werden soll, für ihre Person betheiligt sind, treten bei der Ab-
stimmung ab.

§* 18. Ueber die Zahl der Mitglieder, deren Anwesen-
heit zu Fassung giltiger Beschlüsseerforderlich ist, enthält die
Verfassungsurkundedie nöthigen Bestimmungen.

.
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Bei Berechnung der dort bemerkten Quote werden die
nach § 17 persönlich betheiligten Mitglieder, ingleichenDie-
jenigen, welcheihrer Pflicht zuwider etwa die Theilnahme an

der Abstimmung verweigern sollten, von der Gesammtzahlvor-

her abgezogen.
. Das Gleichegeschiehtin der erstenKammer mit den ab—
wesenden Königlichen Prinzen, sowie mit den & 63 der Ver-
fassungsurkundeunter 8 und 10 gedachtenStellen, wenn ein
Inhaber derselben nicht vorhanden ist.

«

§19.DieAbstimmungerfolgtinBetreffjedeseinzelnen
Theiles einer Vorlage unmittelbar nachdem Schlusseder Be-
rathung über den einzelnenTheil, in Betreffder Vorlageals

Ganzes unmittelbar nach dem Schlusse der gesammten Be-
rathung über die Vorlage und alle einzelnenTheile derselben.

¾#uf Antrag der Regierungscommissareoder Beschluß 2.3

der Kammer ist die Abstimmung auszusetzen;es kann dies je-
doch hinsichtlicheinzelner Theile nicht länger, als bis nach
Beendigung der Berathung über die weiteren Theile geschehen.
Die Abstimmung über das Ganze darf ohne Zustimmung der
Regierungscommissarenicht über zwei Tage ausgesetztwerden.

§ 20. Die Abstimmung geschiehtin öffentlicher oder ge-
heimer Sitzung, je nachdemdie Verhandlungöffentlich oder
geheim feattgeseendenhat.

«

Die Endabstimmungüber einen Gesetzentwurf,über einen
Antrag der Regierung oder über einen auf Erlaß eines Ge-
setzesgerichtetenoder nach §##109, 110, 140 und 141 der
Verfassungsurkundezu beurtheilendenStändischenAntrag hat
durch Namensaufruf stattzufinden, wofern nicht die Regierung
darauf ausdrücklichverzichtet.

21. Ein von einer Kammer gefaßter Beschluß kann abänderung
von ihr während desselbenLandtags in der Regel nicht ge=

3

ändert oder zurückgenommenwerden.
Eine Ausnahme hiervon ist, abgesehenvon dem § 6 am

Ende gedachtenFalle, nur nach § 94 der Verfassungsurkunde,
sowie in Folge eines abweichendenBeschlussesder anderen
Kammer gestattet.

888.22. Von dem auf einen Antrag der § 109, Absatz 3 Mittbeilung
der VerfassungsurkundegedachtenArt in der Kammer gefaßten#elaßterde-
Beschlusseist der anderen Kammer nur dann Nachricht zu gandere
geben, wenn derselbeein dem Antrage beifälliger ist.

'

523.Befchwerdender5111derVerfassungsurkundeBeschkpkkch
gedachtenArtundPetitionensindstetsschriftlichanzubringen.UYZMTW
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Dieselben sind jedochunzulässig:
a) wenn sieanonym oder unzweifelhaft mit falschenNamen

unterzeichnetsind, oder sich die Person des Unter-

zeichnersnicht ermitteln läßt;
b) wenn sie in Angelegenheiteneines Dritten oder in

fremden Namen angebracht werden und eine giltige
Vollmacht nicht beigebracht, noch gesetzlichzu ver-

muthen ist;
c) wegen Unklarheit, sowie bei gänzlich unterlassenerBe-

scheinigungder darin angeführtenThatsachen,ingleichen
wenn sie beleidigende Aeußerungenenthalten;

d) wenn sie bei einem Landtage bereits aus materiellen
Gründen zurückgewiesenworden sind und während
desselben Landtags ohne Angabe neuer Thatsachen
wiederholt werden;

e) wenn deren Gegenstandnicht zumWirkungskreise der
Stände gehört.

1) Unzulässig sind Beschwerdenauchdann, wenn sie gegen
Behörden gerichtetsind und nicht nachgewiesenist, daß
sie auf dem verfassungsmäßigenWege bis zu dem be-
treffendenMinisterium gelangt und dort ohne Abhilfe
gebliebensind.

. 351. Auf unzulässigeBeschwerdenoder Petitionen ist nicht
einzugehen,dieselbensind vielmehr ohne Weiteres zu den Acten
zu nehmen (beizulegen).

§ 24. Von dem auf eine nach §23 zulässigeBeschwerde
gefaßten Beschlusseist der Betheiligte in Kenntniß zu setzen.

Im Uebrigen sind die Kammern zu Eröffnungen irgend
einer Art an Privatpersonen, Corporationen oder an das Land
nicht berechtigt.

Protocoll. § 25. Ueber die Verhandlungen der Kammern werden
führung, durch deren Secretäre Protocolle aufgenommen, welche die

Zahl der anwesendenMitglieder angebenund die gefaßten
Beschlüsseenthalten. Die ausgenommenenProtocolle sind,
wenn sienicht in der Kammer zur Vorlesung und Genehmigung
gelangen, von dem Präsidenten und zwei anderen, von dem-

selben zu bestimmenden#mmermitgliedernzuprüfen und
nach Beseitigung etwaiger Anstände Namens der Kammer zu
genehmigen. In jedem Falle sind die Protocolle von den be-
zeichnetenPersonen zu vollziehen.
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Sollen in denselbenErklärungender Staatsregierung fest-

gestellwerden, so bedürfen sie der Genehmigungder dabei
etheiligten Regierungsorgane.

§ 26. Die Königlichen Decrete und die nach § 15 er-

statteten schriftlichenBerichte, sowie die StändischenSchriften
sind nebst den dazu etwa gehörigen wesentlichenBeilagen in
der Regel zum Zweckeder Verosfentlichungzu drucken.

Eine Ausnahme hiervon kann mit Zustimmung der Staats-

regierung stattfinden, auch kann letztereden Druck der von ihr
ausgehendenVorlagen und Eröffnungen ganz ablehnen oder
dieselben nur zur Vertheilung unter die Kammermitglieder
drucken lassen. In beiden Fällen gilt von den darauf bezüg-
lichen Berichten und sonstigenStändischen Schriftstückendas-

selbe und ist der Gegenstandüberhaupt geheim zu halten.
Ueber den Druck der auf andere, in geheimer Sitzung

verhandelte GegenständebezüglichenSchriften entscheidetdie
Kammer. In keinem Falle darf aber die Veröffentlichung eher
erfolgen, als bis der geheim behandelte Gegenstand auch in
der anderen Kammer berathen und der Druck dort genehmigt
worden ist.

Alle Drucksachender Kammern sind gleichzeitigmit deren
Vertheilung an die Mitglieder auch der Staatsregierung und
deren Organen in der von letzterer verlangten Anzahl von

Exemplaren zuzustellen.
§&#27. Jeder Kammer ist die Polizei in den von ihr

benutztenRäumlichkeiten überlassen, doch wird hierdurch das
Einschreiten der Behörden, wenn dasselbein Bezug auf ein
Verbrechen oder Vergehen erforderlich werden sollte, nicht aus-

geschlossen.
Die der Kammer zustehendePolizei wird ausschließend

durch deren Präsidentenausgeübt, welcherdie zu diesemZwecke

öiseAnordnungen durch das zur Aufwartung oder zur
Aufrechterhaltungder OrdnungbestelltePersonalvollstrecken läßt.

Der Präsident ist berechtigtund verpflichtet,die Ordnung
in den Sitzungen aufrecht zu erhalten, insbesondere jedes
Kammermitglied, welches den geregeltenGang der Verhand-
lung stört, von dem Gegenstandederselbenabweicht,beleidigende
Ausdrücke sich erlaubt, oder in sonstiger Weise der Landtags-
oder Geschäftsordnungder betreffendenKammer entgegenhandelt,
zur Ordnung zu rufen und ihm erforderlichenFalles das Wort
zu entziehen.

Druck der

Königlichen
Decrete, Be-

richte 2c

Polizei der
Kammern
und Ord-
nungeruf.

S. 335.
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Alle Kammermitglieder, sowie die anwesendenRegierungs-
commissaresind befugt, den Präsidenten auf Abweichungenvon
der Ordnung aufmerksamzu machen und auf Zurückweisung
zur Ordnung anzutragen. Gegen den Ordnungsruf, sowie
die Entziehungdes Wortes Seiten desPräsidentenkann binnen
24 Stunden auf Entscheidungder Kammer angetragen werden.
Dieser Antrag gelangt auf die nächste,nachStellung des An-
trags folgende Tagesordnung.

Sobald der Präsidentden Schluß einer Sitzung erklärt
hat, sind weitere Anträge, Reden und Berathungen Seiten
der Mitglieder der Kammer nicht mehr gestattet. »

Der Präsident hat Zeichen des Beifalls oder Mißfallens
auf der Galerie nicht zu gestattenund ist berechtigt, bei Ver-
letzung der Ordnung einzelne Personen von der Galerie ent-

fernen oder letztereganz schließenzu lassen.
§ 28. Eine unmittelbare Vernehmung der Stände, sowie

der einzelnenKammern mit der Staatsregierung findet nach
§133 der Verfassungsurkundenur durchdas Gesammtministerium
statt. In Bezug auf die Bestellung von Regierungscommissaren,
Mittheilung von Acten oder anderer Auskunftsertheilung (ver-
gleicheauch §599, Absatz 1 der Verfassungsurkunde),auf Ein-
richtung in den Räumlichkeitender Kammern, die Canzlei, das
Dienerpersonal und das Cassenwesen,sowie in Bezug auf die
stenographischeCanzlei (§ 11, Absatz2) und die Handhabung
der Koltzei(& 27) ist dagegen eine directe Vernehmung der
Präsidenten mit den betheiligten einzelnenMinisterien gestattet
(vergleicheauch § 31).

EinePeeicheBefugniß steht auch den Deputationsvor-
ständen in Bezugauf die Bestellung von Regierungscommissaren,
Mittheilung von Acten und andere Auskunftsertheilung zu.

Mit anderen Behörden haben die Kammern und deren
Präsidien direct nichtzu verkehren,die Annahmevon Beschwerden
oder Petitionen der Stadträthe und Gemeindevorstände, als
Vertreter ihrer Gemeinden, wird hierdurchnicht ausgeschlossen.

Ebenso dürfen Deputationen an den König nur nach vor-

heriger, durch das Gesammtministerium zu vermittelnder Ge-
nehmigung desselbenauch mit Ausnahme des Falles einer
Adresse und der § 110 im Eingange, ingleichen 5 131 am

Ende der VerfassungsurkundegedachtenFälle nur von beiden
Kammern gemeinsamabgeordnet werden.

29. Die Staatsminister, sowie die mit ihnen oder
in ihrem Auftrage in der Kammer erscheinendenBeamten sind
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als Regierungscommissareberechtigt, an allen Verhandlungen
der Kammern Theil zu nehmen.

Denselbenstehtnach vorheriger Anmeldung bei den Präsi-
denten das Wort zu jeder Zeit und auchnachSchluß der

Verhandlung, jedoch ohne Unterbrechungeines Redners,frei.
Ebenso sind dieselben befugt,Vorträge in der Kammer abzu-
lesen, sowie Abänderungender Berathungsgegenständezu be-

antragen.
Nimmt ein Regierungscommissarnach dem Schlusseder

Berathung das Wort, so kann dieseauf Antrag eines Kammer-
mitglieds wieder eröffnet werden.

8 30. Für jedeVorlage kann die Staatsregierung einen
oder mehrereCommissarezur Theilnahme an den Berathungen
der Kammern und ihrer Deputationen bezeichnen.Zu gleichem
Zweckewerden auch für andere Ge entünde,wenn es eine
Kammer oder deren Deputation wünscht,Regierungscommissare
bestellt werden.

So oft eine Deputation einer Beschwerdeoder Petition
Folge zu geben oder sonst einen Antrag an die Regierung zu
bringen oder einen von der Regierungsvorlage abweichenden
Beschluß der Kammer zu empfehlen beabsichtigt, hat dieselbe
vorher mit einem Regierungscommissaresich zu vernehmen.

§ 31. Anfragen, welche einzelne Kammermitglieder in
der Sitzung an die Staatsregierung zu stellen wünschen(Inter-
pellationen), müssenschriftlich bei dem Präsidenten eingereicht
werden, welcherdieselbensofort dem betreffendenMinisterab-

schriftlich mittheilt, und sodann drucken und an die Kammer-
mitglieder vertheilen läßt.

Frühestensam zweiten Tage nach jener Mittheilung wird
die Interpellation in der Kammer selbstvorgelesen.

Die Staatsregierung wird hierauf erklären, ob und wann

sie die Letzterebeantworten werde. -

An die Beantwortung einer Interpellation oder an die

ublesung der Beantwortung darf sich eine sofortige Be-

sprechung des Gegenstands der Interpellation anschließen,
wenn der Antrag auf eine solcheBesprechungin der für selbst-
ständigeAnträgenach der Geschäftsordnungder Kammer vor-

geschriebenen MaßeUnterstützunggefundenhat.
Die Stellung eines Antrags bei dieser Besprechungist

unzulässig.Es bleibt aber jedemMitgliede der Kammer über-

lafen, den Gegenstandin Form eines selbstständigenAntrags
weiter zu verfolgen.

Inter-
pellationen.
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6+#32. StändischeSchriftenkönnen in der Regel nur

von beiden Kammern gemeinsam, von einer Kammer allein
lediglich, wenn der Gegenstand blos diese Kammer betrifft,
sowie in den § 110 im Eingange,5 131 am Ende und § 132
der VerfassungsurkundebezeichnetenFällen an den König ge-
bracht werden.

Die auf Grund der Kammerbeschlüssenöthigen Aus-
fertigungen werden, wenn jene auf den Bericht eines Bericht-
erstatters der Kammer gefaßt worden sind, durch Letzteren,
außerdem von einem Secretär der Kammer bewirkt und nach
ihrer Genehmigung durch die Kammer von dem Präsidenten
in Reinschrift vollzogen.

Geht eine Schrift von den Ständen in ihrer Gesammt-
heit aus, so erfolgt deren Ausfertigung bei derjenigenKammer,
wo der Gegenstandzuerst verhandelt worden ist, die Ge-
nehmigung und Unterschrift ist aber in beiden Kammern zu
bewirken.

StändischeSchriften werden bei dem Gesammtministerium
eingereicht. Die Unterzeichnungerfolgt mit der Formel:

pallerunterthänigstetreugehorsamsteStändeversammlung“
(erste(zweitesKammer der Ständeversammlung).

* 33. Die von der einen Kammer über Gegenstände,
welche die Ständeversammlung als Ganzes angehen,gefaßten
Beschlüssesind jederzeit der anderen Kammer, in der Regel
durch beglaubigteProtocollauszüge, mitzutheilen.

Im Uebrigen werden die geschäftlichenBezeichnungen
zwischenden beiden Kammern durch Uebereinkunft derselben,
beziehentlichihrer Directorien, geregelt.

Wenn die Kammern bei der ersten Berathung eines Gegen-
stands von einander abweichendeBeschlüssefassen,so hat vor

Einleitung des & 131 der Verfassungsurkundevorgeschriebenen
Vereinigungsverfahrensnoch eine wiederholte Berathung in
der Kammer, welche zuerstin der SacheBeschlußgefaßthatte,
stattzufinden (vergleiche§ 130 der Verfassungsurkunde)h.

Ueber das Ergebniß des in §5131 der Verfassungsurkunde
vorgeschriebenenVereinigungsverfahrensist zunächst in der-
jenigen Kammer Beschlußzu fassen,in welcher vor dem Ver-
einigungsverfahren nicht zuletzt über die Angelegenheitver-

handelt worden ist.
Für das nurgedachteVereinigungsverfahren treten, wenn

und soweit mit Vorberathung des eben fraglichenGegenstands
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in den Kammern Deputationen beauftragt gewesensind, die

Mitgliederdieser Deputationen, unter Fnheesungder Kammer=
präsidenten, zusammen, wobei der Vorsitz dem Präsidenten
derjenigen Kammer zusteht,bei welcher der Gegenstandzuerst
verhandelt worden g..

Ist in einer Kammer keine Deputation mit der Vorbe-
rathung beauftragt gewesen, so ist für das Vereinigungsver-
fahren eine Deputation von der betreffendenKammer zu be-
stimmen.

Die Berichterstattung in der Vereinigungsdeputationliegt
dem Referenten derjenigenvon beiden vereinigtenDeputationen
ob, in deren Kammer nachmals zunächstüber das Vereinigungs-
verfahren zu berathen ist. Das Protocoll wird von einem
Mitgliede der anderen Deputation geführt.

834. Ueber Schluß und Vertagung des Landtags, so- S. zss.

wie über die Form derselbensteht dem Königeldie Bestim- Schlußund
mung zu. deskoandtags.Die Deputationen, welche nach § 114 der Verfassungs=
urkunde auchnach dieserZeit zusammentretenkönnen (Zwischen-
deputationen), werden, wenn es sich um Ausführungeines

Beschlusseshandelt, von beiden Kammern gemeinsam— und

zwar in Mangel einer anderen Vereinbarung von jeder zur
Hälfte — für Berathungsgegenständevon jeder Kammer ge-
sondert gewählt.

GemeinsameDeputationen siind beschlußfähig,wenn die
Mehrheit ihrer Mitglieder, ohne Rücksichtauf die Kammer,
der sie angehören,anwesend ist. Im Falle einer Abstimmung
hat bei Gleichheit der Stimmen der von der Deputation zu
erwählende Vorstand die entscheidendeStimme.

6* 35. Für die Wahl und Berathung der von jeder
Kammer besondersernannten Zwischendeputationengelten die
nach der Geschäftsordnungder ersterenfür ihre Deputationen
überhaupt bestehendenVorschriften.

Die Wahl des Vorstands ist dem Gesammtministerium
anzuzeigen. Sie haben ihren Kammern schriftlichen Bericht
zu erstatten. Die von ihnen fertig gestelltenBerichte sind,
dafern nicht inzwischender Landtag einberufen worden ist, an

das Gesammtministeriumzu übergeben,welchesden Druck und
die Vertheilung an die Kammermitglieder anordnen wird.

Die von jeder Kammer besonders ernannten Zwischen-
deputationen haben eine jede in ihrer Kammer nach deren

Wiederzusammentrittüber die ihnen überwiesenenBerathungs-
Deutsche Staatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 15
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—

gegenständezugleich für die Kammerverhandlungen die Be—
richterstattung und wird das Gesammtministerium darüber,
welcheKammer mit der Berathung beginnensoll, durch König—
liches Decret Bestimmung treffen.

Die Deputation derjenigen Kammer, in welcher die Vor—
lage zuletzt berathen wird, hat über die bei der Berathung
in deranderen Kammer gefaßtenBeschlüsseeinen Nachbericht

u geben.zus
Die Zeit für den Zusammentritt der Zwischendeputationen

bestimmt das Gesammtministerium nach Vernehmung mit den

Deputationsvorständen. Dieselben sind befugt, sich auch vor

Beendigung des ihnen aufgetragenen Geschäftszu vertagen,
können aber auch jederzeit von dem Könige vertagt werden;
die Auflösung der zweiten Kammer enthält stets zugleich die
Auflösung der ihr angehörigen,sowieder gemeinsamenZwischen—
deputationen.

1 Mit dem zur Canzlei und Aufwartung erforderlichen
Personale werden die Deputationen durch die Regierung, mit
den sonstigenCanzleibedürfnissendurch den Archivar versehen,

welcherdarüber der nächstenStändeversammlung Rechnung
ablegt. —

§ 362. Das Archiv der Stände steht der Staats-

regierunggleichfalls offen.
Will eine Kammer oder ein Mitglied derselben von Acten

der anderen Kammer, welche während des laufenden Landtags
ergangen sind, Einsicht nehmen, so kann dies nur mit Ge-
nehmigung des Präsidenten der Kammer, um deren Acten es

sich handelt, geschehen.
Für die Leitung der Canzleien beider Kammern, sowie

für das Archiv und die Bibliothek, für welche letztere die
Präsidenten während eines Landtags bis zu 100 Thalern
ohne Zustimmung der Kammern zu verwenden berechtigt sind,
wird von den Ständen ein Archivar ernannt, wozu die
Directorien beider Kammern gemeinschaftlichjedesmal drei
geeigneteMänner in Vorschlag bringen. Können sich die
Directorien nicht über die vorzuschlagendenPersonen oder die
Kammern nicht über die Wahl aus denselbenvereinigen, so
ist die Wahl in der Weise vorzunehmen,daß abwechselnddie
eine Kammer, und zwar beim ersten Male die ersteKammer,

AAufgehobendurch Abänderungs-Gesetz v. 9. August 1901
sub II.

2 Zu den §8§36. 37 u. 38 f. unten S. 230 ff.
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drei Männer vorschlägt, und die andere Kammer aus denselben
den Archivar wählt.

Von der Anstellung und Verpflichtung des Archivars ist
dem GesammtministeriumNachricht zu geben.
Derselbe hat eine Dienstwohnung im Landhause, sein
übriges Diensteinkommenist von den Ständen im Einverständ-
nisse mit der Staatsregierung festzustellen.

Er darf als Beamter der Stände kein Staats= oder

Privatamt daneben bekleiden. Im Uebrigen leiden auf ihn,
wie überhaupt, so namentlich rücksichtlichder Disciplin und

Entlassungund in Bezug auf die ihm und seinenHinterlassenen
ebührendePension die für Civilstaatsdiener geltenden Be-

immungenanaloge Anwendung.
In der Zwischenzeit von einem Landtage zum anderen

steht er unter der Disciplinaraufsicht des Ministeriumsdes
Innern, welchesihn auch mit Geschäftenbeauftragen, übrigens
vorkommenden Falles zwar seine Suspension, nicht aber die

gänzlicheEntlassungverfügen, auch die Stelle nur interimistisch
bis zu dem nächstenLandtage und der von den Kammern zu
fassendendefinitiven Entschließung besetzenkann. #

1§ 37. Das erforderliche Canzlei=und Dienerpersonal Canzleiund
wird den Kammern bei Beginn jedesLandtags bis zur Wahl personal.
der Directorien von der Regierung zur Verfügung gestellt.

Weiterhin steht die Annahme oder Entlassungdesselben,
sowie die Disciplinaraufsicht über dasselbeden Präsidenten
jedem für die betreffende Kammer zu.

·

Die Remuneration dieses Personals bestimmt das Direc-
torium jeder Kammer, der Lohn für das zur gemeinschaftlichen
Dienstleistung erforderlichePersonal wird von den Directorien
beider Kammern festgesetzt;bezüglich des übrigen Personals
habensichdie Directorien beider Kammern zu Erlangung mög-
lichster Gleichheitder Remuneration mit einander zu vernehmen.

Dieses Personal wird zu gehörigerVerrichtung der ihm S. 37.

obliegenden Geschäfte, sowie zur Geheimhaltung dessen, was

ihm dabei bekannt wird, von den Directorien, und zwar nach
deren Ermessen, mittelst Eides oder Handschlagsverpflichtet,
auch darüber und über die Einweisung der Verpflichteten von

einem Secretär ein Protocoll aufgenommen. -

In Hinsicht auf seine Dienstleistung steht das gedachte
Personal unter dem Directorium und insbesondere unter einem
der Secretäre, sowie bezüglichder allgemeinen Aufsicht unter
dem Archivar. Uebrigens hat der zu Beaufsichtigung der

15*
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Galerieeingänge angestellteAufwärter in Betreff derjenigen
Galerien, fürwelche die Eintrittskarten durch das Ministerium
des Innern ausgegebenwerden, sich nach den Anordnungen
des Letzteren zu richten. 1.

1#§ 38. Der durch den Landtag entstehendeAufwand wird
aus der Staatscassebestritten und das Cassenwesenvon den
durch die Staatsregierung dazu beauftragtenBeamten besorgteDie deshalb weiter erforderlichenEinrichtungen wird das
Gesammtministeriumunter Einvernehmenmit den Präsidenten
beider Kammern treffen. 1

1 Die in 5 120 der VerfassungsurkundezugesichertenTage-
gelder der Ständemitglieder betragen zwölf Mark und werden
vom Tage der erfolgten Anmeldung (§ 2) an, mit Ausnahme
der Zeit eines ertheilten Urlaubs oder einer Abwesenheit,welche
nicht durchKrankheit am Orte des Landtags oder Deputations-
arbeiten entschuldigtist, bis zu und mit dem Tage, an welchem
der Landtag vertagt oder geschlossenwird, den nach § 10 über
diesenZeitpunct hinaus am Orte des Landtags festgehaltenen
Directorialmitgliedern bis nachErledigung der dort gedachten
Geschäfte,Kammermitgliedern aber, welcheetwa durch Krank-
heit an der Abreise behindertsind, bis zur Erledigung des
Hindernissesausgezahlt.1

Das Gesetz vom 30. Juni 1902 (die 12. Verfassungs-
änderung; s. oben S. 5) bestimmte:

II.

1838 Absatz 3 der Landtagsordnung vom 12. Ok—
tober 1874 (G.= u. V.-Bl. S. 378) erhält folgende ge-
änderte Fassung:

Die in 6 120 der Verfassungsurkunde zuge-
sicherten Tagegelder der Ständemitglieder be-

tragen für diejenigen, welche an dem Orte, wo

der Landtag gehalten wird, wesentlich wohnen,
sechs Mark, für die übrigen zwölf Mark. Sie
werden vom Tage der Anmeldung (§ 2) an, mit
Ausnahme der Zeit eines ertheilten Urlaubes
oder einer Abwesenheit, welche nicht durch Krank-
heit am Orte des Landtages oder Deputations-
arbeiten entschuldigt ist, bis zu und mit dem
Tage, an welchem der Landtag vertagt oder ge-
schlossen wird, den nach §&10 über diesen Zeit-
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punkt hinaus am Orte des Landtages festgehaltenen
Direktorialmitgliedern bis nach Erledigung der
dort angegebenen Geschäfte, Kammermitgliedern
aber, woccheetwa durch Krankheit an der Abreise
gehindert sind, bis zur Erledigung des Hinder-
nisses ausgezahlt#. 1

Die Mitglieder der Einweisungscommissionerhalten, wenn

sie rechtzeitig erscheinen,die Tagegelder auf einen Tag vor

der im Landtagsausschreibenbestimmten Frist.
Hat ein Mitgliedin einer Kammersitzungohne einen der

gedachtenEntschuldigungsgründegefehlt, so hat es auch erst
von demjenigenTage an wieder Tagegelder zu beanspruchen,
an welchemes sich zu einer Kammer= oder Deputationssitzung
wieder eingefunden, beziehentlichseinabermaligesAußenbleiben
in einer dieser Sitzungen durch einen der obigen Gründe ent-

schuldigt,oder im Falle eine solcheSitzung nicht stattfindet,
seine Anwesenheitam Orte des Landtags anzeigt.

Als Entschädigung für Reiseaufwand wird auf je fünf
Kilometer, welche der inländischeWohnort von der nächsten
Eisenbahnstation entfernt ist, zwei Mark, jedoch nur für die
der Einberufung oder Vertagung folgende erste Reise zum
Landtage und für die Rückreisegewährt.

Zum Fortkommen auf den Eisenbahnen wird für die

ganjeauer des Landtags freie Fahrt zwischendem Sitze des

zahhsund dem inländischenWohnorte des Kammermitglieds
gewährt.

So oft Zwischendeputationeneinberufenwerden, erhalten
deren Mitglieder, und zwar ohneRücksichtauf die § 120 der

Verfassungsurkundegemachten Ausnahmen, dieselben Tage-
gelder, nicht minder die Auswärtigen die vorbemerkte Reise-
aufwandentschädigung,beziehentlichseeieFahrt auf Eisenbahnen
während der Dauer der Zwischendeputationen.

Dem Präsidenten jeder Kammer wird außerdemals Ent-
schädigungfür den ihm entstehendenaußerordentlichenAuf-
wandwähreidder Dauer des Landtags monatlich die Summe
von 900 Mark ausgezahlt.

Ueber die den Mitgliedern des Ständischen Ausschusses
für die Staatsschuldencassezu gewährendenTage= und Reise-
gelder gelten besondereBestimmungen.1.

1 DieseBestimmung ist aufgehobendurch das Gesetzv. 19. Februar
1909. S. unten S. 232 ff.

# 3%1.
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Das Abänderungs-Gesetz v. 9. August 1904 be—
stimmt:

III.

88 36, 37 und 38 erhalten folgende veränderte

Fassung:
§36.

Ständische Kanzleien, Archiv und Bibliothek. Bureaudirektor.

Die Benutzung des ständischenArchives steht der
Staatsregierung nachvorherigemEinvernehmenmit dem Prä-
sidenten der betreffendenKammer, um deren Akten es sich
handelt, frei.

Will eine Kammer oder ein Mitglied derselben von

Akten der anderen Kammer, welche während des laufenden
Landtages ergangen sind, Einsicht nehmen, so kann dies

murmit Genehmigung des Präsidenten dieserKammer ge-
ehen.

Die Ergänzung der ständischenBibliothek erfolgt nach
den Vorschlägeneines von den Direktorien beider Kammern
zu wählenden Ausschusses.

Für die Leitung der Kanzleien beider Kammern, sowie
für die Verwaltung des Archivs wird von den Ständen ein
Bureaudirektor ernannt, wozu die Direktorien beider Kammern
gemeinschaftlichjedesmal 3 geeigneteBewerber in Vorschlag
bringen. Können sich die Direktorien nicht über die vor-

zuschlagendenPersonen oder die Kammern nicht über die
ahl aus denselbenvereinigen, so ist die Wahlin der

Weise vorzunehmen,daß abwechselnddie eine Kammer, und

zwar beim ersten Male die erste Kammer, drei Bewerber
vorschlägt, und die andere Kammer aus denselben den
Bureaudirektor wählt.

Von der Anstellung und Verpflichtung des Bureau-
direktors ist dem Gesamtministerium Nachricht zu geben.

Derselbe hat eine Dienstwohnung im sandehaueSein übriges Diensteinkommen wird im Eitnverständnisse
mit dem Gesamtministeriumfestgesetzt.

g 37.

Weitere Ständische Beamte und Hilfspersonal.
Die übrigen ständischenBeamten, insbesonderedie zur

Verwaltung der Bibliothek und des Ständehauseserforder-
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lichen Beamten werden von den Präsidenten nachMaßgabe
des Staatshaushalts-Etats angestellt und deren Dienst-

einkommenim Einverständnissemit dem Gesamtministerium
festgesetzt.

Die nicht bloß vorübergehend angestelltenständischen
Beamten einschließlich des Bureaudirektors dürfen kein
Staats= oder Privatamt neben ihrem Amte bekleiden. Sie
haben die Rechte und Pflichten der Zivilstaatsdiener, ins-
besondere auch den Anspruch auf Pension für sich und
ihre Angehörigen und unterliegen auch hinsichtlich ihrer
Entlassung und Versetzungin den Ruhestand den für die
Zivilstaatsdiener geltendenBestimmungen.

Dienst= und Anstellungsbehörde im Sinne dieser Be-
stimmungen sind die Präsidenten, soweit nicht wegen der
Anstellung des Bureaudirektors in §536 Absatz4 etwas
anderes vorgeschriebenist. Die in den Bestimmungenfür
die Zivilstaatsdiener der Ministerialbehörde vorbehaltenen
Befugnissewerden vom Gesamtministerium im Einverständ-
nissemit den Präsidenten wahrgenommen.

Das für jede Tagung des Landtags erforderliche
Kanzlei=und Dienerpersonal wird, soweit es für die Dienst-
leistung einer einzelnenKammer bestimmt ist, von dem Präsi-
denten dieser Kammer, im übrigen von beiden Präsidenten
gemeinschaftlichangenommen. Die Entlohnung der zur ge-
meinschaftlichenDienstleistung angenommenen Bediensteten
wird von den Präsidenten beider Kammern, die Entlohnung
des für die Dienstleistung einer Kammer angenommenen

Personals von deren Präsidenten festgesetzt. Dochhaben
sich im letzterenFalle die Präsidenten beider Kammern zur
Erzielung möglichsterGleichheitderEntlohnung miteinander
zu vernehmen.

Die allgemeine Dienstaufsicht über das gesamteBe-
amten-, Kanzlei=und Dienerpersonal führt nachWeisungder
Präsidenten der Bureaudirektor.

g 38.

Landtagsaufwand.
Der durch den Landtag und die ständischeVerwaltung

entstehendeAufwand wird aus der Staatskassebestritten.
Die wegen Besorgung des. Kassenwesensweiter er-

forderlichen Einrichtungenwird das Gesamtministerium,im
Einverständnismit den Präsidenten beider Kammern, treffen.
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§ 39. In einzelnen besonderenFällen kann von jeder
von der dand, Kammer, unter Zustimmung der Vertreter der Staatsregierung,
tagsordnung. von den Vorschriften der Landtagsordnung abgewichenwerden,

S. 115.

S. 119.

wenn nicht zehn Mitglieder widersprechen.
Die unter dem 8. October 1857 publicirte Landtags-

ordnung wird aufgehoben,es bleiben jedochdie bisher geltenden
Bestimmungen in Bezug auf die durch gegenwärtigesGesetz
der Regelung im Wege der Geschäftsordnungder einzelnen
Kammern überlassenenPuncte für letztere so lange noch in
Wirksamkeit, bis eine neue Geschäftsordnungvon der Kammer
beschlossenwird.

Urkundlich unter UnserereigenhändigenNamensunterschrift
und dem KöniglichenSiegel gegebenzu Dresden, am 12. Oc-
tober 1874.

Albert.

(L. S.) Herrmann von Nostitz-Wallwitz.

V. Gesetz über die Gewährung der Entschädigung an die

Mitglieder der Ständeversammlung. Vom 19. Februar 1909.

(Gesetz= und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen.

5. Stück vom Jahre 1909.

Nr. 21. Gesetz
über die Gewährung der Entschädigungan die Mitglieder

der Ständeversammlung;
vom 19. Februar 1909.

WII, Friedrich August, von GOTTES Gnaden

König von Sachsen usw. usw. usw.

haben wegen der Gewährung der Entschädigungan die Mit-
glieder der Ständeversammlung mit Zustimmung Unserer ge-
treuen Stände beschlossenund verordnet, was folgt:

§S1. (1) Die Mitglieder der Ständeversammlung,mit
Ausnahme der in § 63 unter Ziffer 1 bis 7, 9, 11 und 12 der
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Verfassungsurkundegenannten Mitglieder der erstenKammer,
erhalten, soweit sie nicht an dem Orte, wo der Landtag ge-

haltenwird, wesentlichwohnen, für die Dauer eines ordent-
ichenLandtags (5 115 der Verfassungsurkunde)eine Aufwands-

entschädigungvon insgesamt 3000 7, die am 1. Dezember
des Jahres, in welchemder Landtag eröffnet wird, mit 400.,
am folgenden 1. Januar mit 300 4, am 1. Februar mit
300 4, am 1. März mit 500 , am 1. April mit 500 .

und am Tage der Schließung des Landtags mit 1000 4

zahlbar ist.
(2) Die Mitglieder, die an dem Orte, wo der Landtag

gchaltenwird, wesentlichwohnen, erhalten die Hälfte der in
bsatz1 genannten Entschädigungund einzelnenRaten.

§ 2. (1) Für jedenTag, an dem ein Mitglied der Plenar-
sitzung fern geblieben ist und auch keiner Deputationssitzung
als deren Mitglied beigewohnt hat, oder, falls eine Plenar-
sitzung nicht stattfindet, als Mitglied einer Deputation deren

Sitzung ferngebliebenist, wird von der nächstenfälligen Ent-
schädigungsrateein Betrag in Abzug gebracht,und zwar von
15 .4, wenn das ferngebliebeneMitglied außerhalb des Ortes
der Sitzung wesentlichwohnt, und von 7.4 50 JX, wenn der
Ferngebliebeneam Orte der Sitzung wesentlichwohnt.

(2) Dieser Abzug findet nicht statt, wenn das Fernbleiben
durch Krankheit am Orte des Landtags oder durch Geschäfte
im Interesse des Landtags veranlaßt worden ist und das Mit-

glied sein Fernbleiben ausreichendbegründet hat.
§ 3. (1) Die Anwesenheit in der Plenar= oder Depu-

tationssitzungwird durch Anwesenheitslistennachgewiesen.
(2) Wer an einer namentlichen Abstimmung nicht teil-

nimmt, gilt im Sinne diesesGesetzesals abwesend,auchwenn
er in die Anwesenheitslisteneingetragen ist, es sei denn, daß
er während der Abstimmung nachweislich im Hause an-

wesendwar.

§ 4. (1) Ein Mitglied, das neu eintritt, während die
Stände bereits versammelt sind, erhält an Stelle der nächsten
Entschädigungsrate(§ 1) bis zu deren Höhe-ein Tagegeld, und

zwar von 15 4 für jeden Tag der Anwesenheitin einer
Plenarsitzung oder in der Sitzung einer Deputation, deren
Mitglied es ist, wenn eswesenllichaußerhalb des Landtags-
ortes wohnt, und von 7.4 50 J, wenn es an dem Orte,
wo der Landtag gehalten wird, wesentlichwohnt.

S. 12y.
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(2) Ein Mitglied, dessenMandat während der Zeit der
Versammlung der Stände erlischt oder niedergelegtwird, er-

hält für die Zeit seit dem Fälligkeitstage der letzten Ent-
schädigungsratedas gleicheTagegeld für jeden Tag der An-
wesenheitin einer Plenarsitzung, oder in der Sitzung einer
Deputation, deren Mitglied es ist. Der Gesamtbetragdieser
Tagegelder darf jedoch den Betrag der Entschädigung nicht
übersteigen,die nach § 1 am nächstenFälligkeitstage zu zahlen
gewesenwäre.

(3) Das Gleiche gilt, wenn die zweite Kammer aufgelöst
wird und die ersteKammer infolgedessennach § 116 der Ver-
fassungsurkundefür vertagt erklärt wird.

(1) Tagegelder werden auch für die Tage gezahlt, an

denen ein Mitglied aus einem in 5 2 Absatz2 angeführten
Grunde der Plenarsitzung oder der Deputationssitzung fern
gebliebenist und sein Fernbleiben ausreichendbegründet.

§ 5. (1) Während eines außerordentlichen Landtags er-

halten die Mitglieder für die Keisetageund für den Tag ihrer
Anwesenheitin einer Plenarsitzung oder, sofern sie Mitglieder
einer Deputation sind, für den Tag ihrer Anwesenheitin einer

Situngdieser Deputation Tagegelder in der in § 4 Absatz 1

angegebenen Höhe. Fällt zwischendie hiernachzu vergütenden
Tage ein sitzungsfreierSonnabend, ein Sonntag, oder ein ge-

FchocherFeiertag, so ist auch für diese Tage Tagegeld zu
gewähren.

2) Die Bestimmung des &54 Absatz4 findet entsprechende
Anwendung.

646. Das Tagegeld von 15 14/oder 7.4 50 AXbeziehen
auch die Direktorialmitglieder, die am Orte des Landtags nach
§* 10 der Landtagsordnung vom 12. Oktober 1874 (G.= u.

V.-Bl. S. 378) über den Schluß des Landtags hinaus fest-
gehaltenwerden, bis zur Erledigung der dort angegebenenGe-
schäfte,ferner die Mitglieder einer für die Zeit zwischenzwei
ordentlichen Landtagen eingesetztenZwischendeputationauf die
Dauer ihrer Tagung und für die Reisetage, mit Ausnahme
der Zeit eines erteilten Urlaubes oder einer Abwesenheit, die

nicht durch Krankheit am Orte der Deputationsarbeiten ent-

schuldigt ist, sowie die Mitglieder der Ständeversammlung, die
etwa durch Krankheit an der Heimreisegehindert sind, bis zur
Erledigung diesesHindernisses-§ 7. (1) Ein Mitgliedder Ständeversammlung, das zu-
gleich Mitglied des Reichstags ist, erhält die Entschädigung
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nur für denjenigenZeitraum einer Sitzungsperiode, während
dessen nicht gleichzeitig der Reichstag versammelt ist. Der
Teilbetrag der Entschädigungist nach dem Verhältnisse dieses
Zeitraumes zur Gesamtdauer des Landtags zu berechnen.

(2) Für diejenigen Tage, für die dem Mitgliede auf
Grund von §&#2des Reichsgesetzes,betreffend die Gewährung
einer Entschädigung an die Mitglieder des Reichstags, vom

21. Mai 1906 ein Abzug von der Entschädigung gemacht
wird, erhält es bei Anwesenheit in einer Plenarsitzung des

Landtags, oder falls eine solche nicht stattfindet, in einer

Sitzung einer Deputation, deren Mitglied es ist, ein Tage-
geld von je 15 -7.

§ 8. (1) Ein Verzicht auf die Entschädigungist unzulässig.
(2) Der Anspruchauf die Entschädigungist nichtübertragbar.
§9. Hinterläßt ein Mitglied bei seinemTode eine Ehe-

frau, so kann die Zahlung an diese erfolgen, ohne daß deren

Erbrecht nachgewiesenzu werden braucht.
& 10. Dem Präsidenten jeder Kammer wird als Ent-

schädigungfür den ihm erwachsendenaußerordentlichenAuf-
wand während der Dauer des Landtags monatlich die Summe
von 1000 4 ausgezahlt.

* 11. Die nach diesem Gesetzean die Mitglieder der

Ständeversammlung gewährtenEntschädigungenhaben bei der

Veranlagung zur Einkommensteueraußer Ansatz zu bleiben.

*s12. Die Bestimmungen des Gesetzes,die Tagegelder
der Landtagsabgeordneten betreffend, vom 30. Juni 1902

(G.= u. V.-Bl. S. 247) treten außer Kraft. Dagegen bewendet
es bei der Aufhebung des §5120 der Verfassungsurkundein der

Fassungdes Gesetzesvom 12.Oktober 1874 (G. u. V.-Bl. S. 393).
§*13. Die näheren Bestimmungenüber die Ausführung

dieses Gesetzes,insbesondereüber die Führung der Anwesen-
heitslisten sind in der Geschäftsordnungeiner jeden der beiden
Kammern der Ständeversammlungzu treffen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigenNamensunter= S. 12.

schrift und dem Königlichen Siegel gegebenzu

Dresden, am 19. Februar 1909.

Friedrich August.
(L. S.) Dr. Wilhelm von Rüger.
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Gesetz,die Gberrechnungskammerbetrefend.
Vom 30. Juni 1901.

Gesetz=und Verordnungsblatt
für das Königreich Sachsen.
15. Stück vom Jahre 1904.

Nr. 58. Gesetz,
die Oberrechnungskammerbetreffend;

vom 30. Juni 1904.

WIR, Georg, von GOTTES Gnaden König von

Sachsen usw. usw. usw.

berorhnenunter Zustimmung Unserer getreuen Stände, was

olgt:

§&1. Die Oberrechnungskammerhat die Kontrolle des
esamten Staatshaushaltes im Wege der Prüfung und Fest-
tellung der Rechnungenüber Einnahmen und Ausgaben von

Staatsgeldern sowie über Zugang und Abgang von Staats-
eigentum zu führen.

Sie ist unmittelbar dem Gesamtministeriumuntergeordnet,
darf jedoch von diesem in der Aufstellung von Erinnerungen

gegendie Rechnungenund in der Verfolgungdes zur Er-

edigungder Erinnerungen gesetzlichvorgeschriebenenWegessowie in der Anstellung der von ihr dabei für erforderlich
erachtetenErörterungen nichtbeschränktwerden. Den einzelnen
Ministerien gegenüberist sieselbständig.

"

§2.DieOberrechnungskammerestehtauseinemPrä-
sidenten, einem Vizepräsidentenund der erforderlichen Anzahl
von Räten.

Anstellungsbehörde aller Mitglieder sowie4lengbehbrdes Präsidenten ist das Gesamtministerium. Der Präsident
ist Dienstbehörde der übrigen Mitglieder und der sonstigen
Beamten der Oberrechnungskammer.
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§ 3. Nebenämter oder mit außerordentlicherVergütung
verbundene Nebenbeschäftigungendürfen den Mitgliedernder
Oberrechnungskammerweder übertragen noch von ihnen, ab-
gesehenvon schriftstellerischenArbeiten, übernommen werden.

§&4. Die Mitglieder der Oberrechnungskammerwerden
auf Vorschlagdes Gesamtministeriums vom Königauf Lebens-
zeit ernannt und müssen zum Nichterantoder sonstzum höheren
Staatsdienste befähigt sein. or Besetzungder Stelle des
Vizepräsidentenoder eines Rates ist der Präsident der Ober-
rechnungskammer gutachtlichzu hören.

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn,
Brüder und Schwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder der

Oberrechnungskammersein. Steht ein Mitglied in einem
solchenVerhältnisse zu einem Minister, so hat es in den zu
dessenRessort gehörigenAngelegenheitennicht mitzuwirken.

Die unfreiwillige Versetzungder Mitglieder in ein anderes
Amt ist ausgeschlossen.

Die Stelle eines Mitgliedes darf nicht als Nebenamt ver-

liehen werden.
1

Ein Mitglied darf nicht einer der beiden Kammern der
Ständeversammlung angehören.

+Der Vizepräsident und die Räte rücken vom Mindest-
betragebis zum Höchstbetragedes im Staatshaushalts-Etat
für sie ausgeworfenen Gehaltes innerhalb einer zweimaligen
Frist von je vier Jahren in gleich bemessenenStufen auf k.

Das Abänderungsgesetz v. 6. August 1908 be-
stimmt:

«

§1.
§4AbsatzdesGesetzes,dieOberrechnungs-

kammer betreffend, vom 30. Juni 1904 wird auf-
gehoben und durch folgende Vorschrift ersetzt:

Der Vizepräsident und die Räte rücken vom

Mindestbetrage bis zum Höchstbetrage des im
Staatshaushalts-Etat für sie ausgeworfenen Ge-
haltes innerhalb einer dreimaligen Frist von je
drei Jahren in Stufen auf, die durch den Staats-
haushalts-Etat festgesetzt werden.

82.
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1909 in

Kraft.
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Solange sie jedoch unter Einziehung ihres Gehaltes be-
urlaubt oder infolge eines gegen sie eingeleitetenstrafgericht-
lichen oder disziplinarischen Verfahrens (§ 6) vorläufig vom

Amte enthoben sind oder sich im zeitweiligen Ruhestande be-

finden, tritt eine Aufrückung in eine höhereGehaltsstufe nicht
ein. Nimmt das beurlaubt geweseneMitglied seine Dienst-
geschäftewieder auf, so kann die Urlaubszeit bei Berechnung
der Aufrückungsfrist berücksichtigtwerden. Wird das vorläufig
vom Amte enthobeneMitglied später freigesprochenoder das

eingeleiteteVerfahren eingestellt oder erfolgt nach der Ver-
setzungin den zeitweiligenRuhestand der Wiedereintritt in den
Dienst, so ist die Zeit, während deren das Mitglied vorläufig
vom Amte enthobenwar oder sich im Ruhestandebefand, bei
Berechnung der Aufrückungsfristen mitzuzählen. Auch kann
im Falle der vorläufigen Enthebung vom Amte die Aufrückung
von dem Zeitpunkte ab nachverfügt werden, zu dem das Mit-
glied aufgerücktsein würde, wenn es nicht vorläufig vom Amte
enthoben worden wäre.

§ 5. Die Mitglieder der Oberrechnungskammerunter-

liegen, abgesehenvon den Bestimmungendes § 6, keinem Dis-
ziplinarverfahren.

§ 6. Auf die Dienstentlassungder Mitglieder, ihre vor-
läufige Enthebung vom Amte und ihre Versetzung in zeit-
weiligen oder dauernden Ruhestand sind die Vorschriften des
Gesetzes vom 20. März 1880 über die Dienstverhältnisseder
Richter entsprechendanzuwenden.

Zu entscheidenhat der Disziplinarhof in der durch §&26

dieses Gesetzesbestimmten Zusammensetzungauf Antrag eines
Beauftragten des Gesamtministeriums. Gegendie Entscheidung
findet ein Rechtsmittel nicht statt.

§57. Für das Verfahren zur Vorbereitung dieser Ent-
scheidunggilt folgendes:

1. Der Präsident des Disziplinarhofes beauftragt einen
dem letzterenangehörendenRichter, die Tatsachen zu er-

örtern, nötigenfalls den Beweis unter Vorladung des
Mitgliedes, gegen welchessich das Verfahren richtet, zu
erhebenund darüber schriftlich zu berichten.

Der Bericht ist dem Mitglied und dem Beauftragten
des Gesamtministeriumszuzufertigen.

Der Entscheidunggeht eine mündliche Verhandlung vor
dem Disziplinarhofe voraus. Hierbei können Zeugen und

1
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Sachverständige— auch eidlich — vernommen werden.
Das Mitglied und der Beauftragte des Gesamtministe-
riums sind zu hören.

3. Das Mitglied kann sich eines Rechtsanwaltes als Bei-
standes oder Vertreters bedienen. Der Disziplinarhof
ist aber befugt, das persönlicheErscheinendes Mitgliedes
unter der Verwarnung anzuordnen, daß bei seinemAus-
bleiben kein Vertreter werde zugelassenwerden.

§58. Die der OberrechnungskammerbeizugebendenRech-
nungsbeamten werden auf den Vorschlagdes Präsidenten von

dem Gesamtministeriumernannt. Für das erforderlicheKanzlei-
und Dienerpersonal ist der Präsident der Oberrechnungskammer
Anstellungsbehörde.

«

§9.DerGeschäftsgangbeiderOberrcchnungskammer
wird durch eine Geschäftsordnunggeregelt, die von der Ober-
rechnungskammeraufzustellenund dem Gesamtministeriumzur
Bestätigung vorzulegen, den Ständen aber zur Kenntnisnahme
mitzuteilen ist. Dasselbe gilt auch bezüglich späterer Ab—
änderungen und Ergänzungen der Geschäftsordnung.

In der Geschäftsordnungsollen auch die Bestimmungen
über die Geschäftsleitungdes Präsidenten enthalten sein.

§ 10. Die Oberrechnungskammerfaßt ihre Beschlüssein
allen wichtigeren Angelegenheiten kollegialischnach Stimmen-
mehrheit der Mitglieder einschließlichdes Vorsitzenden. An

jeder kollegialischenBeschlußfassungmüssen einschließlichdes
Vorsitzenden mindestens drei Mitglieder teilnehmen. Wenn an

der Beschlußfassungmehr als drei Mitglieder teilnehmen und
die Stimmen gleich geteilt sind, so gibt die Stimme des Vor-
sitzendenden Ausschlag.

Die kollegialischeBeratung und Beschlußfassungist er-

forderlich, wenn

1. an das Gesamtministerium der in §521 bezeichneteVor-
trag erstattet,
der für die Stände bestimmteBericht (§ 22) festgestellt,
allgemeine Grundsätze aufgestellt oder bestehendeab-

geändert,
allgemeine Instruktionen erlassenoder abgeändert,
über Anordnungen der obersten Verwaltungsbehörden
Gutachtenabgegeben, -

.Fehlbeträge-(A-efekte),zuderenErledigungeinunverhält-
nismäßiger Aufwand an Zeit und Mühe erforderlichsein

F#e#

S. 20.
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würde, in höheremBetrage als von 300 .7 (5 19 Absatz3)
fallen gelassenwerden sollen.

Inwieweit für sonstigeAngelegenheitenkollegialeBeratung
und Beschlußfassungerforderlichist oder im einzelnen Falle
herbeigeführtwerden kann, bestimmt die Geschäftsordnung.

§511. Der Prüfung und Feststellung durch die Ober-
rechnungskammerunterliegen alle Geld= und Sach= (Natural.)
Rechnungen,durch welchedie Ausführung des Staatshaushalts-
Etats und der Unterlagen, auf denen er beruht, dargetan
wird, die Rechnung über die Verwaltung der beweglichenVer-
mögensbeständedes Staates, ingleichen die Geld= und Sach-
(Natural-) Rechnungen über die staatlichenBestände (Fonds)
zu bestimmten Zweckensowie derjenigenAnstalten, Stiftungen
und Vermögensmassen(Fonds), die lediglich von Staats-
behörden oder durch von Staats wegen angestellteBeamte ohne
Beteiligung der Interessenten bei der Rechnungsprüfung ver-

waltet werden. Die bei der Militärverwaltung abgelegten
Rechnungenüber Stiftungen und Vermögensmasen(Fonds,),
die zu milden Zwecken bestimmt und aus Schenkungenoder
letztwilligen Zuwendungengebildet sind, bleiben von dieserVerschriftunberührt.

Inwieweit den RechnungenBestandsverzeichnisseInven-
tarienverzeichnisse)beizufügensind oder nur deren regelmäßige
Führung nachzuweisenist, bleibt der Bestimmung der Ober-

kechungskammernach Verschiedenheitder Kassenzweigeüber-
lassen.

Die Rechnungen der Kasse der Oberrechnungskammer
werden zunächst von dem Präsidenten der Oberrechnungs-
kammer geprüft und mit den von diesem gezogenen Erinne-

rungenden Ständen zur endgültigenPrüfung und Feststellung
vorgelegt.

§&12. Die Oberrechnungskammerist befugt, nachMaß-
gabe der ihr zur Verfügung stehendenArbeitskräfte im Ein-
verständnissemit den Ressortministerien solche Rechnungen,
welche zwar den Staatshaushalt berühren, zum Staatshaus-
halts-Etat aber in keiner unmittelbaren Beziehunglehenoder welche Anstalten, Stiftungen und Vermögensmassen
(Fonds) betreffen, die lediglich von Staatsbehördenoder durch
von Staats wegen angestellteBeamte ohne Beteiligung der
Interessenten bei der Rechnungsprüfung verwaltet werden
& 11 Absatz 1), jedoch minder wichtig erscheinen, von der
regelmäßigen Prüfung auszuschließen, diese vielmehr den
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Ressortministerienoder den von diesenzu beauftragendenVer-
waltungsbehörden zu überlassen. Die Oberrechnungskammer
soll jedochvon Zeit zu Zeit derartige Rechnungeneinfordern,
um schzu überzeugen, daß die Verwaltung, über die sie ge-
führt werden, vorschriftsmäßigerfolge.

Das Verzeichnis der von der regelmäßigenPrüfung der
OberrechnungskammerausgeschlossenenRechnungensowie et-

waige spätere Abänderungen an demselbensind den Ständen
von dem Gesamtministeriummitzuteilen.

§ 13. Die Prüfung der Rechnungen ist auf die Vor-
schriftsmäßigkeitsowie die ursächlicheund ziffernmäßigeBe-

gründungder Rechnungseinträge,weiter aber noch besonders
arauf zu richten:

a) ob bei der Erhebung und Vereinnahmung sowie bei der
Verwendung und Verausgabung von Staatsgeldern, in-
gleichenbei der Erwerbung, Benutzungund Veräußerun
von Staatseigentum nach den kusünguenGesetzenun

Vorschriften, unter genauer Beachtung der maßgebenden
Verwaltungsgrundsätze,verfahren worden ist,

b) ob und wo nach den aus den Rechnungenzu beurteilen-
den Ergebnissender Verwaltungim finanziellenInteresse
des Staates Abänderungennötig oder ratsam erscheinen.

§ 14. Die Oberrechnungskammerist berechtigt, von den
Behörden jede zur Prüfung der Rechnungenfür erforderlich
erachtete Auskunftsowie die Einsendung von Kassenbüchern
und Belegen, von den den Ressortministerienuntergeordneten
Behörden auch die Einsendung von Akten zu verlangen.

Der Präsident der Oberrechnungskammerist befugt, Be-
denken und Erinnerungen gegen die Rechmungenan Ort und
Stelle durch Kommissare erörtern zu lassen, auch zur Unter-
richtung über die Einzelheiten der Verwaltung sowie zur Vor-
nahme von Erörterungen über die in bezug auf die Verwaltung
der Kassen und Führung der KassenbücherbestehendenEin-
richtungen Kommissareabzuordnen. In allen Fällen der Ab-

sendungeines Kommissars hat er dem Ressortministeriumvor-

her Mitteilung zu machen.
«

§15.AlleVerfügungenderMinisterien,durchwelchein
Beziehung auf Einnahmen oder Ausgaben des Staates eine
allgemeineVorschrift gegebenoder eine schonbestehendeab-

eändert oder erläutert wird, müssen,soweit sie nicht in dem
mtsblatte einer Behörde oder sonstöffentlichbekannt gemacht

Deutsche Staatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 16
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werden, sogleich bei ihrem Ergehen zur Kenntnis der Ober-

rehnungskammergebrachtwerden.

Allgemeine Anordnungen der Behörden über die Verwal-
tung der Kassen und die Führung der Kassenbüchersind
schonvor ihremErlasse der Oberrechnungskammermitzuteilen.

Die Oberrechnungskammerist befugt, auf etwaige Be-
denken, die sich von ihrem Standpunkte mit Bezug auf diese
Verfügungen und Anordnungen ergeben,aufmerksamzu machen.

Die auf die RechnungslegungbezüglichenBeschlüssedes
Landtags sind der Oberrechnungskammervon dem Gesamt-
ministerium bekannt zu geben.

§&16. Die Vorschristenüber die formelle Einrichtung der
Rechnungenwerden durch Vereinbarung der Oberrechnungs-
kammer mit den beteiligten Ministerien oder, soweit eine

Einigung nicht eintritt, durchEntscheidungdes Gesamiministe-
riums festgestelltund von den beteiligtenMinisterien erlassen.

§&17. Die Einsendung der RechnungennebstBelegen an

die Oberrechnungskammerzum Zweckeder Prüfung und Fest-
stellung erfolgt durchdas Ressortministerium, soweit dasselbe
nicht mit Bezughierauf etwas anderes mit der Oberrechnungs-
kammer vereinbart hat. Die Fristenzur Einsendungsind nach
Vernehmungmit den Ressortministerienvon der Oberrechnungs-
kammer zu bestimmen.

Vor Einsendung der Rechnungenfindet eine Vorprüfung
(Abnahme) derselbenbei dem Ressortministeriumoder der von

diesem damit beauftragten Verwaltungsbehörde statt. Dabei
sind die Rechnungennebst Belegen sowohl in formeller und
rechnerischerwie in sachlicherHinsicht vollständig und gründ-
lich zu prüfen sowie mit den nötigen Erläuterungenund Be-
merkungen, auch den etwa noch fehlendenBeschänigungenzu
versehen. Bei der Abnahme ist auch die Erledigung wahr-
genommener Mängel, soweit möglich, auf kürzestemWege
herbeizuführen;von schriftlichenErinnerungen gegen die Rech-
nungsführer ist der Regel nach abzusehen,soweit aber solche
ausnahmsweisedennocherfolgen, sind Entscheidungenauf deren
Beantwortung nicht zu erteilen. Nach Beendigung der Ab-
nahme wird das Ergebnisder Oberrechnungskammermit-
geteilt. Diese entscheidetdarüber, ob und inwieweit bei

betchihrgobliegendenRechnungsprüfung davon Gebrauch zu
machen ist.

Soweit es sich ermöglichenläßt, ist die Prüfung der Be-
lege bereits im Laufe des Rechnungsjahresselbstauszuführen,
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dergestalt, daß die Rechnungschonauf Grund Cxrifterund
berichtigter Belege aufgestellt werden kann. Sind die Be—
lege bereits vor Eingang bei der Abnahmestelle rechnerisch
geprüft, so kann die die Abnahme vorgeschriebenerechne-
rischeVorprüfung auf Stichproben beschränktwerden.

In bezugaufUnterlagsrechnungenund solcheRechnungen,
die nach Maßgabe von 5 12 Absatz1 von der regelmäßigen
Prüfung der Oberrechnungskammerauzsgeschlossenwerden,
können Ausnahmen von diesenGrundsätzendurch Vereinbarung
zwischenden Ressortministerienund der Oberrechnungskammer
zugelassenwerden.

§ 18. Die Oberrechnungskammerhat die bei Prüfung der
RechnungenaufgestelltenErinnerungen dem Ressortministerium
mitzuteilen; sie ist jedochbefugt, sachlich(materiell) ] unerheb-
liche Mängel, denen eine grundsätzlicheBedeutung nicht bei-

wohnt, nach ihrem Ermessen entweder überhaupt nicht zum
Gegenstandevon Erinnerungen zu machenoder, ohne eine Be-
antwortung zu verlangen. nur zur Kenntnis der Verwaltungs-
behörde oder des Rechnungsführers zu bringen. Das Ressort-
ministerium hat die Beantwortungder Erinnerungen, soweit
eine solche notwendig ist, herbeizuführenund sodann letztere
mit der Beantwortung an die Oberrechnungskammerzur Ent-
scheidungzurückzugeben.

In gleicher Weiseist in den Näleenzu verfahren, in
denen eine Erinnerung durch die Beantwortung noch nicht
vollständig erledigt worden ist und deshalb eine anderweite

Beantwortun sichnötig macht.
Die Fritenzur Beantwortung der Erinnerungen werden

von der Oberrechnungskammerfestgestellt.
Bezüglich derjenigen Erinnerungen der Oberrechnungs-

kammer, die gegen Abweichungenvon den ohneständischeZu-
stimmung ergangenen Vorschriften und Anordnungen und von

den bisher als maßgebendfür die Verwaltung angenommenen
Grundsätzengerichtetsind und durch den Schriftenwechselmit
dem Ressortministerium keine Erledigunggefundenhaben, steht
dem Gesamtministeriumdie Entscheidungzu.

19. Stellen sichbei der RechnungsprüfungVertretungen
des Rechnungsführers heraus, deren Deckungdurch die Be-
antwortung der Erinnerungen nichtnachgewichenwird, so hat
die Oberrechnungskammerdie VereinnahmungdieserFehlbeträge
(Defekte) an der gehörigenStelle der nächstfolgendenRechnung
anzuordnen und zu überwachen,während die zu deren Bei-

167
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treibung etwa nötige Veranstaltungder dem Rechnungsführer
vorgesetztenVerwaltungsbehördeobliegt.

Wenn sich wegen Gefahr im Verzuge eine schleunigeVer-
fügung zur Beitreibungder Fehlbeträge (Defekte) als not-

wendig darstellt, so hat die Oberrechnungskammerdem zustän-
digen Ministerium hiervon sofort Mitteilung zu machen.

Der Oberrechnungskammerist gestattet,Fehlbeträge (De-
fekte), wenn zu ihrer Erledigungein unverhältnismäßiger Auf-
wand an Zeit oder Mühe erforderlich sein würde und ein
höherer Betrag als 1000 (eintausend) Markfür den einzelnen
Fall dabei nicht in Frage kommt, sowie Fehlbeträge(Defekte),
deren Uneinbringlichkeit bereits feststeht,nicht weiter zu ver-

folgen, sondern fallen zu lassen.
5 20. Sind dem RechnungsführergegenüberErinnerungen

gegen die Rechnung nicht gezogen oder sind die gegen den
Rechnungsführer aufgestelltenErinnerungen durch deren Be-
antwortung erledigt und ist die Vereinnahmungder etwa aus-

geworfenenFehlbeträge(Defekte) durch die nöchstfolgendeRech-
nung nachgewiesenworden, so ist von der Oberrechnungskammer
eine Erklärung dahin auszustellen,daß aus den Geschäftendes
Rechnungsführers, auf welchesich die Rechnungbezieht, ein
Schuldverhältnis des Rechsnungsführerszugunstender Staats-

kassenicht bestefe(Justifikationsschein). Diese Erklärungwird
dem Rechnungsführer durch Vermittelung des Ressortministe-
riums ausgehändigt. Dem Ermessender Oberrechnungskammer
wird überlassen,in den Fällen, in denen der Rechnungsführer
die ihn treffenden Fehlbeträge (Defekte) anerkannt und deren
Vereinnahmungin der nächstfolgendenabzulegendenRechnung
zugesicherthat, den Justifikationsschein unerwartet des Nach-
weises der Vereinnahmung mit dem Vorbehalte diesesNach-
weises zu erteilen.

Durch die von der Oberrechnungskammerbewirkte Justi-
fikation ist die Prüfung des Rechenchaftsberichtesdurch die
Stände (5 22) in keiner Weise beschränkt.

§&21. Die Oberrechnungskammerhat alljährlichnachAb-
lauf ihres Geschäftsjahresdem Gesamtministeriumüber den
Stand des PrüfungsperfahrensVortrag zu erstatten und sich
hierbei, insoweit die Ergebnisseder RechnungsprüfungAnlaß
dazu bieten, über etwaige Verbesserungenund Vervollkomm-

aunen
in der Verwaltung gutachtlich zu äußern (vergl.

Das Gesamtministerium hat auf derartige Außerungen
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Entschließungzu fassenund der Oberrechnungskammerdavon
Kenntnis zu geben.

§*22. Dem von der Staatsregierung den Ständen auf
jede Finayzperiodevorzulegenden Rechenschaftsberichtist ein
von der OberrechnungskammerselbständigaufzustellenderBe-
richt beizufügen, aus welchemsich ergebenmis

1. ob und inwieweit bei der Ausführung des dem Rechen-
schaftsberichtezugrundeliegendenStaatshaushalts-Etats
Abweichungen von den Bestimmungen des letzteren
oder von sonstigen unter ständischerZustimmung er-

angenen Vorschriften und Anordnungen stattgefundenhaben,insbesondere
2. ob und welcheEtatüberschreitungenund außeretatmäßige

Ausgaben vorgekommensind, endlich
3. ob und welche erheblichenAbweichungen von den auf

die Staatseinnahmen und Staatsausgaben oder auf die
Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von Staats-
eigentum bezüglichen Gesetzenoder unter ständischer
Zustimmung ergangenen Vorschriften zu verzeichnenge-
wesensind.

Der Bericht der Oberrechnungskammerist an das Gesamt-
ministerium einzureichenund zwar so zeitig, daß er zugleich

witdem Rechenschaftsberichteden Ständen vorgelegt werden
ann. .

§23.Bezüglichder Rechnungenüber die zum König-
lichenHausfideikommiß gehörigen Sammlungenfür Kunst und
Wissenschafthat die Generaldirektion der Königlichen Samm-
lungen die Stelle des Ressortministeriums zu versehen.

Rücksichtlich der Rechnungenüber die Staatsschuldenkasse
bewendet es bei der Bestimmung in § 15 des Gesetzesvom
29. September1834 (Sammlung der Gesetzeund Verordnungen
vom Jäfre1834 S. 209). Wegen Prüfung dieserRechnungen
findet, soweit sie hiernach der Oberrechnungskammerobliegt,
das in den § 17 und 18 des gegenwärtigen Gesetzesvor-

peschriebeneVerfahren mit der MaßgabeAnwendung, daß
er Landtagsausschußzur Verwaltung der Staatsschulden an

Stelle des daselbsterwähntenRessortministeriumszu treten hat.
§ 24. Das gegenwärtigeGesetztritt mit dem 1. Januar

1905 in Kraft.
Bezüglich der Rechnungswerke,deren Revision und Justi-

fikation nach der bisherigenRegelung bei den Ministerien und
anderen Behörden staltgesundenhat, ist das Revisionsverfahren

S. 285.
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wegen der auf das Jahr 1902 und weiter zurückabgelegten
Rechnungen auch dann, wenn es bis zum 1. Januar 1905

noch nicht beendigt ist, in der bisherigenWeise bis zur Justi-
fikation fortzusetzen.

•25. Die Bestimmung in 5 19 unter 3 des Gesetzes
über KompetenzverhältnissezwischenJustiz= und Verwaltungs-
behördenvom 28. Januar 1835 (G.=u. V.-Bl. S. 55), insoweit
sie sich auf die damalige Oberrechnungsdeputationbezieht, so-
wie das Mandat, die der Oberrechnungsdeputationusw. ver-

liehene Gewalt betreffend, vom 1. September 1828 (Gesetz-
ammlung vom Jahre 1828 S. 201), insoweit es durch jene
estimmungnicht bereits aufgehobenist, und die Verordnung,

die Oberrechnungskammerbetreffend, vom 4. April 1877

Gen-V.-Bl. S. 193) treten vom 1. Januar 1905 an außer
raft.

Urkundlich habenWir diesesGesetzeigenhändigvollzogen
und Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Gegebenzu Bad Ems, den 30. Juni 1904.

Georg.
(L. S.) Dr. Wilhelm Rüger.
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Gesetz,den Staatshaushaltbetreffend.
Vom 1. Juli 19041.

Nr. 59. Gesetz,
den Staatshaushalt betreffend;

vom 1. Juli 1904.

W#SR, Georg, von GOTTE Gnaden König von Sachsen
usw. usw. usw.

verordnen unter ZustimmungUnserergetreuenStände, was folgt:

9l1.
(1) Die Führung des Staatshaushaltes erfolgt nach

Maßgabe des verfassungsmäßigfestgestelltenVoranschlags der

Etat)Einmasemenund Ausgaben des Staates (Staatshaushalts-
ür je eine Finanzperiode (Verfassungsurkunde§598).

(2) Der Veranschlagung im Staatshaushalts-Etat unter-
liegen alle
nahme:

Einnahmen und Ausgaben des Staates mit Aus-

a) der Einnahmen und Ausgaben bei den auf Gesetzenbe-
ruhenden oder mit ständischerZustimmung begründeten
staatlichenBeständen (Fonds) zu bestimmtenZwecken;

b) der aus der Veräußerung von Teilen des Staatsgutes
im Sinne der 55§516 bis 18 der Verfassungsurkundesich
ableitenden, in dem sogenannten Domänenfonds ihren
rechnungsmäßigenNachweis findenden Einnahmen und
Ausgaben;

e) der, soweit nicht im Etat selbstgegenteiligeAnordnungen
getro ffen sind, den beweglichenVermögensbeständendes
Staa tes zuzuführendenEinnahmen aus der Veräußerung
von zum Staatsvermögen, nicht aber zum Staatsgute
im Sinne der 85 16 bis 18 der Versessungenmrkundege-
hörigen Grundstückenund aus der Ablösung der mit
solcheiu Grundstückenverbundenen Rechte.

4 Daselbst, Gesetz=und Verordnungsblatt 1904 Stück 15. S. 286 ff.
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(3) Der Staatshaushalts-Etat enthält den ordentlichen
und, soweit nötig, den außerordentlichenEtat.

(4) Das Dekret, mit dem der Staatshaushalts-Etat den
Ständen vorgelegt wird, hat die Gegenzeichnungsämtlicher
Staatsminister zu tragen.

82.
(1) In den ordentlichenEtat sind die aus den regel-

mäßigen Einnahmequellen des Staates fließenden Einnahmen
und die davon zu bestreitendenAusgabennachJahresbeträgen
berechnetaufzunehmen.

(2) Der ordentliche Etat ist nach Kapiteln und Titeln
aufzustellen. Die Kapitel haben den Anteil der einzelnen
Verwaltungszweigean den Einnahmen und Ausgaben #nach-
uweisen. Die Titel sind dazu bestimmt, die Einnahmen und
usgaben je nach ihrer Art in einheitliche Gruppen zu zer-

legen, für die Ausgaben aber zugleich deren Zweck und den

Mochstbetragder der Verwaltung zur Verfügung gestellten
ittel anzugeben. Soweit Ausnahmen nicht in § 6 vorgesehen

sin,,darf der Zweck einer Ausgabe nicht so bezeichnetwerden,
aß er nichtdeutlich erkennbar ist.

(3) Die Ausgabenzerfallen in persönlicheund sächliche
Ausgaben. Soweit es in einzelnenFillennicht möglich oder
nicht zweckmäßigist, persönliche und sächlicheAusgaben ge-
sondert nachzuweisen,ist jedesmal ein ausdrücklicherVermerk
des Inhalts in die Gegenstandsspaltedes Etats aufzunehmen,
daß die Verrechnung beider Arten von Ausgaben an der be-
treffenden Stelle estattetsei.

(4) Die Titel dürfen in weitere Unterabteilungen zer-
gliedert werden.

(5) Einnahmen und Ausgaben sind in der Höhe zu ver-

anschlagen,in der sienachden bisherigenErfahrungen voraus-

sichtlicheingehenoder erforderlich werden.

(6) Bei einmaligen Ausgobenzu
bestimmten Zwecken ist

für jeden eine selbständige Ausgabebewilligungumfassenden
Gegenstandein besondererTitel oder eine besondereUnter-
abteilung eines Titels zu bilden und nachzuweisen,wie der
eingestellteBetrag herechnetworden ist.

83.
(1) In den außerordentlichenEtat sind die einmaligen

außergewöhnlichenAusgaben aufzunehmen, die in den regel-
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mäßigenEinnahmequellenkeine Deckung finden, sondern aus
den beweglichenVermögensbeständenbestrlttenwerden müssen.
Einmaligeaufergewöhnächeusgaben, die lediglich Verwal-
tungszweckendienen, sind in der Regelvon der Einstellungin
den außerordentlichenEtat ausgeschlossen.

(2) Der außerordentlicheEtat ist nachTiteln aufzustellen.
Jeder Titel darf nur eine MecfständigeAusgabebewilligung
umfassen. Unterabteilungen sind zulässig. Die eingestellten
Ausgaben sind nach Veranlassung und Höhe zu begründen.

84.
In den Entwurf des Staatshaushalts-Etats dürfenneue

oder gegen den Voretat erhöhte Ausgaben, soweit sie nicht

u gachircherVerpflichtung oder auf ständischenAnträgen be-
ruhen, nicht eingestellt werden, wenn der Finanzminister da-
gegen Widersprucherhebt.Dieser Widerspruchkann nur daraufbestüttwerden, daß die finanzielleLagedie Ausgabevermehrung
nicht gestattet.

«

85.
(1) Die bewilligten Summen dürfen nur zu der durchden

Etat vorausgesetzten Zeit und nur für die bei den einzelnen
Bewilligungen des Etats in der Gegenstandsspaltebezzeich-
neten Zweckeverwendet werden, dafern nicht durchausdrück-

licheFesffeungim Etat eine anderweite Verwendung nach-
gelassen ist.

(2) Sind im Etat Ausgabebewilligungenals unter sich
deckungsfähigbezeichnetworden, so werden Mehrausgaben an

der einen Stelle durchMinderausgaben an der anderen Stelle
ausgeglichen. Die zur Verausgabung gelangtenBeträge sind
auch in solchenFällen ausschlieslichdort zu verrechnen,wohin
sie ihrem GegenstandenachEchören.

«

-(3)WerdenTitelimtatinUnterabteilungenzerlegt
(vergl. § 2 Absatz4 und § 3 Absatz2), so sind die letzteren
untereinander nur deckungsfähig,wenn dies im Etat vor-

behalten ist.
66.

(1) Soweit der Etat der Staatsregierung Mittel für all-

gemeineund unvorhergeseheneAusgabenoder ohnejedenähere
ezeichnungder Zwecke der davon zu bestreitenden Ausgaben

ur Verfügung gestellt hat, dürfen beim MangelgegenteiligerFestsegnmaim Etat auf solcheVerfügungssummen(Dispositions-

*88.
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summen)nur sächlicheAusgaben und auchdiese nur dann ver-

rechnetwerden, wenn sie unter kein seinemVerwendungszwecke
nach bestimmtesEtatkapitel fallen.

(2) AufVerfügungesummen(Dispositionssummen),die nur

nach der allgemeinen Richtungihres Verwendungszweckesbe-
stimmt sind, dürfen persönliche Ausgaben nicht verrechnet
werden, falls nicht der Etat dies besondersvorgesehenund etwa

hierunterfallende Gehalte oder fortlaufende außerordentliche
ergütungen (Remunerationen) an Beamte ausdrücklich be-

ziffert hat. Persönliche und sächlicheAusgaben sind in den

Rechnungenje für sich,mithin in besonderen Unterabteilungen
nachzuweisen.

87.
Künftig wegfallendeAusgabebewilligungensind im Etat

als solchezu bezeichnen.Über sie dar beim Mangel einer
gegenteiligenAnordnung im Etat von dem Zeitpunkte ab, zu
dem der Grund der Bewilligung weggefallenist, nicht weiter
verfügt werden.

68.
(1) Soweit über eine Ausgabebewilligungdes ordentlichen

Staatshaushalts-Etats innerhalb der Finanzperiode nicht ver-

fügt worden ist, muß der unverwendet gebliebeneBetrag als
Ersparnis nachgewiesenwerden.

(2) Diese Bestimmung findet keine Anwendung:
1. auf Ausgabebewilligungen,hinsichtlichderenzwischender

Staatsregierungund der Ständeversammlungvereinbart
worden ist, daß der unverwendet gebliebeneBetrag an

solcheBestände (neordsabzugebenist, die für gewisse
Zweckebestimmt sind;

2. auf die Beträge, die an den im Etat eingestelltenBe-
soldungendadurch, daß einzelneStellen zeitweiseunbesetzt
sind, erspart und zur Bestreitung von Stellvertretungs-
kosten verwendet werden. Eine solcheVerwendung ist

jedochausgeschlossen,wenn der Etat bei den einschlagen-

ben8gabetiteln eine gegenteiligeAnordnunggeiroffen
at. .

(3) Ist eine Ausgabebewilligungübertragbar, so stehtder
innerhalb der Finanzperiode etwa unverwendet gebliebeneBe-
trag der Staatsregierung für den ursprünglichenZwecknoch
weiter zur Verfügung. Die Ubertragbarkeit einer im ordent-
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lichen Staatshaushalts-Etat eingestelltenAusgabebewilligung
muß im Etat ausdrücklichvorbehalten werden, und zwar:

1. wenn die Zulässigkeitder übertragungnur für die nächste
Finanzperiodeoder für eine Mehrzahl von Finanzperioden
ausgesprochenwerden soll, durch den Vermerk „auf die
nächsteFinanzperiodeübertragbar“ oder durch den Ver-
merk „auf die Finanzperioden übertrag-

ar :

2. wenn die Ubertragbarkeit ohreseitlicheBeschränkungbis
zur Erreichung des Zweckes der Ausgabebewilligung

elten soll, durch den Vermerk „unbeschränktübertrag-
ar“.

(4) Werden die in eine andere Finanzperiodeübertragenen

Ausgabebewilligunen (Ausgabereservate)während der Dauer
der Wirkungder Ubertragbarkeit(Absatz3 Ziffer 1) oder zur
Erreichung ihres Zweckes (Absatz3 Ziffer 2) nicht oder nicht
vollständig gebraucht,so sind die unverwendet gebliebenenBe-
träge als Ersparnisnachzuweisen.

·

(5) Die in den außerordentlichen * alts-Etat

aufgenommenenAusgabebewilligungenstehenohne besonderen
Vorbehalt bis zur Erreichungihres Zweckes zur Verfügung
der Staatsregierung. Ergibt dahnachErreichung des Zweckes
ein Minderverbrauch gegenüberder Etatsumme, so ist dieser
ebenfalls als Ersparnis zu behandeln.

59.
(1) Das Rechnungsergebnisder beiden, eine Finanzperiode

bildenden Jahre hat als ein Ganzes zu gelten, so daß Mehr-
aufwendungen bei einem Titel oder einer sonstigenUnter-
abteilung des ordentlichenStaatshaushalts-Etats, die gegenüber
dem eingestelltenJahresbetragin dem einen Jahre stattgefunden
haben, durchMinderaufwendungen in dem anderen Jahre bis
zum Betrage der letzterenausgeglichenwerden.

(2) Weist das den ordentlichenEtat umfassendeRechnungs-
ergebnis der beiden Jahre einer Finanzperiode einen Uber-
schuß der Einnahmen gegenüberden Ausgaben aus, so ist
dieser Uberschuß den beweglichen Vermögensbeständendes

Staates zuzuführen.
18 10.

( 4) Etatüberschreitungenund außeretatmäßigeAusgaben
bedürfen der nachträglichenGenehmigung der Stände. Die

S. 290.
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zeestimmungenin 9597 der Lerfassungsurkundesind auch auf
die Fälle der nachträglichen Genehmigungsinngemäßanzu-
wenden.

(2) Als Etatüberschreitungensind alle Mehrausgaben an-

zuseben,die sichbei Gegenüberstellungdes rechnungsmäßigen
uswands und des Etatsolls für die einzelnenAusgabetitel

desStaatshaushaltsEtatsergeben, insoweit nicht einzelne
Ausgabetitel in dem Staatshaushalts-Etat ausdrücklich als
deckungsfähigmit anderen bezeichnetsind und solchenfa8 et-

waige Mehrausgaben bei dem einen Titel durch etwaige
Minderausgaben bei dem anderen Titel ausgeglichenwerden.

9 Unter einem Ausgabetitel im Sinne diesesGesetzesist
jede usgabebewilligungeines Haupt= oder eines Unteretats
zu verstehen,die einer selbständigenBeschlußfassungder Stände-

versammlungunterlegen hat.
(4))Solche Mehrausgaben, bezüglichderen ein besonderer

Vorbehalt wegen eines im Laufe der Finanzperiode etwa her-
vortretenden Mehrbedarfs in den StaatshaushaltsEtatauf-
genommen worden ist, gelten nicht als Etatüberschreitungen.

*11.
(1) Hinsichtlich der dem Staate gegenüberzu erfüllenden

Zahlungsverpflichtungendarf mit Genehmigungdes zuständigen
Ministeriums Stundung bewilligt werden. Der Einholung
dieser Genehmiungbedarf es nicht, soweit die ErteilungvonStundung durchallgemeineAnordnung des zuständigen Mini-
steriumsnachgeordretenBehörden gestattetworden ist.

(2) Auf die Geltendmachungder dem Staate zustehenden
Ansprüchedarf, soweitnicht schondie Unmöglichkeit der Geltend-
machung des Anspruchs vorliegt oder die Verfolgungdes letz-
teren aussichtsloserscheint,anGrund einer vom zuständigen
Ministerium erteilten allgemeinen oder besonderenErmächtigung
verzichtet werden. Auf Grund einer solchen Ermächtigung
dürfen auchbereits vereinnahmteBeträge erstattet werden.

(3) Die Bestimmungen in Absatz1 und 2 finden keine
Anwendung, soweit durchGesetzeeine Ermächtigungzur Stun-
dung, zum Verzicht oder zur Erstattung erteilt oder eine solche
Ermächtiungausgeschlossenist.Sehbeträge (Defekte),deren Betrag 1000 übersteigt,
dürfen nur mit Zustimmungdes Gesamtministeriumsnieder-
geschlagenwerden. Haben sich solche Fehlbeträge (Defekte)
erst im Laufe des Rechnungsprüfungsverfahrensherausgestellt,
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so ist vor der Niederschlagungdie Oberrechnungskammergut-
achtlich zu hören.

(5) Die in Gemäßheit der Bestimmungen in Absatz 2

und 4 ausgesprochenen Verzichte,Erstattungen und Nieder-
schlagungensind, soweit ihr Geldbetrag im einzelnenFalle
300 x übersteigt oder soweit ihr Gegenstandnicht in einer
Geldsumme besteht,der Ständeversammlung für jedesKapitel
des ordentlichen und jeden Titel des außerordentlichenEtats
im Rechenschaftsberichte— hinsichtlich der Geldbeträge sum-
marisch — mitzuteilen. Diese Bestimmung findet keine An-

wendung auf die von der Staatseisenbahnverwaltung nicht
eingezogenenoder erstatteten Fahr-, Fracht-, Lager= und

Wagenstandgelder, Konventionalstrafen und Ersatzansprüche
egen Beamte, Arbeiter und sonstige Angestellte der Eisen-
ahnverwaltung, desgleichenauf Konventionalstrafen, die beim

Abschlussevon Bau= und Lieferungsverträgen von den übrigen
Verwaltungen vereinbart werden. Im übrigen kann mit Zu.
stimmung beider Kammern die Mitteilung für einzelneArten

vonVerzichten, Erstattungen und Niederschlagungenunter-
eiben.

(6) Unberührt bleiben die Bestimmungen,auf Grund deren
Geldstrafen in Ausübung des Begnadigungsrechtesgestundet,
ermäßigt oder erlassenwerden können.

812.
(1) Besoldungen dürfen nur nach Maßgabe der Fest-

sesungendes Staatshaushalts-Etats verliehen werden. Das-
elbe gilt von sonstigenDienstbezügen,die bei der Pensionie-

rung anzurechnensind.
(2) Bei der Verfügung über die in die Besoldungstitel

eingestelltenGesamtsummendürfen dieseselbstund soweit die
Zahl der Stellen und die Köchstbeträgeder Gehalte festgesetzt

fin, auch diese Zahlund dieseHöchstbeträgenicht über-
chritten werden. Istdie Vermehrung der Beamten innerhalb

der Finanzperiode unvermeidlich, sofinddie Besoldungen der
über die Etatansätzehinaus angestelltenBeamten außeretat.
mäßig zu verrechnen(vergl. § 21 Absatz3). Die Gnadenbezüge
von den Besoldungen verstorbenerStelleninhaber sind bei den
einschlagendenBesoldungstiteln mit zu verausgaben.

(3) Einem Beamten dürfen für die Verwaltung seines
Amtes neben der hierfür im Etat ausgesetztenBesoldung, so-
fern der letztere keine gegenteiligeAnordnung getroffen hat,
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weder Gewinn= und Gebührenanteile (Tantièmen) noch persön-
liche Zulagen oder ständige außerordentliche Vergütungen
(Remunerationen), noch Zuwendungen aus den zur Besoldung
von Hilfsarbeitern bestimmtenEtattiteln gewährt werden.

(4) Sind einem Beamten neben seinem Amte andere
Dienstgeschäfteübertragen worden oder wird er überhaupt
außerhalb seinesAmtes verwendet, so kann ihm eine besondere
Vergütung gewährt werden. Ein derartiger Nebenbezugist,
soweit er nicht als bloße Entschädigungfür Dienstaufwand zu
gelten hat, im Etat bei dem für das Amt bestimmten Be-
soldungstitel in der Erläuterungsspalte zubeiffern.15) Außerordentliche Vergütungen (Remunerationen),
außerordentliche Zuwendungen (Gratifikationen) und Unter-
stützungendürfen beim Mangel einer gegenteiligenAnordnung
im Etat nur aus den hierzu ausdrücklichbestimmten Titeln
gewährt werden.

13.
(1) Soweit nicht der Etat für bestimmte Beamte aus-

drücklich etwas anderes festsetzt,dürfen Wohnungen und sonstige
Grundstücksnutzungenan Beamte nur gegen eine angemessene
Vergütung überlassen werden.

(i2) Die Vergütungen für Wohnungen sind im Etat bei
den einschlagendenBesoldungstiteln (5I12 Absatz1) zu beziffern.
Dasselbe gilt in den Fällen, in denen der Staat erst die den
Beamten überlassenenWohnungen hat ermieten müssen, von
den aus der Staatskassehierfür zu zahlendenMietzinsen.

8 14.

(1) Neubauten sowie Wiederherstellungs-, Erweiterungs-
und Umbauten dürfen nur auf Grund genehmigterBauentwürfe
und Kostenanschlägebegonnen und ausgeführt werden. Ab-
weichungenhiervon können im Falle besonderenBedürfnisses
zugelassenwerden.

(2) Das Gesamtministerium wird anordnen, welche Be-
hörde die Genehmigungzu den Entwürfen und Anschlägenzu
erteilen und darüber Bestimmung zu treffen hat, unter welchen
Voraussetzungenvon den genehneigtenEntwürfen und An-
schlägen abgewichenoder inwieweit, insbesonderewegen der
Dringlichkeit oder der geringen Bedeutung gewisserFerstel-
lungen, von der vorgängigen Aufstellung von Entwürfen und
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von Veranschlagung der Baukosten sowie von Einholung der

Genehmigungab esegenwerden darf.
(3) Dengireuneüber die einzelnenBauausführungen

sind die genehmigtenKostenanschlägeund deren etwaigeUnter-
belegebeizufügen.

15.

Alle Werkverträge, die für Rechnung des Staates ge-
schlossenwerden, müssenauf vorausgegangene öffentlicheAus-
schreibunggegründet sein, sofern nicht Ausnahmen durch die
Natur des Geschäftsgerechfertigtoder durch das zuständige
Ministerium für den einzelnenFall oder für bestimmteArten
von Verträgen zugelassenwerden.

* 16.

Ist bei Bauten, für die im Staatshaushalts-Etat in einem
besonderenTitel oder einer besonderenUnterabteilung eines
Titels eine bestimmte Summe ausgeworfen ist, eine Uber-
schreitung von 10% der Anschlagsimmeauf Grund ander-
weiter Veranschlagungoder aus anderen Gründen vorauszu-
sehen,soist den Ständen eine entsprechendeErgänzungsforderung
zu unterbreiten. Bis zu deren Bewilligung ist, soweit es ohne
Nachteile für den Staat angängig ist, die Bauausführung zu
beanstandenoder zu unterbrechen.

17.

Neue staatlicheBestände (Fonds) zu bestimmtenZwecken
(§ 1 Absatz2 a) dürfen von Staats wegen nur auf dem Wege
der Gesetzgebungbegründet werden.

&18.

Zum Staatsvermögen, aber nicht zum Staatsgute im
Sinne von 65 16 bis 18 der Verfassungsurkundegehörige
Grundstücke(5 1 Absatz2c) dürfen, insofern sie von erheblichem
Umfange oder erheblichemWerte sind, nur mit Zustimmung
der Stände veräußert werden.

19.

Durch die Einstellungen in den Etat werden für Dritte
Rechteoder Verpflichtungen weder begründet,nochabgeändert,
noch aufgehoben.
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l20. .

Die Staatshaushaltsrechnungen haben die Ausführung
des Staatshaushalts-Etats darzulegen und müssen in ihrer
Einteilung sowie in der Bezeichnung,Aufschrift und Aufrech-
nung ihrer einzelnenAbschnittemit den Kapiteln, Titeln und

giwaigenweiteren Unterabteilungen des Etats genau überein-
timmen.

5 21.

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind, soweit sie im

Stagtshaushalte-Fiaveranschlagt sind (vergl. 5 1), in den
Staatshaushaltsrechnungen unter denselbenKapiteln, Titeln
und etwaigen weiteren Unterabteilungen nachzuweisen,unter
denen sie im Etat aufgeführt sind.

(2) Einnahmen, die unter kein Kapitel oder unter keinen
Titel des Etats fallen, sind in den Staatshaushaltsrechnungen
als außeretatmäßigeEinnahmen nachzuweisen.

(3) Ausgaben, die unter kein seinemVerwendungszwecke
nach bestimmtesEtatkapitel oder unter keinen der hierzu ge-
hörigen Titel fallen und für die der Etat auch keine Ver-
fügungssumme(Dispositionssumme)ohne nähere Bezeichnung
der hieraus zu bestreitenden Ausgaben enthält, sind in den
Staatshaushaltsrechnungen als außeretatmäßige Ausgaben
nachzuweisen(vergl. 5 12 Absatz2).

1822.
Alle Einnahmen und Ausgaben sind in den Staatshaus-

wealterechnungendessenigenJahres nachzuweisen,in dem sie
ällig geworden sind. AufAnordnung des zuständigenMini-

seerimedürfen jedoch Einnahmen und Ausgaben, die wirt-
chaftlich einem späterenJahre als dem der Fälligkeit an-

gehören, in diesemspäterenJahre verrechnetwerden.

823.
(1) Sind fällige Einnahmebeträgebis zum Bücherabschlusse

(& 29) nicht an die Kasseabgeführt worden, so sind sie in den
Staatshaushaltsrechnungenbei den einschlagendenKapiteln,
Titeln oder etwaigen weiteren Unterabteilungen des Etats als
Einnahmerestenachzuweisen.

(2) Haben fällige, nach ihrem Gegenstande,ihrer Höhe
und der Person des Gläubigers feststehendeAusgabebeträge
bis zum Bücherabschlusse(5 29) nicht ausgezahltwerden können,
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so sind sie in den Staatshaushaltsrechnungen bei den ein-
schlagendenKapiteln, Titeln oder etwaigen weiteren Unter-
abteilungen des Etats als Ausgaberestenachzuweisen. Sind
solche Beträgebereits zur Zahlung angewiesenworden, so
dürfen sie unerwartet der tatsächlichenZahlung endgültig ver-

rechnet und als Verwahrungspostenbehandeltwerden, deren
Abwicklung sodann in der Anhangsrechnungzur Staatshaus-
haltsrechnungnachzuweisenist.

63) Das zuständige Ministerium kann mit Zustimmung
der OberrechnungskammerAusnahmen von den in Absatz1

und 2 gegebenenVorschriften festsetzen.
(4) Die Beträge, die auf die in einer vorhergehenden

Staatshaushaltsrechnung nachgewiesenenEinnahmercse(Ab-
satz 1) nachträglich eingehen oder auf die in einer vorher-
gehendenStaatshaushaltsrechnungnachgewiesenenAusgabereste
(Absatz2 Satz 1) nachträglich gezahlt werden, sind bei den

Kapiteln, Titeln oder chwaigenweiteren Unterabteilungen des
Etats, zu denen sie ihrer Natur nach gehören, als Restein-
nahmen oder Restausgabenzu verrechnen.

(5) Beträge, die bereits in früherenJahren zu verein-
nahmen oder zu verausgaben gewesen wären, in früheren
Staatshaushaltsrechnungen jedoch nicht als Einnahmereste
(Absatz1) oder als Ausgabereste(Absatz2) nachgewiesensind,
sind als Einnahmen oder Ausgaben der laufenden Rechnung
zu behandeln.

6r24.
(1) Beträge, die aus Mitteln der laufenden Verwaltun

mit der Maßgabe gewährt werden, daß sie später zurück-
zuzahlensind (Vorschüsse),dürfen in den Rechnungennur dann
als Ausgaben und nach dem Rückempfangeals Einnahmen
nachgewiesenwerden, wenn der Etat hierfür besondereTitel
enthält. Ist dies nicht der Fall, so sind die bis zum Bücher-

abschlusse(* 29) noch nicht zurückgezahltenVorschüsseals Be-
ständenachzuweisen,als solchenacherfolgtem Bücherabschlusse
der Zentralkassezu überweisenund von dieser in die Staats-
vermögensrechnungaufzunehmen.

(2) Ergibt sichspäter, daß ein solcherVorschuß aunzoder
teilweise uneinbringlich ist, so darf der eneinbri#nglicheetrag
nicht in der Staatsvermögensrechnungabgeschriebenwerden,
er ist vielmehr von der Verwaltung, aus deren Mitteln er

gewährt worden war, als Ausgabe zu verrechnen.
Deutsche Staatsgrundgesetze. VI. 4. Aufl. 17
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(3) Die Bedingungen, unter denen Vorschüsseaus der
Staatskasse verabfolgt werden dürfen, find durch allgemeine
Vorschriften festzustellen,die den Ständen zur Kenntnisnahme
mitzuteilen sind.

g 25.

(1) In den Staatshaushaltsrechnungendürfen Ausgaben
von den Ginhnund Einnahmen von den Ausgabenregel-
mäßig nur insoweit vorweg abgezogenwerden, als dies im
Etat vorgesehenist.

(2) Ohne ausdrücklicheBestimmungdürfen gekürztwerden:
1. bei der Vereinnahmungdes Erlöses aus der Veräußerung

der nicht zum Staatsgut im Sinne der 8 16 bis 18 der

Verfassungsurkundeehörigen Grundstücke:der Betrag,
der zur Bestreitung der durch die Veräußerung entstan-
denen notwendigen Kosten oder zu dem mit der Ver-
äußerung eines staatlichen Grundstücks im Zusammen-
hange stehenden Ankauf eines anderen Grundstückes
aufgewendetworden ist;

2. bei der Verausgabung von Baukosten: der Betrag der
auf den Bau zu verwendenden, von der Landes-Brand-
versicherungsanstaltgewährtenSchädenvergütungenoder

Auschüsseferner der Erlös aus dem als notwendige
olge der Bauausführung sich ergebendenAbbruchevon

Gebäuden und Gebäudeteilen und der Erlös aus der
Verwertung der durch den Abbruch etbehrlichwerdenden
baulichen Ausstattungsgegenständeund Vorräte (Inven-
tarienstücke und Materialien):;

3. bei der Verausgabung der Kosten, die zur Beschaffung
des Ersatzes für vernichteteoder unbrauchbar gewordene,
gegen Schäden versichert gewesenebewegliche Gegenständeansgewenet worden sind: der Betrag der erlangten
Schädenvergütung;

4. bei der Verausgabung der Kosten, die zur Wieder-

herstellungschadhaftgewordener, nicht zu den baulichen
usstattungsgegenständen(Inventarienstücken)gehöriger

Gegenständeaufgewendetworden sind: der Erlös aus
den gewonnenen Gegenständen(Materialien).

S. 206. 13) Empfängt eine KasseverausgabteBeträgezurück oder
hat sie vereinnahmte Beträge zurückzuzahlen,so ist in den
Staatshaushaltsrechnungenoder in deren Unterlagen die Ein-
nahme von den Ausgaben oder die Ausgabe von den Ein-
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nahmen abzusetzen,falls nicht insoweit besondereTitel im Etat
vorgesehensind.

g 26.

Als Einnahmen und Ausgaben sind auch die Geldwerte
der von einzelnenVerwaltungen im eigenenWirtschaftsbetrieb
erzeugten und verbrauchten Gegenständezu behandeln, wenn

letztere im Etat mitveranschlagtworden sind. Ebenso dürfen
Vermehrungen und Verminderungen von Vorräten ihrem
Geldwerte nach mitverrechnet werden, dafern dies im Etat
vorgesehenist.

827.
Die Staatshaushaltsrechnungenmüssensowohl in ihren

einzelnenAnsätzenals im ganzen das durchden Abschlußfest-
gestellteErgebnis der Kassenbücherwiedergeben.

69628.
(1) Die Staatshaushaltsrechnungenwerden in der Regel

für ein volles Kalenderjahr abgelegt.
(2) Die Rechnungsablegungüber die Ausführung von

Bauten und andere einmalige Herstellungen, Anschaffungen
und Unternehmungen, über welcheselbständigeRechnungen
abzulegensind, erfolgt nach Eintritt der Vollendung.

G) Ausnahmen von den Bestimmungenin Absatz1 und 2
können von den zuständigenMinisterien mit Zustimmung der
Oberrechnungskammerzugelassenwerden.

() Fürden Fall, daß eine Kassen=oder Sach=(Natu-
ralien-) Verwaltungim Laufe des Rechnungsjahresentweder
neu errichtet wird oder gänzlich aufhört, sind Rechnungen,
welche den Zeitraum von der Errichtung der Kassen=oder
Sach= (Naturalien-) Verwaltung bis zum Schlussedes Jahres
beziehentlichvon Anfang des Fahresbis zur uflösungder
Kasseumfassen,abzulegen,ohne daß es deshalb einer beson-
deren Genehmigungbedarf.

8 29.

Der Abschluß der hassenbicherfür das Rechnungsjahr
hat bei den Einzelkassen(Spezialkassen),soweit nicht ausnahms-
weiseunter besonderenUmständen von dem zuständigenMini-
terium im Einvernehmenmit der Oberrechnungskammerund

dem Finanzministerium ein anderer Zeitpunkt nachgelassen
177
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wird, spätestens am 31. Januar des dem Rechnungsjahre
folgenden Jahres, bei der Finanzhauptkasseals Zentralkasse
aber spätestens3 Wochen nach dem Eingange der letzten An-
zeige über die Ergebnissedes Abschlussesder Einzelkassen
(Spezialkassen)(G30) oder falls etwa die Kassenbücherüber
die der Finanzhauptkassezur speziellenVertretung überwiesenen
Kapitel des ordentlichen Staatshaushalts-Etats noch später
abgeschlossenwerden sollten, spätestens3 Wochen nach dem
AbschlussedieserKassenbücherzu erfolgen.

g 30.

Die Einzelkassen(Spezialkassen)haben,soweit nicht zwischen
den auständigenMinisterien und der öberrechnungskammerandere Vereinbarungengetroffenworden sind, jedesmal binnen
14 Tagen nach dem für den Abschluß ihrer Kassenbücherfest-
gesetztenZeitpunkte (5 29) auf Grund diesesBücherabschlusses
der Finanzhauptkasseals Zentralkasse summarischden Betrag
ihrer Isteinnahme, Einnahmereste, Istausgabe und Ausgabe-
reste anzuzeigen (Schlußabrechnungen). Diese Bestimmung
findet auf die Staatsschuldenkassehinsichtlichdes Rechnungs-
werks über die Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden
keine Anwendung.

831.
Bei keiner Kasse dürfen nach erfolgtem Abschlusseder

Kassenbücher(§ 29) noch Einnahmen oder Ausgaben für Rech-
nung des abgelaufenenJahres gebuchtwerden.

l 32.

(1) Sind Einnahmen oder Ausgaben an einer falschen
Stelle verrechnet worden, so ist die Verwechselungin den
Kassenbüchernauszugleichen.

(2) Sind die Kassenbücherbereits abgeschlossen,so unter-
bleibt die Ausgleichung, es seidenn, daß bei der Verwechselung
übertragbare (& 8 Absatz3) Ausgabemittel oder solche Ein-
nahmen beteiligt sind, deren Verwendung auf bestimmteZwecke
beschränktist.

g 33.

Der Rechenschaftsbericht(& 98 der Verfassungsurkunde)

wirdden Ständen von der Regierung zur Entlastung vor-

gelegt.
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(1) In den den Ständen mitzuteilenden Rechenschafts-

bericht sind außer den Nachweisenüber die Ausführung des

Staatshaushalts-Etats neben einer Darstellung der Vermögens-
lage des Staates in der betreffendenFinanzperiode noch auf-
zunehmen: 4

1. eine SummarischeUbersicht der beweglichenBestände bei
den Einzelkassen(Spezialkassen),Betriebsanstalten usw.,
ingleichen der Gebrauchsgegenständeund Dienststücke
(Mobiliar und Inventar) sowie des unbeweglichenVer-
mögens der gesamtenStaatsverwaltung,
eine Bilanz des Reinvermögens (Nettovermögens)des
Staates an Kassenbeständen,Außenständenund Vorräten

(Naturalvorräten,,
eine Ubersicht der Staats= und Finanzhauptkassen-
Schulden,
eine Übersichtder staatlichenBestände (Fonds) zu be-
stimmten Zweckensowie
eine Zusammenstellung der nach § 11 Absatz2 und 4

diesesGesetzesnicht eingezogenenoder erstattetenBeträge.
(2) Die für die Staatseisenbahnverwaltung bestehenden

besonderenBestimmungen werden durch dieseVorschriftennicht
berührt.

6s35.

Dieses Gesetztritt mit dem 1. Januar 1905 in Kraft;
mit seinerAusführung ist Unser Finanzministerium beauftragt.

Urkundlich habenWir diesesGesetzeigenhändigvollzogen
und Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Gegebenzu Bad Ems, den 1. Juli 1904.

Georg.

(L. S.) Dr. Wilhelm Rüger.

S. 298.



262 Anlage 5. Die Oberlansitz.

Anlage 5.

Die Oberlausitz.
Bezüglich der Rückwirkungder Verfassungvom 4. Sep-

tember 1831 auf die Partikularverfassung der Oberlausitz ist
zu vergleichen:

Urkunde, die durch Anwendung der Verfassungdes Königreichs Sachsen auf die Oberlausitz be-

dingte odification der Partikular = Verfassung
dieser Provinz betreffend; vom 17ten November 1834.

Sammlung der Gesetzeund Verordnungen für das K. Sachsen
vom Jahr 1834. 91. S. 482—539.

Druck von Breitkopf & Härtel in Leipzig.




